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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 100. Sitzung 
vom 5. Feber und der 101 .  Sitzung vom 
6. Feber 1 974 sind in der Kanzlei aufgelegen 
und unbeanstandet geblieben. 

K r a n k gemetdet sind der Herr Abgeord
nete Melter und der Herr Abgeordnete Anton 
Schlager. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Die 1 .  Anfrage ist die des Herrn 
Abgeordneten Dr. Pelikan (OVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. Für den Herrn IBundeslmnzler 
wird diese Frage der Herr Staatssekretär Dok
tor Veselsky be·antworten. 

t383/M 
Bis wann ist mit der Vorlage des EDV-Be

richtes für 1973 zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Auf Ihre Frage ,antworte ich in Vertretung des 
Herrn Bundeskanzlers: 

Der Bericht wird noch in der HeI1bstsession 
des Nationalrates vorgelegt werden, also Ende 
März 1974. 

. Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Herr Staatssekre
tär! Ich .darf 'Zunächst feststellen, daß auch 
der Bericht .für das Jahr 1 972 dem Hause noch 
nicht vorliegt, daß daher das Par.lament über 
eine politisch sehr relevante Angelegenheit 
wie die Verwendung der elektronischen Daten
verarbeitungsanlagen im Burrdesbereich über 
zwei Jahre hindurch keinen Aufschluß bekom
men hat. 

Nun hat im Bereich des ,Bundeskanzleramtes 
der Herr Bundeskanzler zwei Sonderverträge 
zu Beginn des vergangenen Jiahres mit Be
amten abgeschlossen, SonderverträJge mit 
einem Gehalt von über 20.000 S, also annä
hemd das Anfangs:gehalt eines Sektionschefs. 
Es handelt sich um Leute, die im Alter von 
knapp 30 Jahren stehen. 

Wieso, Herr Staatssekretär, kommt es zu 
einer so späten Vorlage von Berichten über 
die Tätigkeit der 'Bundesregierung, wenn Sie 
so qualifizierte Beamte e�gens für die Pro
jektierung im Bereich der Elektronischen 
Datenverarbeitung angestellt haben? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. VeseIsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Es muß sich bei Ihnen 
um einen Irrtum handeln, denn der EDV -Be
richt des Jahres 1972, den Sie als nicht vorlie
gend bezeichnet haben, ist hier. Sie kennen 
ihn; er wurde im Haus behandelt. Also han
delt es sich um den EDV-Bericht des Jahres 
1 973. Dieser Bericht ist nunmehr 'arm 
22. Februar im EDV""Subkomitee bereits be
handelt worden. Es ist für März die Behanid
lung im Koordinations'komitee vOI1gesehen. 
Der Bericht wird dann dem Ministerrat zuge
leitet und geht damit an dias Hohe Haus. 
Von einer Verzögerung kann also hier keine 
Rede sein. 

Was die Beschäftigung von ,zwei, wie Sie 
meinen, ihochdotierten Sondervertragsbedien
steten anlangt, so wurde diese Beschäftigung 
vom EDV-SUlbkomitee empfohlen, auch von 
den dort vertretenen Experten, die von den 
Klubs entsendet wurden. Wir lliegen damit 
auf der Linie der Empfehlungen von fachlicher 
Seite. Es sind zwei Herren anstelle einer vor
gesehenen Anzahl von dreien eingesetzt. Von 
den beiden hat einer gekündigt. Wir haben 
,also auf diesem Gebiet eine Unterootierung. 

Was den Plan .anlangt, so ist es unsere 
Absicht, aus diesem EDV-Bericht nun den 
nächsten Schritt zu einer Vorlage - EDV
Planung im Bundesbereich - zu machen. Dazu 
ist aber erforderlich, daß die Informationen 
über die einzelnen Projekte entsprechend 
evaluiert werden,. und es ist Aufigabe gerade 
dieser von Ihnen genannten Experten, uns 
dabei behilflich zu sein. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Herr Staats
sekretär! Selbstverständlich meinte ich den 
Bericht 1913. Mit den ,,1Jwei Jahren" ha'be ich 
die Tatsache gemeint, daß, wenn sich die Sache 
noch weiter verzögert, wir auch über ·das Jahr 
1974 nicht Bescheid in diesem Hause werden 
wissen können. 

Was aber die Bestellung der heiden Sonder
vertragsbediensteten anlangt, so möchte ich 
doch bezweifeln, ob das EDV""Subkomitee für 
den Abschluß derartiger Sonderverträge tat
sächlich zuständig ist. Soweit ich informiert 
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Dr. Pelikan 
bin, werden diese Sonderverträge vom Herrn 
Bundeskanzler unter,z�idmet. Zur Aufllellung 
der wahren Hintergründe möchte ich doch 'be
merken, daß beide Herren von einem selhr 
renommierten Betriebsberaturugshüro für ihre 
Aufgabe, nämlich für die EDV -P�anull'g, f.ür 
den höheren Dienst in diesem Bereich, a'ls 
nicht qualifiziert erachtet wurden, und zwar 

. einesteils weil sie keine entsprechende Vor-
bildung auf diesem Gebiet hatten. Ein Herr 
soll zum Beispiel lediglich mit der Erstellung 
einer Kundenkartei für die Mi:lchverwertungs
Aktiengesellschaft in Frankfurt beauftragt ·ge
wesen sein; das ist eine Auf,gabe, die ihn 
zweifelsohne nicht �ür tden höheren Daten
verarbeitungsdienst im Bundeskanzleramt 
prädestiniert. Ahgesehen davon waren die 
Gehraltswünsche wesentlich niedriger, als sie 
dann tatsächlich im Sondervertrag enthalten 
waren. 

Nun aber konkret die Fra.ge, nachdem ich 
mir erlaubt habe, hier einige Aufhellungen 
darzulegen: Bis wann wird mit der Erstel:lung 
eines EDV-Planes IZU rechnen sein? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich 'muß feststellen, daß 
nicht von mir gesagt wurde, das EDV -Sub
komitee habe die Sonderverträge abgesch.los
sen, sondern das EDV-Subkomitee, in dem 
auch ein Herr rhrer Fraktion als Experte mit
arbeitet, hat empf.ohlen, sOilche Verträge ab
zuschließen. Die Verträge wurden von den 
zuständi'gen Organen sodann abgeschlossen. 
(Abg. Dr. S c  h w i m m e r: Fachleute!) Es hat 
sich um Fachleute gehandelt. Ich weise es 
auf das entschiedenste zurück, daß Experten, 
die als solche fachlich anerkannt werden, hier 
im Hause diffamiert werden! (Beifall bei der 
spo. - Abg. Dr. K 0 h 1 m ai er: Man wird 
ja noch fragen dürfen!) Ich kann Ihnen sagen, 
daß sie fachlich anerkannt werden. Und wenn 
Sie das Gegenteil Ibehaupten, dann können 
Sie es tun. A!ber ich würde Ihnen empfehlen: 
Bitte das nicht hier im Hause zu tunl (Abg. 
DI. K 0 h 1 m a i e r: Wo denn, Herr Staats
sekretär?) Es gilbt andere Mög'lichkeiten, über 
fadlliche Qualifikationen zu diskutieren. Es 
hat der Betroffene nicht die Möglichkeit, siCh 
ZlU rechtferUgen. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Un
erhörte Arroganz! Wir werden uns vorschrei
ben lassen, was wir im Parlament zur Sprache 
bringen dürfen!) 

Meine Herren! Ich darf sagen, daß heide 
Herren ein Doktorat besitzen, eine abgeschlos
sene HochschuLbildung .und auf dem Gebiete 
der EDV eine Speziaiaushilduilig haben und 
daß beide Herren eine langjährige Erfiahrung 
auf diesem Gebiet besitzen. Beide Herren WUT-

den tatsächUch von einem Betriebs'beratungs
büro in den Kreis der Auszuwählenden mit
einlbezogen. Uber die Beurteilung möChte iCh 
hier nichts sagen. Es würde 'mich aber inter
essieren, wie Sie davon Kenntnis erlangt 
ha!ben. (Heiterkeit bei der OVP. - Zwischen
rufe bei der OVP.) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß der 
mir durch Beschluß der Bundesregierung bei
gegebene EDV-Berater Direktor Dr. Yak sich 
persönlich in diesen Evaluierungsprozeß ein
schaltete, beide Herren testete und als voll
ständig .geeignet dem Bundeskanzleramt 
empfahl. Von einer Nichteignung kann, glaube 
ich, keine Rede sein. Ich bitte nochm.als, hier 
nicht disqualifizierend über jemanden zu ur
teilen. Ich bitte darum, denn es lliegt kein 
Grund dazu vor. 

Der EDV -Plan, der von uns angestrebt wird, 
ist ein SChritt ins Neuland. Mit diesem Schritt 
hoffen wir im Herbst so weit zu sein, daß 
wir dann dem Parlament den Bericht vorlegen 
k;önnen. 

Präsident: Anfrage 2 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Stix (FPO) an den Herrn Bundeskanzler. 
AuCh diese Anfrage wird der Herr 'Staoats
sekretär Ur. Veselsky beantworten. 

1385/M 

Sind Sie bereit, das große Interesse der über
wiegenden Zahl der Frauen und Mütter an einer 
TeilzeitbesdJ.äftigung zum Anlaß zu nehmen, zu 
dieser - audJ. familienpolitisdJ. sehr b edeut
samen - Frage eine Enquete einzuberufen? 

Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Die Frage der Teilzeit
beschäftigung wirft eine vielschichtige Pro
blematik auf. Zunächst eine familienpolitisChe 
Problematik, ·aber darüber hinaus auch eine 
arbeitsmarktpolitische Problematik, eine öko
nomische Prolblematik. Nun hat es dazu !bereits 
im Beirat für Wirtscha:fts- und Sozi'a,uragen 
vor Jahren Diskussionen und Untersuchungen 
-gegeben mit einem niCht sehr befriedigenden 
Ergebnis, weil man nicht von Haus ·aus sagen 
konnte, ob die Einführung der Teilzeit
besChäftigung dem Arbeitsmarkt mehr 
Arbeitskräfte zuf,ülhren wiro. Es war nicht 
leicht, das zu sagen, weil auch die gegenteilige 
Erwartung mitzui.i:berlegen war, daß vielleicht 
viele, die heute ganztags in Beschäftigung 
stehen, dann nur mehr halbtägig zur Arbeit 
gehen werden. 

In diesem Lichte hat das Bun'd.esministerium 
für soziale Verwaltung die Landesarbeitsämter 
und die Arbeitsämter .angewiesen, die notwen
digen Erhebungen bei den Betrieben durch
zuführen, um damit praktism -feststellen zu 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 101

www.parlament.gv.at



10006 Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 

Staatssekretär Dr. Veselsky 

können, ob seitens der Wirtschaft ein Inter- sie zu positiven Ergebnissen kommen sollten, 
esse ,für Teilzeitarbeit besteht und in welchem auch für den öffentlichen Dienst von großem 
Umfan.g es vorhanden ist. Interesse sind. 

. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Erhelbung 
in 2lwei bis drei Monaten abges<hlossen sein 
wird. Nach �bschluß dieser Erhebung soll eine 
Enquete zu dieser Frage beim Bundesministe
rium für soziale Verwaltung einberufen wer
den. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Verehrter Herr 
Staatssekret�r! Uber die �amilienpo1itische 
Seite der Frage wäre ich an sich darauf vor
bereitet Igewesen mit der Frau Staatssekretär 
Elfriede Karl zu sprechen. 'Sie haben nun - in 
dankens,werter Weise - die al'lbeitsmarktpoli
tische Seite dargelegt. 

Durch jüngste Meinungsbefragungen ist er
härtet, daß die überwiegende Mehrzahl der 
Frauen die Möglichkeit wünscht, TeHzeit
beschäftigungsvemältnisse einzugehen. Es ist 
damit ein Standpunkt erhärtet worden, der 
speziell auch von freiheitlicher Arbeitnehmer
seite seit vielen J,ahren vertreten wurde. 

Zu der von Ihnen genannten Enquete würde 
mich jetzt als zweites interessieren: Wird sich 
diese Enquete nur mit arbeitsmarktpolitischen 
Fragen beschäftigen, oder wird diese Enquete 
auch die famiHenpolitischen Aspekte der Teil
zeitbeschäfUgung der Frauen miteinlbeziehen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Vielschichtigkeit des 
Problemkreises wird es rats·am erscheinen las
sen - und die mir 'Zugänglichen Informatio
nen deuten darauf hin -, daß das Problem 
als Ganzes bei der Enquete behandelt wer
den soll. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Man hört immer wie
der, daß es Schwierigkeiten mit Bestrebungen 
gibt, die Teilzeitbeschäftigung für Frauen auch 
im öffentlichen Dienst Platz greifen zu lassen. 
Herr Staatssekretär! Wie ist die Einstellung 
der Bundesregierung zu dieser Frage? Wird 
man ,bereit sein, TeilzeitJbeschäftigungsarbeits
plätze auch im öffentlichen Dienst zu schaffen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Frage ist in ihrem 
Gesamtzusammenhang zu sehen. Es ist tat

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier (OVP) an den Herrn Bundes
kianzler. 

1384/M 

Wann werden Sie das in Ihrer Rundfunkrede 
am 12. Jänner 1974 angekündigte Institut zur 
Information der Staatsbürger einrkhten? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord
neter! Ich habe nicht nur am 12. Jänner 1974, 
sondern auch am 24. Jänner 1974 im National
rat folgendes mitgeteilt - gestatten Sie mir, 
daß ich aus dieser Rede zitiere -: 

Es "wird die Gründung eines Instituts für 
staatsbürgerliche Information überlIegt, in dem 
neben dem Bund Repräsentanten der Publi
zistik, der �unst, Wissenschaft und Bildung 
sowie anderer interessierter Gruppen der Be
völkerung vertreten sein sollen. Die Rechts
form, Zusammensetzung sowie Abgrenzung 
des Aufgaben'bereiches des Instituts werden 
derzeit von den zuständi'gen SteHen geprüft, 
wobei diesem Institut vollständige Unabhän
gigkeit gewährleistet sein soll." 

Auf die Frage, wann dieses Institut einge
richtet werden' soll, möchte ich Ihnen, Herr 
Abgeordneter Dr. Kohlmaier, mittei,len, daß 
der Verfassungsdienst gegenwärtig ,an dieser 
Frage arbeitet und daß ich informative Ge
spräche mit verschiedenen Seiten 'geführt habe, 
wie ein solches Institut aussehen könnte. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes
kanzlerl Die Ausführungen, die Sie im Parla
ment vor allem zu dieser Frage gemacht haben, 
sind mir bekannt. Sie haben allerdings bei 
diesem Rundfounkinterview etwas ausführ
licher Stellung genommen, und dabei sind 
neue Gesichtspunkte 'Zutage getreten. 

Vor ,allem möchte ich aber auf eine Äuße
rung Ihres Landesparteiobmannes Sebastian 
Bezug nehmen, der laut "Sozialistischer Kor
respondenz" vom 15. Februar ausgeführt hat, 
daß die Mitglieder und Funktionäre der Sozia
listischen Partei überfordert seien, wenn ihnen 
allein 'Überlassen blei!be, für die Information 
der Offentlichkeit über die Regierungsarbeit 
der Partei zu sorgen; es sollte eine Institu
tion geschaffen werden, die diese Aufgabe 
wenigstens �um Teil übernimmt. 

sächlich so, daß ein Arbeitskrä:ftemangel Wenn ich nun, Herr Bundeskanzler, diese 
- auf Frauen bezogen - sich auch im äffent- Äußerung eines Landesparteivorsitzenden zur 
lichen Dienst ·bemerkbar macht und daß daher Kenntnis nehme und mich etwa daran erin
derartige Untersuchungen, insbesondere falls nere, daß Ihre bisherige größte Informations-
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Dr. Kohlmaier 

aktion, nämlich das Plakat "Die Mehrwert
steuer ist keine Mehrsteuer" , die Bevölkerung 
in rein politischem Sinn und unzutreffend in
formiert hat, muß ich ,Sie fragen: 

Beabsichtigen Sie nicht mit dieser Institu
tion das zu tun, was Herr Landesparteiohmann 
Sebasti.an gefordert hat, nämlich eine Ent
lastung der Funktionäre und Mitglieder der 
Sozialistischen Partei? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord
neter Dr. Kohlmaier! Es geht hier um die 
Frage, inwieweit eine staatsbürgerliche Infor
mation so betrieben werden kann, daß sie 
von j eglichem Propagandachiarakter freigehal
ten wird. Eine politische Partei ist ·dazu nicht 
verpflichtet. Eine politische Partei kann ihre 
Offentlichkeits·arbeit so gestalten, daß sie -ihre 
Gesichtspunkte der Offentlichkeit vermittelt. 
Um nun zu vermeiden, daß es s ich hier um 
eine einseiHge Information handelt, und wei
ters zu vermeiden, daß diese Information von 
der Regierung, der eine politische Partei sozu
sagen die Grundla'ge abgLbt, manipuliert wird, 
sollte ein Institut geschaffen werden, in dem 
es ausreichende Garantien dafür gibt, daß 
diese Information nicht einseiti'g ist. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes
kanzler! Insbesondere Threm Radiointerview 
entnehme ich, daß auch öffentliche Mittel für 
ein solches ·tnformationsinstrument zur Ver
fügung gestellt werden sollen. Ich muß Sie 
daran erinnern, daß die Frage,. inwieweit 
öffentliche Mittel für die Information der Bun
desregierung zur VeI1fü,gung gestellt werden 
soHen oder nicht, ja nicht neu ist, sondern daß 
Sie dazu schon ·einmal einen sehr

' 
klaren 

Standpunkt bezogen ha'ben. In der Zeit, Herr 
Bundeskanzler, als Sie noch sehr viele gute 
Vorsätze hatten, haben Sie am 21. April 1910 
hier im Hohen Haus erklärt, daß Sie jene 
Budgetansätze, die ,für Informationsmittel vor
gesehen waren, der Forschungsförderung zu
führen werden. 

Angesichts der Tatsache, d·aß wir derzeit 
an einer RundfuIlikreform ,arbeiten oder dar
über diskutieren, die InformationstäHgkeit des 
Rundf.unks - soweit das noch mögUch ist -
zu verbessern, daß wir .Üiber Medienkonrzepte 
und Presseförderung dislkutieren, daß auch die 
Ministerien und Dienststellen se�bst die Mög
lichkeit haben - ich erinnere etwa an die 
"Steuerfibeln" -, im Service für die Staats
bÜI'ger das alles zu 'leisten, frage ich Sie, Herr 
Bundeskanzler: Sind ,Sie -bereit, die Mittel, die 
Sie für ein solches Institut, d as ü:h für uber
flüssig halte, ausgeben wollen, auch der For-

schungsförderung zuzuführen, so wie Sie es 
seinerzeit im Jahre 1970 hier dem Hohen 
Hause angekündi'gt haben? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zur Steuer der 
Wahrheit muß ich feststellen, daß die Bundes
regierung, die im Jahre 1910 ihr Amt angetre
ten hat, -in d em von der früheren Regierung 
Klaus übernommenen Budget größere Beträge 
eingesetzt gefunden hat, die für diese Tätig
keit reserviert waren. Der Herr Bundeskanzler 
Klaus hat meiner Erinnerung nach in einem 
Presseprozeß erklärt, daß er glaube, daß unge
fähr 40 Millionen Schilling für diese Aufklä
rungstätigkeit reserviert waren. (Abg. Doktor 
K e i m e  1: 17 Millionen!) Ja, ·aber insgesamt 
40 Millionen verwendet wurnen! Die Regie
rung, die unter meinem Vorsitz steht, hat 
in der Tat, Herr Abgeordneter, die hiefür 
vorgesehenen und nicht ver/brauchten Mittel 
des Budgets 1910 der Wissens ch'aft .und der 
Förderung der Forschung zur Verfügung ge
stellt. (Beifall bei der SPO.) Das läßt sich 
jederzeit nachweisen. 

Was dieses Institut betrifft, so soll - ich 
wiederhole es noch einmal - sein Zweck 
darin bestehen zu vermeiden, daß staatliche 
AUfklärungs·at-beit mit politischer Propaganda 
veI1IDengt wird. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Ich wann mir daher vorstellen, daß man 
vorsichHgerweise abwarten sollte, welche Ge
spräche Ziwischen den Parteien stattfinden 
werden, ehe man sich festlegt, um dann umso 
schwerer von der Fest!legung abzukommen. 
(Heiterkeit bei der OVP.) 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Sandmeier (OVP) an den Herrn Bund€smini
ster für Finanzen. 

140SIM 

Werden Sie dem Nationalrat eine Vorlage auf 
Befreiung des Ofenheizöls von der Bundes
mineralölsteuer zuleiten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch.: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneterl Es 'besteht 
keine Absicht, eine solche Regierungsvorlage 
einzubringen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Sandmeier: Die Heizölpreise 
sind während der Z€it der sozialistischen Re
gierung enorm gestiegen. Die so entstandene 
Belastung, insbesondere für die kleinen Ein
kommensbezieher, ist dadurch unerträglich ge
worden. 
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Sandmeier 
Herr Bundesministerl Wenn Sie schon nicht 

bereit sind, diesen 'kleinen Einkommensbezie
hern dadurch entgegenzukommen, daß ISie auf 
die Bundesmineralölsteuer verzichten, sind 
Sie dann wenigstens bereit, so wie das Aus
land Ihnen ,das :bereits vorexeDZiert \hat, diesen 
kleinen ,Einkommensbezie'hern einen Heizzu
schlag zu 'geben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Zunächst darf ich daran 
erinnern, daß 'f,ür Ofen'heizöl wie für alle 
Brennstoffe der hal'be Mehnwertsteuersatz von 
8 Prozent gilt und daß die Bundesmineralöl
steuer unverändert seit dem Ja!hr 1967 mit 
30 Groschen je Liter, also einem Fb(1betrag, 
vorgeschrieben ist. Die Folge davon Iwar, daß 
die Steuerbelastung um ein Drittel, nämlich 
von 33 Prozent auf 23 ,Prozent, zurückgegan
gen ist (Zwischenrufe); sie ist in den letzten 
14 Monaten, Herr A:bgeordneter, seit dem 
1. Jänner 1973, um ein Drittel zurückgegangen. 

Es hat eine Verteuerung gegeben, sehr ge
ehrter Herr Abgeordneter . .A!ber Sie rwissen 
ebensogut wie die gesamte Uffentlichkeit, .daß 
es außerhal:b Osterreichs, in den erdölprodu
zierenden Ländern zu einige Hundert Prozent 
umfassenden Rohölverteuerungen gekommen 
ist, daß !hier Preisanpassungen unvermeidlich 
waren; ganz abgesehen davon, daß unsere 
Zahlungslbilanz mit sieben Milliarden Mehr
ausgaIben für dieselbe Menge importierten 
Erdöls !belastet sein wird, daß man alber bei 
der ,Preiserstellung ganz 'bewußt den sozialen 
Aspekt 'beachtet hat und das Ofen'heizöl viell 
weniger eIihöht hat, als sich das rein linear 
ergeben 'hätte. 

Was die Abgeltung .tür Rentner 'betrifft, so 
ist ja für die nicht nur das Problem des 
teuren Ofenheizö'ls gegeben gewesen, son
dern auch jenes der Verteuerung der festen 
Brennstoffe - Kohle, Koks, Holz -, und 
das war der Anlaß, warum zum 1. Jänner 1974 
eine Ihöihere Anpassung, und zwar eine um 
etwa 25 Prozent höhere Anpassung der Ren
ten erfolgte, als dies nach ·den 'bisherigen 
Grundsätzen sonst der Fall gewesen !Wäre, und 
zusätzlich eine !Weitere Anpassung von drei 
Prozent zum 1. Juli ,dieses Jahres und kom
menden Jahres eintreten wird. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundesmini
ster! Wenn Sie eine Berechnung, was den 
Rentnern und Pensionisten letztlich von den 
10,3 Prozent letztlich veDblieben ist, aufstellen, 
dann werden Sie daraufkommen, daß das so 
minimal ist, daß man sich waIhrhaitig hier nicht 
zu 'brüsten brauchte, daß man den Rentnern 
und Pensionisten ein zusätzliches Entgelt 
gegeben hat. 

Herr Bundesminister I Sie sind nicht nur Ge
winner aus der sogenannten Energiekrise, da 
Sie von den erhöhten Treibstoffpreisen mehr 
Mehrwertsteuer Jkassieren, Sie sind auch Ge
winner der Inflation, indem Sie von den durch 
die Inflation bedingten !höheren Löhnen auch 
mehr Lohnsteuer einkassieren. 

Sind Sie zumindest bereit, Herr Bundes
minister, von der zuviel kassierten Lohnsteuer, 
die aus der Inflation stammt, wenigstens einen 
Teil zum 1. Juli 1974 zurückzugeben'? 

Präsident: Herr Kollege! Die Frage ist aber 
mit der Fra:ge zum Ofenheizöl nicht zu ver
-binden. (Abg. S a n  d m  e i e  r: Ich weiß, daß 
der Herr Präsident keine Freude hat, ich 
werde die Frage aber trotzdem stellen!) Und 
ich muß Ihnen sagen, Herr Kollege, zu der 
Frage, die hier steht, 'braucht sie nicht .zuge
lassen zu werden. Sie fragen hier: "Werden 
Sie dem Nationalrat eine Vorlage auf Befrei
ung des Ofenheizöls von der Bundesmineral
ölsteuer ,zuleiten'?" Herr Abgeordneter! Sie 
wissen, daß eine Zusat1lfrage in direktem Zu
sammenhang mit dieser Erstfrage zu stehen 
Ihat. (Abg. S a n  d me i e I: Die steh t  im Zu
sammenhang, Herr Präsident, schon deswegen, 
weil die Belastung . .  .I) Herr Kollege! Fragen 
Sie zur Ofenihei:zölsachel Die ist nicht zuge
lassen! 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Eine Feststellun'g wird 
.dadurch nicht richtiger, daß man sie lWieder
·holt. Eine ganze Reihe von Berechnungen und 
Studien hat ergeIben, daß der Saldo aus der 
Inflation Ibei den öffentlichen Haushalten und 
damit ,beim BundeshauS/halt ein Verlust sein 
muß. Warum? Weil große Ausgabenblöc:ke 
dynamisiert :werden und die anderen von den 
Teuerungen getroffen werden, während nur 
ein wesentlich .kleinerer Anteil der Einnahmen 
sozusagen Nutzen aus ,dieser Entwicklung 
zieht, daher ist der Saldo einer Inflation ein 
Verlust. 

.A!ber im Ülbrigen, sehr ·geehrter Herr Abge
ordneter, verweise ich Sie hinsichtJlich 'beider 
Fragen darauf, daß Ihr KlubOlbmann noch vor 
wenigen Wochen er:klärt ,hat, das Budget 
müsse geändert werden, weil die ,Einnahmen 
zu Ihoch geschätzt seien. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Zeillinger (FPO) an den Herrn Bundesmini
ster. 

1412/M 

Warum wurde der Austausdl der bisher im 
Umlauf befindlidlen silbernen Zehn-Sdlilling
Münze smon zu ·einem Zeitpunkt angekündigt, zu 
dem nom keinerlei Vorbereitung für die Aus 
gabe der geplanten Ersatzmünze getroffen war? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich 'ha!be den Austausch 
der seit langem geplanten neuenMünzen zu 
jenem Zeitpunkt angekündigt, zu dem die letz
ten Details der Ausgabemodalitäten mit den 
Vertretern der Automateninha'ber zur Sprache 
kommen und damit unvermeidbar in die 
Offentlichkeit gehen mußten. 

Was die Vorbereitung der Umstellung im 
einzelnen anbelangt, so wurde diese seit der 
Umstellung der 5-S-:SiLbermünzen im Jahr,e 
1969 in allen wichtigen Punkten vonbereitet. 
Es 'Wurde bezüglich der Aus.waJhl der Legie
rung, der Gestaltung der Münze, der Sicher
steIlung großer Mengen an Rohmaterial, fer
ner hinsichtlich aller anderen technischen Fra
gen alles Nötige veranlaßt. Außerdem war im 
Hinblick. darauf bereits im Vorjahr das 
Scheidemünzengesetz dahin gehend novelliert 
worden, daß auch die Ausgabe einer 10"S
Nichtedelmetallmünze möglich 'Wurde und der 
Zeitpunkt lediglich durch eine Verordnung 
festzusetzen ist. Daraus ergibt sich eindeutig, 
daß die Ankündigung des Austausches der 
bIsher in Umlauf 'befindlichen 1 0-S..,Münzen r.zu 
einem Zeitpunkt erfolgt ist, 7:u dem die Vor
!bereitungen für die Ausgabe der geplanten 
Ersatzmünzen bereits getroffen waren - unter 
Berücksichtigung des dann noch immer ver
blei1benden unvermeidlichen Zeitablaufes. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini
ster! Die Antwort ist natürlich nicht Ibefriedi
gend, denn 'Wann Sie es verlautbart haben, 
das wissen wir, das weiß die österreichische 
,Bevölkerung aus den Zeitungen. Alber Sie 
haben die Einziehung der alten 10-S--Münzen 
zu einem Zeitpunkt verlautbart, -zu dem Sie 
keineswegs für die Ausgabe 'genügend vOI1be
reitet waren. Die Banken waren nicht vorbe
reitet. Sie bekommen heute in ganz Osterreich 
auf Ikeiner Bank mehr Kleingeld. Die National
bank versagt vollkommen. Die Banken sind 
nicht mehr in der Lage, die BevÖilkerung zu 
versorgen, und hunderttausend Automatenbe
sit'Zer - das sind kleine Leute - erleiden in 
diesen Monaten durch die Ungeschicklich.keit 
der Bundesregierung Schäden, die in die Hun
derte Millionen gehen. 

Da gtbt es nicht, wie ibei der vorigen Frage, 
eine Ausrede auf die Araber, sondern das ist 
einfach eine mangelnde Vorbereitung der an
geblich bestvol1bereiteten Regierung Oster
reichs. 

Meine Frage: Da diese Verluste, die in die 
Hunderte -MiUionen ge'hen und die kleine 

Automatenbesitzer .betreffen, ausschließlich 
durch das Verschulden dieser Bundesregierung 
entstanden sind - ich vergleiche etwa, wie 

man es wesentlich geschickter in anderen Län
dern, zum Beispiel in der Schweiz, gemacht 
'hat; .ich !halbe es mir dort angeschaut und 
würde Ihnen empfe'hlen, es sich auch dort 
anzusehen -: Weilchen Ausgleich werden Sie 
den Betroffenen bieten, um die Verluste aus
zugleichen, die durch das Verschulden dieser 
Regierung entstanden sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Wenn nicht 
die Notwendigkeit ·der Rücksichtnahme auf 
die Erfordernisse der Automateninhaber gege
ben gewesen wäre, hätte man das schlagartig 
machen können. Nur die Rücksichtnahme auf 
diese und daß das für sie funktionsgerecht 
ist, hat es überhaupt notwendig gemacht, diese 
Ankündigung, die damit verbunden ist, vor
zunehmen und dann einen insgesamt zwei
monatigen - höchstens zweimonatigen -
Fristenlauf in Kauf zu nehmen. Im Vergleich 
dazu dauerte 1 968 auf 1 969 die Umstellung 
der 5 .. S .. Münze auf nichtedie Metallmünze des 
gleichen Nominalw ertes doppelt so lange, und 
die Ankündigungen in anderen Ländern, wie 
etwa der Bundesrepublik Deutschland, aber 
ähnliches gilt für die Schweiz, ergeben eine 
viel läng,ere Anlaufzeit, nämlich von etwa 
neun bis :zehn Monaten. Das heißt, in keinem 
Land und in keinem der Fälle ist das in einer 
so kurzen Zeit möglich gewesen, und das auch 
wiederum nur deswegen, weil man eben mit 
den Automatenbesitzern Verhandlungen 
führte, um für ihre Zwecke die sachgerechteste 
Lösung zu finden. Wäre das nicht erforderlich, 
hätte man die Frist verkürzen können. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

AJbgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini
ster! Den Hinw.eis auf die Zeit der OVP
Regi,erung, daß es dort auch nicht besser g-e
klappt hat, ve-rsteh'e ich nicht, denn daß diese 
Reg!i'erung es nicht besser macht als di-e 
OVP, ·hat mittlerweile der letzte Osterreicher 
erkannt. 

Der Hinweis auf andere Länder geht völlig 
daneben. Denn in Deutschland 'bekommen Sie 
heute, obwohllbekannt ist, daß die Silbermün
zen eingestellt werden - ich war vorige 
Woche drÜ!ben, um mich �u überzeugen -, 
auf jeder Bank und in jedem Geschäft no� 
Silbermünzen. Warum? Weil man genügend 
'bereitgestelilt hat beziehungsweise auf andere 
Münzen ausgewichen ist. Hingegen haben Sie, 
Herr Bundesminister, ja im heurigen Jahr he
reits die Prägung von 1 0-S"'Münzen eingestellt, 
ohne andere bereits vorbereitet zu ha;ben, und 
'Zum Unterschied von Deutschland und der 
Schweiz auch nicht -genügend 5-S�Münzen vor
'bereitet. Also ein völliges Versagen und über
haupt nicht vergleichbar mit der Lösung in 
anderen Staaten. 
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Zeillinger 
Meine Frage - da Sie audl der Chef der 

Tabakmonopolverwaltung sind und, wie wir 
hören, 'eine EI1höhung der Zi'garettenpreise pla
nen -: Da in ·den nächsten Tagen alle Zig·aret
tenautomaten umgestellt werden müssen, 
wenn die neuen Zehner kommen, werden Sie 
dafür Sor'ge tragen, daß, wenn Sie dann mit 
den neuen Tabaklpreisen kommen, diese Be
lastung die Trafikanten, die ja auch klleine 
Leute sind, nur einmal trifft, werden Sie also 
diese be1den Automatenumstellungen koordi
nieren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsd1.: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Es ist nidlt zutreffend, 
was die 5-S-'Münze und 10 ... g...Münze anbelangt. 
Es sind 10-S-Münzen mit Silbergehalt geprägt 
worden, und zwar verstär:kt, a1ber die sind ver
stäl1kt nidlt im VeIlkehr gehalten 'Worden. Er
satzweise wurden dann Ibesonders intensiv 
5-S-Münzen geprägt und audl entspr,edlend 
ausgegeben. Das 'Zu einem Teil Ihrer Frage. 

Und zum 7JWeiten: Die Umstellung der Auto
maten auf die .Münzen ist ein tedlnischer Vor
gang, die Anpassung an den Preis ist eine 
Sache des Wechselgeldes und der Preis'ge
staltung der in den Automaten enthaltenen 
Produkte, die keine technische Umstellung er
forderlich macht, sodaß es sich 'hier um zwei 
verschiedene Probleme 'handelt. 

Präsident: Anfrage 6 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Keimel (OVP) an den Herrn 'Minister. 

1408/M 

Wann werden Sie eine Verordnung heraus
geben. auf Grund derer die Zehn-Schilling
Silbermünzen "entsilbert" werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Die Verord
nung wird, nachdem mit den Automateninha
bern alle Details geklärt sind und eine auto
matengerechte Lösung gefunden ist, in den 
nächsten Tagen hinausgehen. Im Anschluß 
daran wird die 'Ausgabe d·er neuen lO-S-Mün
zen auf Nickel-Kupfer-Basis erfolgen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. KeimeI: Ich nehme auf 
Grund I-hrer Antwort zur Kenntnis, daß heute 
nom völlige Unklarheit darüber besteht. Denn 
zur Anfrage des Abgeordneten Zeillinger 
haben Sie etwas anderes erklärt: es wäre eine 
Absprache mit den Automatenbesitzern ge
pflogen und eine Vereinbarung erzielt worden. 
Jetzt stellen Sie fest, daß das nicht der Fall 
ist. 

. Sie haben offensimtlidl ganz bewußt die 
Namridlt von der "Entsilberung" am 12. Feber 
in die Welt gesetzt - ganz bewußt in die 

Welt gesetzt, der Ministerrat und die gesamte 
Regierung haben davon gewußt I Jetzt frage 
idl mim: Wollten Sie hier die Meinung oder 
ein 'bestimmtes Vellhalten der Bevölkerung 
manipulieren? Wollten Sie dadurch vielleicht 
stabilisierend wirken, so wie es seinerzeit 
schon 'bei der verfehlten Smillingau:frwertung 
war? 

Meine Frage lautet also ganz konlkret: Herr 
Minister, was wolHen Sie mit dieser lancier
ten Vorankündigung verschleiern oder errei
dlen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsd1.: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sie hCl!ben meine Antwort 
mißverstanden. Mit den Automatenbesitzern 
ist Ubereinstimmung erzielt worden. Ich 'halbe 
gesagt: " ... nachdem mit den Automateninha-
Ibern .. .... Das ist zeitlich hintereinander; 
"nachdem" (heißt. daß· das schon a!bgeschlossen 
ist. Ich 'glaube, hier liegt ein Mißverständnis 
vor. Es wäre sonst nimt möglich, eine Verord
nung Ihinauszugeben. Das ist das erste. 

Das zweite: Die Ankündigung erfolgte in 
dem Zeitpunikt, 'Wo mit den Interessenvertre
tungen Gespräche über die letzten Details auf
zunehmen waren. Damit ging das in die Offent
lichkeit. Ich war der Meinung, daß es richtiger 
sei, das vom zuständigen Ressortminister zu 
erfragen, als ülber Dritte dieselbe Information 
zu Ibekommen. Damit ist in kürzester Frist 
alles vorgesorgt. 

Idl darf Ihnen nur 'Zum Vergleich noch ein
mal sagen, wie sich das im Jahre 1968 albge
spielt hat. Die Ankündigung erfolgte am 
5. September, die Verordnung kam am 5. De
zember, also drei Monate später, heraus, wäh
rend sie jetzt 'bei uns einen Monat später er
folgt, das Ganze also in einem Drittel der Zeit 
abgewickelt rwurde .. Die AusgCilbe erfolgte am 
15. Jänner, also nach viereinha1b Monaten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. KeimeI: Ganz abgesehen 
von den Terminen, die Sie genannt haben, 
steht fest, daß es damals keine Misere gegeben 
hat. Es waren genügend 5-S-Münzen -im Um
lauf. Der Presse und audl Ihrer Erklärung 
von vorhin entnehme ich, daß Sie, als die 
Misere für die Bevölkerung unerträglim 
wurde - man konnte durch Zurückhalten der 
höherwertigen 10�S.,Mün'Zen, der Silbermün
zen, vielleimt -aum durch das Einschmelzen, 
keine Telephonautomaten mehr benützen; auch 
andere Automaten nicht -, Silbermünzen wei� 
ter hätten prägen lassen. Idl entnahm der 
Presse - und das haben Sie auch erklärt -, 
Sie hätten für die weitere Versorgung Vor
sorge getroffen. 
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Dr. Keimel 

In der Zeitspanne zwischen Ihrer unverant
wortlichen Vorankündigung bis zu dem Zeit
punkt, wo wirklich umgestellt wird, entsteht 
eine unverantwortliche Verschleuderung von 
Staatsvermögen, da ja die Nachprägung auf 
j eden Fall dem Staat mehr kostet, als die 
Silberzehner wert sind. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister : Wie 
viele 1 0-S-Silbermünzen haben Sie nach Ihrer 
Ankündigung am 1 2. Feber noch nachprägen 
lassen und damit Volksvermögen verschleu
dert? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Ich Ihalte es aus wirt
schafts-, stabilitäts- und beschäd'tigungspoliti
schen Gründen für ausgeschlossen, Preiserhö
hungen in bestimmten Bereichen, gleichgültig 
auf welche Ursachen diese zurückzuführen 
sind - die konkreten sind auf die Erdölver
teuerungen in den aralbischen Ländern zurück
zuführen -, im Rahmen des Umsatzsteuer
'gesetzes durch eine A!bsenkun:g des Steuer
satzes auszugleichen oder zu mildern. Die 
schwierigen Probleme, die gegell'wärtig auf 
dem Erdölsektor bestehen, Ikönnen durch eine 
solche Maßnaihme nicht bes eiUgt werden. Eine 
solche Politik 'wäre auch im HiIlJblick auf den 

Bundesminister Dr. Androsch: Zunächst muß Staatshaushalt nicht 'zu vertreten. 

ich diese Anschuldigung zurückweisen. Erstens 
einmal ist es nicht unverantwortlich, wenn 
man mit den betroffenen Automatenbesitzern 
Gespräche führt, weil sie, wie die Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Zeillinger zeigt, ein 
vitales Interesse daran haben. Ich weise daher 
den Vorwurf der Unverantwortlichkeit wegen 
Führ.ung dieser Gespräche zurück. (Beifall bei 
der SPO.) 

Zum zweiten, sehr 'geehrter Herr A!bgeord
neter, kann man eine Münzausgabe nicht mit 
kommerziellen Gesichtspunkten, die Sie an
wenden, handJhaJben; dazu sind Münzsachen, 
BaIllksachen und Geldsachen viel ,zu heikeL 
Das hat etwa dazu geftührt, daß im Jahre 1 968 
monatelang der Snbefi�ünfer weitergeprägt 
wurde, ohwohl die Kosten weit über dem 
Nominalwert von 5 S rwaren, Ibis man dann 
diese Umstellung vorgenommen hat. 

Wir haben auch jetzt die Sillberpreisentwick
lung abgewartet, weil man die Münzpolitik 
nicht nach Schwankungen nur der Rohstoff
preise vornehmen kann, sondern dann, wenn 
sich ein Strukturprolblem ergibt. Das ,hat sich 
leider ergeben; der SHberpreis ist 8iben 50 

gestiegen, und es 'besteht keine Chance, daß 
er 50 weit zurückgeht, daß man hätte Ibei der 
1 0-S ... Münze rbleiben können; da'für wäre ich 
bereit 'gewesen, einen Münrzpräg-ungsverlust 
für einige Zeit in Kauf zu nehmen, Ibis sich 
die Situation geändert hat. Das war nicht der 
Fall und ist nicht der Fall. Daher ist die Um
stellung im kürzestmöglichen Zeitpunkt er
folgt. 

Präsident: Anfrage 7 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Frauscher (OVP) an den Herrn Bundes
minister. 

1407!M 

Sind Sie bereit, auf die abermaligen Mehr
einnahmen aus der Mehrwertsteuer zu verzich
ten, die sich auf Grund der neuerlichen Treib
stoffverteuerungen ergeben? 

Präsident: Bitte, Herr Mini,ster. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Frauscher: Herr Bundes
minister! Ihre Antwort würde ich gelten fas
sen, wenn es sich um normale Preiserhöhun
gen handelte. In diesem Fall ist das etwas 
anderes, und ich muß sagen, daß mich Ihre 
Antwort deshallb in keiner Weise befriedigt. 
Sie :kommt mir nicht überraschend, denn ich 
herbe ja überhaupt den EindruCk, daß Sie sich 
die Sache sehr leicht machen und bei Ihrer 
ganzen Budgetpolitik nach dem Prinzip vor
gehen, daß sich die Einnathmen nach den Aus
gaben richten müssen und daß das Prinzip 
der Sparsamkeit nicht mehr gilt, daß man 
eigentlich trachten muß, mit gege'benen Ein
nahmen die Ausgaben zu bewältigen. 

Es ist seinerzeit mit allen Mitteln der Pro
paganda, von der Schallplatte Ibis ,zum Groß
flächenplakat, verkündet worden, daß die 
Mehrwertsteuer keine Mehrsteuer sein soll. 
Nun seihen wir, daß allein :beim Liter Super
benzin die Einnahmen des Herrn Finanzmini
sters 90 Groschen Ibetragen, wogegen nach 
dem alten Umsatzsteuersystem fruher 1 1  Gro
schen hereingekommen sind. Das ist mehr als 
das Achtfache und auch wesentlich mehr, als 
sich ergeben würde, wenn jetrzt noch das alte 
Umsatzsteuerrecht gelten würoe. Ihre Mehr
einnahmen halben damit allein aus der Treib
stoffpreiserhÖrhung bei der Mehrwertsteuer 
schon weit über 1 Milliarde Schilling erreicht. 
,Sie sel'her haben in Ihrer Budgetrede zugege
ben, daß Sie in diesem Jcrhr 54 Milliarden 
SChiUing Umsatzsteuer einnehmen, gegenüber 
49 Milliarden, die sich naCh dem alten Um
satzsteuersystem ergeIben würden, und haben 
damit j a  selbst 'Zugegeben, daß die Mehrwert
steuer eine echte Meihrsteuer geworden ist. 
Hunderttausende Autofahrer halben 'gegen Ihre 
Vorgangsweise protestiert, wenn ich nur auf 
die 1 56.000 Unterschrilften verweisen darf, die 
vom O.A:MTC innerhabb kürzester Zeit ge
sammelt worden sind. (Abg. Z e i  1 1  i n g e r: 
Frage!) 
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Ich möchte Sie daher konkret fragen: Wie 
rechtfertigen Sie (Ruf bei der SPO: Wo ist die 
Frage?) - der Zwischenruf ist ein bis-ser! zu 
spät! -, wie rechtfertigen Sie Ihre Vorgangs
weise, insbesondere auch im Hinblick auf die 
enorme AuswiIikung auf den Preisindex? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zunächst darf ich darauf 
verweisen, -daß man die Umstellung des alten 
Umsatzsteuersystems auf das neue ,Mehrrwert
steuersystem wogegen Sie gestimmt 
haben - als Ganzes sehen muß (Abg. K e r n: 
Gegen den Satz, nicht gegen das System!) -
ich stelle das Faktum .fest : wogegen Sie ge
stimmt haben -, als Ganzes s�hen muß mit 
allen Aspekten, und zwar Aspekten, daß 
die . . .  (Abg. K e r n: Bleiben Sie bei der 
Wahrheitl) Herr A'bgeordneter Kern! Die 

Wahrheit ist, daß Sie da-gegen gestimmt haben. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. K e r n: Gegen 
den Steuersatz!) Sie ha'ben in zweiter und 
dritter Lesung gegen das ganze Gesetrz ge
stimmt. Das ist die WahI1heitl (Zwischenruf 
des Abg. G 1 a s e  r.) Herr Albgeordneter Gla
serl Die Wahrheit ist, daß Sie in zweiter und 
dritter Lesung, in beiden Lesungen, dagegen 
gestimmt halben. (Beifall bei der SPO.) 

Die Umstellung ist also als Ganzes zu sehen 
mit ihren Ermäßigungseffekten, wo die Be
lastung gesunken ist, und mit ihren Bela
stungserhöhungseffekten. Zu letzteren gehört 
ohne Zweifel die Frage des Treibstoffes. Aller
dings -wird bei Ihren Berechnungen übersehen, 
daß es zum Unterschied vom alten Umsatz
steuersystem den VorsteueraJbrzug gibt, das 
heißt, daß sich die eingekaufte Umsatzsteuer 
nicht als Kostenbestandteil weiterwälzt, son
dern abgezogen wird und aufkommensneutral 
ist. 

Abgeordneter Dr. Frauscher: Herr Bundes
ministerl Sie halben angeführt, daß wir gegen 
die Mehl1Wertsteuer gestimmt 'haben. Ich will 
ja von Ihnen nicht erwarten, daß Sie unsere 
Begründung auch dazusagen, möchte alber  der 
Ordnung ha�ber schon feststellen, daß wir 
gegen das System als solches nichts hatten, 
wahl aber gegen den Zeitpunkt der Einfüh
rung und gegen den erhöhten Me'hrwertsteuer
satz. Deshalb haben wir dagegen gestimmt. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Daß die Unternehmungen einen Vorsteuer
abzug haben, Herr Finanzminister, das wissen 
unsere Experten auch. A:ber wenn Sie heute 
wieder - wie im Henbst �bei der Anfrage 
meines Kollegen Glaser - ausführen, daß Sie 
von den Mehreinnahmen j a nur sehr wenig 
behalten, iWeil ;der Großteil durch den Vor
steuerabzug verlorengeht, auf der anderen 
Seite aber darauf hinweisen, daß der Bund 
selbst auch Mehrausgaben für Trei'bstoffe beim 
Bundesheer, Bahn und Post und so weiter zu 
tätigen hat und daß sich hier Auswirkungen 
im Besoldungssystem er-geben, dann muß ich 
darauf hinweisen, daß seinerzeit Ibei der ersten 
Treibstoffpreiserlhöhung von I1hnen selbst fest
gestellt 'Wurde, daß die Auswinkung auf den 
Index 0,55 Prozent sei. Nehmen wir an, daß 
die Auswirkung insgesamt 1 Prozent 'beträgt, 
dann ist das bei 50 MHliarden Personalauf
wand eine Auswirlkung im Besoldungssystem 
von 500 Millionen Schilling. Sie stellen sich 
ein sehr schlechtes Zeugnis aus, wenn Sie 
auf der einen Seite 400 IMillionen noch herein
Ibekommen, auf der anderen Seite 500 Millio
nen Schilling ausgeben müssen. (Abg. Doktor 
F i s  e h e  r: Da können Sie nicht addieren!) 
Da hätten Sie sehr wohl unserer Forderung 
Rechnung tragen können, den Melhrwertsteuer
sa 1Jz -zu ermäß.igen. 

Ich möchte aber noch eine andere Frage 
stellen, und zwar im Zusammenhang mit der 
Aussage des Gewerkschaftsbundes, der sich 

Wir werden im heurigen Jahr Treilbstoff- für eine Beschränkung der Handelss:pannen 
umsätze von 26 Milliarden Schilling ha�ben, ausgesprochen hat, weil seiner Meinung nach 
einschließlich der Verteuerungen. Das wird die Händler auf Grund der gestiegenen Roh
brutto, wenn man die 16 Prozent, das sind stofiikosten in den Genuß ungerechtferUgter 
1 3,7 Prozent von oben, rechnet, 3,6 Milliarden Extraprofite kämen, da die Spannen der Händ
Schilling ausmachen. Allerdings gehen 7lWei ler j a als fixer Prozentsatz allif den Einstands
Drittel davon in der Unternelhmersphäre unter, preis aufgeschlagen wer-den. Nun ist die Mehr
sind also aufkommensunwiI'ksam, sodaß etwa wertsteuer ebenfalls eine Steuer, die als fixer 
1 ,2 ,Milliarden veI1blei'ben. Von diesen 1 ,2 Mi,l- Prozentsatz auf den Preis aufgeschlagen wird. 
Harden gehen etwa 400 Millionen Schilling Das ist aber ein echter Profit des Finanzmini
auf die Preiserhöhungen sowohl im November sters. Während die Firmen i'hre prozentuellen 
wie jetzt zurüCk. Von diesen etwa 400 Mil- Handelsspannen verkleinern sollen, wollen Sie 
lionen hat der Bund einen Anteil von 70 Pro- Ihre Spanne trot'Z Mehreinna'hmen in MHliar
zent, das sind rund 280 ,Millionen ; die anderen denhöhe beibehalten. 
30 Prozent, aufgeteilt nach 18 und 12 Prozent, 
sind Einnahmen der Länder und Gemeinden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Ich frage Sie deshalb : Hat der Gewerk
schaftsbund auch Ibei Ihnen angefragt oder ist 
er vorstellig geworden, daß die infolge der 
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gestiegenen Rohstoffk.osten zusätzlichen Mehr
einnahmen aus dies

'
er Steuer als ungerecht

ferti-gter Extraprofit verringert oder als fixer 
Betrag ,berechnet werden sollen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Die Grund
sätze habe ich. Ihnen schon gesagt. Der Unter
schied ist offenbar der, daß es Ihnen darum 
geht, die Privateinkommen einiger zu erhö
hen, und wir dafür sind, daß die öffentlichen 
Haushalte in Ordnung s,ind und daß das ver
mieden wird, was im Jahre 1 969 eingetreten 
ist, daß man Zuschläge für Lohn-, Einkommen-, 
Vermögen- und Körperschaftsteuer, al,so neue 
Steuern einführt, weil die Staatsfinanzen nicht 
in Ordnung sind. (Beifall bei der SPtJ. - An
haltende Zwischenrufe bei der OVP.) 

Bundesministerium für Auswärtige Ange
legenheiten 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Dr. Heinz Fischer (SPO) an den Herrn Bundes
minister für Auswär,ti,ge Angeleg,enheiten. 

1442/M 
Wie viele von der chilenischen Militärdiktatur 

verfolgte Personen haben insg,esamt in der 
österreichischen Botschaft in Santiago Aufnahme 
gefunden? 

(Weitere anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident: Ich würde bitten, ein wenig ruhi
ger zu sein, Herr Abgeordneter Glaser. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Kirchschläger: Herr Abgeordneterl 
Durch die österreichische Botschaft in Santiago 
wurde als Folge der politischen Verfolgungen 
durch die chilenische Militärdiktatur 1 13 Per
sonen Asyl gewährt. Von diesen 1 13 Personen 
wurden 68 in die österreichische Botschaft auf
genommen. Wir haben, da in der Botschaft 
keine weitere 'Möglichkeit mehr :war, weitere 
Flüchtlinge aufzunehmen, j ene beiden Staaten, 
für die wir die Schutzmachtfunktion in Chile 
ausüben, das sind Ungarn und Bulgarien, ge
beten, deren Botschaftsgebäude für eine solche 
Asylgewährung zur Vepfügung zu stellen. Das 
wurde von den heiden Regierungen genelh
mi-gt, und wir haben daraufhin auch in der 
ungarischen und in der 'bulgarischen Botschaft 
24 beziehungsweise 21 Asylwerbern Schutz 
gegeben. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Herr Bun
desminister! Wenn in einem Land Dinge pas
sieren wie in Chile, wenn also ein demokra
tisches System so zerschl a,gen wird, dann 
nimmt die Weltöffentlich!keit im ersten Augen
blick. natürlich staI1ken Anteil an solchen Ereig-

nissen . .A:ber es beste'ht natürlich di·e Gefahr -
und .das hahen wir nicht nur bei Chile ge
sehen -, daß nach einiger Zeit das Interesse 
der Offentlichtkeit .zurückgeht, daß man von 
NormalisJ.erung spricht, auch in ,anderen Län
dern Wlar es so, obwohl die Verhältniss,e nach 
wi'e vor aUes andere a-ls normal .g,ind. Damit ist 
aber auch verbunden, daß die Gefährdung der 
Leute, die in diesem Land noch im Asy,l einer 
Botschaft leben oder von ,dem betreffenden 
Regime verhaftet 'Wurden, steigt. Es ist daher 
notwendig, die Weltöffentlichkeit permanent 
auf diese Dinge aufmerksam zu machen. 

KonkIlet ,er,gibt skh :die Frage - da mehr als 
1 1 3 Personen in der österreichischen Botschaft 
direkt oder indirekt Aufnahme gefunden 
haben -: Sind jetzt noch Personen dort und 
ist die Gewälhr gegeben, daß man diese Per
sonen in Sicherheit :bringen kann, beziehungs
weise was ,wir.d in weiterer Folge mit diesen 
Personen gesche'hen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Wir ge
währen gegenwärtig noch Personen sowohl 
auf der österreichischen als auch a.uf der bul
garischen Botschaft Asyl. Ich bitte um Ver
ständnis, daß ich im Interesse dieser Personen 
die Zahl hier nicht öffentlich nennen möchte. 
Wir sind bemüht, für diese Personen den 
saldo conducto, die Ausreisegenehmigung aus 
Chile, zu 'erreichen, und wir ha.:ben uns s elbs.t
verständlich bereit erklärt, diese Personen in 
Osterreich aufzunehmen. Ich erwarte, daß wir 
in einer angemessenen Zeit alle Flüchtlinge 
auf irgendwelchen Wegen, die sich heute 
vielleicht noch gar nicht völlig absehen lassen, 
wirklich in Sicherheit br,ingen können. 

Was den ersten Aspekt Ihrer Frage betrifft, 
Herr Abgeordneter, so möchte ich darauf 
sagen: Es ist richtig, die Welt vergißt sehr 
schnell, und es sind auch den Staaten, den 
Regierungen irgendwelche Grenzen gese1Jzt in 
der Einflußnahme 'auf die ,innere Situation in 
einem anderen Staat, auch wenn man diese 
vö'lli g  verneint. Es wird hier stärker die Auf
gabe gesellschaoftlicher Kräfte sein, das Be
wußtsein über begangenes Unrecht in anderen 
Ländern in den Menschen wachzuhalten. Das, 
was eine Regierung tun kann und was vor 
aUem die österreichische Re.gierung in diesem 
Fall und in vielen anderen Fällen in der Ver
gangenheit getan ha.t, ist, immer wieder zu 
versuchen, humanitär zu helfen, das heißt, 
auch. wenn keine völkerrechtliche Legitima
tion besteht, für die Linderung des Schicksals 
einzelner Menschen einzutreten oder sich für 
ihre Ausreise einzusetzen und so dem einzel
nen Hilfe zu geben. 
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Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Herr Bun
desministerl Durchaus im Bewußtsein der 
Grenzen, die einem Land gesetlZt sind in bezug 
auf die Einwirkung auf Vorgänge in einem 
anderen Land, aber andererseits :bezugneh
mend audl auf I'hre Bereitschaft, humanitäre 
HiLfe zu leisten, möchte ich eine ganz konkrete 
Fttage anschneiden: Amnesty International ,i·st 
an eine Reihe - wie ich annehme - öster
reichischer Abgeordneter herengetr·eten, Ihat 
sie aufmerksam gemacht und gebeten um Be
obachtung der Tatsache, daß der Erziehungs
minister der früheren chilenischen Regierung, 
Anilbal Palma, nicht nur verhaftet wurde, son
dern sidl ohne Rechtsbeistand in akuter per
sönlicher Gefahr einer allfälligen Hinrichtung 
oder j edenfalls eines Verfahrens ohne Mög
Qichikeit entsprechender Verteidigung 'befindet. 

G äbe es eine Möglichkeit, Herr Bundes
minister, auch die chilenische Regierung er
kennen zu lassen, daß, wenn man Regierungs
mitglieder, die sich nichts anderes zuschulden 
kommen haben lassen, als daß sie einem 
demokratisch �gewä,hlten Präsidenten gedient 
haben, einfach - man kann es ja nicht anders 
nennen - liquidieren oder jedenfalls den 
unmenschlichsten Behandlungen unterziehen 
würde, die Dffentlichlkeit anderer Länder das 
sehr wohl Ibeobachten und unter den gegebe
nen Umständen auch reagieren würde? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab
geordneter! Ich halte es für die Pflicht einer 
Regierung, 'gerade dann, rwenn sie ein Inter
esse an vernünftigen Beziehungen mit einem 
anderen Staat hat, eine andere Regierung dar
auf aufmerksam zu machen, daß solche Be
ziehungen in der eigenen Offentlichkeit, auch 
im eigenen Panlament, keine Deckung finden 
und nicht -gebilligt würden, wenn zum Beispiel 
Personen wie Unterrichtsminister Palma nur 
deswegen verfolgt werden, weil sie in Er
füllung ihrer demokratischen Rechte und 
Pflichten gehandelt haben. 

Ich 'bin gerne bereit, auch in diesem kon
kreten Fall - und ich glaube, es handelt sich 
ja nicht nur um Unterrichtsminister Palma, 
sondern auch um einige andere Fälle, um die 
wir uns große Sorgen machen - die chile
nische Regierung unsere Haltung und die 
HaUung weiter Kreise der österreichischen 
Dffentlichkeit wissen zu lassen. 

Präsident: Anfrage 9 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Broesigke (FPO) an den Herrn Bundes
minister. 

1443/M 
Welches Ergebnis haben jene Gespräche er

bracht, die anläßlich des Besuches des Außen
ministers der BundesrepubIik Deutschland be
züglich noch offener Entschädigungsfragen (Bad 
Kreuznacher-Gmundner Abkommen) geführt 
wurden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab
geordneter! Bei dem Besuch des Außenmini
sters der Bundesrepublilk Deutschland 'Wurde 
sowohl vom Herrn Bundesminister für Finan
zen als auch von mir der deutsche Gast auf 
die noch offenen Entschädigungsforderungen 
hingewiesen. Wir haben dieses Pro'blem ein
gehend Ibesprochen. 

Außenminister 'Scheel hat sich von sich aus 
nicht bereit erklären 'können, in offilZielle Ver
handlungen über dieses Problem einzutreten. 
Er hat, so wie ich das seiner.zeit auch schon 
hier im Hohen Hause gesagt halbe, darüber 
lhinaus auch die Meinung vertreten, daß es 
vorerst notwendig sein wird, das österreichi
sche Konzept der Entschädigungsforderungen 
völlig klar und eindeutig darzulegen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes
minister! In dem Ausschuß zur Regelung der 
noch offenen Entschädigungsfragen wird 
immer die Meinung vertreten, daß zuerst ge
klärt 'werden müßte, welche Beträge von der 
Bundesrepublik Deutschland zu erwarten sind, 
Ibevor ein Entschädigungskonzept von öster
reichischer Seite erstellt werden kann. Auf 
der anderen Seite haben Sie uns jetzt den 
Standpunkt des Außenministers der Bundes
repU!blik Deutschland mitgeteilt, der ja in die 
entg;egenges etzte Richtung ,geht. 

Ich dal1f Sie also fragen, ob :bei diesen Be
sprechungen der Herr IBundesminister für 
Finanzen darauf verwiesen hat, daß tür die 
Erstellung eines österreichischen Entschädi
gungskonzeptes nach seinem Standpunkt zu
mindest eine VOrlklärung erforderlich ist, 
welche Leistungen unter Umständen von der 
Bundesrepwbliik noch zu erwarten sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Es wurde 
bei diesen Gesprächen davon gesprochen, daß 
es vielleicht nützlich sein werde, wenn die 
beiden Finanzminister, also der Finanzminister 
der Republik Osterreich und der Finanzmini
ster der Bundesrepublik Deutschland, infor
melle Kontakte über diese Frage pflegen, be
vor zu Verhandlungen geschritten wird. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
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Abg,eordneter Dr. Broesigke: Wurde für nicht über die fünfte Nachmittagsstunde hin
diese informellen Kontakte ein Zeitplan in aus, verlegen. 
Aussicht genommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Nicht mit 
dem Bundesminister des Auswärtigen der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den AnfragesteHern übermittelt. Diese An
fragebeantwortungen wurden auch verviel
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

. Ich gebe bekannt, daß die Regierungsvor
lage : Ubereinkommen über die Schiffahrt auf 
dem Bodensee ( 1014  der Beilagen) , eingelangt 
ist. Ich werde diese Regierungsvorlage gemäß 
§ 41 Abs. 4 der Geschäftsordnung in der 
nächsten Sit�ung zuweisen. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage : Straß
burger Abkommen über die internationale 
Patentklassifikation samt Internationaler Pa
tentklassifikation ( 1004 der Beilagen) , weise 
ich dem Handelsausschuß zu. 

Ferner weise ich den Bericht über die soziale 
Lage 1972 (III- 120 der Beilagen) dem Ausschuß 
für soziale Verwaltung und 

das Ersuchen des Bezirksgerichtes Salzburg 
um Zustimmung zur strafgerichtlichen Ver
folgung des Abgeordneten zum Nationalrat 
Karl Glaser wegen Ubertretung des § 431 StG 
(Verkehrsunfall) sowie 

das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes Wien 
um Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfol
gung des Abgeordneten zum Nationalrat Fritz 
Marsch wegen Dbertretung gegen die Sicher
heit der Ehre dem Immunitätsausschuß zu. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge
kommen, gemäß § 73 des Geschäftsordnungs
gesetzes über die in der heutigen Sitzung 
eingebrachte Anfrage der Abgeordneten Dok
tor Mock und Genossen an den Bundesminister 
für Finanzen betreffend Lohn- und Einkom
mensteuersenkung eine Debatte abzuführen. 
Das bedeutet, diese Anfrage als dringlich zu 
behandeln. 

Da dieser Dringlichkeitsantrag von 20 Ab
geordneten unterstützt ist, ist ihm ohne wei
teres stattzugeben. 

Ich werde die Behandlung dieser dringlichen 
Anfrage an den Schluß der Sitzung, jedoch 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Da es sich bei Punkt 12 der heu
tigen Tagesordnung um einen Antrag eines 
Ausschusses gemäß § 1 9  der Geschäftsordnung 
handelt, lasse ich zunächst darüber abstimmen, 
ob über diesen Antrag unmittelbar in die 
zweite Lesung einzugehen ist oder ob er einem 
anderen Ausschuß zur neuerlichen Vorbera
tung zugewiesen werden soll. Nur wenn be
schlossen wird, unmittelbar in die zweite . 
Lesung einzugehen, kann der Antrag mit in 
die Verhandlungen einbezogen werden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihre 
Zustimmung geben, daß über den Antrag des 
Finanz- und Budgetausschusses betreffend den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bezügegesetz neuerlich geändert wird ( 1053 
der Beilagen) , unmittelbar in die zweite 
Lesung eingegangen wird, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom
men. 

Im Einvernehmen mit den Parteien schlage 
ich vor, die Debatte über die Punkte 6 und 7 
wie auch über die Punkte 1 1  und 12  der 
heutigen Tagesordnung jeweils unter einem 
abzuführen. Falls dieser Vorschlag angenom
men wird, werden zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben; sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abgeführt. Die Abstimmung erfolgt 
selbstverständlich - wie immer in solchen 
Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zusam
menfassungen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. Die Debatte über die Punkte 
6 und 7 wie auch über die Punkte 1 1  und 12  
'wird daher j eweils unter einem abgeführt. 

1. Punkt: Erstattung eines Dreiervorschlages 
für die Ernennung eines Mitgliedes des Ver

fassungsgerichtshofes 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Erstattung 
eines Dreiervorschlages für die Ernennung 
eines Mitgliedes des Verfassungsgerichtshofes. 

Ich gebe bekannt, daß mir folgende Wahl
vorschläge hiezu vorliegen : 

Als Wahlvonschlag des Klubs der soziali
stischen Abgeordneten und Bundesräte die 
Herren 

Ministerialrat Dr. Peter �essler, 

Professor Dr. Oswin Martinek und 

Rechtsanwalt Dr. Gustav Teicht. 
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Präsident 
Als Wahlvorschlag des Klubs der Freiheit- stimmen, ob Sie im Sinne der bisherigen 

lichen Partei Osterreichs die Rechtsanwälte Pl'axi's vorgehen wollen oder ab Sie diesem 

Dr. Heinrich Orator, 

Dr. Peter Wrabetz ,und 

Dr. Heinrich Gussenbauer. 

D er Herr Abgeordnete Peter me1det sich 
zur Geschäftsordnung. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Ich beantrage, über die Erstattung eines 
Dreiervorschlages für die Ernennung eines 
MitgJiedes des Verfassungsgerichtshofes eine 
Debatte durch'Zufülhren, und ersuche die beiden 
anderen Fraktionen, diesem Antrag zuzustim
men.  

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag auf Durchführung einer Debatte ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dok
tor Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren l Die 
Fr,aoge der Besetzung der offenen Sitze beim 
Verfassung,sgerichtshof hat in der Vergangen
heit schon wiederholt das Hohe Haus .be
schäftigt. Während Ibis zum vorletzten Male 
immer ein gemein.samer Wahlvorschlag von 
OVP und SPO erstattet wurde, der auf einem 
alten Proporzülbereinkommen beruhte, ist es 
beim letzten Mal zu ·einer KiampfaJbstimmung 
über diese Frage gekommen, nachdem die 
Besetzung mehr als ein Jahr hinausge'Zögert 
worden .war. 

-Bekanntlich sind .für je drei Mitglieder die 
Vorschlä'ge vom Nationalrat und vom Bundes
rat zu erstatten. Es war :bis zum vorletzten 
Male so, daß ein Verlhältnis 2 :  1 zwischen 
OVP und SPO bestanld, und zwar 2 OVP und 
1 SPO beim Bundesrat und umgekehrt beim 
Natiorralrat. 

Wir haben diesen Proporz niemals ,für rich
Hg gehalten und sind stets der Meinung ge
wesen, daß er mit der Idee und dem Sinn des 
Verfassungsgerichtshofes nicht vereinbar ist. 
(Beifall bei der FPO.) 

Wir haben stets auch die Meinung ver
treten, daß einer politischen Grupp.e, die seit 
25 Jahren in diesem Hohen Haus als Fraktion 
vertreten ist, das Recht zustehen muß, zu
minldest ein Mitglied des VeIif'assungsgericht'S
hafes namhaft zu machen. (Neuerlicher Beifall 
bei der FPO.j Weil wir der Meinung sind, 
daß dieses moralische Recht besteht, können 
wir Ihnen nicht ersparen, heute darüber a,bzu-

Anspruch do·ch entsprechen wollen. 

Wir geben uns natürlich keinen Illusionen 
hin, aber Sie werd,en sich ausdrücklich dekla
rieren müssen, umsomehr, als in der Ver
gangenheit sehr viel davon die Rede war, 
wie man die BesetzuDJgSlJIlodalitäten ver
b es'sern könnte, welche Änderungen man bei 
diesem Gesetz vornehmen könnte, lauter 
Dinge, über die es in der le�ten Zeit selhr 
still geworden ist. 

Wenn wir Ihnen also heute einen Vorschlag 
mIt drei Namen : Dr. Orator, Dr. Wra:betz und 
Dr. Gusserrbauer, unterbreiten, drei Anwälte, 
die �eifel1os die Qualität haben, Richter des 
Ver-fiassungsgerichtsohofes zu sein, wollen wir 
keinesweg s in ,eine Wertung einzelner Per
sonen eintreten. Das ist nicht unsere Absicht. 
Un.sere Absicht ist a'her wohl, darauf hinzu
weisen, daß die bisherige Methode, der auch 
der heute eingebrachte Vor,schlag entspricht, 
eine ungerechte und - wie wir meinen -
auch eine undemdkratisch·e Methode is't. (Bei
fall bei der FPO.) 

Wir wissen sehr 'Wohl in Anlbetr,acht des 
eingebracht-en Vorschlages, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der SoziaUstischen 
Partei, nicht bereit sind, hier irgendeine Än
derung der bisherigen Haltung vorzunehmen. 

Es ergeht diber wohl die Frage an Sie, meine 
Damen und Henen von der Os,terreichischen 
VoLkspartei, ob Sie wirklich der Meinung 
sind, daß es 'gut ist, wenn Sie hier dem. 
sozialistischen Vorschlag zustimmen mit  dem 
EDgeibnis, daß nun alle drei vom Nationalrat 
namhaft gemachten Richter auf Grund eines 
Vorschlages d er SoziaHsHschen Partei ernannt 
werden. Denn das ist nun der dritte Vorschllag 
der SoziaUstischen Partei hier im Nationalrat. 
Ich darf daran erinnern, daß der Bun'dßSpartei
obmann d-er Osterreichischen Volkspartei in 
der Debatte des Nationalrates vom 14. Feber 
1973 ausdrücklidl folgenides ges'agt hat - ich 
daI1f Z'itieren -: 

"Ich bedaure, daß Sie von drei vom Par
lament vorzuschlagenden Verfassungsge
ridltslhofmitgliedern, ohne mit der Wimper zu 
zucken, für sich in Anspruch nehmen, alle 
drei Vorschläg,e zu erstatten, und in Iohrer 
Sadldis'kussion noch den Eindruck 'erwecken, 
als befinden wir uns hier auf dem Boden eines 
modernen Demokratieverständnisses ... 

Nun darf ich fra'gen: W'as ist denn jetzt 
ander:s geworden? Wo ist denn heute das 
mo'derne DemokratieverstänldnIs? Etwa des
wegen, weil es im Bundesrat d�nn so gehen 
soll wie bis'her? Dann sind die Probleme nicht 
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Dr. Broesigke 
mehr da? Dann können -auf einmal drei Mit- treffen, ist nicht nur eine Entscheidung tiber 
glieder, die der Nationalrat vorschlägt, von einen Vorschlag und eine 'Entscheidung über 
der So,ziaIistischen Partei nominiert werden ! eine Person, sondern es ist darüber hinaus 

Und noch ein zweites : Ich darf wieder den 
Bundespar.teiobmann der OVP zitieren. Er 
saJgte damals : 

"Wenn wir uns 'bei unserem Vorschlag nicht 
auf einen Vertreter ir-gendeines bestehenden 
Gerichtshofes konzentriert haben, sondern auf 
einen selbständigen und unabhängigen Rechts
anwalt, so des'halrb, weil die Bun'desregierung 
bei den acht Mitglieidern, die S'ie nominiert, 
ohnehin eingeschränkt i-st auf den Kreis von 
Richtern, VerwaltuIlJgs\beamten und Pro
.fessoren. Wir glauhen, daß auch das se�b
ständige Element in unserer Gesellschaft, 
-wenn es die VOTa'ussetl,mngen und die Quali
fikation für ein Mitglied des Verfassungs
g-erichtshafes besitzt, bei solchen Nominierun
gen berücksichtitgt weriden soll." 

So hieß es damals. Es war damals ein Sitz 
zu be,setzen, der Ifruher nicht von einem 
R:echts-anwalt eingenommen wurde. Diesmal 
scheidet wegen Erreichung der Altersgrenrze 
der Rechtsanwalt Dr. Josef Korn aus dem Ver
fassungsgerichtshof 'aus. Der Vorschlag hat 
a-ber ,an erster Stelle nicht einen Rechtsanwalt, 
sondern er hat einen Verwaltungs'beamten an 
erster SteLle. 

Ich frage Sie 'cl'alher: Was hat -sich an Ihren 
Erkenntnissen seit dem letzten Mal lgeändert? 
Was ist anders geworden seither? Ist das, 
wa-s der Herr Bundesparteiobmann Schleinzer 
damals 'gesagt hat, heute nicht mehr richtig? 
J etzt würde der Nationalrat für einen Rechts
anwalt -einen Verwaltungsbeamten nominie
ren. Und da wollen Sie zustimmen? 

Es ist daher, gl'au'be ich, wahl die FraJge 
berechtigt, wenn -sie auch für die Abstimmung 
nicht ausschlaggebend :sein mag, ob wirklich 
Verein'barungen über ein Albstimmen in ver
schiedenen Körperschaften - hier Nationalrat, 
dort Bundesrat - so von Bedeutung sind, daß 
das, was man vor einem Jahr gesagt hat, 
nicht mehr gilt, daß die Grundsätze uninter
ess'ant ,geworden sind, Idaß man dann ohne 
weiteres alle drei von der soziaHstischen Seite 
nominieren lassen kann, daß man ohne wei
teres den Rechts'aruwalt durch den Ver
waHungs'beaJffiten ersetzen kann, genau wis
sen'd, d aß die Bundesregierung keinen Frei
berufler nach der Verfassung ernennen kann, 
beziehungsweise dem Bundespräsidenten zur 
Ernennung vorschlagen kann, um das ge-nau 
zu formulieren. 

.Ich darf daher ,schon -an Sie, meine DaJffien 
unld Herren von der Osterreichischen Volks
par:tei, den Appell richten, sich das sehr -gut 
zu überlegen. Die Entscheidung, die Sie hier 

eine Entscheidung darüber, ab man das, was 
man noch vor einem Jahr laut verkündet hat, 
über Bord werfen �ann, nur wenn sich eine 
günstige oder e-ine scheinbar günstige G e
legenheit bietet. 

Ich darof zum Abschluß wiederholen : Wir 
FreLheitlichen sind der Meinung, daß eine in 
diesem Hause so lange vertretene Partei einen 
Anspruch hat, auch 'bei der NO'minierurug Be
rücksichUgung zu finden und ein Vorschlags
recht ·zu haben. Und 'aus diesem Grund haben 
wir in Kenntni-s der Umstände den eigenen 
Vorschlag eingebracht, um zu demonstrieren, 
daß wir an diesem unserem Recht fesl!halten. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur W a h 1. 

Gemäß § 67 Abs.  1 der Geschäftsordnung ist 
die Wahl der in einem Dreiervorschlag des 
Nationalrates für die Ernennung eines Mit
gliedes des Verfassungsgerichtshofes aufzu
nehmenden Personen mittels Stimmzettel vor
zunehmen und wird durdl unbedingte Mehr
heit der Stimmen entschieden. Ich bitte daher, 
folgenden Vorgang genau einzuhalten: 

Jedes Mitglied des Nationalrates hat in sei
ner Lade leere Stimmzettel mit dem Aufdruck 
"Nationalrat". Der vom Klub der sozialisti
schen Abgeordneten und Bundesräte einge
reichte Wahlvorschlag erhält die Bezeichnung 
.. 1 .. · .  

Ich bitte daher j ene Mitglieder des National
rates, die diesem Wahlvorschlag, lautend auf 
Ministerialrat Dr. Peter Fessler, Professor 
Dr. Oswin Martinek und Rechtsanwalt Doktor 
Gustav Teicht, zustimmen, auf den Stimm
zettel "I" zu schreiben. 

Der Wahlvorschlag des Klubs der Freiheit
lichen Partei Osterreichs erhält die Bezeich
nung "U". Jene Mitglieder des Nationalrates, 
die dem Wahlvorschlag, lautend auf die 
Rechtsanwälte Dr. Heinrich Orator, Dr. Peter 
Wrabetz und Dr. Heinrich Gussenbauer, zu
stimmen, mögen daher auf den Stimmzettel 
"U" schreiben. Im Zweifelsfalle, Hohes Haus, 
würden auch arabische Ziffern als gültig ge
wertet werden. 

Ich bitte, die Stimmzettel sogleich auszu
füllen. Beamte des Hauses werden sie sofort 
einsammeln. Ich bitte, mit dem Eins,ammeln zu 
beginnen. (Beamte des Hauses sammeln die 
Stimmzettel ein.) 

Die Stimmena!bgabe ist !beendet. 

688 
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Präsident 

Ich bitte die Schriftführer und die zuständi
gen Beamten des Hauses, gemeinsam das Er
gebnis zu ermitteln. Zu diesem Zweck unter
hreche ich die Sitzung für einige Minuten. 

DJ,e Sitzung 'ist u n t e  r b ir 0 c h e n. 

Die Sitzung wird auf einige Minuten unter
brochen. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf und gebe folgendes Wahl
ergebnis bekannt: 

Abgegebene Stimmen 159. Hievon leer und 
daher ungültig 1 .  Die unbedingte Mehrheit 
beträgt 80. 

Auf den Wahlvorschlag . .  I" entfallen 1 49 
Stimmen. Auf den Wahlvorschlag "nu ent
fallen 9 Stimmen. 

Somit ist der Wahlvorschlag , ,1", lautend 
auf Ministerialrat Dr. Peter Fessler, Professor 
Dr. Oswin Martinek und Rechtsanwalt Doktor 
Gustav Teicht, a n  g e n  0 m m e  n. 

2. Punkt: Wahl der Vertreter österreichs in 
der Beratenden Versammlung des Europarates 

Präsident: Wir kommen nunmehr zum 
2. Punkt der Tagesordnung : Wahl der Ver
treter Osterreichs in der Beratenden Versamm
lung des Europarates. 

Osterreich entsendet sechs Mitglieder. Es 
sind nun diese sechs Mitglieder und ebenso 
viele Ersatzmitglieder zu wählen. Vom Natio
nalrat werden hievon fünf Mitglieder und vier 
Ersatzmitglieder und vom Bundesrat ein Mit
glied und zwei Ersatzmitglieder gewählt. 

Es liegt mir nun bezüglich der Wahl der 
vom Nationalrat zu wählenden fünf Mitglieder 
und vier Ersatzmitglieder folgender Vorschlag 
vor :  

als Mitglieder die Abgeordneten: Karl Czer
netz, Dr. Franz Karasek, Michael Luptowits, 
Stephan Radinger und Dr. Hermann Withalm; 

als Ersatzmitglieder die Abgeordneten: Dok
tor Marga Hubinek, Dr. Sixtus Lanner, Doktor 
Karl Reinhart und Dr. Otto Scrinzi. 

Falls kein Widerspruch erhoben wird, sehe 
idl von einer Wahl mittels Stimmzette'l ab. -
Widerspruch erfolgt keiner. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Der Wahl
vorschlag ist e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m
m e n. 

3. Punkt: Bericht des Verfassungsaussdtusses 
über die Regierungsvorlage (603 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
den Zivildienst erlassen werden (Zivildienst-

gesetz) (1048 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung : Zivildienstgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hesele. Ich bitte ihn, zum G egenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter DDr. Hesele : Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des Ver
fassungsausschusses Ü!ber die Regierungsvor
lage (603 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
Bestimmungen über den Zivildienst erlassen 
werden (Zivildienstgesetz) . 

Der dem Ausschuß zur Vorberatung vor
gelegene Gesetzentwurf sieht die Schaffung 
eines Zivildienstes vor, den Wehrpflichtige im 
Sinne des Wehrgesetzes, BGBl. NI. 181/ 1955, 
an Stelle des Wehrdienstes zu leisten haben, 
wenn sie es aus schwerwiegenden, glaubhaf
ten Gewissensgründen ablehnen, Waffenge
walt gegen andere Menschen anzuwenden und 
daher bei der Leistung des Wehrdienstes in 
schwere Gewissensnot geraten würden. 

Der Zivildienst gliedert siro in den ordent
lichen und in den außerordentlichen Zivil
dienst. Der Zivildienstpflichtige ist zu Dienst
leistungen heranzuziehen, die dem allgemei
nen Besten dienen und den Zivildienstpflich
gen ähnlich wie der Wehrdienst den Wehr
pflichtigen belasten. 

Der Gesetzentwurf enthält unter anderem 
Regelungen über die Anerkennung von Ein
richtungen als Träger des Zivildienstes, das 
Verfahren zur Befreiung vom Wehrdienst und 
bei Zuweisung zur Leistung des Zivildienstes, 
über die Pflichten und Rechte des Zivildienst
pflichtigen sowie der Rechtsträger der Einrich
tungen, in deren Rahmen der Zivildienst zu 
leisten ist. Er sieht weiters die Einrichtung 
einer Ziv,udienstkommission vor, die Jnsbe
sondere über die Befreiung von der Wehr
pflicht zu entscheiden hat. 

Der Verfassungs ausschuß hat die Regie
gierungsvorlage erstmalig in seiner Sitzung 
am 5. Feber 1973 in Verhandlung gezogen und 
einen Unterausschuß gewählt, dem von der 
SPO die Abgeordneten Dr. Heinz Fischer, 
DDr. Hesele, Mondl, Dr. Reinhart sowie bis 
zu seinem Ausscheiden aus dem Nationalrat 
der Abgeordnete Schieder, von der OVP die 
Abgeordneten Dr. Ermacora, Dr. Pelikan, 
Suppan und Tödling sowie von der FPO der 
Abgeordnete Dr. Broesigke angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvor
lage in insgesamt zwölf Sitzungen beraten 
und eine Reihe von Änderungen vorgeschla
gen. 

Am 8. Feber 1974 hat der Verfassungsaus
schuß die Regierungsvorlage neuerlich in Ver
handlung gezogen und den Bericht des Unter-
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DDr. Hesele 

ausschusses entgegengenommen. Nach einer 
Debatte, in der die Abgeordneten Tödling, 
Dr. Heinz Fischer, Dr. Prader, Dr. Broesigke, 
Suppan und Dr. Hauser sowie der Bundes
minister Rösch das Wort ergriffen, hat der 
Ausschuß hinsichtlich der Bestimmungen des 
§ 73 Abs. 2 und 3 sowie des § 74 mehrstimmig, 
im übrigen einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent
wurfes in der vom Unterausschuß vorgeschla
genen Fassung und unter Berücksichtigung 
von Abänderungsanträgen der Abgeordneten 
Dr. Heinz Fischer, Tödling, Dr. Broesigke und 
Dr. Prader zu empfehlen. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Ände
rungen beziehen sich insbesondere auf die Ab
schnitte II (Zeitpunkt der Antragstellung auf 
Befreiung von der Wehrpflicht) , V (Pflichten 
und Rechte der Zivildienstpflichtigen) , VI 
(Pflichten des Rechtsträgers der Einrichtung 
und seine finanziellen Beziehungen zum Bund 
sowie Pflichten des Vorgesetzten) und X (Straf
bestimmungen). 

Als Ubergangsbestimmung wurde im neu
eingefügten § 74 die Möglichkeit geschaffen, 
daß Präsenzdiener auch nach Entlassung aus 
dem Grundwehrdienst einen Antrag auf Be
freiung von der Wehrpflicht stellen können. 
Ein solcher Antrag kann von Präsenzdienern 
gestellt werden, die in der Zeit vom 1. August 
1971 - dem Inkrafttreten der Wehrgesetz
novelle 1 97 1 ,  BGBl. Nr. 272/ 1971 - und dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes - dem 1 .  Jänner 
1 975 - den Grundwehrdienst abgeleistet 
haben. Wird einem solchen Antrag stattge
geben, so hat der auf diese Weise zum ordent
lichen Zivildienstpflichtigen gewordene Prä
senzdiener einen Zivildienst von mindestens 
drei Monaten abzuleisten. 

Uber Vorschlag des Unterausschusses traf 
der Verfassungsausschuß folgende Feststel
lung : 

Angesichts der Tatsache, daß Zivildienst
leistende, die Anhänger bestimmter gesetzlich 
nicht anerkannter Religionsgemeinschaften 
sind, bestimmte Tätigkeiten, insbesondere 
auch Arbeiten am Samstag, aus ihrer religiösen 
Uberzeugung heraus grundsätzlich ablehnen, 
ist der Verfassungsausschuß der Meinung, daß 
der Bundesminister für Inneres bei der Voll
ziehung des Zivildienstgesetzes auf solche 
Glaubensüberzetigungen Rücksicht nehmen 
soll. Hiezu bietet eine entsprechende Formu
lierung der Zuweisungsbescheide (§ 22 Abs. 2 
im Zusammenhang mit § 38 Abs. 2) bezie
hungsweise eine entsprechende Vorgangs
weise beim Abschluß von Verträgen mit den 
Rechtsträgern die erforderlichen Möglichkei
ten. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Verfassungsausschuß somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem dem Bericht des 
Verfassungsausschusses angeschlossenen Ge
setzentwurf die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

FaUs Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
seitens des Ausschusses zu beantragen beauf
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
abführen zu wollen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einern abzuführen. - Da 
kein Einwand erhoben wird, gehen wir so vor. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abge
ordneter Tödling. 

Abgeordneter Tödling (OVP) : Herr Präsi
dent l Sehr geehrte Damen und Herren! Gleich 
eingangs möchte ich feststellen, daß die Oster
reichische Volkspartei Gewissensgründe jeder
zeit respektiert. Im Zusammenhang mit dem 
Zivildienst darf es aber keine Alkte der Mut
willigkeit geben, und nicht IZU ha:ben sind wir 
für eine Aushö'hllung der allgemeinen Wehr
pflicht. Das, meine Damen und Herren, war 
und ist unsere Grundihaltung ,zum PrOlblem 
Zivildienstgesetz. (Beifall bei der OVP.) 

Der Nationalrat beschließt heute ein Zivil
dienstgesetz, dessen ernst zu nehmende Moti
vationen etwa auf das Jahr 1 970 zurückgehen. 
Es ging damals überhaupt um viele Dinge, 
wenn wir uns erinnern. Einmal sollte das 
Bundesheer abgeschafft werden, dann erklang 
der Ruf nach einem Alternativdienst, und die 
Bundesregierung versprach, ein besseres Bun
desheer zu schaffen. 

Aus heutiger Sicht, meine Damen und Her
ren, müssen wir feststellen, daß 1970 und 
auch noch 1 97 1 ,  vom Begriff her gesehen, mit 
der BezeiChnung "Alternativdienst" nicht rich
tig operiert wurde. Sc:hJlechthin versteiht man 
doch unter Alternative die Wahlmöglich!keit. 

Meine Damen und Herren ! Ich will ver
suchen, emotionsfrei sowohl die Vorgeschichte, 
die Beratungen .im Ausschuß als auch die 
Einigung auf einer Kompromiß1basis vom 
Standpunkt meiner Partei aus ,zu beleuchten. 

Wir sind als Partei nie negativ einer Zivil
dienstregelung 'gegenübergestanden - ich 
selbst, Hohes Haus, bin Zeuge dafür -, und 
zwar insofern, aLs ich dn der Bundesheer-Re
formkommi,ssion für die E�nführung ,eines 
W,ehrer;satzdieThstes, w,il€ w.ir es damals ge
nannt haben, gestimmt 'habe. 

Allerdings war der erste Entwurf, der uns 
vorgele'gt wurde, indislkutaJbel, und ich möchte 
auch zug�ben, daß die RegierungsvoDlage un
verändert von uns nicht hätte angenommen 
werden können. Wir betreten mit diesem Ge-
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setz absolutes Neuland. Daher scheint uns 
Vorsich t geboten, !bis nach einigen Jahren die 
ersten Erfahrungen vorliegen. 

Außer nweifel hat es sowohl bei uns, aher 
auch 'bei Ihnen, meine Damen und Herren von 
der SPO und von der FPO, negative Stimmen 
zu diesem Gesetz gegeben. Die Intensität war 
begreiflicherweise je nach dem Personenkreis, 
aber auch nach dem Lebensalter unterschied
lich. Daß es ablehnende Stimmen gegeben hat, 
meine Damen und Herren, ist eigentlich nicht 
verwunderlich, wenn man sich die ursprüng
lichen Vorstellungen von einem Alternativ
dienst in Erinnerung ruft. 

Ein Entwurf eines Zivildienstgesetzes ging 
im Sommer 1 972 in Begutachtung. Die im 
Wege der Begutachtung eingegangenen Stel
lungnahmen waren für uns Abgeordnete die 
ersten Entscheidungshilfen. 

Am Rande vermerkt, das möchte ich auch 
,hier aussprechen, .ist nicht uninteressant, daß 
sich die Gutachten der Ministerien mit dem 
Grundsätzlichen kaum ,beschäftigten. Anders 
die Gutachten etwa der Länder und sonstiger 
Körperschaoften. 

Ich will Sie, meine Damen und Herren, nicht 
aufhalten und Ihnen alle Gutachten hier zur 
Kennntnis bringen, aber doch auszugsweise 

Was wurde doch damals !bei der Enquete, einige. 

welche der Herr Bundeskanzler veranstaJltet 
hat, von den Jugendvenbänden alles verlangt 
beziehungsweise vertreten I Einige Sprecher 
meinten, die RepUiblik müßte sich auch damit 
abfinden, wenn sich 60 Prozent und mehr der 
Wehrpflichtigen für einen Alternativdienst 
entscheiden würden. Zwangsläufig, Hohes 
Haus, müssen solche Vorstellungen j ene auf 
den Plan rufen, die denn doch meinen, daß 
unser Staatswesen militärisch abgesichert 
rwerden muß. 

In diesem Lichte, Hohes Haus, müssen auch 
die Debatten :in der Bundesheer-Reformkom
mission ,gesehen w,erden. Obwohl der Arbei,ts
Ikreis für· rechtliche AngelegeIliheiten und Fra
gen des Wehrersatzdienstes in den Sitzungen 
vom 5. Juni his 1 7. September 1 910 zur Uber
zeugung gelangte, daß ein Wehrersatzdienst 
eingeführt werden soM, kam es darüber in 
einer Vollsitzung der Kommission zu keiner 
Eini,gung -beziehungsweise erhielt ein Antrag 
des Arbeitsausschusses keine Mehrheit. 

Eine Mehrheit j edoch erhielt ein Antrag des 
Vertreters der Hochschülerschaft, Hansjörg 
Tengg, nach dem es bei der bisherigen Mög
lichkeit des Di:ens.tes ,im Bundesheer ohne 
Waffie bl,eiben Isoll. 

oDiese Auffassung hat aber nicht lange ge
halten. In ·der Sitzung der ,Bundesheer�Reform
kommission vom 1 9. 1 0. 1 910 wurde der Tengg
Antrag in geheimer AJbstimmung verworfen 
und letztlich die Empfehlung des Arbeitsaus
schusses, daß ein Wehrersatzdienst geschaffen 
werden soll, in den Schluß!bericht der Kommis
sion aufgenommen. 

Die Bundesheer-Refornikommission vertrat 
schon dama<ls den Standpunkt, daß im Falle 
eines Ersatzdienstes dieser außerhalb des 
Heeres, also im ,Sinne der heutigen Regie
rungsvorlage, geleistet werden soll. Nur hin
sichtlich der Zuständigkeit war man damals 
anderer Auf.fassung und meinte, das Sozial
ministerium möge sich um diese Problematik 
-kümmern. 

Zum Beispiel sagte damals der Osterreichi
sche Städtebund unter anderem - ich darf 
j etzt ·zitieren -: 

"Die Bestimmung, daß unter anderem die 
Glaubhaftmachung von Gewissensgründen, 
aus denen die Anwendung organisierter Waf
fengewalt und daher der Dienst im Bundes
heer abgelehnt wird ,  für eine Befreiung von 
der W�hI1pflicht hinreicht, erscheint geeignet, 
eine erhebliche Durchlöcherung der  Wehr
pflicht ther'beizuflühren, da es dem einzelnen 
relativ leicht gemacht wird, derartige Ge
wissensgründe vorzuschützen," 

Diese Auffassung teile ich nicht gerade, daß 
das ganz leicht sein wird . .A!ber nun heißt es 
weiter: 

"Es wäre daher zu erwägen, ob nicht hin
reichende Beweise :für das Vorliegen von 
Gewissensgründen (bisherlges Auftreten, 
schrHtliche Unterlagen) verlangt werden sol,l
ten. Der Gefahr einer Diskriminierung des j a  
insbesondere der Verteidigung dienenden 
Bundesheeres kann zum Teil auch dadurch 
entgegengetreten werden, daß Zivildienst
pflichtige zum Aufbau des Zivilschut'zes her
angezogen werden." 

Also das iwar eine Stellungnahme. 

Die Bundeskammer der geweI1blichen Wirt
schaft ·hat vorgeschlagen, die Zivildiener mö
gen zu einer Schulung zusammengefaßt wer
den. 

Das Amt der Nie.derösterreichischen Landes
regierung hat den Standpunkt vertreten, daß 
Zivildiener gruppenweise 'Zum Einsatz kom
men mögen. Aber es gibt auch das Verlangen 
nach einer Zusammenfassung vor dem Einsatz 
'Zu einer Ausbildung. 

Der MittelschÜJler-Kartell-·Ver:band -bringt 
folgendes zum Ausdruck.: 

"In ihrem Kurzbericht 1 /3 stellt die Bundes
heerreformkommission fest, daß die Einbrin
gung von Anträgen auf Ableistung eines 
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Zivildienstes während des Präsenzdienstes 
unzulässig sein soll . . .  " Dieser Verband teilt 
diese Auffassung. 

Meine Damen und Herren ! Es ,gäbe noch 
viel zu diesen Gutachten, die uns zugegangen 
sind, zu sagen. Als nicht uninteressant möchte 
ich die Stellungnahme des Evangelischen 
Oberkirchenrates bezeichnen und Ihnen auch 
nur aus:zugSiweise einige Sätze zitieren. Hier 
heißt es : 

"Zumindest eines müßte dem Wehrdienst 
und dem Zivildienst gemeinsam sein, nämlich 
das Opfer an bürgerlicher Bequemlichkeit, 
welches der Dienstpflichtige im Zivildienst 
ebenso wie im Wehrdienst der Gemeinschaft 
zu erbringen hat. Tätigkeiten ihm Rahmen der 
Sozialhilfe, des Naturschutzes, der Schulweg
sicherung, der Uberwachung des ruhenden 
Verkehrs, der Preisüberwachung, der Uber
wachung gewerblicher Rechtsvorschriften" -
das bezieht sich natürlich alles noch auf den 
ersten Entwurf, möchte ich erläuternd dazu 
sagen - "lassen dieses dem Dienstbegriff 
notwendig anhaftende Opfer völlig vermissen ; 
solche Tätigkeiten im Rahmen des Zivildien
stes könnten leicht geeignet sein, das Wesen 
des ZivHdienstes zum Inbeg.riff der nrücke
bergerei zu diffamieren." 

Meine Damen und Herren ! Das war nur ein 
Auszug aus diesen Stellungnahmen, die zei
gen, daß man sich hier im Wege der Begut
achtung ernstlich Gedanken über diese Pro
bleme gemacht hat. A!ber, wie gesagt, das 
waren unsere ersten Orientierungshilfen. 

Mit 22. 12. 1972 kam die Regierungsvorlage 
ins Haus. Richtigerweise . wurde damals ein 
Unterausschuß eingesetzt, und der Berichter
statter hat hierüber j a  schon eine Aussage 
gemacht. 

Meine Damen und Herren! Für uns von der 

DVP hat es im Zusammenhang mit diesem 
Gesetz neben einer Reihe anderer wichtiger 
Fragen zwei SchwerpunJkte gegeben: Einmal 
soll durch dieses Gesetz keiner diskriminiert 
werden, auch nicht der Wehrdienst ,Leistende. 
Das Zlweite ,war die Frage des G ewissens. 

Ich sprach schon, meine Damen und Herren, 
von EntscheidungSihilfen. Die Begutachtungen 
waren eben, weil wir mit diesem Gesetz Neu
land beschreiten, nicht ausreichend, sodaß wir 
versuchten, uns nach den Lösungen, wie sie 
andere europäische Länder getroffen 'barben, 
zu orientieren. 

.Beim Studium der einschlägigen Unterlagen, 
welche uns vom Innenministerium :zur Ver
fügung gesteLlt wurden, muß man. feststeHen, 
daß praktisch alle Länder, um. zu verhindern, 
daß der Wehrdienst diskriminiert wird, den 
Ausweg darin gesehen haben, die Dienstzeit 

für diese zivile Dienstleistung zu verlängern. 
Ich darf hier einige Beispiele nennen - aber 
das geht quer durch Europa, überall :hat man 
für den Zivildienst eine' längere Dienstzeit -, 
nur einige Hinweise : Itarlien: Wehrdienst 
1 5 ,Monate, Zivildienst 23 ,Monate ; Dänemafik: 
Wehrdienst 9 Monate, Zivildienst 15 Monate ; 
Schweden : Wehrdienst 394 Tage, Zivildienst 
540 Tage. 

Meine Damen und Herrenl  Es wurde im 
Unterausschuß nie ,bestritten - ich darf das 
auch für die anderen 'heiden Fraktionen 
sagen -, daß auch der Zivildienst Leistende 
gewisse Belastungen auf sich nehmen muß. 
Nur beim Albwägen der praktischen Gegeben
heiten ga.b es zeitweise differente Auffassun
gen. 

Vergleichen wir einmal den Zivildienst mit 
dem Wehrdienst. Der eine ist im zivilen, der 
andere -ist möglicherweise im militärischen 
Einsatz. Der Zivildiener hat sich einer üblichen 
Arbeitszeit dort, wo er beschäftigt ist, einzu
ordnen, der Soldat aber dem Kasernenbetrie'h. 
Der Soldat muß auf jeden Fall von zu Hause 
weg, eben in die Kaserne, der Zivildiener 
wohnt in den meisten der FäHe wahrscheinlich 
zu Hause. Im Falle eines Vergehens trifft den 
Soldaten die Schwere des Militärstrafrechtes, 
den Zivildiener - nach der ursprünglichen 
Vorlage - nur eine Verwaltungsstrafe. 

Aus dem Gesagten, meine Damen und Her
ren, geht doch eindeutig die Problematik hin
sichtlich der gleichen ;Belastungen für Soldaten 
auf der einen Seite und · Zivildiener auf der 
anderen Seite hervor. 

Auch das mödüe ich ganz offen aussprechen : 
Die anfänglich von uns gemachten Vorschläge, 
.wie zum Beispiel Nichtaufnaihme in die Exeku
tive oder EiIlJberufung zu einer Grundschulung 
in der Absicht, eine Art von Gleichgewichtig
keit herzustellen, waren für uns letztlich kein 
"KdegsfaU" - rieh hahe das schon ,im Ausschuß 
so 'gesagt -, wie d as Ergebnis zeigt. Dagegen 
hat uns die Frage des Gewissens fraktions
intern emeblich ;beschäftigt. 

Alber noch ein Wort zur Frage der Grund
schulung. Und hier komme ich wieder auf die 
Erfahrungen, die man anderswo gemacht hat, 
zurück. Im Bericht der deutschen Bundesregie
rung aus dem Jahre 197 1  heißt es unter ande
rem - ich darf zitieren -: 

, �Die erste vom Bund getragene Schule, in 
der Dienstleistende auf ihren Dienst vODbe
reitet werden, hat im Herbst ihre Tätigkeit 
aufgenommen . . .  

Also bei den Ausschußberatungen war man 
auf Seite der SPD der Meinung, daß man eine 
Grundschule nicht 'brauche. Gut, ich habe schon 
gesag,t, für uns ,sei das kein "Kr.i e g,sf all " , ,aber 
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bei der nunmehr dritten Novellierung dieses 
Gesetzes in der Bundesrepublik kommt man 
auf d iese Sdlule zuI1Ück. 

In diesem Bericht herß,t es an anderer Stelle : 
" . . .  2. gesetzliche Verankerung einer qualifi
zierten Ausbildung der Dienstleistenden für 
ihre künftige TäUgkeit . . .  " 

Uber das sind wir hinweggeg·angen, a'ber, 
wie gesagt, immerthin ein Anfang wurde auch 
ohne di-es'e von uns ur:sprünglich vorgeschla
genen Dinge erreicht. 

Nun, meine Damen und Herren, möchte idl 
eine Feststellung treffen. Persönlich stimme 
ich j edem zu, der die Befähigung einer Kom
mission, das Gewissen eines Menschen prüfen 
zu können, als prablematisch ;bezeichnet. 

Für mich steht auch außer Streit, daß das 
G ewissen wandel;bar ist. Wir halben daher 

Bundesregierung hat nadl vier Jahren einen 
umfassenden Bericht zu erstatten, in dem auch 
Novellierungsvorsch'läge enthalten sein sollen, 
auf Grund der in der Zwischenzeit gemachten 
Erfahrungen. Damit wird auch, wie Dr. Fischer 
meinte, der "Versuchscharakter" des Gesetzes 
betont. 

Hinsichtlich des Zeitpunktes der Antrag
stellung haben wir uns an die Empfehlung 
d er Bundesheer-Reforrn!kommission 9,ehalten. 
Die AntragsteIlung hat in der Regel vor der 
Stellungskommission, spätestens jedoch zehn 
Tage nach der Zustellung des Einberufungs
befehls zu erfolgen. 

Nun darf ich, meine Damen und Herren, hier 
auch einen kurzen Auszug zitieren, und zwar 
aus dem Ber,icht der Bundesheer-ltefonnkom
mission beziehungsweise des Arbeitsausschus
ses. Hier heißt es unter anderem : 

ernstlich geprüft, meine Damen und Herren "Die Einbringung solcher Anträge während 
- und ich darf Sie als Unterausschußteil- des Präsenzdienstes sollte wie bisher unzu
nehmer daran erinnern -, ob es nicht doch 
eine Lösung ohne Kommission geben könnte. 
Wir mußten nach einer eingehenden internen 
Diskussion feststellien, daß es, sollen nicht 
Schleusen geöffnet werden, ohne Kommission 
nicht geht. Der Zivildienst hätte - wenn man 
keine Kommission, die hier abzuwägen hat, 
schaffen wollte - so schwer gestaltet werden 
müssen, daß schon die Erklärung·, Zivildienst 
leisten zu wollen, als Beweis für das Vor
liegen von Gewissensgründen 'gewertet hätte 
wer,den können. Letzten Endes ließe sich eine 
solche Regelung rechtslogisch nur im System 
eines Alternativdienstes gestallten. 

Einen AltJerruativdieIliSt - hier glaube ich 
mit allen Fraktionen im Hause einer Meinung 
zu sein - wollen wir etber alle nicht, denn 
dadurch /Wäre der Primat des Wehrdienstes 
und damit die allgemeine Wehrpflicht in Frage 
gestellt. Außerdem erschiene eine Zivildienst
leistung an Stelle eines Wehrdienstes, die 
nicht auf Gewissensgründe zurüoogefÜohrt wer
den kann, gemäß Artikel 4 Abs. 3 der Euro
päischen Menschenrechtskonvention proble
matisch. 

,Es 'gibt alb er, meine Damen und Herren, 
noch. eine Reihe von anderen G ründen, welche 
gegen den Alternativdienst, wie man sich 
einen solchen ursprünglich vorgestellt hat, 
sprechen. So müssen wir uns und auch die 
Jugendorganisationen eiben mit der Kommis
sion abfinden. 

Gerade diese Uberlegung - Gewissensprü
fung, Abwägen durch eine Kommission -
und der Umstand, daß wir heute über die Zahl 
der möglichen Zivildiener im ungewissen sind, 
hat uns veranlaßt, eine B efristung des Ge
setzes zu verlangen. Geeinigt haben wir uns 
letztlich auf die Formulierung des § 76 : Die 

lässig sein." 

Und es wird dann auch eine Begründung 
hiefür geliefert. 

Ich darf nur am Rande bemerken, meine 
Damen und Herren: Auch die Vertreter der 
Hochschülerschaft und die Vertreter der 
Jugendverbände waren bei der Abfassung 
dieser Berichte mit vertreten. Nun könnte man 
sagen, da wir verlangt haben - und das war 
ein Antrag meiner Fraktion -, daß ,eben späte
stens zehn Tage nach Zustellung des Einbe
rufungsbefehls der Antrag gestellt werden 
muß, daß w.ir 'inkoJ1Soequent s,eien: wir an
erkennen einerseits die Wandelbarkeit des 
G ewissens, geben aber andererseits dem zum 
Wehrdienst Einberufenen keine Chance. Dazu 
möchte ich folgendes sagen. 

Vorrangig, meine Damen und Herren, muß 
hier wohl die militärische Notwendigkeit sein. 
Es könnte, sidlerlich extrem gesehen, aber 
doch der Fall eintreten, daß sich die Einheits
kommandanten in beachtlidlern Ausmaß mit 
Anträgen auf Zivildienst besdläftigen müßten, 
anstatt sich mit der Führung und Ausbildung 
der Truppe zu beschäftigen. 

Auch hiezu eine Motivation, die nicht von 
uns stammt, sondern ebenfalls aus den Bera
tung,en der Bundesheer-R'eformtkommission. Ich 
darf audl hier einen kurzen Absatz zitieren, 
in dem es heißt : 

"Durch eine zivile ErsatzdiensHeistung aus
schließlidl nadl freier Wahl des Wehrpflidlti
gen" - das waren ja auch damals noch die 
durchklingenden Forderungen - "würde aber 
nicht nur die allgemeine Wehrpflicht ausge
höhlt, sondern auch die Funktionsfähigkeit des 
Bundesheeres" - und das meinte ich in die
sem Zusammenhang - "in Frage gestellt 
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Tödling 
werden. So wäre insbesondere eine plan- wendige Zahl an Dienstplätzen zur Verfügung 
mäßige Ergänzung des Heeres unmöglich, stellen werden. 
wenn es der Entscheidung des einzelnen Wehr
pflichtigen überlassen wird, ob er Wehrdienst 
oder einen zivilen Ersatzdienst leistet. " 

Hier meine ich nicht so sehr die Frage des 
Alternativdienstes, der damals mit eine Rolle 
gespielt hat, sondern die planmäßige Ergän
zung des Heeres. Man wür.de über keine stich

haltigen Zahlen verfügen, wenn im Laufe des 
Dienstbetriebes alles in Bewegung geraten 
könnte. Das sind Motivationen, die für uns 
maßgeblich waren, sodaß wir gesagt haben, 
der Dienstpflichtige muß eben schon zum Zeit
punkt seiner Einberufung wissen, für welche 
Richtung er sich entscheidet. 

Darüber hinaus - meine Damen und Her
ren, das muß ich auch ganz offen ausspre
chen - müßte erst erwiesen werden, ob bei 
dem einen oder anderen - und hier meine 
ich das, was ich mit Mutwilligkeit ausge
sprochen habe - nicht etwa erst durch die 
Anstrengungen ei'neT Nachtübung das "Oe
wiss,en" wachgerufen wird. Damit haben wir 
keine Erfahrungen gemacht, zug,eg·eben, aber 
im benachbarten Ausland gibt es auch damit 
schon Erfahrungen, und diese sollen wir eben 
auch beachten. Ich glaube, daß man nach dem 
vorg,esehenen zusammenfassenden �ierj ah
reshedcht auch jn di,eser Frag·e klarer sehen 
wird. 

Ich betone noch einmal, daß wir die Befürch
tung hegten, daß Akte der Mutwilligkeit hier 
Platz greifen könnten. Die übrige Frage ist für 
uns geklärt und ausdiskutiert. Wir respek
tieren ernste Gewissensgründe. 

Die närnste für uns wichtige Frage, meine 
Damen und Herren, waren die Dienstplätze. 
Die Vorlage sprach ursprünglich nur von 
Rechtsträgern, die sich eben finden müssen 
und die die entsprechende Anzahl von Dienst
plätzen bereitzustellen haben. Wir ' wollten 
mit unserem Vorschlag zum § 10 vermeiden, 
daß der Start mit diesem Gesetz so erfolgt 
wie in der deutschen Bundesrepublik. Dort 
hat man am Anfang die Erfahrung machen 
müssen, daß man um rund 4000 Dienstplätze 
zuwenig hatte. 

Wir haben diese staatliche Garantie umso
mehr verlangt, als wir bei der Enquete, die 
hier im Parlament mit Vertretern von Rechts
trägern stattgefunden hat, feststellen mußten, 
daß man den zu erwartenden Zivild�enern ver
schiedentlich nicht mit aboluter Begeisterung 
gegenübersteht. Ich würde wünschen, daß hier 
die Haltung letztlich -eine andere ist und auch, 
ohne daß hier § 10 Abs. 2 wirksam werden 
muß, die Rechtsträ'ger von sich aus eine ent
sprechende Anzahl beziehungsweise die not-

Eine absolute Bevorzugung des Zivildieners 
enthielt die Regierungsvorlage hinsichtlich der 
Strafbestimmungen. Aus dem Tatbestand der 
Desertion, wie es etwa analog beim Soldaten 
heißt, hätte es nur eine Verwaltungsstrafe ge
geben. Natürlich heißt es dort richtigerweise : 
"Wer vom Dienst fernbleibt" und so weiter. 
Aber wenn man das umlegt und wieder die 
Gleichg,ewichtig'keit 'zum Soldaten sucht, ,dann 
muß man Mer ehen analog -dem, was beim 
Soldaten als Desertion 'bezeichnet wird, das 
Vom-Dioenst-P'ernbteiben gleichs.tellen. Für 
Tatbestände nach den §§ 58 und 59 gibt es 
Gerichtsstrafen, für Verwaltungsübertretun
gen nach wie vor die ursprünglich vorgesehe
nen Verwaltungsstrafen. 

Um für einen kleinen Personenkreis nirnt 
abrupt eine neue Situation zu schaffen, haben 
wir einem Vorschlag der SPO für eine Uber
gangslösung zugestimmt. Diese bietet einigen 
Sechs-Monate-Dienern ab 1 971 ,  aber auch eini
gen Präsenzdienstpflichtigen, welche noch 
nicht zum Bundesheer einberufen wurden, eine 
Möglichkeit. (Präsident Dr. M a l  e t a  über
nimmt den Vorsitz.) 

Abschließend, Hohes Haus, möchte ich fest

halten. daß sich der Verfassungsausschuß -
zumindest für meine Partei darf ich das 
sagen - bemüht hat, aus den sich vielfach 
widersprechenden Gutachten, Wünschen und 
Forderungen eine zumindest fürs erste trag
bare legistische Basis zu schaffen. Wir haben 
uns sogar bemüht, den Wünschen der gesetz
lich nicht anerkannten Religionsgemeinsdlaf
ten im Rahmen des Möglichen zu entspredlen. 

Hohes Hausf Zum Schluß möchte ich für 
meine Partei 'hier deponieren, daß wir dann, 
wenn die ersten Erfahrungen vorliegen, ent
weder auf Grund der im Gesetz vorgesehenen 
Jahres'berichte oder nach dem ersten umfas
senden Bericht, wenn notwendig, Initiativen 
für eine Verfbesserung dieses Gesetzes er
greifen werden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Dr. Heinz Fischer. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes Hausl Nachdem Ko'llege Töd
ling schon auf die Geschichte und Entwicklung 
dieses G esetzes kUDZ eingegangen ist und idl 
eigentlich nur in Details Korrekturen anbrin
gen müßte, weil im großen und ganzen ja 
klarliegt, wie sidl die Dinge in asterreich 
entwickelt halben, will ich mich mit 'der Vor
geschichte dieses Gesetzes gar nicht befassen, 
sondern mich. gleich auf das konzentrieren. 
was mir an dem heutigen .Beschluß des Natio
nalrates wesentlich /Zu sein scheint. 
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Ich freue mich erstens - naheliegender

weise -, daß mit der ,Beschlußfassung .über 
das Zivildienstgesetz die Liste der verwil1k
lichten Zieqsetzungen aus der Regierungserklä
rung wieder um einen gar nicht so unwichti
gen Punkt er,weitert werden kann. 

Ich freue mich 'zweitens, daß mit der Be
schlußfassung über das Zivildienstgesetz 
- dieser Aspekt soll ausdrücklich erwähnt 
werden - der Beweis eItbracht werden 
konnte, daß unser auf dem 'Mehrheitsprinzip 
beruhendes parlamentarisches System durch
aus auch die Kraft und 'die Bereitschaft hat, 
Anliegen aufzugreifen und zu 'behandeln, die 
nicht sehr große Gruppen oder eine Mehrheit 
der Bevölkerung o'der eine Gruppe, hinter 
der starke Pressure-groups und Verbände ste
hen, ,betreffen, sondern daß wir auch Anlie
gen aufgre�fen und einer Beschluß'fassung zu
führen, die - daran kann doch wahl kein 
Zweifel bestehen - nur 'für eine kleine, ge
messen an der Gesamtbevö�kerung sogar win
zige Gruppe' unserer Mitbürger von Bedeu
tung sind ; denn wir mögen unterschiedlich 
beurteilen, plb das Zivi1ldienstgesetrz 400 oder 
800 oder 1 1 00 Leute betreffen wird, aber daß 
es sich eiben nur um eine ganz kleine Minder
heit handelt, steht doch außer Streit. 

Drittens ist die einstimmige Beschlußfas
sung ü:ber das Zivildienstgesetz für mich ein 
Beweis, daß auch schwierige und kontrover
sieHe Materien, !bei denen die Ausgangsposi
tionen der Fraktionen durchaus sehr unter
schiedlich waren, einer einvernehmlichen 
Lösung zugef.ührt !werden 'können, wenn man 
sich um eine solche einvernehmliche Lösung 
bemüht, wenn man an einer Lösung inter
essiert ist, wenn der Gedanke vorherrscht, 
die Sache letzten Endes :zu einem natürlich auf 
Konzessionen Iberuherrden Abschluß zu Ibrin
gen, und nicht der Gedanke vorherrscht, die 
Sache auf die lange Bank ,zu schieben. 

Wir haben im Unterausschuß insgesamt 
zwölf S itzungen abgehalten. Ich habe den Ein
druck, daß uns j ede einzeln'e dieser Sitzun
gen ein Stück weitergebracht hat und weiter
bringen !konnte, weill alle Beteiligten das Ge
fühl ge!habt ha'ben, daß man auf allen Seiten 
an einer Lösung interessiert ist. 

nCi!bei vel1kenne ich nicht und erinnere Sie 
daran, meine Damen und Herren, daß es im 
Frühjahr 1 973 schwierige Situationen gegeben 
hat, Situationen, wo die Chancen auf eine 
Einigung - ich möchte sagen - in eine ge
fährliche Nähe des Nullpunktes gerückt waren. 
Ich denke insbesondere an die Unterausschuß
sitzung vom 7. Mai 1 973, wo die Kollegen der 
Volkspartei Vorschläge vorgele'gt ha;ben, die 
uns, als wir sie nach der Sitzung studiert 
halben, eigentlich als ein etwas ikomplirziertes 

und eingepacktes, aJber letzten Endes doch 
deutliches Nein zum Gedanken eines Zivil
dienstgesetzes erschienen sind. Es waren das 
die Vorschläge auf eine Verlängerung des 
Zivildierlstes auf zehn Monate, auf AntragsteI
lung spätestens im Stellungsverfahren - auf 
dieses prinzipielle Problem möchte ich so wie 
Kollege Tödling noch zurückkommen -; auf 
Ausschluß aller jener, die irgendwann wegen 
des Deliktes der öffentlichen Gewalttätigkeit 
vOl1bestraft iWurden - einen Telephonauto
maten :beschädigt haben oder so etwas -i auf 
genereillen Ausschluß aller Zivildienstpflich
tigen vom Exekutivdienst ; auf teilweise Ka
sernierung zum Zwecke einer Einschulung und 
auf Befristung des -ganzen Gesetzes. 

'Mir ist eigentlich bis heute nicht klar, von 
wem die Vorschläge damals letzten Endes 
stammten und wer oder was die Kollegen der 
Volkspartei bewogen Ihat, ihre Unterschrift 
unter diese Vorschläge zu setzen. Aber umge
kehrt anerkennen wir gerne, daß es in der 
weiteren Folge der Verhandlungen möglich 
war, Mißverständnisse oder was immer die 
Grundlage dieser Vorschläge war, auszuräu
men und uns auf der Linie einer prinzipiellen 
Gleichwertigkeit, Gleichartigkeit und auf dem 
Prinzip der prinzipiell gleichen Belastung 
durch Zivildienst und Wehrdienst zu finden, 
was auch uns veranlaßt \hat und logischer
weise veranlassen mußte, einige Konzessio
nen an dieses Grundprin�ip, das uns letzten 
Endes zum Konsens geführt hat, zu machen. 

Ich sagte schon, wir haben einige Konzes
sionen und ,Abstriche auch von unseren Vor
stellungen gemacht. In l1JWei Fällen aber halben 
wir Konzessionen nicht deshalb gemacht, weil 
uns Ihre Argumente, meine Damen und Her
ren von der OVP, überzeugt hätten, sondern 
weil wir uns bei der Abwägung, ob wir ein 
Gesetz, das uns nicht in allen ,Punkten ideal 
scheint, oder .wberhaupt kein Gesetz haben 
wollen, .für die erste Variante entschieden 
haben. 

Ich meine das von Kollegen TÖ'dling schon 
erwäJhnte Problem der An�ragstellung und des 
ZeitpuIlJktes der AntragsteIlung. Wir sind 'bei 
den Verhandlungen davon ausgegangen 
- und es giht ja -wohl gar keine andere Mög
lichkeit -, daß das Gewissen eines Menschen 
entwicklungsfähig ist, daß es sich weiter ent
wickeln kann und daß die Einstel'lung zum 
Problem des Wethrdienstes oder des Wehr
ersatzdienstes für einen Neunzehnjälhrigen 
unter Umständen anders ausschauen kann als 
für einen 'Fünfundzwanzigjährigen, daß sich 
diese Frage für einen jungen Menschen am 
Beginn des Vietnamkrieges anders stellen 
kann als am Höhepunkt des Vietnamkrieges. 
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naher ist es meiner festen, auch heutigen 
Uberzeugung nach sinnlos, ein starres Datum 
abzugrenzen oder gar ein von Zufällen ab
hängiges Datum festzusetzen, bis ·zu dem ein 
Antrag auf Zivildienstleistung möglich ist und 
ab dem ein solcher Antrag nicht mehr möglich 
ist, ,was bedeutet, daß eine Weiterentwicklung 
dieser Persönlichkeit un'd ihres Gewissens un
berücksichtigt bleiben muß. 

Ich ste!lle gleich vorsichtshalber außer Dis
kussion, daß auch bei Wahrung dieses Grund
satzes natürlich Vorsorge getroffen werden 
muß, daß die Antragstellung in einer Weise 
erfolgt, die dem Bundes1heer keine unzumut
baren organisatorischen 'Schwierigkeiten be
reitet, und daß der Zivildienst kein Flucht
weg sein darf für Präsenzdiener, die gerade 
beim Bundesheer sind und die nicht etwa 
das Gewissen dr,ückt, sondern die vor allem 
der Schuh nach einem anstrengenden Nacht
marsch - dieses Beispiel haben wir j a  immer 
wieder gehört - drückt. 

Dieses Problem läßt sich einwandfrei lösen. 
Wir haben eine Lösung angeboten, wie man 
der Entwicklungsfähigkeit der menschlichen 
Persönlichkeit Rechnung tragen kann und den
noch dem Bundesheer keinerlei Schwierigkei
ten bereitet, indem wir gesagt haben : Der 
Antrag auf Leistung des Zivildienstes kann 
im Prinzip j ederzeit von einem Wehrpflichti
gen gestellt werden; wird aber dieser Antrag 
zwischen der Einberufung zum Präsenzdienst 
- ich sage: Einberufung und nicht dem An
tritt des Präsenzdienstes - und dem Ende 
des Präsenzdienstes gestellt, dann hat der An
trag keinerlei aufschiebende Wirkung, das 
heißt derjenige, der den Antrag stellt, muß 
dennoch weiter Präsenzdienst leisten so lange, 
bi& die Kommission entschieden hat. Wir 
wären sogar bereitgewesen, in der Kommis
sion ein erhöhtes Beschlußquorum vorzu
sehen - die Kommission müßte diesfalls mit 
Zweidrittelmehrheit zustimmen -, und wir 
sind sogar so weit gegangen, daß wir gesagt 
haben:  Jemand, der den Antrag erst während 
des Präsenzdienstes stellt, sollte dennoch ver
pflichtet werden, den gesamten Zivildienst ab
leisten zu müssen, es sollte ihm also die Prä
senzdienstzeit in diesem Fall nicht eingerech
net werden. Dies ist eine Benachteiligung, 
hätte aber j edenfalls bewirkt, daß sich ein 
Präsenzdiener vor einer leichtfertigen An
tragstellung deshalb gehütet hätte, weil er, 
wenn er schon drei Monate Präsenzdienst hin
ter sich hat, in drei Monaten mit dem sechs
monatigen Dienst fertig ist. Im anderen Fall, 
wenn die Kommission seinen Antrag bewil
ligt hätte, müßte er aCht Monate Zivildienst 
leisten. 

Wir sind also fest davon überzeugt, daß 
eine solche Konstruktion geeignet gewesen 

wäre, dem auCh. vom Kollegen Tödling aner
kannten Grundgedanken der Entwicklungs
fähigkeit der menschlichen Persönlichkeit und 
daher des Gewissens Rechnung zu tragen und 
dem Bundesheer keine Schwierigkeiten zu be
reiten. Ich verweise darauf, daß die mit Zu
stimmung von Mini ster Lütgendorf verabschie
dete Regierungsvorlage ja auch noch eine An
tragstellung, allerdings während einer be
stimmten Frist, während der ersten sechs oder 
acht Wochen des Präsenzdienstes, vorgesehen 
hat. 

Es waren, meine Damen und Herren von 
der OVP, keine rationalen Motive, die Sie 
bei der Ablehnung dieses Vorschlages gelei
tet haben, und es hat zur Folge, daß das von 
uns wärmstens begrüßte und wirklich moderne 
und gut gearbeitete Zivildienstgesetz in die
sem einen Punkt - wie soll ich sagen - mit 
dem gesunden Menschenverstand in Konflikt 
gerät. 

Wir alle wissen, daß die religiöse Entwick
lung eines Menschen nidlt auf bestimmte Pha
sen seines Lebens besChränkt ist, wir alle wis
sen daß man sich auch in höherem Alter noch 
zu �ehr weittragenden Gewissensentscheidun
gen durchringen kann, in ein Kloster eintre
ten oder auch den Priesterberuf aufgeben 
kann. Wir alle wissen vor allem, daß jene 
Menschen, die als große Pazifisten in die Ge
schichte eingegangen sind, dies meist auf 
Grund von Erlebnissen und Entscheidungen 
getan haben, die erst im reiferen Alter sie 
bewegt haben, 'Und dennoch sagen wir j etzt, 
weil es die OVP so will : Du kannst alles, 
was mit deinem Gewissen zusammenhängt, 
während deines ganzen Lebens tun - auch 
die Staatsgrundgesetze garantieren die G lau
bens- und Gewissensfreiheit nicht nur in 
einem bestimmten Lebensabschnitt -, aber 
die Frage, wie lange sich dein Gewissen hin
siChtlich der Anwendung von Waffengewalt 
in militärischen Verbänden entwickeln darf, 
das hängt davon ab, wann das Ergänzungs
kommando deinen Einberufungsbefehl zur 
Post gibt. Wirst du schon mit 19 Jahren ein
berufen, dann hast du Pech gehabt und kannst 
mit 20 Jahren einen solchen Antrag nicht mehr 
stellen. Dein Schulkollege, der neben dir auf 
der Smulbank sitzt und aus irgendeinem 
Grund erst mit 21 Jahren den Einberufungs
befehl bekommt, der kann mit 20 Jahren 
einen solchen Antrag noch stellen, den du mit 
20 Jahren nicht mehr stellen kannst. 

Ich gebe zu, daß das in der Praxis - das 
war auch der Grund, warum wir uns letzten 
Endes zu einer Konzession wider bessere Ein
sicht entschlossen haben - nur wenige Fälle 
betreffen wird, weil wahrscheinlich die Leute, 
die den Antrag auf Ableistung des Zivildien-
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stes einbringen wollen, das in der Regel be
reits bei der Stellung tun werden oder in den 
Wochen nach der Stellung und es hier nur 
um einige Dutzend oder um fünf oder um 
sieben Fälle geht. Aber die Frage ist eben, 
ob ein Gesetzgeber in einem solchen Fall, 
auch wenn es nur wenige Leute betrifft, vom 
Prinzipiellen her unlogisch entscheiden soll. 

Ich darf übrigens darauf verweisen, daß 
etwa in der Bundesrepublik Deutschland 
- und das ist wahrlich eine Republik, eine 
Nation, in der militärische Gesichtspunkte 
nicht zu kurz kommen - der Antrag auf Lei
stung des Zivildienstes auch während oder 
nach Ableistung des Grundwehrdienstes - im 
letzteren Fall also nur mehr Waffenübungen 
betreffend - gestellt werden kann, daß etwa 
in Finnland - eine sehr wehrhafte Nation -
die Antragstellung noch während des Wehr
dienstes möglich ist und daß in Norwegen 
der Antrag auf Zivildienst ohne jede zeit
liche Befristung eingebracht werden kann. 
Und, was besonders interessant i st, in Bel
gien hat man das Zivildienstgesetz seiner
zeit, am Beginn der sechziger Jahre, so be
schlossen, wie wir es jetzt beschließen, und 
hat es im Jahre 1 969 novelliert und die Mög
lichkeit einer weiteren Antragstellung einge
baut. Und gerade das, dieses belgische Bei
spiel, tröstet mich, daß . man sich vielleicht 
auch in Osterreich - weil ja die Kollegen 
von der Volkspartei immer wieder gemeint 
haben, es  komme ihnen darauf an, Erfahrun
gen zu sammeln - den besseren Argumenten 
in diesem Punkt noch fügen wird und diese 
Möglichkeit, die wir nicht aus Gründen der 
gloßen Zahl, sondern aus Gründen der inne
ren Logik und Geschlossenheit dieses Geset
zes beschlossen haben, einbauen wird. 

Wir haben noch in einem zweiten Punkt, 
der mir aber persönlich weniger wichtig ist, 
den Vorschlägen der Kollegen von der Volks
partei Rechnung getragen, ohne von ihnen 
überzeugt worden zu sein, nämlich bei der 
Frage, ob wir gleichzeitig mit der Einführung 
des Zivildienstes den Dienst ohne Waffe beim 
Bundesheer abschaffen sollen. Wenn man der 
Meinung ist, daß der Zivildienst ein Ersatz 
oder die neue Form des Dienstes ohne Waffe 
ist, dann ist es logisch, mit der Einführung 
des Zivildienstes den Dienst ohne Waffe ab
zuschaffen. Wenn man aber der Meinung ist, 
daß es siCh beim Zivildienst um etwas ande
res handelt als beim Dienst ohne Waffe im 
Bundesheer, dann wäre es logisch gewesen zu 
sagen, es tritt zu den beiden derzeit bestehen
den MÖglichkeiten: Dienst mit der Waffe, also 
Präsenzdienst, und Dienst ohne Waffe im Rah
men des Bundesheeres der Zivildienst außer
halb des Bundesheeres für j ene Leute, die die 
Anwendung von Waffengewalt in militäri-

sehen Verbänden, aber damit auch das Militär 
als solches ablehnen, als dritte Möglichkeit 
hinzu. Dann wäre es logisch gewesen, alle 
drei Varianten zu vertreten. 

Das war einer der Punkte, wo die Kol
legen der FPO und wir gleicher Meinung 
waren. Aber die Vertreter der Volkspartei 
haben uns zu verstehen gegeben, daß ihnen 
au ch das ein sehr wichtiger Punkt ist, und 
daher waren wir der Meinung, daß unser 
Grundanliegen "Schaffung eines Zivildienstes" 
nicht dadurch gefährdet werden soll, daß man 
j etzt am Dienst ohne Waffe im Rahmen des 
Bundesheeres festhält. 

Das sind gewissermaßen - wie soll ich 
sagen - die beiden Wermutstropfen, die wir 
in dem Freudenbecher über das Zivildienst
gesetz finden, die uns aber nicht daran hin
dern können, daß wir insgesamt dieses Gesetz 
aLs ,ein gutes Gesetz betr,achten und auf dies.es 
Gesetz stolz sind, weil es, so glaube ich, einem 
liberalen Staat - das hat mit Sozialismus 
oder sozialistischer Politik überhaupt nichts 
zu tun - zur Ehre gereicht, wenn er Gewis
sensgründe seiner Bürger auch und gerade 
in diesem Bereich zur Geltung kommen läßt. 

Wir sind auch stolz darauf, daß wir nun ein 
Gesetz schaffen, mit dem Osterreich in den 
Kreis jener Länder eintritt, die siCh bereits zu 
solChen Regelungen durchgerungen haben, und 
das sind gar nicht wenige, Hohes Haus. Wir 
waren schon sehr arg im Verzug hinsichtlich 
eines modernen Zivildienstgesetzes. Zivil
dienstgesetze gibt es niCht nur in der Bundes
republik Deutschland, in Frankreich, in Bel
gien, in Dänemark; auch in Holland, Schwe
den, Norwegen, Finnland gibt es Zivildienst
gesetze, und die Schweiz arbeitet gerade an 
einem solchen. Wenn Osterreich sein Gesetz 
beschlossen und die SChweiz das Gesetz fertig
gestellt haben wird, werden alle neutralen 
Länder Europas und noch viele andere über 
Zivildienstgesetze verfügen. 

Studiert man die Zivildienstgesetze anderer 
Länder - der Herr Innenminister war so 
liebenswürdig, uns die entsprechenden Unter
lagen zur Verfügung zu stellen -, dann kann 
man mit Genugtuung feststellen, daß wir wirk
lieh keinen Vergleich zu scheuen brauchen. 
Natürlich hat derjenige, der eine Regelung 
später erläßt, die Möglichkeit, auf den Erfah
rungen anderer Länder aufzubauen. Gerade 
wir haben mit unserem Zivildienstgesetz den 
schon erwähnten Gedanken der prinzipiellen 
Gleichwertigkeit und GleiChartigkeit auch hin
sichtliCh der Belastung zwischen Präsenzdienst 
und Zivildienst am konsequentesten verfolgt 
und sind der Versuchung widerstanden, einen 
Zivildienst zwar einzuführen, ihn im Prinzip 
zu ermöglichen, ihn aber gleichzeitig de facta 
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zu diskriminieren, wie das etwa in Frankreich Ich möchte über die diversen Einsatzmög
der Fall zu sein scheint, wo es den Zivildienst lichkeiten nicht sprechen, weil das Kollege 
zwar gibt, wo er aber doppelt so lange dauert Reinhart noch tun wird. 
als der Militärdienst. 

Das Ergebnis unserer Beratungen ist auch 
ein Gesetz, Hohes Haus, das weitgehend einer 
Empfehlung des Europarates entspricht, der 
gestützt auf Artikel 9 der Europäischen Men
schenrechtskonvention sich sehr detailliert mit 
dieser Frage befaßt hat. Ich glaube, Kollege 
Reinhart wird auf dieses Problem auch noch 
zu sprechen kommen. 

Die Resolution des Europarates, wonach 
"Personen, die zum Militärdienst verpflichtet 
sind und die sich aus Gewissensgründen oder 
aus einer Uberzeugung, die auf ähnlichen 
Motiven 'beruht, weigern, den Dienst mit der 
Waffe in der Hand zu leisten, ein persönliches 
Recht genießen sollen, von der Verpflichtung 
zu solcher Dienstleistung entbunden zu wer
den" ,  ist bei uns mit der Maßgabe verwirk
licht, daß wir eine sehr fair zusammengesetzte 
Kommission haben, die die Ernsthaftigkeit 
dieser G ewissensgründe zu prüfen beauftragt 
ist. 

"Wenn der Beschluß" - so sagt der Europa
rat - "bezüglich der Anerkennung des Rech
tes des Gewissenseinwandes in erster Instanz 
von einer Verwaltungsbehörde entgegenge
nommen wird, soll das Organ, das den Be
scheid erläßt, von den militärischen Behörden 
absolut getrennt sein." - Auch diesen Grund
satz haben wir zum Unterschied von vielen 
anderen europäischen Ländern verwirklicht. 
In unserer Zivildienstkommission werden zwei 
Vertreter von Jugendorganisationen, zwei 
Experten, ein Richter, ein Vertreter des Innen
ministeriums und ein Vertreter des Antrag
stellers sitzen. Es wird das also eine von den 
militärischen Dienststellen völlig getrennte 
Behörde sein. 

Der Empfehlung, daß "der Wehrersatzdienst 
zumindest ebenso lange dauern soll wie der 
normale Militärdienst", haben wir auch ent
sprochen. 

Es hat uns gar nicht geringe Schwierigkeiten 
im Ausschuß bereitet, die Empfehlung, daß 
"die soziale und finanzielle Gleichheit des 
anerkannten Wehrdienstverweigerers garan
tiert werden soU" , entsprechend zu konstru
ieren. Wir haben dem aber auch entsprochen. 

Auch der Gedanke, daß "die betreffenden 
Regierungen gewährleisten sollen, daß die 
Wehrdienstverweigerer mit Sozialarbeiten 
oder mit anderen Arbeiten von nationaler 
Bedeutung beschäftigt werden", ist verwirk
licht. 

Wenn dieses Zivildienstgesetz am 1 .  Jänner 
1975 in Kraft treten wird, dann werden wir 
ein Gesetz geschaffen haben, das nicht nur 
Motiven entspringt, zu denen man sich guten 
Gewissens bekennen kann, sondern auch ein 
Gesetz, das sich, wie ich glaube, in der Praxis 
bewähren wird. Die Vorbereitungen in dem 
mit der Vollziehung dieses Gesetzes betrauten 
Ministerium laufen bereits auf Hochtouren. 

Hohes Haus ! Die Tatsache, daß wir heute 
eine schwierige Materie, die Verfassungsbe
stimmungen enthält, einstimmig beschließen 
können, ist für mich der Anlaß, noch ein paar 
abschließende Sätze zu einer anderen gleich
falls schwierigen, gleichfalls Verfassungsbe
stimmungen enthaltenden Materie zu sagen, 
wo wir leider dem Nationalrat noch keinen 
positiven Bericht vorlegen können, und zwar 
nicht deshalb, weil die sachlichen Schwierig
keiten unüberwindbar wären, sondern weil 
wir hier vor der Tatsache stehen, daß die 
Kollegen der Volkspartei nicht bereit sind, die 
Verhandlungen fortzusetzen. Ich meine damit 
die Volksanwaltschaft, wo wir ja seit vielen 
Wochen, eigentlich schon Monaten, keine 
weitere Sitzung abgehalten haben. 

Am 1 1 . Juli 1973 ist die Frage einer Junkti
mierung zwischen dieser im Verfassungsaus
schuß zur Vorberatung liegenden Materie und 
einem anderen Gesetz - alle wissen, welches 
Gesetz gemeint ist - von diesem Rednerpult 
von mir hier angeschnitten worden. Abgeord
neter Dr. Schleinzer hat damals gesagt: " Ich 
habe von Junktimierung nicht gesprochen! 
Unterstellen Sie mir nichts !"  

In  der Z·wischenzeit ist diese Junktimierung 
leider ganz offiziell ,bestätigt worden. Der 
Klubobmann der OVP hat in der Iletzten Prä
sidialsitzung am 26. Feber ganz unverblümt 
gesagt, daß von seiner P artei keine Bereit
schaft zur Fortsetzung der Verlhandlungen Ibe
steht. 

Ich möchte, Hohes Haus, jetzt ,gar nicht auf 
die Problematilk von Junktimierungen dieser 
Art an sich eingehen, ich möchte nur sagen: 
Wenn alle Fraktionen ein Interesse daran 
haben, daß Terminfestsetzungen möglichst ein
vernehmlich erfolgen - beim Zivildienstge
setz ist es ,ganz reibungslos und ohne Schwie
rigkeiten gegangen -, dann ist doch die 
Opposition mindestens so interessiert d aran 
wie die Regierungspartei. Denn das bedeutet, 
daß wir, die Mehrheitspartei, nicht nach Gut
dünken aUe jene Termine festsetzen kön
nen, die wir als notwendig oder nützlich :be
trachten würden, alber das bedeutet doch in 
gleicher Weise, daß auch die Minderheits-
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parteien nicht nach eigenem Gutdünlken eine 
Materie, deren Behandlung schon sehr weit 
fortgeschritten ist ,  vollkommen Iblockieren und 
j eden Termin ablehnen können. 

Ich glaube, ein obj ektiver Beobachter, Hohes 
Haus, muß zugeben, daß das willkürliche -
wie soll ich sagen - "Zudrehen" eines Aus
schusses, das Epklären : Das ,wird nicht iweiter 
verhandelt, d a  gibt es keine Termine ! ,  doch 
die Ke'hrseite des willkürlichen Diktierens von 
Ausschußterminen wäre. Wenn jemand ein 
negatives Termindiktat betrei,ben würde . . .  
(Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k:  Warum haben 
Sie da nicht solche Eile bekundet! Glauben 
Sie nicht, daß die Teilzeitbeschäftigung die 
Frauen mehr interessiert als die Volksanwalt
schaft? - Zwischenrufe des Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. Z i t t m a y r.) 

Meine Damen und Herrenl Die Vorlage über 
die Vol,ksanwaltschaft ist einvernehmlich auf 
die Tagesordnung von insgesamt zwölf Sitzun
gen gesetzt wmden. nie Verhandlungen sind 
einvernehmlich geführt worden, und es ist 
dann plötzlich aus Gründen, die mit dieser 
Materie nicht zusammenhängen, eine Fort
setzung blockiert worden. Ich glaUlbe, daß das 
nichts zu tun hat oder nicht vergleichbar ist 
mit dem ganz anders gelagerten und nimt 
neuen, sondern uns aus der XI. Legislatur
periode sehr wohl belk.annten Problem, inwie
weit man neben den Regierungsvorlagen auch 
noch Initiativanträge ;behandeln kann. Daß in 
dieser Legislaturperiode meihr Initiativanträge 
der Opposition verhandelt werden als zu der 
Zeit, wo Sie die Mehrheit in diesem Hause ge
'habt haben, kann ich Ihnen zahlenmäßig nach
weisen. Daß wir für alle Initiativanträge der 
Opposition dann keinen Platz halben, wenn Sie 
mit Terminen für Ausschüsse so sparsam sind, 
Frau Kollegin Hubinek, wie Sie das leider in 
vielen Ausschüssen sind, ist ein ganz anderes 
Problem, d as hat aber mit dieser Frage nichts 
zu tun. (Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ich möchte in dieser ruhigen Stimmung der 
Verhandlung über das Zi;yndienstgesetz aus 
dem Verfassungs ausschuß gar nichts anderes 
- und das scheint mir gelungen zu -sein -, 
als Ihre Aufmer1ksamkeit auf dieses Problem 
zu lenken und ,zu bitten nachzudenken, ob es 
sinnvoll ist, ob es vertretlbar ist, daß man eine 
bereits sehr weit fortgeschrittene Materie 
knapp vor der Fertigstellung und vor der end
gültigen Beschlußfassung einfach "zudreht" 
und die Fortsetzung der Behandlungen un
möglich macht. Das soll sich einmal jeder für 
sich selbst Ü!berlegenl Wir werden uns dann 
in der Frü'hjahrsession ohnehin überlegen 
müssen, wie man mit diesem Problem zu 
Rande kommt und wie man mit die'sem Pro
blem fertig wird. (Abg. Dr. G r u b e  r: Bei 

Pittermann nachschlagen! - Abg. Dr. Z i t t
m a y r: Pittermann-Story! Pittermann hat ein
mal bei den Verfassungsgesetzen auch eine 
eigentümliche Haltung eingenommen!) 

Herr Kollege! Ich will Sie nicht auf,klären, 
wie das in der XI. Gesetzgebungsperiode der 
Fall war. Diese Politik, eine nahezu fertig 
verhandelte Materie zu blockieren, das aber 
zuerst abzuleugnen, wie I'hr Parteidbmann das 
tut, und zu sagen: wir wollen gar nicht junkti
mieren, und in Walhrheit doch zu junktimieren 
und zu blockieren und damit auf dem Rücken 
der rechtsuchenden Bevölkerung Politik zu 
machen, das hallten wir wirklich tür nicht 
vertretbar, und das wird niemand,em gutbe
kommen. (Zustimmung bei der SPO. - Zwi
schenrufe bei der OVP,) 

Mein allerletJzter Satz lautet daher - teil
weise versö'hnlim, teihweise kritisch -: Unsere 
Genugtuung darüber, daß das Zivildienstge
setz einstimmig beschlossen werden wird -
wie es ja  den Anschein hat - und am 1 .  Jän
ner 1 975 in Kraft treten wird, verbinden wir 
mit der Hoffnung und mit der :Erwartung, daß 
auch die Vollksan:waltschaft möglichst zum 
gleichen ZeitpunJkt, j edenfalls aber ohne un
nötige Verzög-erung, ihre Arbeit, nicht ,im 
Interesse der Regierung oder der Opposition, 
sondern im Interes,se der Bevölkerung auf
nehmen kann. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Scbmidt (FPO) : Herr Prä
sident l Hohes Haus ! Meine Damen und Her
ren ! Ich möchte meine Ausführungen an eine 
Bemerkung- des Herrn A:bgeordneten Fischer 
anknüpfen. Herr Abgeordneter Fischer hat 
mehrmals betont und seiner Genugtuung Aus
druck gegeben, daß dieses Zivildienstgesetz 
heute einstimmig über die Bühne gehen wird. 
Er hat es als erfreulich bezeichnet, daß auch 
über Verfassungs1bestimmungen Einigungen 
zwismen den drei Parteien stattfinden können, 
wenn man sich intensiv darum bemüht, wie 
es 'Zum Beis:piel der Herr Bundesminister rur 
Inneres im Unterausschuß getan hat. Ich 
möchte doch auch an diese Bemerkung an
knüpfen, daß diese Vorgangsweise des Herrn 
Innenministers vielleicht so manchem seiner 
Ministerkollegen als 'gutes Beispiel dienen 
könnte. 

Aiber Herr Fischer wird vielleicht auch mir 
hier konzedieren, daß die Zustimmung meiner 
Faktion zum Zivildienstgese� nicht dadurch 
motiviert wird, die recht magere Erfolgsbilanz 
dieser Regierung aufzupolieren. Das mag viel
leicht für seine Fralktion gelten. Für uns Frei
heitliche sind andere Gesichtspunkte maßge
bend gewesen. 
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Meine Damen und Herren! Mit dieser ge
setzlichen Regelung, die wir heute :beschließen 
werden, folgen iWir dem Beispiel verschiedener 
Staaten, die man allgemein als der westlichen 
Welt zugehörig bezeichnet, die auch gesetz
liche Regelungen haben, um auf Grund schwer
wiegender und glaubhafter Gewissensgründe 
diej enigen, die solche Gewissensgründe gel
tend machen, vom Wehrdienst zu befreien. 

Wir folgen also dem Beispiel dieser Staaten. 
W ir wissen auch - das ist heute auch schon 
von meinem _ Vorredner gesagt worden -, 
d aß zahlreiche Staaten solche Regelungen 
haben und diese Regelungen zum Teil sehr 
weit zurückgehen ; zum Beispiel bei den Ver
eini-gten Staaten gehen solche Regelungen bis 
ins 1 8. Jahrhundert zurück; auch in Europa, 
etwa in den nordischen Staaten geht das Recht 
auf Wehrdienstverwei-gerung bis ,zum Beginn 
der -zwanziger Jahre zurück: In der Bundes
repubUk wurde im Ja·hre 1965 e in solches Ge
setz gesch'aff.en, in Frankl1eich 1971,  in Belgien 
1 964, in Italien giibt es eine solche Regelung 
seit 1972 ; die Schweiz berät derzeit eine solche 
Regelung. So ist die Situation in den Staaten 
der westlichen Welt Europas . 

Es unterliegt keinem Z-weifel, daß diese Ent
wicklung, vor allem in den lebzten Jahren, 
beeinflußt worden ist - das ist auch heute 
schon erwähnt worden - durch die Euro
päische Konvention für Menschenrechte und 
Grundfreiiheiten und die sich daraU!f stützende 
Resolution Nr. 337 der :Beratenden Versamm
lung des Europarates aus dem Jahre 1 961. 
Sinngemäß 'heißt es dort, daß Personen, die 
unter die allgemeine Wehrpflicht fallen, die 
sich a>ber aus Gewissensgründen oder aus tie
fer religiöser , ethischer, moralischer oder 
humanitärer Uberzeugung weigern , Dienst mit 
der Waffe zu le isten , ein Recht halben, von 
dieser Verpflichtung befreit zu werden und 
einem Ersatzdienst 'Zugewiesen zu werden. 

Wir in Osterreich vollziehen heute d iese 
Empfehlung der Beratenden Versammlung des 
Europ arates, ohwohl eine solche Regelung 
- das muß man offen sagen - nicht frei 
von Problematik ist, einer Problematik, meine 
Damen und Herren, die doch darin besteht , 
jemandem, obwohl er physisch dazu in der 
Lage wäre, von der Erfüllung einer Pflicht 
zu Ibefreien, die in aller Welt ;zu einer der 
primärsten Pflichten des Staatsbürgers gelhört, 
nämlich die Pflicht, den Staat, die Heimat, 
mit der Waffe in der Hand zu schützen. 

In asterreich ist laut § 2 des Wehrgesetzes 
das Bundesheer d azu bestimmt, 

a) die Grenzen der Republik zu sdlützen, 

b) die verfassungsmäßigen Einridltungen zu 
schützen sowie Ordnung und Sicherheit im 
Inneren aufrechtzuerhalten und 

c) bei Elementarereignissen und Unglücks
fällen außergewöhnlichen Umfanges Hilfe zu 
leisten. 

Von der Pflicht, das zu tun, soll nun dispen
siert werden, weil diese Verpflichtung oder 
diese Pflichtauffassung im Widerstreit steht 
zur Gewissensnot, begründet wird mit rel igiö
sen oder anderen ethischen Uberzeugungen. 
Der Standpunkt, den Gewissensgründen den 
Vorrang gegenüber der staatsbürgerlichen 
Pflicht zu geben, den Wehrdienst zu leisten, 
entspringt, glaube ich, der Toleranz der west
lichen Welt, einer Toleranz allerdings, die die 
einen als Beweis der moralischen Stärke, zum 
Beispiel gegenüber den kommunistischen Ost
blockländern, den kommunistischen Staaten 
anführen, die ja solche Regelungen nicht ken
nen. Aber es gibt auch manche Stimmen, die 
eine solche Vorgangsweise als eine unver
zeihliche Schwächung und Aushöhlung der 
Widerstandskraft der westlichen Demokratien 
und ihres militärischen Potentials bezeichnen. 
Auch diese Stimmen kann man nicht leicht 
wegschieben. 

Meine Damen und Herrenl Wenn man weiß, 
daß im Jahre 1 970 allein im !Westlichen Europa 
rund 30.000 Menschen und in den USA ebenso 
viele den Wehrdienst verweigerten, so ist 
vielleicht im Zeitalter der atomaren Ausein
andersetzung nicht einmal die Zahl so ent
scheidend als vielmehr die Tendenz, die da
hintersteckt. 

Wie immer man diese Entwicklung betrach
ten mag: sie ist nun einmal vorhanden, und 
wir haben uns mit ihr auseinanderzusetzen. 
Wir -haben uns so damit auseinanderzusetzen 
- das ha!ben wir auch in den Ausschußbera
tungen getan -, daß Ibeiden Interessen, ibeiden 
Erwägungen, den Erwägungen des S taates und 
der Gemeinschaft der in ihm le'benden Bürger 
und deren schutZibedürftigen Interessen und 
auch den einzelnen Menschen, die von echter 
Gewissensnot geplagt sind, Rechnung getra
gen :wird. 

Wir hahen diese Entwicklung zu sehen und 
zu Ibedenken, und wir haben die Freiheit des 
Gewissens und der religiösen Uberzeugung 
zu achten, und ,darum - das ist die eigent
liche Motivation - wird meine :Fraktion nach 
reiflicher Uberlegung , o'bwOlhl -Bedenken vor
handen sind, dieser Regelung zustimmen. 

Daß wir Bedenken geha1bt Ihalben und noch 
ha:ben und daß !Wir daher die Vollzie'hung die
ses Gesetzes und die Entwicklung, die sich 
daran anschließen !Wird, aufmeIlksam beobach
ten 'Werden, das liegt auf der Hand, Herr 
Minister. 
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Wir haben es uns nicht leicht gemacht, zu
mal wir wissen, ,daß dieses Zivildienstgesetz 
bei großen Teilen der 'BevöLkerung auf gerin
ges Verständnis stoßen wird, vor allem Ibei 
denjenigen, die ihre staatsbürgerliche Pflicht 
des Wehrdienstes bereits ,er.f.üllt haben, wann 
immer dies auch gerwesen sein mag, und dann 
auch tbei denen, die das noch vor sich 'halben 
und die es für selbstrverständlich halten, zum 
Bundesheer einzurücken. !Diese aUe werden 
wenig Verständnis dafür halben, daß einige 
dispensiert werden und Ausnahmen erhalten. 

Sie werden die Gründe - das liegt nun 
einmal in der menschlichen Natur - sicher
lich mit scheelen Augen :betrachten, und es 
wird auch Stimmen gehen, die in diesem Ge
setz nur eine legale Handhabe sehen, sich 
vom Wehrdienst drücken zu können. 

Ich muß sagen: Es gilbt in der Tat Entwick
lungen, die so etwas motivieren können. Es 
kann wirklich manches angeführt werden, was 
für eine solche Vermutung spricht. 

Es ist kein Geheimnis, daß die Welle der 
GegI1eroSchaft zu jeglicher We'hrdilensb1eli
stung internationale Verbreitung gefunden 
hat. Auch in Osterreich g-ibt es Jugendgruppen 
und Jugendverbände, die ihren eigenen Bera
tungsdienst und Beratungsstellen für das Ver
halten vor der Zivildienstkommission einge
richtet haben. Man erinnert sich auch in der 
Bevölkerung noch sehr genau an Aufmärsche 
und Demonstrationen ganz bestimmter Jugend
v erbände, die auf ihre Transparente die For
derung geschrieben haben: ,Schafft �as Buhdes
heer ab ! 

Sicherlich: inzwischen ist dieser Chor leiser 
geworden, da die Partei, der diese Jugend
verhände nahestehen, inzwischen Regierungs
partei ge,worden ist. Alber die Aversion gegen 
das Bundesheer ist dort gleich geblieben, und 
es nützt doch gar nichts, meine Damen und 
Herren, ,wenn heute krampfhafte Versuche ge
macht werden, Versuche mit viel Geld, die 
Ding,e zu verdrehen, die GegrreroSchaft zum 
Bundesheer jet�t a.n der en Bevölkerungs
gruppen in die Schuhe zu schieben. 

Ich verweise nur auf eine Broschüre, Herr 
Verteidigungsminister, die im Auftrage des 
Landesverteidigungsministeriums herausgege
ben 'Worden ist und die das sogenannte Er
gebnis einer Meinungsumfrage enthält, welche 
vom lFES-Institut durchgeführt worden ist. In 
dieser Broschüre heißt es unter dem Punkt, 
in dem darÜlber berichtet wird, welche Bevöl
kerungsgruppen heute in Osterreich das Bun
des'heer a'blehnen - ich darf mit Berwilligung 
des Herrn Präsidenten zitieren -: 

"Eine echte Ablehnung des Bundesheeres 
trifft man in zwei völilig unterschiedlichen 

Gruppen besonders häufig: -bei älteren Män
nern des Mittelstandes, die den letrzten Krieg 
in der Deutschen Wehrmacht mitgemacht 
haben und zum Teil die nationale Eigenstän
di'gkeit Osterreichs und auch den Sinn der 
österreichischen Landesverteidigung in Frage 
stellen. " Das ist die eine Gruppe. Und dann 
"bei jüngeren Leuten, insbesondere in Wien, 
wobei die soziale Zuordnung eine geringere 
Rolle s-pielt - wiewohl etwas häufiger unter 
ungelernten Arbeitern". 

Wenn ich j etzt von der - verzeihen Sie 
- etwas geschwollenen Formulierung absehe, 
so bedeutet das doch eine unzumutlbare Unter
stelilung, denn j eder von uns, der Wehrdienst 
geleistet hat, der den Krieg mitgemacht hat, 
weiß, daß gerade bei diesen Menschen die 
Wehrbereitschaft und der Wethrwille ausge
prägt sind. Es .bedeutet al,so ein.e sehr arge 
Unterstellung, wenn man 'gerade diesen ,Men
schen, diesen älteren Leuten eine echte Geg
nerschaft zum Bundesheer hinanrfdividieren 
will. (Zustimmung bei der FPtJ.) 

Und dann wird so harmlos ge'schrietben: es 
gibt ja noch jüngere Leute, die das ·auch :ab
lehnen. Kein Wort von der KommuThisti!Schen 
Jugend, die geschlossen das Bundesheer ab
lehnt, kein Wort vom Verband marxistischer 
Mittelschüler, der dauernd gegen das Bundes
heer Stellung nimmt. Das sind "jüngere 
Leute", und das wird hier also verharmlost. 

Unsere Steuergelder sind zu schade, solche 
teuren ,Machwerke ,zu finanzieren. Die öster
reichische Bevölkerung 'hat ein sehr gutes Ge
f.ühl und /Weiß sehr genau, wer gegen das Bun
deSlheer .seinerzeit gehetzt hat und wer auch 
heute noch gegen den Dienst im Bundesheer 
eingestellt ist. 

Man weiß auch ganz genau, welche "Hoff
nungen" -:- möchte ich unter Anführungszei
chen sagen - manche Kreise in dieses Zivil
dienstgesetz gesetzt haben und noch setzen. 
Wenn ich in Zeitungen lese, daß der heute zur 
Debatte stehende Entwurf auf linker Seite 
der Jugend Enttäuschung hervorgerufen hat, 
dann kann uns Fre�heitlichen - Ibitte seien 
Sie mir nicht böse - diese Enttäuschung die 
Zustimmung nur etIeichtern. 

Wir geben diese Zustimmung, weil wir die 
Freiheit des Gewissens und weil wir Uber
zeugungen religiöser Natur achten und Ige
wahrt wissen wollen, denn nur in solchen Fäl
len - das möchte ich besonders !betonen -, 
wie sie das Gesetz vorsieht, darf eine Aus
na'hme von der Wehrpflidlt stattfinden. Für 
politische Motivationen bietet das Geset'Z kei
nerlei Handha:be. Es wird eine wichtige und 
auch sehr schwere Aufgabe für die Zivildienst-
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kommission unter Vorsitz von Richtern sein, 
die vorgebrachten Gründe eingehend auf ihre 
Glauhwürdigkeit zu prüfen. 

Es ist in den Beratungen die Möglichkeit 
erwogen worden - das ist heute ausführlich 
schon von meinen Vorrednern gesagt wor
den -: keine Kommission, dafür längeren 
Zivildienst, 10 Monate. Man ist dann wieder 
zur Kommission zurückgekehrt, und ich glaube, 
das war richtig, denn, meine Damen und Her
ren, wer in echter Gewissensnot ist, der 
braucht den Gang vor eine Kommission nicht 
zu scheuen, der braucht auch keine Beratung, 
wie er sich vor dieser Kommission zu verhal
ten hat. Wer sich aber unter Vortäuschung von 
Gewissensgründen nur drücken möchte vorn 
Dienst im Bundesheer. dem wird unter Um
ständen der Gang, das Vortreten vor diese 
Kommission zu einem gewissen Hemmschuh 
werden. 

Meine Damen und Herren! Als einen wei
teren wesentlichen Punikt in dieser Regierungs
vorlage ha:ben !Wir die Tatsache gesehen. daß 
derjenige, der aus glaubhaften Gewissens
gründen den Wehrdienst ablehnt, diese 
Gründe spätestens vor Antritt des Grund,wehr
dienstes geltend machen, anmelden muß . So 
schön und so beachtenswert - das möchte ich 
sagen, i ch  möchte das jetzt gar nicht herab
setzen - die Theorien über die Fortbildung 
und Weiterentwicklung des menschlichen Ge
wissens auch sein mögen. es wäre dem Bun
desheer im Interesse e'ines störungsfreien Ab
laufes des m1litärischen Betriebes nicht zuzu
muten gewesen, daß in j edem Stadium des 
Präsenzdienstes solche Anträge auf Uber
wechslung in den Zivildienst hätten gestellt 
werden können. Die Folge wäre ein organi
satorisches Chaos gewesen, und das mußte 
unter allen Umständen vermieden werden, 
denn schließlich ist ja unser 'Bundesiheer kein 
Durchhaus, wo man kommen und gehen kann. 

Und dann noch etwas. Ich glaUlbe, man muß 
sagen: Wir setzen in unsere Jugend doch 
sehr viel Vertrauen. Wir billigen ihr schon 
frÜ'hzeitig Reife und VerantwortungsbEMußt
sein zu. Nicht zuletzt werden oder wurden 
unter diesem Gesichtspunkt ja die Großjäh
rigkeitsgrenze und das aktive Wahlalter her
abgesetzt. Und ich glaube. wenn man das tut, 
dann wird man jungen ,Menschen auch die 
Rei,fe zumuten Ikönnen, sich vor Antritt des 
Wehrdienstes schlüssig zu werden, o:b sie die
sen Dienst mit ilhrem Gewissen vereinbaren 
können. 

Und Hinweise. Herr Kollege Fischer, a�f 
den Vietnam�Krieg finde ich deplaciert. Das 
österreichische Bundshee'f ist ja keine An
griffsarmeej ich meine, das ,wird ja der eifrigste 
Verfechter des Bundesheeres sicherlich nicht 

behaupten können. Das könnte man vielleicht 
bei der NATO-Armee sagen oder behaupten, 
aber das österreichische Bundesheer ist j a  
wirklich nur zum Schutz der Grenzen da. Also 
ich glaube, Beispiele und Vergleiche mit krieg
führenden Armeen im Vietnam-Krieg kann 
man hier nicht gut heranzieihen. 

Ich glaube, es war daher auch gut, daß diese 
Bestimmung, so wie sie verankert ist, heute 
auch 'beschlossen wird. Ich finde,  daß mit der 
in letzter Minute getroffenen Vereinbarung, 
wie sie im § 14 dieses Entwurfes vorhanden 
ist, durch die eine Art Ubergangsbestimmung 
geschaffen wird für Wehrpflichtige, die in der 
Zeit vom 1. August 191 1  bis zum 1. Jänner 
1975 einberufen worden sind. sodaß die also 
noch in den Zivildienst überwechseln können, 
eine Art Durchbrechung dieses von mir vor
her erwähnten Grundsatzes stattfindet und 
daß das irgerrdwie unlogisch und ungereimt 
ist. Denn wenn j emand bereits in dieser eben 
genannten Zeit den Wehrdienst .absolviert hat 
und in einer solchen Gewissensnot gewesen 
ist, dann hätte er den waffenlosen Dienst bean
tragen sollen. Und wenn er das getan hat, 
dann wird er ja durch das Gesetz auf Grund 
des § 13 ( 1 )  automatisch in den Zivildienst
status übergeleitet. 

Und dann muß man sagen : Es ist auch eine 
gewisse Härte .für ·den Zivildienst Leistenden. 
Denn wenn einer, der sechs Monate Grund
wehrdienst geleistet hat. jetzt dann noch drei 
Monate Zivildienst machen muß, ist er sogar 
benachteiligt gegenüber den übrigen künftigen 
Zi vildienern. Wir finden also keinen logischen 
Sinn in der Bestimmung des § 14. Wir werden 
ihn daher in zweiter Lesung ablehnen, und 
ich bitte den Herrn Präsidenten, über § 14 
getrennt abstimmen zu lassen. 

Meine Damen und Herren! 'Der junge Mann, 
der es also aus schwerwiegenden, glaubha:ften 
Gewissensgründen ablehnt, Waffengewalt 
gegen andere Menschen zu leisten und daher 
den Wehrdienst in seiner Gesamtheit aJblehnt. 
wird, wenn seine Gründe von der Zivildienst
kommission als glau:bhaft anerkannt werden. 
künftig natürlich nicht spazieren gehen kön
nen, sondern er wird auch Arbeiten verrichten 
müssen j und zwar auf Ge-bieten, die ebenfalls, 
so wie der Dienst Ibeim Bundesrheer, einen 
Dienst für die Gemeinschaft, für das AUge
meinbeste darstellen. Ich gJauJbe, daß man das 
vor der Bevö�kerung 'vertreten kann, daß man 
das aber auch ,gegenüber den Präsenzdienern 
vertreten kann. 

Man kann j et'Zt einwenden, daß die Bela
stungen solcher Zivildienste sich nicht verglei

. ehen lassen mit denen eines Präsenzdieners. 
Das mag ·sein. Es fällt vor allem die Kasernie
rung weg. Das ist schon eine sehr große Er-
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leichterung; aber .was die im Gesetz aufge- Bitte schön, unseren Informationen nach ist 
zählten Tätigkeiten Jbetrifft, so sind sie sicher- das !Gegenteil Ibekannt, alber wir werden ja  
lieh unterschiedlicher Natur. Ich kann mir  aber sehen. Der Herr Innenminister wird uns ja 
vorstellen, daß vielleicht mancher Zivildienst- hier laufend :beriehten. 
pflichHge künftig beim Straßenbau, 'bei der 
Lawinenvenbauung, ,beim Einsatz Ibei Epide
mien, hei KatastrophenhHfe oder auch nur bei 
der Feuer,wehr in einen härteren ;Einsatz gerät 
als einer, der zum 'Beispiel !beim Bundesheer 
in der Sduei'bstube sitzt. Sicherlich wird das 
nicht die Regel sein, aber es kann und wird 
solche VergleichSlfälle sicherlich geben. 

Aber allein die Tatsache, daß auch der Zivil
diener Leistungen für die Gemeinschaft, für 
die Allgemeiruheit in einer Zeit, in der ja der 
Gemeinschaftssinn nicht gerade groß geschrie
ben ist, erbringen wird müssen, das al,lein ist 
von so großer Bedeutung, daß es nicht sosehr 
darauf ankommt, wie hoch und groß diese 
Belastung ist. 

Vielleicht erwächst einmal aus dieser Zivil
dienstpflicht, die .wir heute :beschließen, -im 
Laufe der Zeit auch der Gedanke, daß es gar 
nicht so abwegig wäre, j eden jungen Men
schen, ob männlich oder weiblich, dazu zu ver
halten, eine gewisse Zeitspanne seine Arbeits
kraft der Gemeinschaft zu 'widmen. Wir wür
den uns auf manchen .Gebieten leichter tun. 
Vielleicht erzählt uns der Kollege Reinhart, 
der nachher sprechen .wird, etwas von seinen 
Ideen, die ja in der Presse Niederschlag gefun
den haben. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch 
ganz offen sagen, daß wir der Meinung gewe
sen sind, es wäre besser, den Zivi,ldienst nur 
in Einrichtungen leisten zu lassen, die der 
öffentlichen Hand gehören, also nicht in priva
ten Vereinigungen und Körperschaften, weil 
wir der Meinung waren, daß die Aufsicht über 
die Zivildienstleistung im Bundesdienst, im 
Landesdienst und im Gemeindedienst, etwa 
in einem Gemeindespital, in einem Landes
spital, hesser funktionieren würde und gehand
habt werden könnte als in einem Privatspital 
oder lbeim Roten Kreuz oder beim Artbeiter
Samariterbund. Denn es heißt im Gesetz, der 
Rechtsträger 'hat dafür zu sorgen, daß die 
Zivildienstpflichtigen angemessen beschäftigt 
werden. Wir hätten uns vorstellen können, 
daß das in einer Einrichtung, die einer Gebiets
körperschaft oder einer anderen öffentlich
rechtlichen Körperschaft gehört, besser fUIl!k
ti onieren würde. Und wir !hätten uns zweitens 
die komplizierten Haftungs- und Anspruchs
bestimmungen in diesem . G esetzentwurf er
spart. Wir sind mit dieser Meinung in der 
Minderheit geblieben. 

Es wurde uns das Argument entgegenge
halten, daß sich die privaten Vereinigungen 
sehr um diesen Zivildiener IbeweIlben würden. 

In einem 1JWeiten PUnJkt, meine Damen und 
Herren, ·werden wir in der zweiten Lesung 
dem Gesetz nicht zustimmen. Das Wehrgesetz 
in seiner derzeit gültigen Fassung, nämlich im 
§ 25, kennt den Dienst ohne Waffe im Bundes
heer. Und nun gibt es hier auch Menschen, 
die zwar j ede persönliche Anwendung von 
Waffengewalt ablehnen, aus Gewissensgrün
den ablehnen, aber nichts dabei finden und 
es mit ihrer Uberzeugung vereinbaren können, 
innerhalb des Bundesheeres Dienst ohne Waffe 
zu leisten, zum Beispiel bei der Sanität. Der
zeit ist das möglich, und wir waren und sind 
der Meinung, daß auch diese Möglichkeit wei
terhin offenstehen sollte. Der Herr Kollege 
Fischer hat ja auch gesagt, die Sozialisten 
wären ähnlicher Meinung. Sie haben sich so
zusagen nur dem Druck der OVP gebeugt, 
obwohl ich sagen möchte: Der Herr Kollege 
TödLing hat !im u.ntJerausoSchuß erklärt, Sie wür
den dem nicht beipflichten. Aber es ist kein 
Casus belli für Sie, keine Conditio sine qua 
non. Also man hätte darüber reden können. 

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von 
Staaten, in denen neben dem Zivildienst außer
halb des Heeres auch ein waffenloser Dienst 
innerhalb d es Heeres geleistet werden kann, 
also neben dem Wehrdienstverweigerer auch 
die Institution des Waffendienstverweigerers 
vorgesehen ist. In Frankreich etwa, in Belgien 
und in Finnland. Auf Grund der Bestimmung 
des § 73 im Gesetzentwurf soll es das nun 
nicht mehr geben. Waffendienstverweigerer 
im Bundesheer müssen Zivildienst Leistende 
außerhalb des Bundesheeres werden. 

Wir erachten das als eine intolerante Hal
tung. Wenn man dem einen Gewissensgründe 
zuerkennt, die ihn das Bundesheer ablehnen 
lassen, so sollte man die Einstellung auch der
jenigen achten, die im Bundesheer waffenlosen 
Dienst leisten wollen. Die Zahl ist - so habe 
ich mir sagen lassen - sowieso nicht beson
ders groß. Wenn der Kollege Fischer bei einer 
anderen Gelegenheit sagt, es kommt bei fünf, 
sechs oder sieben Leuten darauf an, daß man 
sie respektiert, so wird es auf die paar hun
dert - ich glaube 325 sind es, die derzeit 
waffenlosen Dienst machen - umso eher an
zukommen haben. 

Ich weiß, daß das Bundesheer das nicht 
gerne sieht. Dort will man eine reinliche Schei
dung: Hier Waffendienst Leistende, alles 
andere außerhalb des Bundesheeres. Aber ich 
glaube, diese Handvoll Leute hätte den Betrieb 
auch nicht gefährdet. 
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Wir werden daher auch die Bestimmung des nationale Gesetz·gebung soweit w,i,e mögliCh 
§ 73 in zweiter Lesung ablehnen. Ich bitte den den Grundsätzen der Entschließung anzupas
Herrn Präsidenten, auch über diese Gesetzes- sen. 
bestimmung getrennt abstimmen zu lassen. 

Meine Damen und Herrenl Abschließend 
lassen Sie mich sagen: Wir sind der Auffas
sung, daß durch d iese Regelung die primäre 
Pflicht des Staatsbürgers, Wehrdienst im Rah
men der allgemeinen Wehrpflicht zu leisten, 
nicht im 'geringsten aufgeweicht werden darf. 
Dieses Zivildienstgesetz 'begründet keine 
Alternative zum Wehrdienst, es regelt ledig
lich den Ersatzdienst ·für Ausnahmefälle. Es 
gilt die von Toleranz bestimmte Entwicklung 
genau zu verfolgen und ilhr eine entsprechende 
gesetzliche Regelung zu :verschaffen. 

Sollte sich eine für das ,Bundesheer und 
damit die Allgemeinheit nachteilige Entwick
lung ergeben, wird man, glaube ich, vor einer 
gesetzlichen Revision nicht zurückschrecken 
dürfen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abg,eordnete Dr. Reinhart. Ich .erteile 
es ,ihm. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPO) : Herr Prä
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her
ren! Wenn man die Entstehungsgeschichte die
ses Entwurfes :für ein Zivildienstgesem: ver
folgt, so können zwei Tatsachen nicht über
sehen werden. 

Erstens : Die Oppositionsparteien, insbeson
dere die OVP, waren in der Meinung verhaf
tet, die gesetzliche Re-gelung des Wehrersatz
dienstes stelle insgesamt eine Novität darj 
Osterreich Ü'bernehme auf diesem Gebiet die 
Rolle eines Initiators und müsse dementspre
chend äußerst ,behutsam die ersten Schritte 
setzen. 

Und zweitens : Die Oppositionsparteien, und 
diesmal im besonderen die F�O, vertraten 
bislang die Ansicht, der WehrdienstveTIWeige
rer sei niCht ein StaatsWrger erster Klasse. 
Er sei zwar gerade nicht ein nach dem Straf
gesetz .A:bgeurteilter, also von qualifizierten 
staatsbürge'rlichen Rechten AusgesChlossener, 
aber man müsse rhm doch .zu eI1kennen geben, 
daß seine antimilitärische Haltung Einschrän
kungen in den Vollrechten dieses Staatsbür
gers haben müsse. 

Hohes Hausl Beide Standpunkte Ibedürfen 
nochmals und gerade von dieser Stelle aus 
einer Korrektur. Die BeTatende Versammlung 
des 'Europarates verCl'bschiedete am 26. Jänner 
1967 .die Entschließung Nummer 337, in der 
sie das Recht auf Wehrdienstvenweigerung 
befüliwortet und dem Ministel"komitee emp
fiehlt, die ·Mitgliedstaaten au�zufordern, ihre 

Der erste d ieser Grundsätze lautet : "Welhr
dienstpflichtige Personen, d ie  aus G8'wissens
gründen oder tiefer Uberzeugung, die sich 
aus religiösen, ethischen, moralischen, huma
nitären, philosophischen oder ähnlichen 'Moti
ven aJbleiten, es ablehnen, einen Dienst mit 
der Waffe iZU leisten, sollen das persönliche 
Recht ihaben, von d ieser Verpflidltung befreit 
zu werden." 

Alb er schon Jahr.zehnte vorher wurde in 
zahlreichen europäischen und außereuro
päischen Staaten das Recht auf Wehrdienst
ve:r.weigerung in Verbindung mit einer Zivil
dienstpflicht gesetzlich eingeführt. Leider ist 
Osterreich einer der letzten westeuropäischen 
demokratischen Staaten, der sich nunmehr zu 
einer solchen Regelung entschloß. So ist es 
auch auf die'sem Gebiet der SPO-Regierung 
zu verdanken, daß mit dem Ministerratsbe
schluß vom 22. Dezember 1972 nicht nur ein 
Wahlversprechen eingelöst, sondern auch ein 
national und international gesehen wichtiger 
Nachholbedarf voHzogen 'Wird. Ohne Zweifel 
kommen uns dabei die Erfarhrungen jener Staa
ten zugute, die vor uns die Zivildienstpflicht 
eingeführt haben. 

Und zum IZlweiten Bedenken der Opposition: 
Durch die Erfa'hrung zweier Weltkriege und 
die Folgen moderner Kriegsführung 'Wächst 
die Uberzeugung, daß Krieg heute kein sinn
volles Mittel der Konfliktlösung mehr sein 
kann. Friede ist nicht länger ein Traum f.ür 
Schwärmer und Utopisten, er ist, wie es Carl 
Friedrich von Weizsäcker ausdrückt, "die 
Uberlebensbedingung unseres tedmischen 
Zeitalters". Friede als bloße Abwesenheit von 
Krieg durch .Nbschreckung kann ,bestenfalls 
eine Schonfrist sein, innerhaIlb derer .wir mit 
allen Kräften an einem positiven Frieden 
arbeiten müssen, an neuen wirtsdlaftlidlen, 
sozialen und politischen Formen des Zusam
menlebens. 

Vor dem Hintergrund dieser weltpolitischen 
Situation, in der die Systeme der Albschrek
kung überwunden werden müssen, stelilt die 
Frage Waffendienst oder Waffenverweigerung 
den einzelnen vor ein nicht unerhebliches 
Dilemma. 

Auch in der Konstitution "Kirche und Welt" 
des 11. Vatiikanums kommt dieses Dilemma 
zum Ausdruck, ,wenn es im Kapitel über die 
Förderung des Friedens heißt: "Vom gleichen 
Geiste 'bewegt, können /Wir denen unsere An
erkennung nicht versagen, die Ibei WaJhrung 
ihrer Rechte darauf verzichten, Gewalt anzu
wenden, sich vielmehr auf Vertei'digungsmittel 
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beschränken, .wie sie auch den Schwachen zur 
Verfügung stehen, vorausgesetzt, daß dies 
ohne Verletzung der Rechte und Pflichten 
anderer oder der Gemeinschaft mÖ1glich ist." 

'Es 'heißt weiter in diesem Absabz: "Ferner 
scheint es angebracht, daß Gesetze für die in 
humaner Weise  Vorsorge treffen, die aus G e
wissensgründen den Wehrdienst verweigern, 
vorausgese'fJzt, daß 'Sie zu einer anderen Form 
des Dienstes an der menschlichen Gemein
schaft bereit sind." 

Bereits wesentlich friilher und auch klarer 
wird im Raum der Evangelischen Kirche 
Deutschlands die "Komplementaritätsthese" 
formuliert, die da lautet: "Der einzelne' kann 
vor der Frage der Wehrpflicht nur den einen 
oder anderen Weg wäJhlen, Wehrdienst oder 
Waffenverzicht. Heide Entscheidungen ergän
zen einander alber, wenn man ihre Bedeutung 
in der Gesamtheit des politischen Systems be
trachtet: Die B ereitschaft zu militärischer Ver
teidigung hält einen Zeitraum frei, innerhatb 
dessen Schritte zur. Schaffung 'besserer Frie
densbedingungen unternommen werden müs
sen. Der Waffenvernicht ·will anzeigen, daß 
das militärische Aibschreckungssystem nicht 
fortbestehen 'kann, sondern durch eine neue 
Ordnung des Zusammenlebens der Vöbker a!b
gelöst werden muß. Sofern beide Verhaltens
weisen sich an dem 'gemeinsamen Ziel der 
Friedensförderung, also der Veränderung des 
bestehenden Zustandes ausrichten, sind sie als 
komplementäres Handeln zu versteJhen. Kom
plementarität meint also kein statisches 
Nebeneinander ibeider Entscheidungen für alle 
Zukunft. Sie sind Ausdruck der Ubergangszeit, 
in der wir uns Ibefinden." 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Aus 
dieser Sicht ;wäre es 'befremdend, wenn jungen 
Menschen in ihrer tiefsten und überzeugten 
.A!bneigung· gegen den Waffendienst, aber mit 
dem Willen, dem Staat und seinen Bürgern 
anderweitig zu nützen, eine Aversion mit für 
sie schädlichen Folgen entgegengebracht 
würde. In den Verhandlungen über das Zivil
dienstgesetz sind solche Ansätze - wenn auch 
nach 'harten Auseinandersetzungen - elimi
niert worden, und es konnte eine weitgehende 
Gleichstellung des Zivildienst Leistenden mit 
dem Präsenzdiener erreicht werden. 

Meine Damen und Herren ! Nun noch ein 
Wort zum zentralen PrOiblem, nämlich zu den 
im § 3 aufgezählten Dienstleistungen, welche 
vom

, 
Zivil dienstpflichtigen zu erbringen sind. 

Das Bundesrrlinisterium für Inneres hat sich 
zur Aufgabe gestellt, mit 1 .  Jänner 1975, also 
dem Inkrafttreten des Zivildienstgesetzes, min
destens 200 Plätze für Zivildiener geschaffen 
zu haben. In Vorbereitung des Gesetzes wurde 

mit möglichen Rechtsträgern eine Enquete ver
anstaltet, bei der sich insbesondere folgende 
Institutionen für Zivildiener interessierten: 
Krankenhäuser, Rotes Kreuz, Grenzvermar
kung durch das Bundesministerium für Inne
res, Aufforstung und Lawinenverbauung, 
Zivilschutz, Caritas. 

Insbesondere das Rote Kreuz zeigte reges 
Interesse an Zivildienern. Es wurde davon 
gesprochen, daß das Rote Kreuz in j eder grö
ßeren Ortsstelle mit Sanitätskraftwagen - das 
sind in ganz Osterreich 282 Ortsstellen -
j e  einen Zivildiener einsetzen möchte. Damit 
würde also bereits das Rote Kreuz das Plansoll 
des Bundesministeriums für Inneres mehr als 
erfüllen. 

Darüber hinaus würde das Innenministe
rium selbst rund 30 Leute für die Vermarkung 
der Bundesgrenzen einsetzen können. Am Ein
satz von Zivildienern nicht interessiert sind 
lediglich die Feuerwehren. Besonderes Inter
esse hingegen besteht auch noch bei der Cari
tas für die Altenbetreuung. In den letzten 
Tagen laufen mehrere Bitten von Institutionen 
ein, auch für ihre Zwecke Zivildiener bereit
zustellen. So hat das Kuratorium für Ver
kehrssicherheit Interesse bekundet, Zivildie
ner auch für die Schulwegsicherung zur Ver
fügung zu stellen. Inwieweit das möglich sein 
wird, ist noch zu klären. 

Bisher gibt es rund 50 bis 1 00 Wehrdienst
verweigerer pro Jahr. Das Verteidigungsmini
sterium rechnet damit, daß sich diese Zahl mit 
Inkrafttreten des Zivildienstgesetzes auf 1 00 
bis 200 Personen pro Jahr erhöhen wird. 

Damit dürfte, meine Damen und Herren, für 
die nächste absehbare Zeit sichergestellt sein, 
daß es entgegen den Verhältnissen in der 
Bundesrepublik Deutschland in Osterreich 
mehr Dienstleistungsposten gibt als Zivil
dienstpflichtige. 

Bei dieser erfreulichen Feststellung allein 
kann es j edoch nicht bleiben. Früher oder 
später wird eine sich auf alle Bundesländer 
erstreckende langfristige Bedarfsaufnahme zu 
erfolgen haben, die gerade auf dem Gebiete 
der Sozialhilfe wichtige Aufschlüsse geben 
wird, Aufschlüsse, die ein Aufgabengebiet auf
zeigen werden, das mit den Maßnahmen des 
nunmehrigen Zivildienstgesetzes allein nicht 
ausgefüllt werden kann. 

Damit erzielt dieses Zivildienstgesetz eine 
Nebenwirkung, deren Bedeutung gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. Dieses 
Gesetz wird den Dienst an der Allgemeinheit 
mehr als bisher in den Vordergrund rücken. 
Es wird sich zeigen, daß dieser Dienst an der 
Allgemeinheit gegenüber dem Wehrdienst 
kein billiger Ersatzdienst ist, sondern in zahl-
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Dr. Reinhart 

reichen Einzelfällen und Einzelschicksalen 
wichtiger als mancher Kasernendienst sein 
kann. 

Hohes Haus ! Es ist erfreulich, daß die Ini
tiative ,tür die nunmehrige gesetzliche Rege
lung von den Jugen'dorganisationen ausge
gangen ist. Es ist zudem Ibedeutsam, daß so 
manche Jugendorganisation ihre Meinung 
se1bst ·ge·gen die ihr na'hestehende politische 
Organisation durchgesetzt hat. Das Zivildienst
gesetz enthält eine Verfassungsbestimmung, 
sodaß in der einen oder anderen Regelung 
eine Kompromißlösung herauskam. 

Trotz alledem, Hohes Haus : Dieses Gesetz 
berücksichtigt die Grundsät<ze der Menschen
rechte und der freien Persönlichikeitsentfal
tung. Es ist ein auf !humanitäre Gedanken auf
gebautes Gesetz, das nicht nur in diesem 
Hohen Haus, sondern auch in allen Bevö:l
kerungskreisen seine Zustimmung finden wird. 
Danke Ischön. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Suppan. Ich erteile es 
ihm: 

Abgeordneter Suppan (DVP) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Wenn der Ahgeordnete 
ReiIl'hart gemeint hat, die Usterreichische 
Volkspartei hätte den Standpunlkt vertreten, 
ein Zivildienstgesetz sei .für Osterreich eine 
Novität, so muß ich feststellen, daß von 
keinem Mitglied des Unterausschusses diese 
Meinung vertreten ,wurde. Wir halben viel
mehr die Meinung vertreten, die Schaffung 
eines Zivildienstgesetzes sei für die österrei
chische Gesetzge'bung und für die österreichi
sche Bevölkerung Neuland. Und wir haben 
hinzugefügt, daß man bei der Schaffung des 
Zivildienstgesetzes vorsichtig zu Werk gerhen 
müßte. 

Als eine Novität, Herr Atbgeor.dneter Doktor 
Reinhart, bezeichnen rwir zweifeUos Ihre Aus
sage "Zivildienst auch für Mädchen" , die wir 
aus den Tageszeitungen jüngsten Datums ent
nehmen. Wir hätten uns sicher aUe gefreut, 
wenn Sie diese Meinung im Unterausschuß 
kundgetan hätten und nicht den Versuch unter
nommen hätten, nachher, nach Beschlußfas
sung des Zivildienstgesetzes im Ausschuß, das 
Hohe Haus mit Ihr,er kundgetanen Meinung 
anscheinend doch noch in irgendeiner Weise 
unter Druck zu setzen. (Abg. Dr. R e i n  h a r t : 
Das geht daneben!) 

Hohes Haus l .oie Ausfü!hrungen des Abge
�rdneten Dr. Fischer möchte ich mit der Uber
schrilft versehen: Freude, Laib selbstverständ
liCh für die Regierung, und - :wie könnte es 
anders sein, man muß ja die Punze des Nein
sagens auf der Seite der DVP mit aller Gewalt 
aufrechterhalten - sebbstverständlich Tadel 

an der Oppositionspartei. - So würde ich 
Ihre Ausführungen, Herr Abgeordneter Doktor 
Fischer, überschreiben. (Abg. S e k a n i n  a: 
Haben Sie erwartet, daß wir Ihnen um den 
Hals lallen?) 

Nun haben Sie an uns hier im Hohen Haus 
einige Fragen gestellt, die ,wir Ihnen im Aus
schuß, glaube ich, 'hinläng.lich beantwortet 
haben. Sie haben gemeint, es sei Ihnen unver
ständlich, wieso die Osterreichische Volkspar
tei am 1. Mai des Jahres 1 913 Vorschläge er
stellt Ihätte, und Sie !halben diese Vorschläge 
so umschrieben, daß wir uns mit diesen Vor
schlägen dem Nullpunkt genirhert hätten. 

Herr Abgeordneter Dr. Fischer! Eines müs
sen Sie in aller Deutlichkeit ;zur Kenntnis 
'nehmen: Nicht an das, was die Regierung 
produziert, wird die Opposition ungeschaut 
apportieren. Das .bitte nehmen Sie in al;ler 
Freundlichkeit zur Kenntnis ! (Zustimmung bei 
der .tJVP.) Wir haben uns setbstverständlich 
in vielen, vielen Sitzungen mit der Problema
Hk .des Zivildienstgesetzes beschäftigt. 

Es erschiene uns wichtig und logisch bezüg
lich der Bestimmung des § 2, in dem es heißt:  
" .  . .  wenn sie es . . .  aus schwerwiegenden, 
glaubhaften Gewissensgründen ablehnen, 
Waffengewalt gegen andere Menschen anzu
wenden, und daher bei Lei,stungen .des Wlehr
dienstes in schwere Gewissensnot geraten 
würden", daß man solche Menschen, die vor
her Gewalttätigkeiten gesetzt haben und des
wegen verurteilt worden sind, von der Ablei
stung des Zivildienstes ausschließt. 

Sie haben auch vermerkt, daß wir den Vor
schlag erstellt haben, daß wir diese Menschen 
in späterer Folge nicht gerne in den Reihen 
der Exekutive sehen würden. Ich glaube, Herr 
Abgeordneter Dr. Fischer, auch das hat seine 
Begründung. Denn es ist nicht so, wie Sie es 
im Unterausschuß darzustellen versucht haben, 
daß diese Menschen bei der Exekutive auch 
als Kraftfahrer oder Funker verwendet werden 
könnten. Hier befinden Sie sich in bester 
Gesellschaft des Herrn · Bundeskanzlers, der 
nach einer Ausschußberatung in der Dffent
lichkeit erklärt hat, die Oppositionsparteien 
würden im Parlament beziehungsweise im 

Unterausschuß Anträge einbringen und damit 
jene Menschen, die sich zum Zivildienst ent
schließen, bestrafen. 

Sie haben nur die halben Tatsachen dem 
Hohen Haus geschildert. Herr Abgeordneter 
Dr. Fischer !  Wir sind von der Voraussetzung 
ausgegangen, daß es in keinem europäischen 
Staat möglich ist, einen kürzeren Zivildienst 
zu leisten, als es der Militärdienst ist. In allen 
Staaten - Sie haben ja Staaten zitiert -
dauert der Zivildienst länger als der ordent
liche Präsenzdienst. Sie halben aber vergessen 
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dazuzusagen, daß wir im Kompromißwege auf 
die zehn Monate eigentlich hinge!kommen 
wären ----, die Jugendorganisationen 'haben uns 
in den Beratungen 'des Unterausschusses dar
gesteUt, wie schwierig es sei, das Gewissen 
zu erforschen -, wenn Sie unseren Vorstel
lungen auf Nichteinset'Zung der Kommission 
und Bez'eichnung .als A1ternaf!ivdienst ,g'e
folgt wären. 

nicht die Annälherung zur Ablehnung oder 
- wie Sie gemeint haben - das bessere Ver
packen eines Nein. 

Hohes Haus ! In den letzten Tagen ist in der 
Offentlichkeit der Eindruck entstanden, der 
Nationalrat würde mit der Verabschiedung 
des Zivi:ldienstgesetzes ein AHbigesetz be
schließen. Ich glaube, daß wir diesen Stand
pUIl!kt nicht teilen lkönnen. Ich möchte vielmehr 
für den Nationalrat in Anspruch nehmen, daß 
wir durch stunden- und tagelange Verhandlun
gen nun doch dem Hohen Haus ein Gesetz 
präsentieren 'können, das vollziehbar ist. Wir 
glauben auch, daß wir in den nächsten vier 
Jahren Erfahrungswerte sammeln sollen, um 
dieses Gesetz ,dann zu novellieren. 

Nun zum Abschluß : Ich glaube, wir machen 
dieses Geset'Z nicht für die MehIiheit 'des öster-

Herr .A!bgeordneter Dr. Fischer! Sie haben 
mit einem gewissen Unterton gemeint : Es war 
der Wille der Osterreichischen Volkspartei, 
daß sich der Neunzehnjährige nicht entschei
den 'kann und der Zwanzigjährige sich doch 
entscheiden !kann, weil es davon abhängt, wie 
das Militärkomman'do die Einberufungs1befehle 
zustellt. Da haben Sie, Herr Aibgeordneter 
Dr. Fischer, ein 'bißchen auf die Tränendrüsen 
gedrückt. reichischen Volkes, sondern nur f.ür eine ·:kJleine 

Sie ,haben vor kurzem ein Gesetz beschlos- MindeTheit der Präsenzdiener. Wir freuen uns 
sen, in dem das viel gravierender zum Aus
druck kommt. ,Es 'handelt sich um die Frage 
der Fristenlösung. In diesem Gesetz haben 
Sie die 90 Tage maIlkiert: nach dem 90. Tag 
'beginnt der werdende Mensch, aber vorher 
nicht. Ich glaUJbe, Sie hätten damals diese 
BedeIllken haben sollen, die S ie heute unter 
Druck auf die Tränendrüsen darzustellen ver
sucht haben. 

Hohes Haus ! Die Osterreichische Volkspar
tei hat zur Schaffung eines Zivildienstgesetzes 
von Anfang an ja gesagt. Alber es war für uns 
unmöglich - ich glaube, der Herr Bundes
minister für Inneres ,hat das dann auch in eini- ' 
gen Beratungen er:kannt -, die Regierungs
vorlage, so wie sie uns zugeleitet wurde, 
sozusagen als "ungschauter" zu beschließen. 
Auf Grund der sachlichen Beratungen im 
Unterausschuß 'ha!ben wir diese Regierungs
vor,lage doch wesentlich umgekrempelt. Ich 
glaube, Sie ha'ben heute selbst das Gefühl, 
daß :die Regierungsvorlage, hätten ,wir sie un
verändert :beschlossen, in vielen, vielen Be
reichen sehr schwierig 'Zu vollzielhen wäre. 
(Abg. Dr. P r  a d e  r: Inpraktikabel!) 

Ich verste�he Sie daher nicht, daß Sie heute 
doch mit einem gewissen Unterton irgendwie 
der Osterreichischen Volkspartei die Schuld 
geben 'Wollen. Oder folgen Sie den alten Spu
ren der groß-en Koalition, in der aLles, was 
gut war, die Sozialisten gemacht hahen, und 
alles, was schlecht war, der Osterreichischen 
Volkspartei zugeschrieben wurde? Ich kann 
mir nur vorstellen, 'daß Sie auf diese Spuren 
jetzt wieder hiIlJZukommen veTsuchen. 

Ich glaube, wir halben sehr sachlich unsere 
Standpunkte dargelegt. Wenn wir in einem 
10-Punkte...,Programm am 7. Mai 1 973 einmal 
unseren Standpunlkt zu dieser Regierungsvor
lage Ibekanntgegeben haben, war das 'bei Gott 

dariilber, daß sich der Großteil der männlichen 
Jugend doch nach wie vor zum Präsenzdienst 
bekennt. Wir werden dem erhandelten Kom� 
promiß selbstverständlich unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident ür. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m� 
m u n go 

Hinsichtlich der §§ 73 und 74 ist getrennte 
Abstimmung verlangt. Ich werde diesem Ver
langen nachkommen. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf Verfas
sungsbestimmungen enthält, stelle ich zu
nächst gemäß § 61 Abs.  2 Geschäftsordnungs
gesetz die Anwesenheit der verfassungsmäßig 
vorgesehenen Anzahl der Mitglieder fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die den 
§§ 1 bis 72 des vorliegenden Gesetzentwurfes 
in 1048 der Beilagen ihre Zustimmung erteilen, 
Sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die 
den §§ 73 und 74 des vorliegenden Gesetz
entwurfes in 1048 der Beilagen ihre Zustim
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die den 
restlichen Teilen des vorliegenden Gesetzent
wurfes samt Titel und Eingang in 1048 der 
Beilagen ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Einwand wird nicht erhoben. 
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Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i g 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung mit verfassungsmäßig vorgesehener 
Mehrheit a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (973 der Beilagen) : 
Bundesgesetz zum Schutz der olympischen 
Embleme und Bezeichnungen (1049 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesg'esetz zum 
Schutz der olympischen Embleme und Bezeich
nungen. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Brand
stätter. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Brandstätter: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich bringe den Bericht des Ver
fassungsausschusses über die Regierungsvor
lage (973 der Beilagen) : 'Bundesgesetz zum 
Schutz der olympischen Embleme und Bezeich
nungen. 

Die dem Ausschuß zur Vorberatung vorge
legene Regierungsvorlage- hat in Hinblick auf 
die im Jahre 1 916 in Innsbruck stattfindenden 
XII. Olympischen Winterspiele den gesetz
lichen Schutz der olympischen Embleme und 
Bezeichnungen zum Gegenstand. Die Vorlage 
folgt grundsätzlich dem anläßlich der 1 964 
gleichfalls in InnSlbruck durchgeführten Olym
pischen Winte-rspiele heschlossenen Bundes
gesetz vom 5. April 1962, das Ibis 30. Juni 1 965 
in Geltung gestanden ist. Darüber hinaus 'be
rücksichtigt der vorliegende Gesetzentwurf 
auch die Erfahrungen, die !bei Vollziehung 

dieses Bundesgesetzes gewonnen wurden. 

Der Verfassungsausschuß ,hat die Regie
rungsvorlage am 8. Feber 1 974 in Verhand
lung gezogen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die AnnaJhme des Gesetz
entwurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(973 der Beilagen) die vel1fassungsmäßige Zu
stimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie
gen keine vor. Wir kommen somit zur A b
s t i m  m u n g über den Gese tzentwurf samt 
Titel und Eingang in 913 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein
wand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m
rn e n. 

5. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage · (1008 der Bei
lagen) : Bundesverfassungsgesetz über die Än
derung der Landesgrenze zwischen dem Land 
Burgenland und dem Land Steiermark im Be
reich des Rittscheinbaches und des Raabflusses 

(1050 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung : Bundesverfas
sungsgesetz über die Änderung der Landes
grenze zwischen dem Land Burgenland und 
dem Land Steiermark im Bereich des Ritt
scheiD!baches und des Raabflusses. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Müller. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Müller: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich berichte namens des Verfas
sungsausschusses über die Regierungsvorlage 
( 1008 der Beilagen) : Bundesverfassungsgesetz 
über die Änderung der Landesgrenze zwischen 
dem Burgenland und dem Land Steiermark 
im Bereich des ,RittscheiIllbadles und des Raab
flusses. 

Die dem Ausschuß zur Vorberatung vorge
legene Regierungsvorlage sietht eine Ände
rung der Landesgrenze zwischen dem Land 
Burgenland und dem Land Steiermark im Be
reich der burgenländischen Gemeinde J enners
dorf im politischen Bezirk Jennersdorf und 
der ,steiermärkischen Gemeinde Loipersdorf bei 
Fürstenfeld im politischen BeziI'k Fürstenfeld 
vor. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 2 Bundes-Verfas
sungsgesetz kann die Änderung einer Landes
grenze nur durch übereinstimmende Verfas
sungsgesetze des Bundes und j enes Landes 
erfolgen, dessen Gebiet eine Änderung erfahrt. 
Im vorliegenden Fall müssen daher vom Bund 
und den Ländern Burgenland und Steiermark 
paktierte Ver.fassungsgesetze erlassen werden. 

Der Verfassungs ausschuß hat die Regie
rungsvorlage am 8. Feber i'914 in Verhandlung 
g ezogen und einstimmig beschlossen, dem 
Hahen Hause die Anna'hme des Gesetzent
wurfes -zu empfehlen. 
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die Regierungsvorlage (1 033 der Beilagen) : . 
Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutzgesetz 
geändert wird (1060 der Beilagen) . 

Der Verfassungsausschuß ste-tlt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgele-gten Gesetzentwurf 
( 1008 der Beil agen) die verfassungsmäßige Zu
stimmung erteilen. 

Berichterstatter zu Punkt 6 ist der A:bgeord
nete Babanitz. Im ersume ihn um seinen Be

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage r icht. 
im, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie
gen keine vor. Wir kommen somit zur A b 
s t i m  m u n g. 

Da es sich um ein Bundesverfassungsgesetz 
handelt, stelle ich zunächst im Sinne des § 6 1  
Abs. 2 G eschäftsordnungsgesetz die Anwesen
heit der verfassungsmäßig vorgesehenen An
zahl der Mitglieder fest. 

ICh bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 1 008 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Der B erichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein
wand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i n
s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch i n  dritter Lesung bei Anwesenheit 
der verfassungsmäßig vorgesehenen Anzahl 
der Mitglieder a n  g e n  0 m m e n. 

6. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (1032 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958 und das 
Arbeitsmarktförderungsgesetz geändert wer-

den (1059 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (1 033 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Mutterscbutzgesetz geändert wird (1060 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nun
mehr zu den Punkten 6 und 7 der Tagesord
nung, über die die Debatte unter einem abge
führt wird. 

Es sind dies die Berichte des Ausschusses 
für soziale Verwaltung über 

die Regierungsvorlage ( 1 032 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosenver
sicherungsgesetz 1 958 und das Arbeitsmarkt
förderungsgesetz geändert werden (1059 der 
Beilagen) , und 

Berichterstatter Babanitz: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Namens des Ausschusses für 
soziale Verwaltung ,berichte ich uber die Re
gierungsvorlage ( l032 der Beilagen) : Bundes
gesetz, mit dem das Arbeitslosenversiche
rungsgesetz 1958 und das Arbeitsmaroktförde
rungsgesetll -geändert werden. 

Die gegenständlliche Regierungsvorlage zielt 
in erster Linie darauf ab, die Entscheidung, ein 
Kind zur Welt zu bringen, positiv zu beein
flussen und die Situation der Mütter, die auch 
Dienstnehmerinnen sind, nach der Entbindung 
und in den ersten Lebensjahren des Kindes zu 
verbessern. Zur Erreichung dieses Zweckes 
sind insbesondere folgende Maßnahmen vor
geselhen: 

Neugestaltung und Erhöhung des Karenz
urlaubsgeldes auf ·ein Ausmaß, das es der 
Mutter finanziell  ermöglicht, sich tatsächlich 
dem neugeborenen Kind widmen zu können. 
Herabsetzung der zu eflbringenden Anwart
schaftszeit und Anrechnung von kraIlkenver
sicherungspflichtigen, aber nicht arbeitslosen
versicherungspflichtigen Lehr- b eziehungs
weise Ausbildungszeiten von Lehrlingen be
ziehungsweise Krankenpflegeschülerinnen. 

Hölheres KareIliZurlau:bsge1d für alleinste
hende Mütter. Gewährung von Notstandshilfe 
an alleinstehende Mütter im Anschiluß. an das 
Karenzurlarubsgeld. 

Gewährung von Beihilfen für Mütter zur 
Unterbringung ihrer Kinder in Kindergärten. 

Bereitstellung von Mitteln zur Schaffung 
uIid Ausstattung von Kindergartenplätzen. 

Gleichzeitig mit den erwähnten Maßnahmen 
soll auch eine aUgemeine Leistungsver'besse
rung auf dem Gebiet der Arbeitslosenversiche
rung herbeigefülhrt werden. 

Der Ausschuß .für soziale VeflWaltung hat 
die gegenständliche Regierungsvoplage in sei
ner Sitzung am 22. Feber 1974 in Verhandlung 
genommen. An der Debatte beteiligten sich 
die Abgeorodneten Wedenig, Melter, Hanna 
Hager, Sekanina, Dr. SchJwimmer, Dr. Marga 
Hubinek, Maria Metzker, Dr. Hauser, Hell
wagner, Anneliese Al1bredlt sowie Aussdmß
obmann Pansi und Vizekanzler und Bundes
minister für soziale VeflWaltung lng. Häuser. 

Bei .der .A!bstimmung wurde die Regierungs
vorlage teils einstimmig, teils mehrstimmig 
angenommen. 
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Babanitz 

Abänderungsanträge Ider .A!bgeordneten 
Dr. Schwimmer, Dr. Hauser, Wedenig sowie 
des Abgeordneten Melter fanden nicht die 
erforderliche Mehrheit des Ausschusses. 

Der Aus schuß für soziale Verwaltung stenlt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vor.gelegten 
Gesetzen�wurf ( 1032 der Beilagen) die ver
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
beauftragt, General- .und Spezialdebatte unter 
einem zu beantr·agen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 7 ist der Abgeordnete Hellwagner. Ich 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Hellwagner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Bericht !des Ausschusses für 
sozi,ale Verwaltung über die Regierungsvor
lage (1 033 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Mutterschutzgesetz geändert wird. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage 
sieht eine Änderung von Bestimmungen vor, 
deren Veribesserung auf Grund medizinischer 
Erkenntnisse wegen erihöhter Arbeitsbela
stung als Folge der Technisierung und Auto
matisierung erforderlidl. ist und die ,zur Be
seitigung von bei der Durchfü!hrung des 
Mutterschutzg,esetzes zutage getretenen Män
g,eln notwendig geworden ist. 

Ubertragung der Befugnis an die gesetz
lichen Interessenvertretungen der Dienstnelh
mer Ibetreffend Belehrung und Ausstellung 
einer Bescheinigung, daß die minderj ährige 
Dienstne'hmerin aus Anlaß der einvern81hm
lichen Aufilösung des Dienstverhältnisses ruber 
den Kündigungsschutz belehrt wurd e ;  

Ber:ü<k.sichtigung d e s  Entgelts der Nacht
arbeH bei Bemessung des Durchschnittsver
dienstes ; 

Befreiung von Stempel- und Verwaltungs
abgaben und Anhebung der Geldstrafen und 
Beseitigung bisher vorgesehener Haftstrafen 
sowie die Verlängerung der Verj ährungsfrist 
von drei auf sechs Monate. 

Der Aussdluß für soziale Verwaltung hat 
die gegenständliche Regierungsvorlage in 
seiner Sitzung am 20. Feber 1 974 in VeIlhand
lung genommen. An der Debatte beteiligten 
sich die Abgeordneten Melter, Dr. Hauser, 
Maria Met:zJker, Wedenig sowie Vizekanzler 
und Bundesminister für soziale Verwaltung 
Ing. Häuser. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vorl age unter BeIÜ<k.sidl.tigung von gemein
samen .Nbänderungsanträgen der .A:bgeordne
ten Dr. Hauser, Maria Metzker, Me/Her be
ziehungsweise Maria Metzker, We'denig, Mel
tel' teils mehrstimmig, teils einstimmig ange
nommen. 

Insbesondere ist vorgesehen eine Weitere Abänderungsanträge cl·er Albge
ordneten Dr. Hauser beziehungsweise Melter 

Verlängerung der Schutzfristen vor und fanden nicht die eliforderliche Mehrheit des 
nach der Entbindung von sechs auf acht Ausschusses. 
Wochen; 

zwöUwöchige Schutzfrist für Mütter nach 
Mehrlingsge burten ; 

Verpflichtung der oDienstnehmerinnen, den 
Dienstgeber auf den Beginn der Achtwochen
frist innerhaLb der 1JWeiten Woche vor dem 
Beginn derselben aufmerksam zu machen; 

Verpflichtung des Dienstge'bers. alle ihm 

Der Ausschuß für soziale Verrwaltung stellt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem dem Ausschußbericht angesdllossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, be.antrage 
im, Genera'l- und Spezialdebatte in einem ab
zuführen. 

zur Kenntnis gelangten Fälle der Schwanger- Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
schaft dem zuständigen Arbeitsinspektorat �u Debatte ein. 
me,lden i 

Als erste zu Wort gemeldet ist die Frau 
Neufassung des Begriffes "ständiges Ste- Abgeordnete Hanna Hager. Im erteile es ihr. 

hen" ; 

Untersagung der Besmäftigung Schwangerer 
auf Beförderungsmitteln; 

Neufassung des Begriffes "Akkord-, Prä
mien- oder Fließbandarbeit" j 

KlarsteIlung, daß im Fall der Ar!beitsun
fähigkeit nadl der Entbindung dies dem 
Dienstgebe r  unverzüglich zu melden ist, die 
Vorlage der ärztlichen Bestätigung j edoch 
später erfolgen kann ; 

Abgeordnete Hanna Hager (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Hausl Mit der vorliegenden 
und zu beschließenden Regierungsvorlage 
wird, wie schon so o.ft, dokumentiert, daß die 
sozialistische Regierung hält, was sie ver
spricht. Diese Regierung hat im gaIl!Z besonde
ren Maße in kürzester Zeit die Ibesondere 
Sdl.utzgesetzgebung für die Frauen, für die 
Alibeitnehmerinnen, für die außer Haus tätige 
Mutter gebracht. Und mit Genugtuung 'dürfen 
wir feststellen, daß g erade auf diesem sozialen 
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Ge'biet in j ahrelanger AIlbeit die Frauen selbst 
unendlich viel :zur Besserstellung der Le:bens
situation der Frauen und Mütter Ibeigetragen 
harben. Unvergeßliche Namen wie WiJlhelmine 
Moik, Rosa Weber, Rosa Rück und Gertrude 
Wondrack erinnern uns daran. 

Eine Fülle sozialer Wünsche wurden ver
wLpklicht, und ,in idie Kette ,der sozi'alen Er
rungenschaften gliedert sich diese Novelle, die 
Neugestaltung und Erhöhung des Karenz
urlaubsgeldes, ,ein. Es ist ,in .familienpoloitischer 
Hinsicht eine Vepbesserung, und weitere sol
len :folgen, soweit eben finanzielle Mittel vor
handen sind. Dies kündigte auch unser Vize
kanzler S ozialminister Häuser in der Aus
schußdebatte an und meinte auch, daß er gerne 
weitere Schritte gehen wolle, aber es könne 
eben nur einer nach dem anderen gesetzt 
werden. 

Vom Standpunkt der berufstätigen Frauen 
aus ist dieses Gesetz zunächst einmal als eine 
notwendige Ergänzung des Mutterschutzge
setzes anzusehen, mit der diese Regierung 
wieder eine der Maßnahmen trifft, um die 
Situation der berufstätigen Mutter ;zu erleich
tern und auch die Lage der Familie :zu ver
bessern. 

Die Regelung über das Karenzurlau'bsgeld, 
das bisher nur j enen Frauen zugänglich war, 
die einen vollkommenen ,Ein:kommensverlust 
durch das Ausscheiden aus dem B eruf wegen 
der Pflege des KileinstJkindes nIcht tragell 
konnten, wies einige sch:werwiegende Mängel 
auf, die .wir nunmehr beseitigen können. 

dies nicht der Fall ist, so soll das Karenz
urlaubsgeld nunmehr auf 3000 S angehoben 
werden. Es sichert damit den Unterhalt von 
Mutter und Kin'd und stellt nicht, so wie 
bisher, nur einen Zuschuß :zum Arbeitsein
kommen des Gatten oder einen Ersatz für die 
Leistung des Ar,beitslosengel:des dar. 

Die neue Regelung wird für aUe Mütter 
gelten, die am 1 .  April Anspruch auf Karenz
urlaubsgeld haben. Von den im letzten Jahr 
registrierten 52.000 Geburten j ener Mütter, 
die unselbständig berufstätig waren, be
zogen nur 36,000 Karenzgeld, 1 6.000 Mütter 
konnten die Anspruchsvoraussetzungen nicht 
erfüllen. Das vorliegende Gesetz wird viele 
Härten Ibeseitigen, so'daß mehr 'Mütter an
spruchsberechtigt sein werden. 

Wir sind der Auffassung, daß die Neurege
lung sehr vielen ,Müttern, die sich Ibisher aus 
wirtscha.ftlichen Gründen nicht der Pflege des 
Kleinstkindes widmen konnten, zugute kom· 
men wird. Dazu wird j edoch nicht nur die Neu
regelung bei der Anrechnung des Einkom
mens des Gatten beitragen, son'dern auch noch 
eine Reihe anderer Ve'I1besserungen im An
wartschaftsrecht. Für einen zahlenmäßig nicht 
unbedeutenden Personel1!kreis wird das Recht 
auf den Bezug vom Karenzurilaulbsgeld erst 
durch die vorliegende Gesetzesänderung er
reicht. 

So stellt es eine wesentliche Erleichterung 
der Anspruchsvoraussetzung dar, die allen 
Müttern, die vor Vollendung des 20. Lebens
jahres ein Kind zur Welt bringen, zugute 

Schon seit längerer Zeit haben die Organi- kommt, daß nicht mehr - so wi,e bisher -
sationen der Arlbeitne'hmer darauf hingewie- 52 Wochen, sondern 20 Wochen einer arbeits
sen, daß es eben dem :Prinzip einer Versiche- losenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
rungsleistung widerspricht, wenn die Gewäih� nachgewiesen werden müssen. Auf diese 
rung des Karenzurlaubsgeldes in der bisher 20 Wochen werden überdies noch die Zeiten 
geübten Weise vom Einkommen der Familie des Wochengefdbezuges vor und nach der 
ahhängig gemacht wird. ni e  notwendige und Entbindung angerechnet, allerdings sofern das 
wünschenSiWerte Pflege des Kleinstkindes Dienstverhältnis im Anschluß an die Schutz
sollte weniger vom sozialen Status der Eltern 

I 
frist nach der Ent,bindung f?rtdauert oder der 

abhängen, sondern als Leistung der Gemein- Karenzurlaub angetreten WIrd. 
schaft möglichst allen Kindern zugute kommen. I . . .  . 
Dies erfordert aber eine gänzliche Neurege- WIe s�hr dIese RegIerung das sozla:�e 
lung dieses Zweiges der ,Leistungen aus der �oment m den Vordergrund �tel1t, sag� dIe 
Arbeitslosenversicherung. ZIffer t des § 25 a, wo es heIßt :  Lehrlmge, 

Krankenpflegeschülerinnen und Schülerinnen 
Diese nunmehr getroffene Lösung ist auch 

von der over,wa1tungstechnischen Seite her ge
sehen von Vorteil. K!ünftig werden .prauen, 
die Anspruch auf Karenzurlaubsgel'd haben, 
diese Leistung unabhängig von ihrem Ein
kommen Ibeziehungsweise Einkommen des 
Gatten erhalten. Wir sehen nur noch eine 
einzige kbstufung vor, nämlich ob die Mutter 
verheiratet ist o'der nicht beziehungsweise OIb 
die verheiratete Mutter in der L age ist,  für 
den Unterhalt des Kindes zu sorgen. Wenn 

des medizinischen Fachdienstes und des geho
benen medizinischen Dienstes werde'n in Zu
kunft durch diese Novelle auch die Ausbil
dungszeiten angerechnet bekommen, um 
Härtefälle in sozialer Hinsicht zu vermeiden. 
Diese Regelung stellt für diese Personen
gruppe eine ganz bedeutsame Verbesserung 
dar. Für die alleinstehenden Mütter tritt auch 
eine weitestgehende Verbesserung ein, weil 
die bisherige Anredmung der Alimentation 
mit dieser Novelle abgeschafft wird. 
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Das vorliegende Gesetz enthält aber auch 
noch andere Bestimmungen, auf die sicherlidl 
noch hingewiesen werden wird. 

Ich erlaube mir noch auf einen sehr wert
vollen Beitrag, der die Situation der berufs
tätigen Mütter erleichtern soll, zu verweisen. 
Denn es kommt nicht nur darauf an, Maß
nahmen zu treffen, durch die es den Müttern 
erleichtert wird, die Pflege und Betreuung des 
Kleinstkindes zu besorgen, sondern wir haben 
auch Maßnahmen zu setzen, damit diese 
Mütter wieder einer Berufsarbeit nachgehen 
können. 

Diesem Ziel dienen die durch das Gesetz 
vorgesehenen Kostenzuschüsse, die die Ar
beitsmarktverwaltung jenen Frauen gewähren 
kann, denen durch die außerhäusliche Betreu
und ihres Kindes ein zusätzlicher Aufwand 
entsteht. 

Zuschüsse aus Mitteln des Arbeitsmarkt
förderungsgesetzes zur Schaffung von Kinder
gartenplätzen sieht das Gesetz ebenfalls vor, 
und die Gemeinden werden diese Hilfe zu 
schätzen wissen. 

Ich darf aber auch heute, wie schon öfter, 
darauf verweisen, daß diesbezüglich auch die 
notwendigen p ersonellen Investitionen von 
den zuständigen Gebietskörperschaften ge
troffen werden müssen. Es mangelt nämlich 
nicht nur an Räumlichkeiten und Einrichtungen 
von Kindergärten, sondern vielmehr an aus
gebildetem Personal. Es wird bei den verant
wortlichen Stellen liegen, rechtzeitig für den 
zu erwartenden größeren Bedarf an Kinder
gärtnerinnen vorzusorgen. 

Man hat den Schulen und Ausbildungs
stätten für Kindergärtnerinnen in den ver
gangenen Jahren viel zuwenig Bedeutung 
beigemessen. Allein wenn ich an Oberöster
reich. denke, so haben wir durch Jahrzehnte 
j ährlich nur an die 20 bis 30 Kindergärt
nerinnen ausbilden können, weil keine Schul
räume vorhanden waren. Erst in den letzten 
vier Jahren wurden Bildungsstätten dieser 
Art in den Magistratsstädten neu installiert, 
und es werden - so hoffen wir sehr - künf
tig mehr ausgebildete Kindergärtnerinnen zur 
Verfügung stehen. Welche Bedeutung die aus
reichende Zahl von Kindergartenplätzen be
sitzt, hat uns erst eine vor j üngster Zeit ver
öffentlichte Umfrage bewiesen. Neben der 
Halbtagsbe schäftigung zählt die Frage der 
Unterbringung der Kinder in einem Kinder
garten zu einer der wesentlichsten Sorgen 
dieser Gruppe von Müttern und zu den we
sentlichsten Hindernissen einer Arbeitsauf-

die konventionellen Methoden der Arbeits
losenunterstützung und der Arbeitslosenfür
sorge auch auf diesem G ebiet durch das Gesetz 
neue Wege geht, die sowohl der Familie 
dienen als auch der Wirtschaft zum Vorteil 
gereichen, denn ohne die Arbeitskraft der 
Frauen hätte Osterreich nie diesen Wohlstand 
zu verzeichnen. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung zur Frage 
der Anrechnung von Einkünften auf das 
Arbeitslosengeld. nie gegenwärtige Regelung 
scheint mir vom Standpunkt der herufstätigen 
Frauen aus vorteilhaft. Es ,entfällt nunmehr die 
Anrechnung von Bezügen aus de,r Kriegsopfer
versorgung und ,aus der Pensi onsv,ersiche.rung, 
zum Beispiel von Witwenrenten, bei d,er Zu
erk,ennung des Arbeitslosengeldes.  Auch diese 
Anrechnung,svorschriiften sind überholt und 
widersp.rechen dem Ver'sicherung,spr.inzip. Die 
Außerachtlassung von geringfügigen Einkünf
ten bei der Gewährung einer Notstandsunter
stützung entspricht gleichfalls den Bedürf
nissen der Praxis und stellt eine begrüßens
werte Verbesserung dar. 

Der vo.rliegende Gesetzentwupf zielt aber 
auch darauf ab, die Entscheidung, ein Kind zur 
Welt zu bringen, positiv zu 'beeinflussen und 
die Situation der Frauen, die sowohl Mütter 
als auch Dienstnehmerinnen sind, nach der 
Entbindung und in den ersten Lebensjahren 
des Kindes zu verbessern. 

Besondere Hilfe soll den alleinstehenden 
Müttern zuteil werden, da doch diese Mütter 
den gesamten Lebensunterhalt für sich und 
das neugeborene Kind allein bestreiten müs
sen, weil sich deren Männer beziehungsweise 
Väter ihrer Verpflichtung allzu oft entziehen. 
Es ist bekannt, daß die Lebenssituation der 
unehelich geborenen und heranwachsenden 
Kinder um vieles schwieriger ist als die d e r  
ehelich geborenen. Die Geborgenheit und die 
Nestwärme sind eben eine wesentliche Vor
aussetzung für eine harmonische Entwicklung 
des Kindes. 

Wir Sozialisten haben das Karenzurlaubs
geld schon in der Zeit 1960/61 sehr begrüßt, 
waren es doch wir, die verlangt haben, daß 
die Mutterschaft als soziale Leistung aner
kannt werden soll, und wir freuen uns ganz 
besonders ob der heute zu beschließenden 
Gesetzesvorlage. 

Die Mutterschaft bringt nicht nur Freude für 
Frauen und für die Familien, sondern muß 
auch als positive Leistung für die Heimat im 
Dienste der Gemeinschaft gewertet werden. 
Darum auch ein freudiges Ja von uns Sozia
listen zu dieser Vorlage. (Beifall bei der SPO.) 

nahme. Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Es muß als Verdienst der gegenwärtigen ist der Abgeordnete Dr. Schwimmer. Ich er

Regierung angesehen werden, d aß sie über teile es ihm. 
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Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) : Hohes 
Haust Nach den monatelang·en Ankündigun
gen der Bundesregierung und der Sozialisti
schen Partei zur Erhöhung des Karenzurlaubs
geldes hätte man annehmen müssen, daß die 
heutige Beschlußfassung einen echten sozialen 
und familienpolitischen Fortschritt in bezug 
auf die ersten Lebensjahre eines Kindes brin
gen wird. 

In der Regierungsvorlage wird auch die Alb
sicht zum Ausdruck gebracht, · die Situation 
der Frauen, die Mütter und Dienst
nehmerinnen sind, in den ersten Lebensjahren 
des Kindes entscheidend zu verbessern. Von 
diesen Erwarl:ungen an die Arbeitslosenver
sicherungsgesetznovelle ist le'ider sehr wenig 
übriggeblieben. 

In all den Ankündigungen der Bundesregie
rung und der SPO war immer nur von einer 
Erhöhung des Karenzurlaubsgeldes die Rede. 
Es war keine Rede von irgendwelchen ge
planten Verschlechterungen, seien sie klei
neren oder größeren Ausmaßes. 

Es war 'genauso wenig eine Rede von Ver
schlechterungen, 'als wir g-emeinsam anläßlich 
der Verab.schiedung des neuen Strafgesetzes 
den Antrag Dr. Hauser und Genossen betref
fend positive Maßnahmen zum Schutze des 
werdenden Lebens in der Fassung des Aus
schuß berichtes beschlossen haben und dort 
gemeinsam, alle drei Fraktionen des Hauses, 
eine Erhöhung des KarenzurlaUlbsgeldes ge
fordert 'haben. Auch hier wurde von keiner 
Seite der Regierungspartei oder von seHen 
des Ministers irgendeine Verschlechterung an
gekündigt. 

Im Ausschuß'bericht, den der Herr Bericht
erstatter heute vorgetragen hat, sind zwar 
Venbesserungen aufgezählt, wesentliche Ver
schlechterungen, 'die die Novelle bringt, wur
den aber unerwälhnt gelassen. Genauso hat e,s 
d ie Frau A:bgeordnete Hager als meine Vor
r-ednerin gehalten. Sie hat zwar ·sehr viel Lob 
über die Novelle verstreut, sie hat es aber 
nicht der Mühe wert gefunden, die Verschlech
terungen, die diese NOlVelle bringt - und es 
ist außer Zwei'fel, daß auch Verschlechterun
gen in der Navelle enthalten s.ind ; der Herr 
Vi'Zekanzler hat sich im Ausschuß zu diesen 
VerschLechterung.en bekannt -, zu v,er.teidi
gen. 

Es Ih:andelt sich nicht um kleine Verschlech
terungen, die vielleicht im jährlich,en Gesamt
ausmaß 5 oder 10 Millionen Schilling aus
machen würden, sondern immerhin um einen 
Betrag, der schon 1 973 nach den Beredmungen 
des Ministeriums rund 270 Millionen Schilling 
im Jahr ausgemacht 'hat. 

Die Frau Albgeordnete Hager hat auch hier 
einige Frauen ,auf.gezählt, .di.e sehr viel zum 
sozial- und familienpolitischen Fortschritt bei
g·etragen haben ·sollen. Sie hat auf Grund des 
schlechten Gewissens der Regierungsfraktion 
eine Frau dabei nicht erwähnt, die einen Fort
·schritt auf diesem Gebiete gebracht hat, der 
durch diese Novelle wieder demoliert wird: 
es war nämlich die Frau Sozialminister Grete 
Rehor. 

Es ,gab seit der Minis terschaft von Grete 
Rehor folgende Möglichkeit für Frauen und 
Mütter, die im Anschluß an den Karenzurlaub 
die BerufstäUgkeit nicht sofort wiederaufge
norn'men hClJben, sondern geZiwungen waren, 
für ihr Kind seIhst zu sorgen, es selbst zu be
treuen, vielleidlt, weil sie keine Betreuungs
möglichkeit finden, vielleicht aber auch des
halb, weil diese Frauen sehr richtig erkannt 
haben, daß es notwendig ist, daß sich die 
Mutter in den ersten Leben'Sjahren des Kindes 
und nicht nur im ersten Lebensjahr ganz der 
Betreuung ihres Kindes widmet. Diese Frauen 
konnten seit der Ministerschaft von Grete 
Rehor im Anschluß an den K!arenzurlauh auf 
Grund eines Erlasses des Sozialministeriums 
durch sechs oder sieben Monate Arbeitslosen
geld :beziehen, weil in diesem Erlaß den 
Arbeitsämtern empfohlen wurde, bei der Ver
mittlung auf die Betteuung·spflichten der Mut
ter Rück-sicht zu nehmen, wenn nur eine be
dingte VermittlungsfähLgkeit der Mutter auf 
Grund der Betreuungspflicht gegeben ist. 

Das hat bedeutet - die Angaben, die ich 
jetzt mache, sind keine Angaben, die von uns 
stammen, sondern die hat das Ministerium 
sel!bst erstellt, die hat uns der Herr Sozial
minister selbst zur VeI'fügung gestellt -: Es 
haben im Durchschnitt tiber 71 Prozent der 
Mütter von dieser Möglichkeit G�brauch ge
macht. Sie halben 'also nicht nur zehn Monate 
Karenzurlaubsgeld bezogen, sondern im An
schluß daran his zu sieben Monaten auch dClJS 
Arbeitslosengeld. Nachdem das Karenz
urlaubsgeld ,bisher - außer für die Mütter, die 
übellWiegend für den Unterhalt des Kindes 
sel'bst sor.gen müssen - das halbe Arbeits
losengeld 'ausgemacht hat, 'haben diese Frauen 
ins'gesamt den Betrag von zwölfrnal einem 
monatlichen Arbeitslosengeld erhalten. 

Und nun die Verschledlterung, von der ich 
schon gesprochen habe: Durch die Novelle 
wird festgesetzt, daß eine Mutter im Anschluß 
an den KarenzudaUlb kein AI1beitslosengeld 
mehr bezieihen kann. Davon war in keiner An
kündigung der Erhöhung des Karenzurlaubs
geldes die Rede, das hat man wohlweislich 
verschwiegen; davon ist im Ausschuß'bericht 
nicht die Rede, davon hat 'auch die Frau Abge
ordnete Hager wohlweisliCh nicht gesprochen, 
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weil die SPO hier ein schlechtes Gewissen 'hat. 
Man hat versucht, mit den sicher :ganz gut 
klingenden Ziahlen von 2000 S und 3000 S 
Karenzurlaubsgeld den Eindruck zu erwecken, 
als würde die Bundesregierung p lötrzlich über 
die jungen Mütter das Füllhorn ausschütten 
und ihnen echt mehr Geld gefben, und zwar 
weit mehr Geld als bisher. 

Nachdem das Karenzurlau'bsgeld im Durch
schnitt 1973 nach den Angaben des Mini
ster1ums etwas mehr als 1 000 S ausgemacht 
hat, hat man den AnlSchein zu erwecken ver
sucht, d'ns sei wiI1klich echt mehr Geld, wenn 
statt "im Durchschnitt 1 000 S j etzt 2000 S 
Karenzurla-ubs-geld ·gegeben werden. Aber e-s 
gibt eiben nur mehr dieses Karenzurlaubsgeld, 
zehnmal dieses Karenzurlau'bsgeld von 2000 S 
und dann kein Arbeitslosengeld mehr, das 
71 Prozent der Mütter im Anschluß an den 
KarenzurlaUlb bezogen haben. 

Und wie sieht das im konkreten Einzelfall 
aus ? Ein monatliches Einkommen von 4000 S 
ist heute keine Seltenheit: Das sind nicht die 
Spitzenverdienerinnen unter den jungen Müt
tern, die 4000 S und mehr verdienen. Die 
weiblichen Ang-estellten 'halben nach Anga'ben 
des Ministeriums schon 1972 einen Durch
smnittsverdienst von mehr als 4000 S gehabt. 
Auf Grund der linflationären Entwickhmg, der 
exorbitant :inflationär,en Entw.icklung 1,iegen 
die Durchschnitts'bezüge heute schon darüber, 
und auch die ArbeiteI'innen haben diesen 
Durmschnittsbezug von 4000 S ,schon über
schritten. Bei 4000 S 'Monats einkomme n  
-- nehmen S i e  d i e  entsprechenden Tabellen 
her ; wenn man 'das ,in der SPO-Fraktion nicht 
getan hat, dann wundert es nicht, wenn es zu 
solchen Verschlechterungen kommt - gibt 
es 'ein APbeitslosengeld von 1 656 S. Das heißt, 
für eine Mutter, die vorher zwischen 3900 S 
und 4030 S verdient hat, hat es zehn Monate 
hindurch 828 S Karenzurlaubsgeld und dann 
sieben Monate hindurch 1 656 S Arbeitslosen
geld gegeben. Das trifft, wenn man von diesem 
Durchschnittswert ausgeht, der nicht mehr 
stimmt, weil e r  in der Zwischenzeit höher 
geworden ist, für mehr als 7 1  Prozent der 
Beziteherjnnen von Karenzurlaubsg-eld zu. 
Wenn Sie das multipLiziteren, das Kar.enzur
laubs-g.eld von 828 'S mal 10 und die 1 656 S 
Arbeitslosengeld mal 7, dann kommen Sie 
bereits auf den ,BetI1ag von 20.000 S - um 
1 00 S ungefähr iSind ,es wenig,er -, der j etzt 
als Karenzurlaubsgeld g,eg-ehen wird. 

Das heißt, diesen Frauen bringen Sie k-einen 
Groschen mehr. Es i'st keine echte Erhöhun'g, 
wie vorher ein Kollege Ihrer Fraktion .ge
meint hat. Für diese Frauen g,ibt es nicht 
mehr, sondern auf Grund der Lohnentwicklrung 
im Zus ammenhang mit der inflationären Ent-

wicklung bereits echt weniger Geld, wen-n sie 
nach dem Karenzurlaub nicht in den Beruf 
zurück!kehren, sondern sich der Betreuun:g 
ihrer Kinder widmen. Denn b ei einem Monats
einkommen der jungen Mutter von 4400 S 
- wir haben das in unserem Minderheits
bericht dangestellt - hätte sie nach der bis
herigen Regelung an Karenzurlaubsgeld und 
·an Arbeitsloseng·eld zusammen 22.000 S e r
halten ; in Zukunft .soll die junge Mutter zehn
mal 2000 S -bekommen, das sind in summa 
um 2000 S wen,iger, als sie bisher eIlhalten hat. 
(Präsident P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Wir von der Os terreichisch,en Volkspartei 
haben 'gerne ja ges-agt dazu, das Karenz
u rlaubsgeld auf 2000 S beziehungs-weise für 
eine bestimmte Gruppe von Müttern auf 3000 S 
zu erhö'hen. Wir haben da,bei nie daran ge
dacht, diese Erhöhung letzten Endes von den 
Müttern selbst finanzieren zu lassen. Bitte, 
sehen Sie sich nur die Erläuterungen an. 
Die Erläuterungen sind wohl sp arsam, was 
ihren Umfang 'Und ihre Aus'sa'gekraft anbe
langt, aber diese wenigen Zahlen genügen 
b ereits, um I'hnen klafiZumachen, daß hier 
nichts ·anderes getan wird, a1s die so groß 
angekündigte und al,s so groß-er sozialpoLi
ti.scher Fortschr.i.U ver.kaufte Erhö'hung letzten 
Endes von den j ungen Müttern selbst finan
zieren zu l assen. 

Es werden sicher j ene mehr bekommen, 
die nach dem Karenzurlaub wieder in den Be
ruf zurüCk'ke!bren. Für die ist es eine echte 
Erhöhung. Das will ich -außer Streit stellen. 
Das war auch der AnJ.aß für UIliS, der Erhöhung 
auf 2000 S und 3000 S unsere Zustimmung zu 
g eben. Es 'bekommen sicher j ene mehr, die 
bi.sher kein Karenzurlaubsgeld bekommen 
konnten, weil das EiIllkommen ihres Gatten 
zu hoch war und auf Grund der Einkommens
anrechnung da.s Karellizurlaubsgeld weg
gefallen ist. 

A'ber jetzt Ülberlegen Sie, bitte. Auf der 
einen Seite nimmt man einer jungen Mutter, 
die unter finanziellen Opfern nach dem Karen·z
url'aUib darauf verz.ichtet, einer Berufstätigkeit 
nachzugehen, die etwa his zum dritten Lebens 
j ahr des Kindes die Berufstätigkeit unter
b richt, die Möglich!k.eit de,s Arbeitslosengeld
b ezuges, um die Erhöhung bei der anderen 
zu finaITzieren ; 7)um Beispiel 'auch die Er
höhung Ibei jenen zu finanrzieren, die auf 
G rund der EiIllkommensanrechnung bisher kein 
K arenIlurlaubsgeld beziehen konnten. Ich halte 
es für ,eine ausg,esprochene Augenaus
wischerei, dann von einem großen sozial- und 
familienpol,itischen Fortschritt 'Zu sprechen, 
wenn die j ungen Mütter diese angebliche Er
höhung im Endeffekt -selbst fin·anzieren müssen 
und der Staat - darauf werde ich noch zu 
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sprechen kommen -, Bund und Arbeitslosen
versicherung sog'ar weniger für da.s Karenz
urlaubsgeld ausgEfuen müssen, ·als bisher auf
gebracht werden mußte. 

Wir halben anläßlich der Berarungen im 
Sozialausschuß zu d·ieser Novelle auch die 
Meinung vertreten, so wie wir ,sie im Plan 2 
zur Lebensqualität, "Sozialer Fortschritt für 
alle" schon zum Aus'druck ge/bracht haben, 
daß es unser Ziel ist, die Situation der j ungen 
Mütter wirklich .in d.en 'er,sten Lebensjahr,en 
des Kindes zu verbessern, so wie es in den 
Erläuternden Bemerkungen der Regierungs
vorlage zum Ausdruck gebracht wird, und uns 
nicht ·auf da·s erste Le'bensjahr des Kindes zu 
beschränken. Wir bekennen uns zu dem Ziel, 
den Anspruch a'Uf das Karenzurlaubsgeld bis 
zum dritten Lebensj ahr des Kindes ausZ'U
dehnen, also j enen Müttern, die in den ersten 
dreI Lebensjahren des Kindes keiner Berufs
tätigkeit nachgehen, das Karenzurlaubsgeld 
bis zum dritten Lebensjahr des Kindes zu 
geben. Das ist ein Ziel, das sicher nur schritt
weise erreicht werden kann. Ich werde noch 
kurz - eine Kollegin von mir wird das noch 
ausführlicher tun - aUlf diesen beantragten 
erster Schritt zu sprechen kommen. 

Jedenfalls rückt durch den von Ihnen ver
schuldeten Entfall des Arbeitslosengeldes im 
Anschluß an das Karenzurlaubsgeld dieses 
Ziel in weitere Ferne, denn Sie wollen aus
drücklich der jungen Mutter nur im ersten 
Le'bensja'hr des Kindes heUen. Wa's dann im 
zweiten und dritten Lebensjahr des Kindes 
geschieht, d'a·s ist Ihnen, wenn die Mutter 
veJ:1heiratet ist, völHg eg·al, das halten Sie 
nicht für wichtig, das betrachten Sie als Dis
kriminierung der berufstätigen Frauen, die 
nach dem Karenzurlaub wieder in den Beruf 
zu rückgehen. Ich 'betrachte es als eine Di,s
kriminierung j ener Mütter, die unter finan
ziellen Opfern auf die Berufstätigkeit in die
sen Jahren verzichten, um sich der notwen
digen Betreuung ihres Kindes widmen zu 
können, wenn Sie diesen Müttern das Arbeits
losengeld gan'Z einfach gestrichen haben. 

'Es ist ja auch so, daß selbst eine Mutter, 
die nach dem KareIlZ'urlaulb in den Beruf 
zurückgehen will, die dann nach dem Enlde des 
Kündigungsschutzes ihren Arbeitsplatz ver
liert und echt arbeitslos ist, auf Grund der 
Bestimmung dieser Novelle kein Arbeitslosen
geld mehr bekommen kann, denn Sie halben 
mit dem Karenzurlaub alle Anwartschaften 'auf 
das Arfbeitslosengeld gestrichen. Sie müßte 
nach dem Karenzurlaub so lange berufstätig 
sein, daß sie eine neue Anwartschaft erwiflbt. 
Wenn sie aber sofort nach dem Ende des 
Kündigungsschutzes ihren Arbeitsplatz ver
liert, ist es einfach nicht möglich, daß sie eine 

neue Anwartschaft erwirbt. Das heißt, Sie 
schaffen hier echt eine Gruppe von Dienst
nehmerinnen, denen Sie den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld auch bei einer ganz - um 

es so aus'zudrücken - normalen Arbeitslosig
keit wegnehmen. 

Wenn ich vorher ge,s'agt halbe, daß Sie nur 
umschichten, daß die Erhöhung des Karenz
urlaUlbsgeldes von den jungen Müttern selbst 
finanziert werden muß, so wird eine Gruppe 
von Frauen hier g·anz besonders benamteiligt, 
nämlich j ene, deren Karenzurlaub g·anz kurz 
nach dem Inkrantreten des Gesetzes endet. 
Diese Frauen 'hahen das Karenzurlau'bsgeld 
in der Höhe der bisherigen Rechtslage be
zogen und kommen kaum in den Genuß der 
Erhöhung auf 2000 ode-r 3000 S, bestenfaLls für 
Tage, Wochen oder eini,ge weni,ge Monate, 
können a'ber nachher auch kein Arbeit·slosen
geld mehr beziehen. Das heißt, daß da ein 
echter Nachteil eintritt, daß man diesen Frauen 
ohne j edes Äquivalent sieben Monate Ar,beits
losengel'd wegnimmt, obwohl sie das Karenz
urlaubsgeld nur in der bisherigen Höhe be
zogen ha!ben. 

Ich weiß schon, daß die Praxi·s und der 
Erlaß aus der Zeit von Frau Sozialminister 
Rehor im G esetzestext des Arbeitslosenver
,sicherungs gesetzes keine volle Deckung ge
funden halben. Damals hat der heutige Herr 
Vizekanzler und Sozia'lminister als Oppo
sitionsredner der Sozialistischen Partei immer 
wieder von diesem Pult a.us vom Sozialstopp 
gesprochen, wenn ein mutiger Minister ein 
Gesetz soz-ialer angelWendet hat, als es dem 
Buchstaben des Gesetzes entsprochen hat. Es 
wird aber nun von diesem Sozialminister, 
der vom Sozialstopp gesprochen hat, diese 
soziale Rechts'anwendung, die von G rete Relhor 
eingeführt wurde, einfach wieder demontiert. 
Mit den Worten von Sozialmini·ster Häuser : 
Es ist nicht bloß Sozialstopp, sondern echte 
Sozialdemontage, die in diesem Falle von 
Ihnen hetrieben wird. 

Wir haben im Ausschuß einen echten efosten 
Schritt beantragt, um zu den drei Jathren 
Karenzurlaub zu kOlffiimen. Sie se'lbst halben 
in der Novelle vorgesehen, daß alleinstehen
den Müttern, die keine Betreuungsmöglichkeit 
für ihr Kind halben, bis zum dritten Lebens
j ahr des Kindes die Notstandshilfe gewährt 
werlden kann. Abgesehen von der Fr'age, ob 
man das alleinstehenden Müttern gewähren 
soll oder allen Müttern, die überwiegend für 
den Unterhalt des Kindes selbst aufkommen 
müssen - denn es sind die Ehefrauen wirklich 
nicht berücksichtigt bei dem Anspruch auf Not
standshi'lfe Ibis zum dritten Lebensjahr des 
Kindes, �auch nicht, w,enn der Bhemann nicht 
zum Unterhalt beiträgt und die Frau selbst 
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den Unterhalt 'bestreiten muß -, waren wir 
der Meinung, das könnte ein kleiner erster 
Schritt zum dreijä'hrigen Anspruch auf Karenz
urlau1bsgeld sein, indem man sagt: Gehen wir 
diesen Müttern das Karen:zurlaubsgeld von 
3000 S, so wie es die Novelle vorsieht! 

Da·s hätte im Rahmen des Gesamtaufwandes 
nur unwesentliche Mehrkosten bedeutet, 
Mehrkosten, die in der Ersparnis der Arbeits
losenversicherung und des Bunldes durchaus 
gedeckt gewesen wären, Alber Sie haben zu 
der Verbesserung nein gesagt und gemeint, 
diese junge Mutter soll in diesen zwei Jahren 
vom ersten bls zum dritten Geburtstag des 
Kindes von der NotstandsunterstütZ'ung leben. 
Diese macht zum Betspiel bei einem Ein
kommen von 4000 S 1 656 S 'Plus 240 S 
Familienzuschlag aus, also nicht einmal 1900 S 
und somit wentger, ,als ein Ausgleichszulagen
bezieher für sich allein bekommt. Davon sollen 
Frau und Kind leben! 

Es ist eine re ine Alihilbe'5timmung, die Sie 
hier geschaffen -haben, die in der Praxis kaum 
zur Anwendung kommen kann, da ja keine 
Mutter sich darauf verlassen kann, von diesen 
Beträg,en zwei Jahre lang leben zu können. 
Sie ist einfach n:icht in der Lage, von dieser 
Möglichkeit G ebrauch zu machen. Wenn Sie 
unserem Antrag zugestimmt 'hätten, das 
Karenzurlauhsgeld zu gewähren, wären die 
Mehrkosten durchaus verkra.ftbar gelWesen, 
und wir hätten einen ersten Schritt zum drei
j ährigen Anspruch auf Karenzurlaubsgeld ge
habt, einen ersten Schritt für j ene Mütter, 
die diesen dreij älhrigen Anspruch 'auf Karenz
urlaubsgeld am dringendsten brauchen . 

kber nun noch zu den Kosten der angeb
lichen Erhöhung. Aus den Erläuterungen der 
Regierungsvorlage geht 'bereits hervor, daß 
das Arheitslosengeld, das die jungen Mütter 
im Anschluß an das Karenzurlaubsgeld be
zogen haben, also j ene ebwa.s mehr als 71 Pro
zent der hetroffenen jungen Mütter im Durch

schnitt, wie das Sozialmini-steriulffi ausgerech
net hat, rund 270 Millionen Schilling j ährlich 
gekostet hat. Die 270 Millionen Schilling jähr
lich streichen Sie einfach. Sie hätten heuer 
schon mehr ausgemacht auf Grund der Lohn
entwicklung, weil die Mütter in höhere Lohn
klassen gekommen wären utid höheres 
Arbeitslosenge1d Ibekommen hätten, genauso 
wie das Karenzurlaubs-geld in seinem j ähr
lichen G esamtaufiwand ja heuer schon mehr 
ausgemacht hätte, weil ja das MindestJkarenz
urlaubsgeld dynamisiert ist, das heißt, am 
1 .  Jänner 1 973 und am 1 .  Jänner 1 974 wieder 
höher ist als 1 912 - und dieses Jahr haben 
Sie Ihren Berechnungen zugrunde gelegt -, 
also dei' AUDwand für Karenzurlaubsgeld und 
für Arbeitslosengeld Ihätte 2'Jweifellos auf 

Grund der Lo'hnen1:!wicklung mehr ausgemacht 
als j ene 683 Millionen Schilling, die in der 
Regierungsvorlage angeführt sind. 

Nach der hi-sheri'gen Rechtslage, wenn man 
hier nur 10 Prozent da!zugibt - und die 
10 Prozent wären wahrscheinlich zu niedrig 
gegriffen b eim Vergleich,sj�hr 1 972 -, kommt 
man bereits auf me'hr als auf die 732 Mil
lionen Schilling, die der SOizialminister als 
j ährlichen Aufwand für das Karenzurlaubsgeld 
annimmt ; das heißt, durch die Neuregelung 
erspart er sich echt etwas, er gibt echt weniger 
aus. 

Auf der einen Seite wäre die Möglichkeit 
gegeben gewesen, die Verbesserung zu finan
zieren, die wir vor,gesch'lagen haben, den Müt
tern, die seIhst den Unte:r:halt für ,sim und 
ihre Kinder b estreiten müssen, bis zum dritten 
LebensJahr das Karenzurlaulbsgeld zu geben, 
auf der anderen Seite ze}gt das aber sehr 
deutlich, daß es sich um keine echte Erhöhun'g 
handelt. Wenn man in Summe weniger aus
gibt als bisher, kann es sich in Summe auch 
um keine Erhöhung handeln, sondern 'besten
falls um eine Umsmichtung, die bei Ein

kOIDlffien, die uber 4000 :S liegen, zu einer 
echten Verschlechterung wird. 

Und bei den Kosten ist noch ein weiteres 
sehr deutliches Wort notwendig. Obwohl 
praktisch fast alle Mütter - und ich beziehe 
mich wieder auf Unterlagen des Sozialmini
steriums -, die ein Kind während ihrer Berufs
tätigkeit bekommen haben, also Anspruch auf 
Wochengeldbezug gehaJbt halben, nachher 
Karenzurlaulbsgeld bekommen haben - ich 
beziehe mich auf die B eilage 1 der jüngsten 
Zusammenstellung, die der S oz'ialminister den 
Mitgliedern des So:zialausschusses zur Ver
fügung gestellt hat; also ein Verhältnis von 
54.700 Müttern zu 48.000 Müttern -, und es 
kaum anzunehmen ist, daß sich die Zahl der 
KarenzurlauJbsge'ldJbezieherinnen lWesentlich 
erhöhen wird, wo also aum kaum mit einern 
Mehrauf.wand auf Grund von mehr Karenz
urlaubsgeldbezieherinnen zu rechnen ist, da's 
Karenzurlaubsgeld in Summe weniger kostet 
als Karenzurlauhsgeld und anschließendes 
Arbeits,losengeld schon bisher, greift der 
Sozialminister trotzdem auf den Familien
lastenaus-gleich. Es scheint überhaupt die 
Mode dieser Regierung geworden zu sein, 
für alles und j edes, was man machen will, 
einfach in den Familienlastenausgleich hinein
zugrei.fen. Familienlbeihilfen erhöhen braucht 
man j a  nimt, die Familien draußen spüren 
j a  keine Teuerung, es gibt j a  keine Teuerung, 
das Einkaufen macht seit 1 970 laut Ankündi

gung der Sozialisten wieder Freude, Inflation 
ist ja ganz etw·as Unbekanntes, vor allem für 
die Fami'lien 'braucht man ja nicht die Familien-
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beihilfen erhöhen, für die FamilieneIlhalter ist 
alles billiger geworden und nicht teurer - so 
müssen offensichtlich Ihre Vorstellungen hier 
sein -, und daher kann man Uber,schüs,se des 
Familienlastenausgleichs ruhig für andere 
Zwecke verwenden. 

Und wenn der Herr Sozialminister gemein
sam mit dem Herrn Finanzminister sich etwas 
ersparen will, rur das Karenzurlaubsgeld 
weniger ausgelben will als 'bisher, dann grem 
man zum Familienlastenausgleich und ,sa,gt : 

Von dort las-sen wir uns 25 Prozent des 
KarenzurlaUlbsgeldes finanzieren. Es braucht 
daher in Zukunft der Bund keinen Beitrag 
mehr zum Karenzurlaubsgeld bezahlen , und 
der Arbeitslosenversicherung kommt das 
Karenzurlaubsge'ld auch billiger als bisher. 

Un{l Sie wagen es, von einer echten sozialen 
und familienpolitischen Verbesserung zu 
sprechen. In Wirklichkeit handelt es sich dabei 
um eine Maßnahme, die dem Fi.nanzminister 
zugute kommt und die es verhindert, daß 
man die Familienbeihilfen weiter erhöhen 
kann. Immerhin wäre das pro Familienbeihilfe 
ein Betrag von etwa 20 S gewesen, den man 
damit finanzieren könnte, also in Zusammen
hang mit den anderen Uberschüssen des 
Familienlastenausgleichs 'bestünde durchaus 
die Möglich:keit, wieder zu einer ansehnlichen 
Erhöhung der Familien1be ihilfen zu gelangen , 

die Sie damit abe r  verhindern, daß Sie die 
gestiegenen Lebenslhaltungs,kosten für die 
Familien ignorieren. Vielleicht glauben Sie, 
mit Ihrer Rindfleischaktion den Familien die 
Teuerung a'bgelten zu können, wo es j etzt 
für j eden O sterreicher - ich haibe es ausge
rechnet - einmal 28 Deka verbflligtes Rind
fleisch gelben wird ; 28,5 Deka sind es genau. 
Es kann sich j eder einmal 2,85 S jm Durch
schnitt ersp aren . Das sind die "großen 
sozialpolitischen Lei,stungen", die die SPO
Regierung vollbringt. 

.A!ber hier, bei der Novel'le zum Arbeits
losenversicherungs-gesetz haben Sie die echte 
Chance versäumt, einen sozial- und familien
politisehen Fortschritt zu bringen. Sie haben 
nur umgeschichtet. Diese Tricks, die Sie an
wenden wollten, und das Verschweigen der 
Verschlechterungen seitens der SPO-Fraktion 
und der Bundesregierung waren fiür uns der 
Anlaß, die,se Verschlechterungen sehr deutlich 
in einem Mioll'derheits'bericht zu dieser Novelle 
des'ha1b aufzuzeigen, damit es nicht in Ver
gessenheit gerät, wer ;für diese Verschlech
terungen verantwortlich ist. 

Wir werden in dritter Lesung dieser Novelle 
unsere Zustimmurrg geben, weil für uns das 
Karenzurlaubsgeld eine der wichtig'sten 
sozialen und ,familienpolitischen Einrichtungen 
ist, die wir weiter ausbauen wollen. Ich ha-be 

bereits gesa'gt : Wir bekennen uns zum Ziel, 
das Karerrzurlaubsgeld in Richtung auf einen 
dreijähri'gen Anspruch auf das Karenzurlaubs
geld auszubauen, und die Höhe von 2000 und 
3000 S wird für uns die Basis eines solchen 
Ausbaues sein. Wir sagen daher zu dieser 
Erhöhung gerne j a, stimmen deshal1b in dritter 
Lesung dem Gesetz zu, wir lehnen aber mit 
Entschiedenheit die Verschlechterungen, die 
in diesem Gesetz beinhaltet sind, ab. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Scrinzi. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi
dent! Meine Damen und Herren ! In Vertretung 
des Ab.geordneten Melter, der Jeider bei einem 
Skiunfall ein Opfer seiner Sportbegeisterung 
geworden ist, obliegt mir heute die Aufgabe, 
zu den vorliegenden Novellen zum Mutter
schutzgesetz , zum Arbeitslosenversicherungs
und AI1beitsmarktförderungsgesetz den Stand
punkt der Freiheitlichen Partei zu formulieren. 

Wir werden den drei Novellen grundsätz
lich zustimmen, allerdings ,zu einigen Punkten, 
die ,w ir abllehnen, getrennte Abstimmung be
antragen. 

,Das wesentliche zur ArrnIbival eI1!Z , zu der 
Zweiges ichtigikeit dieser Novelle hat mein 
Vorredner schon ausgeführt. Ich kann ihm 
in den meisten Punkten zustimmen und 
brauche das deshalb nicht IZU wiederholen. Es 
ist vielleicht noch auf ein paar Gesichtspunkte 
hinzu,weisen, welche es uns :für vertretbar er
scheinen ließen, diesen Novellen zuzustimmen. 
Ich Ibeschränke mich d1l!bei auf einige Schwer
pun:kte. 

Grundsätzlich b egrüßen !Wir die Verlänge
rung des Karenzurlaubes vor und nach der 
Entbindung, und zwar vorwiegend aus Grün
den der Ergebnisse der medi,zinischen For
schung der jüngeren Zeit. Wir wissen aus 
Untersuchungen, die in O sterreich sehr inten
siv Ibetrieiben wurden, daß die Gefährdung der 
Leibesofrucht zunimmt, ,wenn die SdlIwangere 
in der fortgeschrittenen Sch,wangerschaft be
stimmte Ar·beiten zu verrichten gezwungen ist , 

ins·besondere wenn solche AI'beiten in einem 
Milieu er,folgen müssen, das rur die Frucht 
schädliche Noxen enthält. Da die Belastung 
mit 'Fruchtschäden, er,worlbenen, im zunehmen
den Maße alber leider auch ererbten, ohnedies 
beängstigend ansteigt, ist j ede Maßnahme zu 
begIiüßen, welche die Gefährdungsfaktoren 
reduziert, und das -geschieht zweifellos dann, 
wenn der KareIllZurlauib vor der Schwanger
schaft verlängert werden kann. Das tut dieses 
Gesetz, !Wenigstens geschieht ein Schritt in 
dieser Richtung. 
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Bei dieser Gelegenheit möchten wir a-ber 
niCht versäumen, darauf hinzuweisen, daß der 
Karenzurlaub natürlich nur dann jene positiiVe 
Wirkung im Sinne der Riskenminderung für 
das Neugeborene bringt, wenn er sinnvoll 
ausgenutzt .wird und wenn man bis dorthin 
festgestellt hat, daß die SChwangerschaft nor
mal verlaufen ist, daß von seiten der werden
den Mutter der Frucht keine besonderen Ge
fahren drohen. 

Der bekannte Fachmann Dozent Dr. Rett hat 
vor nicht alilzu langer Zeit in der Ar.beits
gemeinschaft für Volrksgesundheit darauf hin
gewiesen, daß in Osterreich nicht weniger als 
j edes 1 4. Kind - das sind 1 Prozent aller 
Neugeborenen - erworbene oder ereI1bte 
Schäden aufweist und inrfolge dieser Schäden 
für ein Leben lang gewisse, zum Teil recht 
erhebliche Nachteile in Kauf nehmen muß. 
Was das für die betroffenen Kinder und Her
anwachsenden, aber auch für die betroffene 
Familie bedeutet, brauche ich nicht besonders 
hervorzuheben. 

üas ist also die eine Seite. Die andere 
Seite ist die, . daß uns die Psychologie, die 
Tiefenpsychologie der letzten Jahrnehnte die 
groß e Bedeutung des möglichst intensiven, 
innigen und lang anhaltenden Kontaktes des 
Säuglings mit der Mutter gezeigt hat, wobei 
natürlich zu sagen ist, daß die Achtwochen
frist nach der EntJbindung, in der sich die 
Mutter ausschließlich dem Neugeborenen, dem 
Säugling zuwenden kann, 'Weitaus krÜrzer ist, 
als es im Sinne einer möglichst hal'!ffionischen 
Entwicklung des Kindes, einer möglichst in
tensiven Mutter-Kind-lBeziehung wünsChens
wert wäre. 

Insofern ist j a  auch der Gedanke, der von 
m einem Vorredner geäußert wurde, die finan
ziellen und materiellen Voraussetzungen zu 

schaffen, daß sich die Mutter tunlichst in den 
ersten Lebensjahren ganz dem Neugeborenen, 
dem Säugling, dem Kleinkind zuwenden kann, 
sehr begrüßens'wert und ülberlegenswert, und 
es ,wäre sicher eine Aufgabe des Hohen Hau
ses, zu prüfen, wie man die Voraussetzungen 
für eine solche Entwicklung schaffen könnte. 

Ich glaube dazu heute schon sagen zu kön
nen, daß der Aufiwand, daß die Investitionen 
finanzieller Art, die wir tätigen, reichlich durch 
Einsparungen auf den verschiedensten Gehie
ten wettgemacht werden, wenn sich die junge 
Mutter ihrer ersten und wesentlichen Aufgabe 
möglichst unbelastet von EI1werb stätigkeit 
- die hausfrauliche Arbeit bleibt rhr im Regel
fall ohnedies nicht erspart - widmen kann. 

So sehr wir also grundsätzlich begrüßen, 
daß das Karenzgeld erhöht wurde - wobei 
ich allerdings der Gegenrechnung, die der 

Aibgeordnete Dr. Sch-wimmer aufgestellt hat, 
durchaus zustimme : die echte Mehrleistung, 
die der Bund eI1bringt, ist versch!windend und 
in vielen Fällen über/haupt nicht nachweis
bar -, ist noch ein anderer Einwand gegen 
die hier getroffene Lösung, der 'Wir im Prinzip 
trotzdem zugestimmt haben, vorzubringen. Er 
besteht darin, daß der v erbesserte Mutter
schutz kein Äquivalent für die Mütter aus dem 
Bereich der Selbständigen hat. Wo bleibt, 
wenn schon ein echter Karenzurlaub nicht 
durchführbar ist, die entsprechende Entschädi
gung etwa für die Bäuerin, die ja bei der 
relativ hohen Geburtenrate in bäuerlichen 
Kreisen durch das Fortlaufen der Arbeit am 
Hof, womöglich noch bei gleichzeitig mitlau
fender Betreuung des Nebenerwenbsbetrie'hes 
ganz besonders belastet ist? Wo bleibt hier 
das Äquivalent? 

Es wäre eine billige und gerechte Forde
rung, einen Ausgleich auch für diesen Perso
nenkreis zu treffen, und es wäre umso not
wendiger gewesen, weil ja - was von uns 
sehr heftig kritisiert wird, weshalb wir auch 
die einschlägigen Bestimmungen der Novelle 
ablehnen werden - die materiellen Lasten 
für diesen Ausgleich bei den Unselbständigen 
im wesentlichen der Familienlastenausgleichs
fonds zu tragen 'hat, der für die gesamten Fami
lien ohne Rücksicht auf ihre soziologische Zu
ordnung -gedacht ist und seine Mittel auch 
ohne Rücksicht auf solche Untergliederungen 
aufbringt, hier aber einseitig tür die Gruppe 
der Unselbständigen angeq;apft .wird. 

Das Anzapfen dieses Familienlastenausglei
ches ha'ben wir schon bei verschiedenen An
lässen zu kritisieren geihcrbt. Er ist mit dem 
Mehraufwand für die Schüler:freifahrt, für das 
Schul'buch, in jüngster Zeit für die Kosten 
der Ak.tion Mutter-Kind�Paß ibelastet worden, 
wobei neuerlich urgiert Iwerden muß, diese 
Dinge endlich ins Rollen zu bringen, nachdem 
die Gelder dafür schon seit geraumer Zeit 
kassiert sind. In diesen Punkten geht unseres 
Erachtens die Novelle völ'lig daneben, sie ist 
einseitig, sozial ungerecht und läßt inslbeson
dere den :genannten Kreis von Müttern aus 
dem B ereich der Selbständigen völlig außer 
Betracht. 

Wir haben auch die einseitige Berücksichti
gung der Vermögens- oder Einikommenslage 
bei Verheirateten zu kritisieren, denn die wirt
schaftliche Lage .wird nur bei der verheirateten 
Frau zu ihren ·Lasten berücksichUgt, während 
sie bei der unverheirateten keine Rolle spielt. 
Das ist gleichfalls mit dem Grundsatz sozialer 
Gerechtigkeit und dem Grundsatrz der Gleich
heit vor dem Gesetz nicht vereinbar. Warum 
ein Unterschied bei der Berücksichtigung des 
Einkommens und der VermögensIlage einer 
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Frau bloß deshalb gemacht 'werden soll, weil 
sie verheiratet ist, gegenüber einer solchen, 
die unverheiratet i st, alber vielleicht in un
gleich Ibesseren VermögensveI1hältnissen lebt, 
ist nicht einzusehen. 

Ein von uns s einerzeit im Ausschuß einge
brachter Antrag wird, weil der Antragsteller 
s elber leider heute verhindert ist, im Haus 
nicht !WiedeI'lho.lt werden, wir werden aber 
einem auf der gleichen Linie liegenden Antrag 
der OVP, sofern er im Hause neuerlich ein
gebracht 'werden sollte, 'beitreten. 

Unsere Uberlegungen, daß es nicht zu recht
fertigen ist, daß der Pamilienlastenausgleichs
fonds neuerlich, und 7lWar in einseitiger Weise, 
für Leistungen ange'Zapft wird, die bisher der 
Bund aus den allgemeinen Hausihaltsmitteln 
erbracht hat, sind für uns ein Anlaß, daß wir 
getrennte Abstimmungen zu den ,ziffern 1 6  
und 1 7  der Novelle beantragen und dann 
bei dieser getrennten Abstimmung diese bei
den Ziffern auch a'blehnen werden. 

Wenn sich die Sozialistische Partei heute 
da·für lobt, daß sie diese.  Novellen ins Haus 
gebracht hat, und damit dokumentieren will, 
wie sehr sie so.zial tfortschrittlich ist und nicht 
nur Versprechungen macht, 'so.ndern sie auch 
erfüllt, darf ich in aller Bescheidenlheit darauf 
verweisen, daß eine ·ganze Re'i'he von Ver
besserungen - und darülber hinaus einige 
mehr -, die die heute vo.rgelegten Novellen 
b ringen, schon vor Jahresfrist von uns, vo.n 
der Freiheitlichen Partei, anläßIich der Novelle 
zum Arbeitslos env,er&i.cherung,sges etz 1973 
vedangt wurden. 

Ich darf in Erinnerung rufen, daß wir damals 
für die Erhöhung des Mindestkarenzgeldes ein
getreten sind, daß wir damC\ls den Entfall der 
Einkommensanrechnung auf das Karenzgeld, 
und zwar einheitlich, SOWo.hl .für die Vephei
rateten wie für die Unverheirateten, beantragt 
haben. Wir halben damals weitere soziale Ver
besserungen vorgeschlagen, wie den Entfall 
der EiIllko.mmensanrechnung auf das Aribeits
Io.senversicherungsgeld. Wir haben eine Ver
besserung bei  der Anrechnung der Lehrlings
aUSibildungs�eiten vorgeschlagen, und !Wir 
ha'ben uns gana: vehement für den Entfalll der 
RuhenSibestimmungen bei den Abfertigungen 
eingesebzt, Iwelche wir bei dem völlig geänder
ten Charakter der Abfertigung .für eine grobe 
soziale Ungerechti'gtkeit halten. 

Ko.nnte man 'bis 'Zu den 'letzten einschlägigen 
Novellen, die die Abfertigungen betroffen 
haben, noch immer den Standpunkt vertreten, 
die AJbfertigung sei eine Art Lohnfortzahlung, 
um den Ubergang aus der AkUvzeit in die 
Pensions:zeit zu e rmöglichen, so ist mit den 
inzwischen eingetretenen Veränderungen der 

völlig geänderte Charakter der Afbfertigung 
eindeutig gewo.rden. Die Abfertigung ist heute 
nicht mehr als eine Lohnfortzcrhlung zu be
trachten, sondern als eine Treueprämie, was 
sich vöHig eindeutig daraus ergibt, daß sie 
etwa beim Ausscheiden einer Frau aus dem 
Arbeitsverhältnis durch Heirat und Geburt 
eines Kindes gewährt wird. Das aber \hätte 
natürlich zur Folge, daß diese AJhfertigung 
nicht angerechnet 'Wird, wie es im Zuge der 
Ru'hensbestimmungen vorgesehen ist, wenn 
es um die Gewährung von derartigen Zu
schüssen geht. 

Damals hat der Herr Sozialminister und 
VJzekanzler uns vorgerechnet, 'lind zwar, 
möchte Jch ,slagen, auf 6chiUtng und Groschen 
genau, w�s di,ese so.ziale Fo.rderung kosten 
würde und daß les unzumutbar sei, solche 
Forderungen im Rahmen des Haushaltes trotz 
der Einnahmenerhöhungen, die die damalige 
Novelle gebracht 'hat, unterzubringen. 

Bei dieser Novelle ist der Herr Vizelkanzler 
und SO'Zia!lminister, der an sich sonst ein gro.
ßer Zahlenfetischist ist, nicht in der Lage, uns 
klare Auskunft darüber zu gefben, wie etwa 
der Familienlastenausgleichsfonds im Ender
gebnis ·belastet wird, wie groß die effektive 
Belastung allgemeiner Budgetmittel ist. 

Herr Sozialminister und Herr Vizekanzler!  
Ich Ihabe Sie hier ein 'bißchen in Verdacht, daß 
diese zwar, wie mir b erichtet wurde, im Aus
schuß zugesagten Zahlen bisher deshalb von 
Ihnen nicht gebracht wurden . . . (Bundesmini
ster lng. H ä u s e  r: Sie haben sie gekriegt! 
Entschuldigen Sie! Der Melter hat sie auch 
gekriegtf) - Bitte um Entschuldigung, dann 
bin ich nicht im Sesitz dieser Zahlen! Das bitte 
ich zu entschuldigen, das ist durch diesen Un
fall passiert. Ich habe mir zwar seine Unter
lagen, soweit ich �hrer habhaft wurde, ver
schafft, aber das ist mir offenbar entgangen. 

So. werden w.k Ja G eleg,enheit haben, Ein
'blick. zu nehmen, und ich hin sehr neugierig, 
wie die Endii!brechnung aussieht. Ich glaUbe 
aber, überschlagsmäßig doch sagen zu können, 
daß Sie die Hauptlasten dieser Verbesserun
gen auf den Familienlastenausgleichsfonds ab
gewälzt haben. 

Meine sehr 'geehrten Damen und Herren l 
Ich fasse zusammen. ObIWO'hl wir gleichfalls 
einer ganzen Reihe von neuen Bestimmungen, 
die die No.velle ,bringt, unsere Zustimmung 
nicht 'geben können, weill sie keine Verbesse
rungen, so.ndern eher Verschledtterungen ,brin
gen, werden wir in dritter Lesung den No.vel
len zustimmen, und ich darf noch einmal den 
Herrn P.räsidenten bitten, zu den Zif:rern 16 und 
17 eine g·etrennte Abstimmung durchzuführen. 
(Beifall bei der FPO.) 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)48 von 101

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 10049 

Präsident Probst: Während der Rede des 
Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi haben wir 
um 1 4  Uhr 30 die tausendste Parlamentsstunde 
der gegenwärtigen Gesetzgebungsperiode er
füllt. Ich bringe das dem Hause zur Kenntnis. 
Das Stenographenb,üro hat das mitgeteilt. Das 
Stenographenbüro hat mitgeschrieben und ist 
mitgesessen dabei. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeordnete 
Egg. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Egg (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Die 
Regierungsvorlage, mit der das Arlbeitslosen
v·ersicherungsgeset'Z und das Arbeitsmarkt
förderungsgesetz geändert wird, bringt nicht 
nur, wie angekündigt und von der Opposi
tionsp artei behauptet wurde, sogenannte Ver
schlechterungen, mit denen ich mich noch aus
einandersetzen werde, sondern auch eine 
Reihe von bedeutenden Verbesserungen, die 
man in diesem Hohen Haus ebenfalls mit 
aller Klarheit in den Vordergrund stellen 
sollte. 

Daran ändert auch der von der OVP vor
gelegte Minderheitsbericht nichts, insbeson
dere dann nicht, meine selhr verehrten Damen 
und Herren der OVP, wenn man im gleichen 
Atemzug zur Kenntnis nimmt, daß sozial
politische Verbes,serungen tatsächlich ein
treten, andererseits ruber absolut bereit ist zu 
übersehen, daß aus einem Almosen, das letzt
lich im Jahre 1 966 von der damaligen Sozial
ministerin in Form einer Dienstanweisung für 
sozial Bedürftige festgelegt worden ist, nun
mehr in der G esamtheit ein Rechtsanspruch 
statuiert wurde, der sich im Rahmen des 
Arbeitslosenversicherungsg·esetzes ergibt. 

Dieser Anspruch, der hier finanziell mit 
2000 'be'Ziehungsweise 3000 rS im Monat fixiert 
ist, ist zweifellos in der Gesamtheit im Hin
blick darauf, daß das auch dynamisiert ist, 
nicht nur ein Ersatz, sondern im Endeffekt ein 
Vorteil Jür alle j ene, die Ibisher mit Karenz
urlauJbsg,eld und Aribeitslosengeld entspre
chende Leistungen aus der Mutterschaft be
kommen haben. 

Aber bevor ich hierauf im grundsätzlichen 
eingehe, doch einige Hinweise auf die wesent
lichen anderen Verbesserungen, die dies'e 
beiden Novellen zum Inhalt haben. 

Wir wissen, daß das Personal der Arbeits
ämter zweifellos mit wichtigen anderen Tätig
keiten, etwa mit der Vermittlung wie auch im 
besonderen .mit der Förderung der beruflichen 
Mobilität sehr stal1k beschäftigt i'st und, so 
hoffen wir, audl in der nächsten Zeit beson
der,s stark b eschäftigt sein wird. Eine Verein
fadlung des Venfahrens auf den anderen 
Sektoren, insbesondere bei der Erledigung der 

Leistungs anträge, ist daher nicht nur ein 
immer wieder vorgebrachter Wunsch, sondern 
im- Rahmen dieser Novelle zum AIVG in der 
Zwischenzeit auch Wir:klichkeit geworden. 
Denn einerseits wurde nunmehr der Mieten
zuschuß vereinlheitlicht und im Grundlbetrag 
eingebaut, zum and,eren wurde der Familien
zuschlag mit monatlich 240 S auf der oberen 
Ebene fixiert. Dadurch wurden eine Reihe von 
Vorerhebungen unnötig gemacht, die sich Ibis
her hemmend auf eine flüssige Bearbeitung 
derartiger Leistungsanträge ausgewirkt haben. 

Bekanntlich ist im Rahmen des Verwal
tungsverein:fachungsvenfahrens die G leichstel
lung zwischen Arbeitnehmern und solchen, die 
ü'ber ein landwirtschaftliches Nebeneinkom
men verfügt haben, insofern herbeigeführt 
worden, als nun in Zukunft 'geringfügige Ent
lo'hnungen in solchen Bereichen nicht mehr zur 
Anrechnung gelangen. 

Wenn man das alibeitsmarktpolitische In
strumentarium für die regionalpolitischen 
Problemgebiete hetrachtet, die in dieser No
velle beinhaltet sind, ist zweifellos 'begrüßens
wert, daß ,einerseits durch die Einrichtung 
eines Wintermehrkostenausgleichsfonds eine 
Zwecklbindung der hier vorgesehenen Mittel 
über das Kalenderj ahr 'hinaus vorgesehen ist, 
um tatsächlich möglichst zügig zu einer ent
sprechenden Leistungsvergabe zu kommen, 
und daß andererseits über Al'beitsmarktförde
rungsmittel in Hinkunft 'weibliche Arbeits
'kräfte im Ar'beitsprozeß auch dann .gehalten 
werden Ikönnen, wenn sie eigene Kinder zu 
versorgen 'haben, indem man sie in die Förde
rung nach dem ArbeitsmaDktförderun-gsgeset'Z 
miteinbezi,eht. 

Die vorliegende Novelle geht aber darüber 
hinaus und schafft die Möglichlkeit, daß Mittel 
zur Errichtung und Ausstattung von Kinder
gartenplätzen bereitgestellt werden können, 
wenn dadurch Frauen berufstätig werden kön
nen bezie'hungsweis.e deren Berufstätigkeit 
erhalten werden kann. 

Daß Betri ebskindergärten nicht generell in 
diese Förderung mit einbezogen wurden, ist 
zweifellos ridltig, weil andernfalls auf diese 
Art die AJbhängigkeit von den Unternehmun
g,en weiter vertieft und die 'Molbilität sicher
lich weiter gehemmt worden wäre. 

Interessant ist alber gerade auch ,für die 
Unternehmungen in den westlichen Bundes
ländern, daß, um der Abwanderung und der 
Unterbeschäftigung entgegenzuwirken, Kosten 
für eine attraktiver·e ,Gestaltung von Sied
lungsgebieten in die Arbeitsmarktförderung 
einbezogen werden. Auch hier zeigt siro wie
d,er, fraß .in einer FüUe von kleiner,en Maß
nahmen ebenfalls Möglidlkeiten gegeben sind, 
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um einerseits die Vollbeschäftigung ins'be
sondere in saisonalen Betrieben sicherzustel
len und andererseits auch im Bereich des 
Fremdenverkehrs zusätzliche positive Leistun
gen zu erbringen. 

Hinsichtlich des Wochengeld- beziehungs
weise des Karenzurlaubsgeldbezuges muß man 
doch einmal 'klar·stellen, daß hier ebenfalls 
einige Verbesserungen realisiert wurden. Bis
her wurden Zeiten von Krankheit und 
Wochengeldhezug für Arbeitslosengeld und 
KarenzurlauJbs.geld nicht angerechnet ; nun
mehr ist die Berücksichtigung sichergestellt. 
Dasselbe gilt für die \kr·ankenver·sicherungs
pflichtigen, a!ber nicht arbeitslosenversiche
rungspflichtigen Lehrjahre, die im Hirrblick auf 
das Karenzurlaubsgeld entsprechende Berück
sichtigung finden. 

-Darüber hinaus wurde, wie heute schon an
geführt, die ,Anwartschaft von derzeit 52 Wo
chen auf 20 Wochen v·ersicherungspflichtige 
Beschäftigung .für jene 'Mütter verringert, die 
vor der Vollendung des 20. Lebensjahres ent
bunden haben und iKarenzurlaubsgeld bean
tragen. Auch das hringt eine Reihe von zu
sätzlichen Leistungen insofer·n, als nun ein 
Kreis von :Menschen in die Bezugslberechti
gung einbezogen wird, der bisher nicht in der 
Bezugsberechtigung war. 

Vergleicht man etwa einen Teil des Minder
heits1berichtes mit dem derzeitigen Sachver
halt, kommt man darauf, daß die Argumenta
tion, die darin verwendet wurde, zweifellos 
nicht den Gegebenheiten entspricht. Seit 
1 .  Jänner 1 974 beträgt das Karenzurlaubsgeld, 
also das, was jetzt als Mindestleistung zu be
zahlen wäre, 834 S ,bis höchstens 1 6 1 9  S, 'be
ziehungsweise die Hälfte dieses Betrag,es j e  
nach ,Anspruch und Höhe des Arbeitslosen
geldes. Dabei ist die Höhe des Karenzurlaubs
geldes von der Höhe des Einkommens des 
Mannes .a:bhängig, was -bei einer Reihe von 
FäHen zur Kürzung des Karenzurlaubsgeldes 
führ.t. Di.ese Abhängigkei.t vom Eink·ommen 
des Mannes wird dUiIch di:eg.e Novelle besei
tigt. 

Das·se}be .gilt für die Abhängigkeit vom 
Einkommen der Frau, die vor dem Anspruch 
auf Karenzurlaubsgeld ja auch beschäftigt war 
und einen Bezug erhielt, der Grundla.ge für die 
Berechnung des Kal'enzurlaubsgeldes war. 
Auch diese Bindung wird durch die Novelle 
beseitigt. Damit, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist der Grundsatz gleicher sozialer 
Sicherheit für die Kinder mittels dieser Novene 
zum AIVG tatsächlich verwirklicht. 

Nach den derzeitigen Bestimmungen gibt 
es auch keinen Rechtsanspruch auf Anbeits
losenunterstützung nach dem Bezug von 

Karenzurlaubs.geld, wenn auch Dienstanwei
sungen die Möglichkeit dafür geschaffen 
haben. 

Hier komme ich zu den Grundsätzen einer 
Sozialpolitik, die sich darin deutlich zeigt, daß 
sozialpolitisch rechtliche Ansprüche für die 
Betroffenen zu schaffen sind, keinesfalls aber 
Almosenleistungen, die von dritten, vierten 
und ander·en Umständen abhängig sind. 

Wenn man realpolitisch untersucht, was in 
den letzten Jahren tatsächlich auf diesem Ge
biet und unter welchen Voraussetzungen an 
Leistungen gegeben wurde, dann ist festzu
stellen, daß die hier vorgetragenen Behaup
tungen des Herrn Kollegen Schwimmer zwei
fellos nicht in dieser Bedeutung gegeben sind. 

Für das Bundesland Tirol kann ich etwa 
sagen, daß bei den Arbeitsämtern Kufstein 
und Kitzbühel die meisten Anträge auf Ar
beitslosengeld nach Karenzurlaub abgelehnt 
worden sind. Ich gehe gar nicht auf die Be
gründung ein, sondern stelle nur fest : Es hat 
dort seit dem Jahre 1967 kaum einen Fall 
gegeben, in dem Arbeitslosenunterstützung 
nach dem Karenzurlaubsgeld -bezahlt wurde. 
Beim Arbeitsamt Innsbruck war man etwas 
großzügiger. 

Aber in dem uns zuletzt über die Sonder
erhebung zugekommenen Bericht stellt man 
fest, daß etwa in der Steiermark und in Salz
burg nur 29 beziehungsweise 40 Prozent nach 
dem Karenzurlaubsgeld Arbeitslosenunterstüt
zung bezogen haben, also ein sehr deutlicher 
Hinweis darauf, daß diese Möglichkeiten, die 
hier ·so gepriesen wurden, die seinerzeit von 
der Frau Sozialminister geschaffen wurden, 
aus verschiedensten Gründen nicht in An
spruch genommen werden konnten, vor allen 
Dingen auch deshalb nicht in Anspruch ge
nommen werden konnten, weil die Verdienste 
derart gering waren, daß die Leistungen auf 
Grund dieser Verdienste im Rahmen der 
Arbeitslosenunterstützung nicht zum Leben 
für beide Teile ausgereicht hätten. 

Die Praxis, die sich hier zeigt, wird auch 
dadurch unterstrichen, daß immerhin 1 3.000 
Mütter keine Arbeitoslosenunterstützung be
zogen haben, während nur 16.000, also etwas 
mehr, in der Lage waren, von der Arbeits
losenunterstütQ:ung aus verschiedensten Grün
den Gebrauch zu machen. (Abg. Dr. S c h w i m
m e  r: Sehen Sie die Unterlagen an! 71 Pro
zentf) Das ist das Faktum (Abg. Dr. S c  h w i m
m e  r: Stimmt doch nicht!), das man ebenfalls 
sehen muß, wenn man über die Dinge disku
tiert. Herr Kollege Schwimmer! Sie können 
sich ohne weiteres auch in der Praxis davon 
überzeugen, wi·e die Dinge Ibei den AIibeits
ämtern gehandhabt wurden. (Abg. Doktor 
S c  h w i m m e r: Das Ministerium sagt selbst, 
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7 1  Prozent haben das Arbei tslosengeld be
zogen!) Sicherlich. Es gibt aber verschiedene 
Arten der Gewichtung ; es blei'bt  also mir 
überlassen, an Hand der Unterlfrgen festzu
stellen, 'welche ,Positionen tatsächlich vO!1han
den sind. (Abg, Dr. S c  h w i m m e r: Zu mani
pulieren!) Die Manipul1ationen überlassen wir 
gerne Ihnen. 

Dazu kommt noch etwas zweites, meine 
Herren von der OVP : In der Zeit der OVP
Regierung ist sogar ein ,ständiger Rückgang 
der bewilligten Anträge auf Karenzurlaubs
geld festzustellen gewesen, weil Sie es ver
säumt haben, die Einkommensgrenzen der Ent
wicklung anzupassen. Die Einkommensgren
zen, und zwar die Einkommensfreigrenzen, 
wurden erst unter der sozialistischen Regie
rung erhöht. 

Noch einmal sei deutlich ges agt : Wir ,schaf
fen mit dieser Nov,elle Rechtsansprüche ; auf 
diesem G ebiet gab es bisher ikeinen Rechts
anspruch, auch nicht in der Zeit von 1966 Ibis 
1 970. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
S c  h w i m m e r: Sie schaffen Rechtsansprüche 
ab! Das Wörtchen "ab" haben Sie vergessen!) 

Sie 'haben in Ihren DiskussionSibeiträgen im 
Rahmen des sozialpolitischen Ausschusses dar
auf hingewiesen, daß die Verschiedenartigkeit 
der Gewährung des Karenzurlaubsgeldes in 
der Höhe von 2000 S .für die verheiratete Frau, 
die nicht überwiegend ihr Kind erhält, im 
Vergleich zu den 3000 S <für j-ene Frauen, die 
überwiegend beziehungsweise allein für das 
Kind aufzukommen 'haben, eine Diskriminie
rung der Familie darstelle. Auch diese Argu
mentation ist, wenn man den Gesetzestext 
durchliest . . . (Abg. Dr. S c  h w i m  m e  r: Das 
ist nicht gesagt worden!) 0 ja ,  das ist g-esagt 
worden! Das ist keinesfalls richtig, weil die 
alleinstehende Frau, also auch die verhei
ratete, durchaus in der Lage ist, diese 3000 S 
monatlich zu bekommen. Hier ist von diesem 
Gesichtspunkt her keinesfalls -eine Diskrimi
nierung der Ehe eingetreten. 

Schließlich ist auch der Vorwurf, daß es für 
viele j unge Mütter nun weni,ger KarenlZ
urlaubsgeld et cetera :gebe, insofern falsch, 
als ja die Wartezeit von 52 auf 20 Wochen 
v;ermindert worden ist und damit wiederum 
eine Erleichterung im Bezug des Karenz
urlaUibsgeldes eintritt. Herr Kollege Schiwimmer! Sie halben nie 

Rechtsansprüche zwischen 1966 und 1970 in 
dieser Richtung geschaffen, sondern Almosen Wenn man also alles in allem im Rahmen 

verteilt, die je nach der Situation verschieden- dieser Novelle zusammenfaßt, muß man zwei

artig gehandhabt worden sind. Das muß deut- feHos mit Recht feststellen, daß insgesamt 

lich ges agt werden ! (Abg. Dr. S c  h w i m  m e  r: . gesehen eine sehr bed'eutende Verbesserung 

270 Millionen sind kein Almosen!) der ,Mutter,schaftsleistungen, eine sehr bedeu-
tende Verbess erung im Rahmen des AIVG 

Darüber hinaus ist auch -beikannt, daß das eingetreten ist. 
Karenzurlauhsgeld, das nunmehr einer Dyna
misierung unterliegt, in der 'Entwicklung ge
s ehen zweifellos selbst in j enen krassen Ab
rechnungsfällen, bei d enen Ihr Argument zu
treffen könnte, in absehbarer Zeit höher sein 
wird. 

'Schließlich ist darauf 'hinzuweisen, daß 
gegenü1b er dem früheren Zustand die allein
stehenden 'Mütter Üiber das Karenzurlau'bsgeld 
hinaus - ohne jetzt von der 'bedeutenden 
Erhöhung zu sprechen - bis zu drei Jahren 
die 'Möglich!keit haben, die Notstandsunter
stützung zu bezi-ehen. (Abg. Dr. S c  h w i rn
rn e r: Das ist Almosen!) 

Wenn ich nun genauso demagogisch sein 
wollte wie Sie, Herr Kollege Schwimmer, 
könnte ich sagen : Wo steht das geschrielben, 
daß unser Minister nicht zu irgendeinerrn Zeit
punkt ähnliche Lösungen verschi edener Art 
zur Beg.eitigung von eventuellen Notfällen 
trifft, wie das schon in den letzten Legislatur
perioden da oder dort der Fall war? Davon zu 
reden, was war, unter Ausschluß der Möglich
keiten für die Zukunft, ist ebenso einseitig, 
wie Sie mir in dem einen oder anderen Fall 
Einseitigkeit vorwerJen. 

Noch einige Worte zum 'Dhema der Finan
zierung, da g,erade in diesem Fall wieder 
Kritik daran geülbt wurde, daß Gelder des 
Familienlastenausgleichs herangezogen wur
den. Sicher gilbt es in der Sache kaum eine 
Meinungsdifferenz, wenn man sich vor Augen 
hält, daß hier unmittelbar familienbezogene, 
kinderbezogene Leistungen ,gegeben werden 
und solche zwei:fellos aus dem Familienlasten
ausgleich einer Finanzierung zugeführt wer
den können. 

Viel weniger schöri ist es, Herr Kollege 
Schwimmer, daß Hunderte Millionen 'Schilling 
zwischen 1966 und 1970 inkameriert wurden, 
die völlig ,zweck.:fremd verwendet wurden. 
(Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Sie blicken wieder 
hoffnungsvoll .in die Vergangenhei t! Keine 
moderne Parteil) 'Im Laufe der Sozialpolitik 
der sozialistischen Regierung wurden Hun
derte und Tausende von Millionen Schilling 
zusätzlich aus dem Budget für die Sozialpolitik 
ausgegeben. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. S c h w i m m e r: Hat die SPO den Rech
nungsabschlüssen nicht zugestimmt?  Sie haben 
zuges timrn tf) 
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Hier darf ich Ihnen auch wiederum in aller 
Deutlichkeit folgendes s agen : Während Sie, 
nämlich die OVP-Regierung, in den letzten 
drei Jahren der OVP-Regierung 80 IMilliarden 
Schilling !{ür die SozialpolitiJk aufge,wendet 
haben, hat die sozialistische Regierung 1 30 
Mill iarden Schilling aufgewendet. (Abg. Dok
tor S c  h w i m m e r: Bei deI Inflation ein 
Kunsts tück?) Das heißt, wir haben mehr als 
60 Prozent mehr aufgewendet, und niemand 
von Ihnen kann b �haupten, daß die Preisstei
gerung etwa 60 Prment ausmacht. Hier ist 
nachgewiesen, daß G elder aus dem allgemei
nen Budget in größerem Ausmaß als in der 
Zeit der OVP-Regierung für sozialpolitische 
Maßnahmen i n  Osterreich Ibereitgestellt wor
den sind. (Beifall bei der SPO.) 

Schließlich möchte ich zum ,Abschluß darauf 
hi.nweisen, daß mit dieser Novelle zum 
Arbeitslosenversicherungsgesetz .( Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  r: Die Inflationsrate wurde um 
200 Prozent erhöht!) für sozial schwächer ge
stellte Mütter, die bisher nach der Geburt und 
nach dem kblauf der SchutZifrist arbeit-en 
gehen mußten, insbesondere auch für jüngere 
und -alleinstehende Mütter, wesentliche Ver
besserungen geschaffen worden sind. (Neuer
licher Zwischenruf des Abg. DI. S c h w i m
m e  I.) 

Jedenfalls ist mit den heiden in Behandlung 
stehenden Novellen wieder ein weiterer 
Schritt zur Verbesserung der sozialen Sicher
heit in Osterreich gemacht worden, weshalb 
wir Sozialisten nicht nur diesen Novellen zu
stimmen, sondern versichern, daß wir auch in 
Zukunft mit aller Energie unser sozialpoliti
sches Programm im Ra:hmen des Regierungs
programms, unsere sozialp olitischen Zielset
zungen verwirklichen werden. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Ur. Hubinek. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 

losigkeit der Frauen bekannt, die vorwiegend 
aUein .für ihr Kind zu sorgen thaben und unter 
dem Druck der wirtschaftlichen Verhältnisse 
gezwungen sind, einem außerhäuslichen Beruf 
nachzugehen. Wir aUe kennen zur Genüge die 
Pflichtenkollision zwischen der Sorge um den 
Lebensunterhalt und zwischen der Sorgepflicht 
für das Kind, und wir kennen auch die Panik
situationen. Ich glaube, wir alle hier im Saal 
können sagen, daß wir nicht ausreichend 
genug Hilfestellung geleistet haben. 

Die Regierungspartei hat eine Verbesserung 
der Bestimmungen des Karenzurlaubs sehr 
emphatisch angekündi-gt. Hier 'War auch ,ein 
gewisser Uberschwang, vor allem von ,seiten 
der Frau Ahgeordneten Hager zu spüren. 
Wenn man die Regierungsvorlage genau an
·sieht, dann glaubt man, kaum einen Anlaß 
für diesen Uberschwang zu finden. 

Die Vorlage -bringt simerlich für einen Kreis 
,eine Verbesserung, aber sie :bringt auch für 
einen -großen Kreis keine Verbesserung oder, 
deutlicher gesagt, eine Schlechterstellung. Ich 
glaube, es ist vielleicht ein s�hr banales Argu
ment:  Wenn ich im allgemeinen weniger G eld 
für di'e gleiche sozialpolitische Leistung aus
gebe als in der Vergangenheit, so Ikann sie j a  
nur ,für einen Teil eine Verschlechterung mi t 
sich bringen. 

Es wurde hier ;ausgeführt, daß die Frau 
Minister Rehor, der man, glaube ich, ein 
soziales Verständnis Ibei Gott nicht absprechen 
konnte, im Verordnungsweg eine Regelung 
getroffen hat, von der immerhin 68 Prozent 
aller Frauen profitiert h aben; sie konnten 
nämlich nach Ablauf des Karenzurlaubes sie
ben Monate Ihindurch Arbeitslosengeld be
ziehen. 

Dieses Verständnis seitens der Frau Mini
ster Rehor hat mein Vorgänger als ein Almo
sen bezeichnet. Herr Abgeordneter Egg! Ich 
glaube, ein "Almosen" , das immerhin den 
Betroffenen 270 Millionen Schilling j äthrlich 
bringt, kann man durchaus 'bej ahen. 

Wenn die heutige Regierungsvorlage all 
j enen Frauen, die in der XX. Lohnklass,e sind, 
die also mehr als 4030 S monatlich verdienen, 
eine Verschlechterung bringt, so kann man 
sagen, daß der Kreis vermutlich immer größer 
werden wird, denn durch die wirtschaftliche 
Situation in den letzten Jahren und durch die 
inflationäre Entwicklung steigen d�e Lohn- und 
Gehaltssummen. Ein immer größerer Kreis von 
Betroffenen wird eine echte Verschlechterung 
erfa:hren. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Anlaß 
für die Regierungsvorla,g-e war z!we�fel1os der 
Eindruck, den die Fristenlösung hervorge
rufen hat, wo sich die Regierungspartei nicht 
sehr zimperlich über die Meinung von mehr 
als der Hälfte der österreichischen ;Bevölke
rung hinweggesetzt hat. Ich kann mir vor
stellen, daß die Proteste vorlher und nacbher 
zweifellos die Regierungsvorlage beschleunigt 
haben, die unter dem Prätext' Sdmtz für die 
alleinstehende IFrau, Schutz des Lebens ver
kauft wurde, damit vor allem die allein
stehende Frau sich in die Lag-e versetzt sieht, 
ihr Kind zu 'bejahen. Wir haben daher einen dies-bezüglichen An

Die B emühungen um Mütter mit kleinen trag im Sozialausschuß gestellt, und wir stel
Kindern sind sicherlich ein legitimes Anliegen len ihn auch hier im Haus. Sie haben ihn im 
der Gesellschaft. Uns allen ist die Ausweg- Sozialausschuß abgelehnt. Gemeinsam mit 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)52 von 101

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 10053 

Dr. Marga Hubinek 

meinen Kollegen haben 'Wir nun versucht, daß 
j ener Kreis von Frauen, die mehr als 4030 S 
verdienen, nicht durch Ihre Neuregelung, die 
Sie als .großen sozialpolitischen Erfolg ver
kaufen, eine V.erschlechterung erfCllhren. Sie 
haben nachher Ibei der Abstimmung Gelegen
heit zu bekunden, wie es tatsächlich mit Ihrem 
sozialen Verständnis bestellt ist. Der Abände
rungsantrag Dr. Schwimmer, Dr. Hauser, Dok
tor Hubinek wurde eingebracht, und ich darf 
den Herrn Präsidenten 'bitten, ihn anschlioeßend 
vom Schriftführer verlesen zu lassen. 

Es scheint in diesem Zusammenhang ein 
Widerspruch zwischen den Unterlagen zu sein, 
über die der Herr Abgeordneter Egg verfügt, 
und j enen Unterlagen, die uns das Sozial
ministerium zur VeDfügung gestellt hat. Der 
Herr Abgeordnete Egg hatte eine Unterlage, 
wonach nur 30 Prozent aller Frauen vom 
KarenzurlaU'b Gebrauch gemacht haben. Die 
Unterlagen, die uns das Ministerium zur Ver
fügung gestellt hat, lauten immerhin auf 
70 Prozent. Also ich weiß nicht, wo die richti
gen Unterlagen nun zu suchen sind. 

Die Regierungsvorlage sieht auch vor, daß 
alleinstehende Mütter ein Karenzurlaubsgeld 
von 3000 S monatlidJ. erhalten, und zwar im 
ersten Lebensj ahr des Kindes. Die Formulie
rung "aHeinstehende iMutter" kann einiger
maßen mißdeutet werden, denn was heißt 
das? Ist es die Mutter, die ledig ist? Eine 
alleinstehende IMutter Ikann unter Umständen 
auch die geschi edene 'Mutter sein, die sich 
kurz nach ·der Gelburt ihres Kindes ·scheiden 
ließ und -vielleicht ausreichende Alimente Ibe
kommt. Dennoch würde sie nach dem Text der 
Regierungsvorlage in den Genuß dieser 3000 S 
kommen. Ich glaube, "alleinsteh.ende Mutter" 
ist doch zweifellos keine Rechtsnorm. 

Man sollte Ibei der Formulierung blei'ben 
- denn diesen Kreis scheinen Sie ja 'Zu 
meinen -: Jene Frau, "die überwiegend selbst 
für den Unterihalt ihres Kindes auflkommt" . 

Wie halten Sie es mit j enen Müttern, di'e im 
Rahmen einer .Lebensgemeinschaft ein Kind 
empfangen und dieses Kind dann betreuen? 
Die fallen also dann auch in den Kreis der
j enigen, die 3000 S monatlich erhalten. Der 
Herr Sozialminister hat Ü'ber Befragen ge
meint, das hätte man auch schon in der Ver
gangenheit nimt überprüfen können. Bedeutet 
dies, daß Sie nun eine gesetzwidrige Praxis 
sanktionieren wollen? 

Man kann einiges auch über den Stil der 
Gesetzwerdung reden und sagen - das gilt 
auch :für andere Ausschüsse -, daß vielleicht 
nicht immer die nötige Sor.gfalt bei der Er
stellung der Re.gierungsvorlagen angewendet 
wurde. 

Die sozialistischen Redner - die Frau Ab
geordnete Hager, der Herr Abgeordnete Egg -
meinten, daß es doch ein großer Erfolg s,ei, 
wenn die alleinstehende Mutter bis zum 
dritten Lebensj ahr des Kindes eine Notstands
hilfe erhält. Herr Abgeordneter Egg! Hier 
müßte ich Ihnen sagen : D a s  bezeichne ich als 
Almosen. Glauben Sie wirklich allen Ernstes , 
d'aß man mit einer Notstandsaushilfe, die 
zirka 1 600 S monatlich beträgt, für den eige
nen Unterhalt, Jür den Unterhalt des Kindes, 
für die Miete, für die Betriebskosten, für die 
Bekleidung, für die Ernährung sorgen kann ? 
Ich bezweifle das. 

Es wUI'd'e im Ausschuß vom Herrn Sozial
minister Häuser ges agt, eine Notstandshilfe 
wird unter Umständen auch dem Familien
erhalter zugeteilt, und der IFamilienerhalter 
müsse damit eine Fami1ie versorgen. Ich 
glaube, das '9,eht von einer ,falschen Voraus
setzung aus. Der FamiLien/erhalter, der eline 
Notstands.aushilfe eflhält, soll doch dazu ani
miert werden, zu trachten, möglichst bald wie
der ,einen Arbeitsplatz zu 'erhalten. Di,ese Vor
auss etzung 'ist hei ·ein.er Mutter mit einem 
eineinhalbj ährigen Kind doch nicht geg·eben. 

Wir haben in unser,em Sozialplan die Ver
längerung des Karenzurlaubs bi·s zum dritten 
Lebensj ahr des Kindes postuliert. Wir glaub
ten, daß damit eine erste Etappe wohl für j ene 
Mutter zu sehen wäre, die ü1berwiegend · .für 
den Unterhalt ihres Kindes allein zu sorgen 
hat. Wir glauben, daß es für die Entwicklung 
des Kindes entsmeidend ist, daß in diesen 
ersten drei Lebensjahren die Anwes enheit der 
Bezugsperson gege1ben ist, und Zlwar nicht nur 
aus pädagogischen Erwägungen, sondern viel
leimt ,auch aus zutiefst menschlimen Erwägun
gen, und wir glauben, daß di,e Infrastruktur 
nicht in ausreichendem Maße gegeben 'ist. 
Uber Krippen und KrabbelstUlben wissen Sie 
genausogut wie ich, daß sich die Fachleute 
hinsichtlim des päda-gogismen Wertes dieser 
Ersatzeinrichtungen einig s ind, nämlich in 
einer eher negativen Ansimt. Darin, daß man 
auf Grund dieser 'Formulierung, wie sie die 
Regierungsvorlage vorsieht, nämlich den 
alleinstehenden Müttern eine NotstandshUfe 
zu gewähren, kaum 'das Leben tatsächlich be
streiten 'kann, müssen Sie mir doch langsam 
recht geben. 

Interessant war die Diskussion im Sozial
aussmuß, wo die Frau Albgeordnete Metzker 
meinte, es liege gar nicht im Interesse der 
sozialistismen Frauen, den Karenzurlaub bis 
zum dritten Jahr auszude'hnen, ilhn allzu 
schmackhaft zu machen. Die Fr/auen ·sollten 
wieder für das Berufsleben zurückgewonnen 
werden. 
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Frau Abgeordnete Metzker l  Hier gibt es 
eine grundsätzliche Entscheidung. Hier sind 
uns nicht sosehr die arbeitspolitischen Erwä
gungen maßgebend, sondern hier geht es um 
familienpolitische Erwägungen! Wir .glauben 
ganz 'einfach, daß es für die 'Entwicklung des 
Kindes wichtiger ist, wenn es bis zum dritten 
Lebensjahr über eine Bezugsperson veflfügt. 
Wo diese Bezugsperson nicht zur Verfügung 
steht - ich denlke an die Großmutter -, soll 
doch um Gottes willen die 'Mutter vorhanden 
s ein ! 

Es wurde in der Diskussion auch Ü!ber di'e 
Fi nanzierung dieser Regierungsvorlage ge
sprochen. Wir haben abermals 'beanstandet, 
daß wie schon so häufig der Familienlasten
ausgleichsfonds zur Finanzierung herangezo
gen wird. Es ist fast grotesk: Hier werden dem 
Bund Einnahmen erspart, der Bundesbeitrag 
wi:r.d g·estrichen, der ist nicht mehr nötig, die 
Arbeitslosenversicherung kann sich Geld er
sparen, aber der Familienlastenausgleichs
fonds muß mit 180 Millionen Schilling her
haltenl 

Wir haben bereits ,alles mögliche damit sub
ventioniert :  'bildungspolitische Anli egen, ge
sundheitspolitische Belange; neuerdings wird 
auch der Arbeitslosenversicherung unter die 
Arme gegriffen, obwohl durch die eflhölhten 
Beiträge .ausrekhend Gelder zur Verfügung 
stehen. 

In der Regierungsvorlage- gi'bt es keine 
genauen Berechnungen. Ich kann mir nur vor
stellen, daß der Sozialminister aUen Grund 
'hatte, uns nicht schwarz auf weiß zu beweisen, 
daß die Aufwendungen nach der Regierungs
vorlage im gesamten geringer werden. 

Wenn Sie tatsächlich echte familienpolitische 
Maßn.ahmen setzen 'Wollen, so hätte man mit 
uns reden !können, die 'Mittel des Familien
lastenausgleichslfonds heranzuziehen, wenn 
Sie zumindest für die alleinstehende Mutter 
das Karenzurlaubsgeld Ibis zum dritten Lebens
jahr des Kindes gewährt hätten. 

Wie Sie das heute vorlegen, hlei/bt die Ver
besserung des Karenzurlau'bs so besehen 
Stückwerk. Es 1st i:lQein.e :echte, mod-erne sozial
politische Lösung. 

Wie wichUg aber eine Löung ,für die ersten 
drei Lebensjahre des Kindes wäre, zeigt sich 
auch in einer Meinungsumfrage, in der die 
Frauen die Notwendigkeit ·eines Teilzeitbe
schäftigungsgesetzes ,bekunden. Es z,eiogt sich, 
in welches Dilemma Mütter mit kleinen Kin
dern .ger.aten, weil sie die drei Jahre nicht 
ausr,eic1rend überbrückcen -können und weil sie 
vor allem nachher nicht wissen, -in welcher 
Weis-e sie Familienpflichten und Beruf unter 
·einen Hut bringen können, wie sie heiden 
Pflichten .gerecht werden können. 

Wenn heute der Herr Abgeordnete Fischer 
;bedauert hat, daß das so dringend benötigte 
VoLksanwaltschaftsgesetz nicht beschlossen 
wird, -darf ich dem Herrn Abgeordneten Fischer 
noch einmal sagen, was ich in einem Zwischen
ruf gesagt halbe : Ich glaube, daß die Melhrzahl 
der Fr.auen wahrscheinlich größeren Wert 
darauf legte - ich saoge das, ohne daß ich jetzt 
das Volksarrwaltschaftsgesetz gering achten 
will -, daß sie üfber ein modernes Teilzeit
:beschäftigungs.gesetz verfügten, und ich 
-glaube, -daß es dann vor allem auch mehr 
Möglichkeiten gäbe, in einer T'eilzeitatbeit 
Familien- und Berufspflichten gerecht zu wer
den. 

Die Regierung KreisOCY hat eine Vorliebe für 
Meinungsumfragen;  -sie hält sich .allerdings 
nicht immer an die Er·gebnisse der Meinungs
um'frag·en, wie sich dies bei der sogenannten 
Gesundheitssteuer gezeigt hat. Ich frage mich 
aber: Warum ignoriert sie die Ergebnisse 
einer Meinungsumfrage über die Teilzeitbe
.schäftigung? Ich darf in Erinnerung rufen, daß 
68 Prozent aller befragten Frauen eine Teil
zeitarbeit suchen, einfach deswegen, weil sie 
sich der Streßsituation der Doppelbelastung 
von Beruf und Haushalt nicht gew,achsen 
fühlen. 

Ich darf den Mikrozensus des Osterreichi -
schen Statistischen Zentralamtes vom März 
1969 zitieren, in dem eine wöchentliche Ar
'beitszeit von 80 und 95 Wochenstunden von 
voll berufstätigen Müttern ausgew,i,esen wird. 
Wo bleiben da die Gerweflkschaft·er? 

In einer Zeit, in der sich weite Gruppen 
der Bevölkerung ibemühen, mehr Freizeit zu 
erhalten, wo man vielleicht langsam aJbwägt, 
daß mehr Freizeit fast ebenso wichtig ist wie 
mehr materieller Arbeitsgewinn, in dieser Z·eit 
sehen wir ruhig zu, daß die Frau mit Familien
pflichten nach ihrem Arbeitstag im Beruf noch 
sechs und mehr Stunden tägliche Hausarbeit 
leistet, daß sie den Samstag dazu benützt, um 
acht und mehr Stunden Hausarbeit zu leisten. 
Wlr stellen fest, daß die Frau Ü'beI'lfordert ist, 
Frü1hinvalidität und ähnliches .aufweist, aiber 
wir registri,eren es -stumm. Um wie vieles 
leichter wäre es diesen ·Frauen, die -heiden 
Pflichtenkreise zu 'bewältigen, wenn sie eine 
Teilzeitbeschäftigung hätten, wenn sie ein 
zusätzliches Einkommen beziehen, aber den
noch Zeit genug finden könnten, ihre ,Familie, 
ihren Haushalt zu 'betreuen? 

Und, meine sehr 'geehrten Damen - ich d,art 
das an die -Adresse der Damen innerhalb der 
sozialistischen Fraktion richten -, Sie würden 
damit den Frauen die Alternative ·ersparen, 
·sich zwischen Ehe und Familie aUlf der einen 
und Beruf auf der anderen Seite entscheiden 
zu müssen. Sie könnten nämlich vielleicht 
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beiden Rollen -gerecht werden. Es zeigt sich j a  
auch b e i  der Meinungsumfrage - wo doch di-e 
Regierung Kreisky wnst so gerne mit Mei· 
nungsumfragen hantiert -, daß 48 Prozent 
aller Frauen, die derzeit nicht berufstätig sind, 
sehr gerne einem Beruf nachgehen würden, 
wenn es eine Teilzeitlbeschäftigung gäbe, vor 
allem aber wenn hier die gesetzlichen BesUm· 
mungen 'gegeben wären, daß zwar nicht eine 
Besserstellung der teilzeitbeschäftigten Frau· 
en, aher auch keine SChlechterstellung be· 
stünde. 

Nun, ,die Vorsitzende der sozialistischen 
Frauen hat bei ihrem Parteitag erklärt, es 
müßten nicht nur d�e gleichen Bildungschancen 
für die Frauen /Zur Verfügung stehen, .sondern 
diese Bildungschancen sollten ,auch mehr ge
nützt werden. Ich glaube, diese Forderung ist 
zweifellos zu unterstreichen. Aber wie sollen 
sie denn genützt werden, wenn die Frauen in 
relativ j ungen Ja:hr'en eine Entscheidung tref
fen, wie sie i!hren künftigen Lebensweg ge
stalten, und diese Entscheidung keinen 
Brückenschlag vorsiEfut? Die Entscheidung lau
tet im allgemeinen ja doch noch :  Kinder und 
Familie oder Beruf. Ich -glaübe, es gilt, diesen 
Brückens chl ag zu setzen, damit beide Pflichten
kreise vereinigt werden können. 

Wir alle wissen, daß -eine Rückkehr in den 
Beruf dann, wenn die Kinder vielleicht in 
einem Alter sind, wo sie die Mutter besser 
entbehren können, problematisch ist. In einer 
sich rasch wechselnden Berufswelt kann man 
naCh Jahren, in denen man den Anschluß ver
loren hat, kaum mehr zurückkehren. Hier gibt 
es allzu viele Barrieren, die eine Rückkehr 
kaum mehr gelingen lassen. 

Wie ,ernst es Ihnen mit einer echten Hilfe
stellung .für die Mutter mit kleinen Kindern 
ist, meine se'hr -geehrten Damen -und Herren 
vor allem von der soziaHstischen Fraktion, 
das wird siCh nicht zuletzt auch an Ihrer 
Haltung zu den Forderungen so vieler Frauen 
n a ch der Verabschiedung eines modernen Teil
zeitbeschärftigungsg,esetzes zeigen. (Beifall bei 
der avp.) 

Präsident Probst: Ich bitte den Schriftführer, 
die Frau Abgeordnete Dr. Seda, den eben ein
gebrachten Abänderungsantrag zu verlesen. 

Schriftführerin Dr. Erika Seda: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  
der Abgeordneten Dr. Schwimmer, Dr. Hau· 
ser, Dr. Marga Hubinek und Genos-sen zu 
1032 der Beilagen in der Fassung des Aus

-sdmßberichtes 1 059 der Beilagen. 
Der Nationalrat wolle -beschließen : 
1 .  Im Arti:kel I ist eine neue Ziffer 1 mit 

folgendem Wortlaut anzuführen: 

, , 1 .  Nach dem § 7 ist ein § 7 a mit folgen
dem Wortlaut einzufügen: 

, §  7 a. Anspruch auf Arbeitslosengeld hat 
auch die Mutter, die 

1. im Anschluß an den Bezug von Karenz
urlaubsgeld keiner Beschäftigung nachgeht, 

2. die Anwartschaft erfüllt, 
3. die Bezugsdauer noch nicht erschöpft 

und 
4. keinen Anspruch auf Notstoandshilfe 

gemäß § 26 Abs. 5 hat. ' . .  
2. D i e  bisherigen Ziffern 1 bis 21 sind i n  

Ziffer 2 bis 22 umzubezeichnen. 
3. Im Artikel I Z. 6 (c) ist in der dritt

letzten Zeile des ersten Satzes des Abs. 2 
des § 23 an Stelle des Wortes "Pensions· 
leistungen" das Wort "Nettopensionslei. 
stungen" zu setzen. 

4. Im Artikel I Z. 8 hat § 25 b Abs. 1 zu 
lauten : 

, ,§  25 b. (1) Das Karenzurlaubsgeld ge
bührt, sofern die Mutter für den Unterhalt 
des �indes überwiegend selbst aufkommt, 
in der Höhe von 3000 S monatliCh, sonst i n  
der Höhe von 2000 S monatlich." 

5. Im Artikel I Z. 8 hat im § 25 b der 
Absatz 2 zu entfallen und § 25 b Abs. 3 
die Bezeichnung kbsatz 2 zu erhalten. 

6. Im Artikel I Z. 9 haben die Absätze 2 
und 3 des § 25 c zu entfallen. 

7. Im Artikel I Z. 1 1  a sind im Albsatz 5 
des § 26 an Stelle der Worte "Alleinstehen
den Müttern" die Worte "Müttern, die für 
den Unterhalt des Kindes überwiegend 
selbst aufkommen" zu setzen. 

8. Im Artikel I ist nach Ziffer 13 eine 
Ziffer 13 a einzufügen : 

, , 13  a. Im § 29 ist ein Absatz 4 mit folgen· 
dem Wortlaut einzufügen: 

, (4) Notstandshilfe gemäß § 26 Abs. 5 
gebührt -in der Höhe des Karenzurlaubs
geldes für Mütter, die überwiegend für den 
Unterhalt des Kindes selbst aufkommen 
(§ 25 b Abs. 1 ) :  . .  

9. Im Artikel I hat die Ziffer 1 6  zu ent
fallen. 

10. Die Ziffern 11 bis 21 erhalten sinn
gemäß andere B ezeichnungen. 

1 1 . Im Artikel 11 sind in der Ziffer 4 im 
ersten Absatz des § 26 b nach dem Wort 
"kann" die Worte "nach 'Anhörung des Bei
rats für Arbeitsmarktpolitik" einzufügen. 

12. Dem Artikel 111 ist folgender Absatz 4 
anzufügen: 
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, , (4) Die Bestimmungen des § 25 c Abs. 2 
im Artikel I Z. 9 finden auf j ene Personen 
keine Anwendung, die am Tage vor dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes im Be
zug von Karenzurlaubsgeld gestanden sind." 

Präsident Probst: Der von den Abgeordne-
ten Dr. Schwimmer, Dr. Hubinek und Genos
sen eingebrachte EntschHeßungsantrag ist ge
nügend unterstützt und steht demnach zur 
Verhandlung. 

Zum Wort gelangt die Frau Abgeordnete 
Metzker. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Es berührt einen als 
Abgeordnete der sozialistischen Fraktion ganz 
eigenartig, wenn man hört, wie die Redner 
von der rechten Seite nun ihre Vorstellungen 
und Forderungen auf sozialem Gelbiet darle
gen, wo wir doch seit Jahrzehnten - ich 
meine damit die Sozialisten -, und wir allein, 
das möchte ich hier ausdrücklich behaupten, 
Sozialpolitik im Interesse j ener Menschen in 
Osterreich Jbetr.ieben haben, denen es -schlech
ter geht als dem Durchschnitt. 

Frau Abgeordnete Hubinek! Wir .haben für 
die Novellierung der Bestimmungen ü'ber das 
Karenzurlaubsgeld oder des ,Mutterschutzge
s etzes keine Lösung nach dem § 1 44 gebraucht, 
denn Ihinsichtlich der Vorstellungen, die wir 
in diesen NoveHierungen verwir.klicht haben, 
können Sie seit Jahren nachlesen, wie wir 
auf den Kongressen der GeweIikschaH, auf den 
Tagungen der Arbeitel1kammer und auch in 
den sozialistischen Kreisen entsprechende Be
schlüsse gelaßt haben. 

Ich möchte auch hinsichtlich des nun zur 
Diskussion stehenden Mutterschutzgesetzes 
einiges sagen. Dieses Gesetz wurde in den 
Jahren seit -seinem Bestehen einige Male no
velliert. Wenn wir diese Novellen betrachten, 
dann müssen ;wir feststellen, daß es hier -zwei 
entscheidende Plhasen g-ibt, ledi-glich zwei ent
scheidende Phasen in dieser geschichtlichen 
Entwicklung für die berufstätigen werdenden 
Mütter nach dem zweiten Weltkrieg. 

Der erste Schritt war - wie ich schon er
wähnt habe - die Verabschiedung deos öster
reichischen Mutterschutzgesetzes am 13 .  März 
1 957. Der zweite entscheidende Schritt war die 
Einfiührung des Karenzurlaubsgeldes. Sie kön
nen nachlesen, daß das Jahr 1957 weitest
gehende Vertbesserungen gegenüber den 
reichsdeutschen Bestimmungen gebracht hat. 
Ich .führe beispielsweise nur die Kann-Bestim
mung ibei der Sechswochenfrist an, die nun 
eine Verpflichtung wurde. Der völlig neue 
Gedanke von 1957, dem eine Pioniertat - das 
können :wir doch behaupten - folgte, nämlich 
die Einführung des sogenannten Karenzurlau-

bes für 'Mütter; damals allerdings nur für 
sechs Monate und unibezahlt. 

Ich sage das deshalb, weil gerade diese 
Ve:r:besserungen im Jahr 1951 erst nach j ahre
langen Bemühungen und in er-ster Linie auf 
Grund von Initiativanträgen der damaligen 
sozialistischen 'Abgeordneten .im Jahre 1952 
und 1953 geschaffen werden Ikonnten. Dann 
konnten wir eigentlich fast zwangsläufig, aber 
ich möchte nicht behaupten -selbstverständlich, 
denn - das möchte ich Ihnen auf der rechten 
Seite sagen - der Widerstand war sehr groß, 
mit 1. Jänner 1961 endlich die Ausdehnung 
des Karenzurlaubes auf ein Jahr bekommen, 
wobei dieser Karenzurlaub auch bezahlt 
wurde. Bitte, lesen Sie nach, welche Wider
stände gerade auf diesem Gebiet von Ihrer 
Seite damals gekommen sind. 

Ich möchte Ihrer Erinnerung nachhelfen: 
Damals war eines der -großen Probleme die 
Finanzierung dieses Karenzurlaubes. Es war 
der damalige Sozialminister PrOiksch, der es 
übernommen hat, das Karenzurlaubsgeld als 
Leistung aus der Arbeitslosenver-sicherung ein
zuführen. Das war damals der einzig mögliche 
Weg, um überhaupt zu dem Karenzurlaubs
geld zu /kommen. 

Wir wissen, daß dieses System nicht lbe-frie
digend war. Es ist auch heute wieder zum 
Ausdruck. gekommen, daß der KarenzurlaU'b 
in der Al1beitslosenversicherung gewis-ser
maßen einen Fremdkörper darstellt, der uns 
immer und immer ,wieder Schwierigkeiten be
reitet. So 'hat zum Beispiel der Herr Abge
ordnete Dr. Schwimmer von den sieben Mona
ten Arbeitslosenunterstützung gesprochen, die 
die Frauen unter Umständen aus der Arbeits
losenversicherung im Anschluß an das Karenz
urlaubsgeld in Anspruch nehmen konnten. 
Aber gerade das ist es j a, meine Kollegen, 
daß man eben in der Arbeitslosenversicherung, 
um die .gesetzlichen Voraussetzungen erbrin
gen -zu können, arbeitsfähig, aribeitswillig und 
arbeitslos sein muß. Und das trifft in keinem 
Fall auf die Mutter nach dem Karenzurlaub 
zu. 

DeshalJb ist es falsch, immer von einer Ver
schlechterung, von einem Rechtsanspruch zu 
sprechen, den die Betreffende früher gehabt 
hat. Das stimmt ja nicht! Der Herr Albgeord
nete Schwimmer hat von Dienstanweisungen 
der Frau Minister R8ihor gesprochen. Da muß 
ich Sie erinnern, Herr Albgeordneter Schwim
mer, daß mir persönlich eine Dienstanweisung 
bekannt .ist, die viel älter ist und die seinerzeit 
bereits - 'Wie ich schon erwähnt habe - der 
Herr Sozialminister Proksch eingeführt hat, 
der damit -gewisse Härten aus der Welt schaf
fen konnte. Aber, wie .gesa-gt, ein Rechtsan
spruch darauf besteht nidlt. 
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Diese .gewisse Sys temwidr.igkeit des Karenz
urlaubsgeldes in der Arbeitslosenversicherung 
bei der Anwartschaft auf das Karenzurlaubs
geld hat auch zu Schwierigkeiten geführt, da 
analog zum Arbeitslosengeld entweder 20 Ver
sicherungswochen b eziehungsweise 52 Ver
sicherungswochen für :d.ie Anwartschaft er
bracht werden mußten. Das hat zu Härten für 
die Betroffenen geführt, die das mitunter als 
unlogisch empfunden halben. 

Hier wurden wir - das möchte ich ganz 
ehrlich und eindeutig sagen - eigentlich von 
der Praxis überrollt. Es ist nämlich so, daß die 
Erstgeburt bei unseren Müttern ' immer mehr 
in die jüngeren Lebensjahre vorverlegt wird, 
während die Frauen infolge der längeren 
Schul- oder Berufsausbildung immer später 
zn entsprechenden Versicherungszeiten kom
men. Diese Diskrepanz halhen w.ir nun mit 
dieser Novelle, die wir heute vefalbschieden 
wollen, insofern saniert - es ist ja von 
meinen Vorrednern darüber sch-on gesprochen 
worden -, daß auch nicht versicherung·spflich
tige Lehr- und Ausbildungszeiten auf die An
wartschaft angerechnet werden können. 

Ich habe von den b eiden großen Schritten 
seit dem Jahre 1945 auf dem Sektor des Mut
terschutzes gesprochen. Ich glaube, wir stehen 
heute vor dem dritten großen Schritt, vor 
einer Phase, die genauso wegweisend für die 
ZUikunft sein wird, wenn wir sie ·heute be
schließen, nämlich vor der Anpassung des 
Mutter-schutz,gesetze·s an die mediizinischen Er
kenntnisse der allerjüngsten Zeit, wie sie von 
den Geburtshelfern und den Kinderärzten er
arbeitet wurden. 

Zwe.itens werden wir durch diese Novelle 
des Mutterschutzgesetzes - davon hat auch 
bereits der Ahgeordnete Dr. Scrinzi 'gespro
chen - die gesundheitsschädlichen Einflüs·se, 
d ie durch die moderne Arbeitswelt entstehen, 
von der werdenden Mutter nunmehr abschir
men. Wir waren in Osterreich auf dem G ebiet 
des Mutterschutzes stets vorhildlich. Aber 
diese Tatsache darf uns nicht leichtsinnig 
machen. Wir halben auch daran gedacht und 
alle j ene Schwieriglkeiten, die uns in den ver
gangenen Jahren bekannt wurden, nämlich die 
zunehmenden physischen und psychischen Be
lastungen am Anbeitsplatz, nunmehr Iberück
. sichtigt. Wir sind d er Auffassung, daß die 
werdende Mutter vor den Schwieriglkeiten im 
Betrieb, vor d en mitunter katastrophalen Aus
wirkungen, die ein schlechter, ein nicht adä
quater Arbeitsplatz für die werdende Mutter 
b edeutet, zu schützen ist. 

acht Wochen vor. Diese Achtwochenfrist ist 
nicht zufällig gefordert worden j es wurden 
hier langmonati.ge Beratungen mit Kapazitäten 
des In- und Auslandes angestellt. Wir haben 
auch eine Ar'beitstagung mit Experten, mit 
Ärzten aus dem Inland innerhalb der Arb eiter
kammer Wien durchgeführt. Diese Ärzte,  so
wohl die inländischen als auch die ausländi
schen, ·fordern dringend, da der wei'bliche 
Organismus infolge der 'großen Anpas·sungs
schwierigkeiten im letzten Drittel der Schwan
gerschaft die 'zusätzliche Belastung am Arbeits
platz in vielen Fällen nicht verkraften konnte, 
ei ne Verlängerung der Schutzfrist. So ha'ben 
wir uns nach längeren Verhandlungen auf 
di ese ach.t Wochen ,geeinigt. Wir müssen hier
b ei zugeben, daß in der jüngsten Vergangen
heit diese Achtwochenfrist auch in Anspruch 
genommen wur,de. Allerdings nicht in der 
legalen oder, sa·gen wir, in der korrekten 
Form, wie wir uns das 'wünschen, sondern es 
wurde �mmer wieder ein Ausweg dadurch 'ge
funden, daß Arzt und Schwangere sozusagen 
die Flucht oder den Weg in den Krankenstand 
.gesucht haben. Wie oft das der Fall war, 
werden Sie aus einer kleinen Statistik sehen 
können, die den Erläuternden Beme:r;kungen 
zur Regierungsvorlage angeschlossen ist. 
Jedenfalls, dieser AuS'weg des Krankenstan
des, um hiedurch eine nobwend.ige Verlänge
rung der Schutzfrist zu erreichen, war keine 
wünschenswerte Lösung, weder für die Frau 
in anderen Umständen noch für den Arzt oder 
die Krankenkassen, weil sie .ganz einfach das 
Bild, das echte Bild verfälscht 'hat. 

Was nun die achtwöchige Fr.ist nach der 
Entbindung anbelangt, so !ha!b en auch hier die 
Ärzte das entscheidende Wort gesprochen. Sie 
haben uns immer wieder darauf hingewiesen, 
daß der Rück:bildungsprozeß bei der Frau, die 
eben gerade enbbunden hat, länger als sechs 
Wochen dauert und keinesfalls nach dieser 
Zeit als abgeschlossen betrachtet werden kann, 
s odaß die Frau zusätzlicher Wochen der Scho
nung ;bedarf. So !kamen wir eben zu dieser 
Acht:wochenschutzfrist. 

Es gibt eine weitere Verbesserung, die uns 
sehr am Herzen gelegen ist : die Wochen schutz
frist nach der Geburt 'bei MehrI.ingsgeburten. 
Hi er ist nun die Zwölfowochenfrist eingetreten . 
Wir halten das für richtig, denn Sie müssen 
bedenken, daß diese Mütter sehr O'ft nicht stil
len können, sie s.ind dazu nicht in der Lage. 
Uberdies kommt dazu, daß zwei oder drei 
Neugeb orene eben eine zusätzliche AI1beits
Ibelastung für die junge IMutter bedeuten . 

.oie gegenständliche NO'velle entlhält Ihiezu Einen wesentlichen Beitrag zum gesundheit-
eine Reihe von Maßnahmen. So sieht sie die lichen Schutz :der werdenden Mutter und vor 
Verlängerung der bisherigen sechswöchigen allem zur Senkung der Säuglings·sterblichkeit 
Schutzfrist vor und nach der Entbindung auf erwarten wir uns von der nunmehr im G esetz 
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verankerten Meldepflicht der Dienstgeber an 
die Arbeitsinspektion. Ich bin überzeugt, sie 
wird =bewirken, daß wir 1m Zusammenwirken 
mit der Arbeitsinspektion schneller als bisher 
für die Schwangere einen für sie adäquaten 
Arbeitsplatz finden können oder daß sie recht
zeitig d.ie für ihre Gesundheit erforderliche 
Sitzgelegenheit hat oder, wie das in vielen 
Betrieben der Fall ist und immer mehr zu
nimmt, daß ·sie vor Lärm geschützt wird, da·s 
heißt nicht nur sie, sondern in erster Linie 
das werdende Kind. 

Ein weiterer Punkt, der uns in den ver
gangenen Jahren sehr 'zu schaffen gemacht 
hat und der für viele Berufe von Bedeutung 
ist, war der Begriff "ständiges Stehen". Das 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes aus 
dem Jahre 1 965 ist nämlich völlig an dem 
Sinn und an der AIb·sicht des Gesetr.zes vorbei
gegangen, und ·seine Auslegung im Erkenntnis 
hat eigentlich dem ursprünglichen medizini
schen Sinn 'widersprochen, nämlich daß es zu 
einer Entlastung des Kreislaufes der berufs
tätigen Mutter kommen soll. W.ir hoffen, daß 
wir nunmehr mit der Neuformulierung den 
medizinischen Aspekten "beim "s tändig Stehen" 
besser Rechnung tragen können. 

Ich möchte nur ganz kurz noch auf etwas 
hinwei,g.en, WaJS bereLts oder Herr Abg.eordThete 
Scrinzi erwähnt hat, und zwar hinsichtlich der 
Arbeitsvenbote. Hier hat die Praxis .gezeigt, 
daß in den letzten fünfzehn Jahren eine Ände
rung auch in diesem Bereich stattgefunden 
hat und daß wir mit der Formulierung des 
Jahres 1 957 nicht mehr da-s Auslangen finden. 
Es haben sich sO'Wohl die technische Ausstat
tung der Betriebe .grundlegend ·geändert als 
auch d amit im Zusammenhang vor allem die 
zeitgebundenen Arbeitsweisen. Und was wir 
nicht außer acht lassen dÜl1fen, woran w.ir 
immer wieder denken müssen und mit dem 
wir immer wieder konfrontiert wurden, ist, 
daß in den Jahren, die ich angeführt habe, 
völlig neue Tätigkeiten entstanden sind, die 
dem allgemeinen Begriff der Akkord-, Prä
mien- oder Fließ:bandarbeit nicht mehr zuge
ordnet werden konnten. 

Ich möchte nicht auf die weiteren Einzel
heiten eingehen, auf d.ie VetbesseruThgen, die 
diese Novelle auch 'bringt und die lediglich 
für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmerin
nen von -Bedeutung sind, zum Beispiel für 
minderjährige Dienstn.ehmer, oder auf die 
Frage der Entgeltbestimmung bei Saisonarbei
terinnen und Ibei Entfall der NachtaI1beit, auf 
die Frage der 'Dienstwohnungen und andere. 

Ich möchte nun aber ganz kurz auf Fra'gen 
eingehen, die meine Vorredner schon gebracht 
haben. Ich denke da zum Beispiel an die Äuße
rungen, die sowohl von der Frau �bgeordne-

ten HUlbinek als auch vom Herrn Abgeord
neten Schwimmer .getan 'Wurden, 'betreffend 
Anspruch auf Karenzurlaubsgeld für alle Müt
ter Ibis zum dritten Lebensj ahr. Ich möchte 
dazu etwas grundsätzlich sagen. Ich herbe kei
nesfalls, wie die Frau Abgeordnete Hubinek 
gemeint hat, bei der �bleihnung des Karenz
urlaubes Ibis zum dritten Lebensjahr .in erster 
Linie den wirtschaftlichen Faktor betrachtet, 
um diese Frauen ,wieder in den Wirtschafts
prorzeß einzugliedern. ,Ich -glaube, das ist nicht 
das Pwblemi aber betrachten Sie doch einmal 
den Arbeitsprozeß als gesamten oder die Lage 
der Iberufstätigen Frau in der gesamten Volks
wirtschaft. Sie werden dann nämlich zu der 
Uberzeugung kommen, daß die Frage der Kin
der'betreuung, die Versorgung des Kleinkin
deos keineswegs ausschließlich dadurch gelöst 
werden kann, ob wieder eine Berufsarbeit 
aufgenommen wird oder nicht. Ich glaube, wie 
die Mütter ihre Kinder versorgen, diese 
Frage muß auf dem gesellschaftlichen Sektor 
gelöst werden. Das ist das Ausschlaggebende. 
E') wäre zu einfach, zu sagen, das und das und 
das müssen w.ir durch die Berufsarbeit oder 
nicht durch die Berufsarbeit, durch die ent
fallende Berufsarbeit oder durch einen zusätz
lichen finanziellen Beitrag lösen. Das wäre zu 
einfach. 

Ich möchte dazu noch sagen : Wir würden 
damit unter Umständen auch die Frauenfbe
schäfUgung als solche in Frage stellen. Denken 
Sie doch, wie siro das in der Praxis (lfbspielen 
würde. Ich glaube, -sellbst wenn wir mit den 
Dienstgebern eirue g,esoetzlkhe Verankerung zu
stande brächten, daß der Arbeitsplatz der Frau 
drei Jahre gesichert ist, würden wir -sozusagen 
das Kind mit dem Bade ausschütten, denn die 
Uberlegungen der Dienstgeber ,werden dann 
sehr 'Wohl dahin gehen, ob es übephaupt zweck
mäßig und rzielführend ist, jüngere Frauen in 
den Arbeitsprozeß einzugliedern. Ich ibin der 
Meinun-g, daß wir es nach dem Karenzurlaub 
so lösen müssen, daß das Dienstverhältnis ge
löst wird und dann .gesellschaftliche Maßnah
men gesetzt werden, unabhängig von der Be
rufssituation, die die Frauen -in die Lage ver
setzen, ihr Kind bis zu einem 'bestimmten 
Zeitpunkt sel'bst rzu betreuen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich bin auch überzeugt, Frau Dr. Hubinek, 
daß die Teilzeitarbeit nicht die Lösung ist. Sie 
ist ein nettes Schlagwort geworden. Sie .glau
ben, mit der Teilzeitarbeit lösen Sie die Pro
bleme der Berufsar.beit der Frau, die Probleme 
der .familiären Hela-stung und alle sonstigen 
Probleme, die die Frau in ihrem familiären 
Leben und in ihrem beruflichen !Leben hat. 
So einfach ist das nicht. Sie kann auch dann 
nidlt alles auf sich vereinen. 
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ICh will nicht über die Teilzeitarbeit spre
chen, aber Sie haben gesagt, die Notstands
unterstützung s ei zu wenig, als daß eine 
Frau z.wei oder drei Jahre davon leiben kann. 
Die Teilzeitarbeit müßte aber noch bedeutend 
schlechter honoriert werden als die 3000 S, 
die die alleinstehende Frau als Karenzurlaubs
geld beziehungsweise -später aus der Not
standsun terstü tzung b ekomm t. 

ICh glaube, das sind 1m Hinblick auf die 
Lösung der -familiären Probleme der Frau 
durch die Teilzeitarbeit wirkliche Fehlschlüsse.  

Ich glaube aber sagen 'Zu können, daß die 
Einwände, die von seiten der OVP gekommen 
sind, doch nicht so gravierend -sein können, 
denn Sie, Herr Dr. Schwimmer, halben :wohl 
eingangs davon gesprochen, daß diese Novel
Herungen eine echte Verbesserung Ihrer Mei
nung nach nicht 'hringen, aber dann a;bschlie
ß end gesagt, daß Sie -diesen Novellierungen 
gerne zustimmen. Ich will nicht das alles wie
derholen, was mein Kollege Egg bereits ge
sagt hat, daß Sie nämlich von ganz falschen 
Voraussetzungen ausgehen, daß Sie sagen, die 
Frauen nehmen die sielben Monate Arbeits
los enunterstützung in Anspruch. Ich 'hin der 
Meinung, daß Sie eine tatsächliche Verschlech
terung gar nicht aufzeigen konnten und Ihnen 
doch nichts anderes übrig blei'bt, als diesen 
N ovellierungen zu'Zustimmen. 

.reh möchte aber bei dieser Gelegeniheit, ob
wohl es nicht unmittelbar mit dem 'Mutter
schutzgesetz oder dem Karenzurlaub zusam
menhängt, darauf hinweisen, daß wir ,in der 
Praxis immer wieder mit der Tatsache kon
frontiert wurden, daß die Frauen naCh Beendi
gung der Wochenschutzfri-st oder des Karen'Z
urlaubes vor der sehr ,gravierenden Frage 
stehen, was sie machen sollen, wenn sie wie
der berufstäUg sind und ihr Kind erkrankt. 
Wir kennen in einigen Kollektivverträgen die 
Freistellung der Ar1beitnehmer vom Dienst, 
wenn solche oder ähnliche Fälle familiärer 
Art eintreten, 'begrenzt auf eine :bestimmte 
Zeit. Wir kennen auch im § 8 Abs. 3 des Ange
stelltengesetzes die MögliCh'keit einer -solchen 
Notlösung, a'her für den übrigen Teil der 
Arbeitnehmer gilbt es ikeine rechtliche Möglich
keit, diese Notsituation 'Zu ubenbrück.en. Im 
allgemeinen wird dann, wie wir wissen, auf 
die Krankmeldung der Mutter ausgewichen. 
Das ist sicherlidl keine !korrekte Regelung. 

Ich möchte dalher heute einen E n t s c h I  i e
ß u n ,g s a n t r a g der Abgeordneten Maria 
Metz.ker, Dr. Schranz, Pans i und Genossen 
e inbringen. 

Der Nationalrat möge Ibeschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, · im 
materiellen Teil des kodifizierten Arheits-. 

rechtes bezüglich der Freizeitgewährung für 
einen Elternteil bei Erkrankung eines Kin
des eine diesen Bedürfnissen entsprechende 
Regelung vorzusehen. 

-.Ä'bschließend möchte ich sagen : Wir sollten 
diese beiden Novellen zum Arbeitslosenver
sicherungsgesetz und zum Mutterschutzgesetz 
heute in ihrer ganzen Bedeutung würdigen: 
im Interesse der Mütter, daß sie die nidlt 
leichte Zeit der Schwangerschaft körperlich 
und seelisch verkraften, daß Zwischenfälle im 
Zusammenhang mit der Schwangerschaft und 
der Geburt infolge ArbeitsÜ'berlastung weit
gehend ausgeschaltet werden können, daß die 
Risken der Entbindung vermindert werden und 
die Säuglingssterblichkeit ,sinrkt. 

Wir tun das im Intere-sse der Mütter, a:ber 
diese Novellierungen liegen nicht allein im 
Interesse von Mutter und Kind, denn gesunde 
Mütter und gesunde Kinder müssen ein An
liegen aller BevölkerungSikreise und aller 
Osterreicher sein! 

In diesem Sinne werden diese :t>eiden Novel
lierungen ein großer Fortschritt s ein, und 
meine Fraktion stimmt ihnen gerne zu. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der von den Abgeordne
ten Maria Metzker und Genossen eingebrachte 
Entschließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht damit audl zur Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Vize
kanzler Ing. Häuser. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine 'sehr geehrten 
Damen und Herren!  Die gesetzlichen Bestim
mungen über den Karenzurlaub waren nicht 
nur eine .familienpolitische, sondern auch eine 
arbeitsmarktpolitische Angelegenheit, zutief.st 
getragen vom Ihumanen Gedanlken und vor 
allem vom Bestreben nadl einer s ozialen 
Rechtsanwendung. Von diesen Gesichtspunk
ten und Gedarukengängen sind wir ausgegan
gen, als wir vor mehr als einem Jahr mit 
den Vorbereitungen für diese Novelle begon
nen haben. (Der P r ä  s i  d e n  t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich möchte :Dhnen nun die Feststellungen 
und die Uberlegungen, die viel.fach auch auf 
Fragen Antwort geben, die hier in der Dis
kussion vorgetragen wurden, übermitteln, da
mit Sie sich auf der einen Seite die praktische 
Anwendung der ·bisherigen gesetzlichen Be
stimmungen vergegenwärtigen und auf der 
anderen Seite auch jene materiellen und zah
lenmäßigen Grundlagen 'beurteilen können, 
üb er die es so große Meinungsunterschiede 
gi bt. 
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Da·s 1961 in Kraft getretene Gesetz für un
selbständig tätige Frauen hinsichtlich eines 
g esetzlichen Anspruches auf KarenzurlaU'b 
sollte den Müttern nach deren Wochengeld
bezug die rechtliche und materielle Möglich
keit bieten, im ersten Lebensj ahr des Kindes 
zu Hause bleiben zu Ikönnen. 

Di'e materieUen Zuwendung,en waren damal.s 
nach diesem G esetz nach der sozialen La.ge 
der Mütter gestaffelt. Eine Frau, die für ihr 
Kleinkind zu ·sorgen hatte - meist ledige 
Frauen -, bekam im Durchschnitt doppelt so 
viel, wie eine im Familienverband lebende 
Frau, also eine veI'lheiratete Frau bekommen 
hat. Bei entsprechend hohem Familieneinllcom
men erhielt die Mutter auf Grund dieser ge
setzlichen Bestimmungen kein Karenzurlaubs
geld. 

Die gesetzliche Regelung des Karenzurlaubs
geldes, die vor allem damals familienp olitisch 
begründet 'War, ist in vieler Hinsicht heute 
als unzulänglich erkannt 'Worden. Vor allem 
alleinstehende Mütter, aber  auch j ene im Fami
lienverband lebende Mütter mit niedrig·em 
Einkommen konnten dieses Recht nicht oder 
nur für kurze Zeit in Anspruch nehmen, es sei 
denn, daß sie eine starke Einschränkung ilhres 
Lebensstandards in Kauf genommen haben. 

In d iesem Zusammenhang, meine sehr ge
ehrten Damen und Herren, zum Problem der 
sozialen G erechti.gkeit: Auf der einen Seite 
meint man, die Mutterschaft an sich 'begründet 
die Zuerkennung eines ibestimmten einheit
lichen Betrages, auf der anderen Seite - so 
die G en esis dieses Karenzurlaubsgeldes -
wollte man der Mutter, die in einem unab
hängigen Dienstverhältnis g,estanden ist, eine 
Möglichkeit geben, ohne wesentliche mate
rielle Verluste 'bei .ihrem Kind zu bleilben, 
das 'heißt das gleiche Recht zu geben, das eine 
Mutter hat, die im Haushalt lebt und nicht 
erwerbstätig ist, oder di'e Mutter, die als Selb
ständige mittätig ist und sich das selbst ein
teilen kann. Es ging darum, eine GleichJheit 
zu. schaffen. Das war der Grundgedanke des 
Karenzurlaubsgelde s ;  man sollte an dieser Ab
sicht nicht vorübergehen. 

Zum zweiten : Ich habe im Ausschuß gesagt, 
daß ein Teil dieser jung,en Mütter die Leistun
gen nicht ha:ben in Anspruch nehmen 'können. 
Die Zahlen, die ich den Mitgliedern d es Sozial
ausschus ses oder zumindest einigen übermit
telt habe, ·eTgehen, d aß für 1 972 von der 
Globralzahl der Ansp'ruchsberechUgten - das 
sind 54.000 - nur 86 IProz·ent di,es üherhaup.t 
in Anspruch genommen ha!ben oder nehmen 
konnten. Nur 75 Prment 'haben das Karenz
urlaubsgeld 'voll ausgeschöpft. Das heißt, daß 
- umgerechnet auf alle AnSiprums·berechtig-

ten - überhaupt nur 62 Prozent aller Mütter 
diese zehn Monate rechtlich in Anspruch ge
nommen halben. 

Daher ist ·es wichtiger, zunächst einmal Vor
sorge dafür zu treffen, daß alle Mütter das 
Karenzurlaubsgeld ein volles Jahr erhalten, 
und erst dann darüber zu reden, ob dieser 
KarenzurlaubsgeldJbezug noch ausgeweitet 
werden kann. 

Ich möchte also in Erinnerung rufen, daß im 
fünf jährigen SchniU der Antetl aller Wochen
geld bezi8!henden Mütter, die von diesem Recht 
G ebrauch machen konnten respektive Ge
brauch gemacht halb en, 86 Prozent 'betrug und 
daß 14  Prozent, also 8 1 79 ,Mütter j e  Jahr, über
haupt kein KarenzurlaU'bsgeld 'bezogen haben 
oder beziehen konnten. 

Die durchschnittliche Inanspruchnahme ,b e
trug nur 75 Prozent, was eben bedeutet, daß 
im Durchschnitt aller <bewilligten Karenzur
la ubsgeldfälle eine Leistung nur d urch sieben
einhalb Monate gewährt wurde. 1 972 ergah 
dies 'bei 48.081 bewilligten Anträgen und 
einem Aufwand von rund 355,584.000 S einen 
jährlichen Durchschnittslbezug je Mutter von 
7408 S. 

Die Frau A:hgeordnete Hu1binek ist nicht da. 
Ich möchte sie ,gerne fragen, ob sie meint, daß 
die Mütter, die allein auf dieses Karenzur
laubsgeld angewiesen waren - sie Ihat die 
NotstandsaushHfe als unzulänglich betrach
tet -, von 7408 S haben wirklich leben kön
nen ; und ob das auch sozial gerecht war. 
(Abg. M i t t e r e r: Ich werde die Frage be
stellen!) 

Mütter, deren materielle Lebensgrundlage 
emigermaßen ausreichend war, konnten zu 
Hause bleib en, materiell schlechter gestellte 
Mütter mußten sobald 'Wie nur irgendwie mög
lich wi·eder aI"beiten gehen. Damit war der 
beabsichtigte familienpolitische Z.weck dieses 
Gesetzes nicht für alle Mütter gege'ben. 

Dazu kam, daß sich ein Teil der besser ge
sicherten Mütter, vor allem j ene, die nicht 
mehr die Absicht ,hatten, wieder zu ar,beiten, im 
Anschluß an das KUG arbeitslos meldete und 
durch 1 2  bis 30 Wochen - im Durchschnitt 
26 Wochen - Arbeitslosengeld bezog. Von 
dieser Möglichkeit h aben laut Stichtagserhe
bung im Durchschnitt von fünf Jahren nicht 
7 1  Prozent, Herr Dr. Schwimmer, sondern nur 
ein Drittel bis z'wei ·  Fünftel der Mütter Ge
hrauch gemacht r.espektive machen können. 
Das bedeutet a;ber, daß 30.000 bis 34.000 Müt
ter kein Arbeitslosengeld in Anspruch genom
men haben. 

Beide Entwicklungen, Karenzurlaubsgeld 
und Arbeitslosengeld, sind s ozial- und fami
li enpolitisch unzulänglich und 'bedürfen - das 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 101

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - lO2. Sitzung - 6. März 1974 10061 

Vizekanzler lng. Häuser 

war unsere Konsequenz - einer Neuregelung 
im Sinne d,er Zielsetzung von 196 1 .  

In der GegenÜlberstellung der durchschnitt
lichen Leistung an Karenzurlaubsgeld respek
tive Arbeitslosengeld aus dem Jahre 1972 zur 
vorliegenden Neuregelung ergibt sich: 
5433 Mütter ,waren ledig oder haben überwie
gend für den Unterhalt ihres Kindes zu sor,gen 
geha:bt und !haben daher volles Arbeitslosen
geld als Karenzurlauhsgeld Ibezogen, 
28.80 1 Mütter 'Waren verheiratet und :haben 
hal.bes Arbeitslosengeld bezogen, 13 .847 Müt
ter waren verheiratet und haoben 755 S be
kommen, ,weil die Hälfte ihres 

'
Arbeitslosen

geldes nicht einmal 755 S ausgemacht hat -
ihre Einkommensgrundlage war also noch 
wes entlich niedriger -, und 67 12 Mütter 
haben überhaupt nichts 'bekommen. 

Das durchschnittliche AI1beitslosengeld für 
Frauen nach Tabelle II b betrug 1 972 1 652 S 
im Monat j das heißt also 99 1 2  S für sechs 
Monate. 

Von oden MüttJe'IJl, die durchschnittloich si,e
beneinhalb Monate Karenzudaubsg,e1d und 
durchschnittlich !sechs Monat'e Arbeitslosengeld 
bezogen haben, le,rhi,elten 1 972 - ins,g,esamt 
waren davon maximal 20.000 Frauen betrof
fen -: Ledige 22.202 Sj Isie ibekommen Jetzt 
30.000 S j  Verheiratete der Gruppe 2 1 6. 107 S, 
Verheiratete der G ruppe 3 15.424 S und Ver
heiratete der G rupp e 4 99 1 2 ,S ; diese alle be
kommen j etzt 20.000 S. 

Von den Müttern, die nur KaJr,enzg,eld sie
benein'halh Monate bezog,en haben - rund 
34.000 FäHe 1972 - erh�eLten : Ledige 1 2.390 S, 
j etzt -erhaUen sie 30.000 S - d'i'e "Verschl,echte
rung" ! -j Verheiratete der Gruppe 2 erhielten 
6 1 95 S, Verheiratete der Gruppe 3 551 2  S und 
Verheiratete der Gruppe 4 null ; j etzt bekom
men sie 20.000 S. 

Alle diese verbess,erten Leistungen liegen 
um mindestens 3893 S bis 1 7.6 1 0  S, das sind 
25 bis 1 40 Prozent, über den Sätzen des Jahres 
1 972. Es sind daher wesentlich bessere mate
rielle Voraussetzungen gegeben. 

Alle Mütter, die Wochengeldanspruch 
haben, ,erhalten aus der Verlängerung der 
Mutterschutzfrist nach der EntJbindung um zwei 
Wochen zusätzlich einen halben Monatsbezugj 
also bei einem Durchschnitt von 4400 S 2200 S 
dazu. Das heißt:  Die beiden Gesetze, die wir 
heute 'beschließen werden, werden den ver
heirateten Müttern 22.200 1S und den ledigen 
Müttern 32.200 S im Durchschnitt bringen. 

In dem Maße, als das ve1"besserte Leistungs
recht für Karenzurlauberinnen von mehr Müt
tern in Anspruch genommen wird - Absicht 
und Ziel dieser Novelle I -, erhöht sich der 

Aufwand pro 1 000 Fälle mehr im ,Monat um 
25 Millionen Schill ing j ährlich. Die dberste 
Grenz.e des Aufwandes, wenn alle das Karenz
urlaubsgeld 'beziehen, ist bei rund 50.000 Fäl
len im J ahr mehr als 1 Milliarde Schilling. 

So schaut die Gegenüberstellung aus, die 
auf Grund der Zahlen, die ich Ihnen gegeben 
habe, herauszurechnen ist, wenn man sich be
müht. 

'Bei dieser Gel,egenheit kann ich dem Herrn 
Abgeordneten Scrinzi, der konkret gefragt hat, 
wie groß denn die Belastung des Familien
lastenaus.gleich.s aus dieser Regelung s ein 
,wird, sagen : Wenn 1 974 so viele Fälle die 
Neuregelungen in Anspruch ne'hmen, wie wir 
in der Statistik 1 972 festgestellt harben, dann 
sind das 730 Millionen Schilling oder rund 
1 80 Millionen Schilling für den Familienlasten
ausgleich. 

Wenn aber - und das wollen wir mit die
sem Gesetz - aLle, möglichst alle MüHer 
dieses Karenzurlaubsgeld in Anspruch neh
men, dann wird es über 1 Milliarde Schilling 
ausmachen, und dann werden etwa 250 Mil
lionen Schilling vom Familienlastenausgleich 
notwendig werden. 

Meine Damen und Herrenl Nun erlaube ich 
mir, zum Minderheits'bericht - er war im 
wesentlichen auch G egenstand der Debatte -
und zu 'einigen anderen Dingen Stellung zu 
nehmen, weil ich ·sie sachlich klarzustellen 
habe. 

Im Minderheitslbericht heißt es auf Seite 2 :  
"Als MoUv" - lfür die Einlbringung der 

Regierungsvorlage auf Erhöhung des Karenz
urlaubsgeldes - "wurde die Absicht 'genannt, 
die Entscheidung, ein Kind zur Welt zu brin
gen, positiv zu be'einflussen und die Situation 
der Frauen, die sowohl Mütter als auch Dienst
nehmerinnen sind, nach der Entbindung und 
in den e r  s t e n Lebensj ahren des Kindes zu 
verbessern. Dieses Ziel .wurde seit j eher auch 
von der OVP verfo�gt. . .  " 

Die Unterlag·en, die ich Ihnen zur Verfügung 
gestellt habe, zei,gen folgend es : Das Karenz
urlaubs.geld ist von 1968 bis 1 970, also in 
zwei Jahren, um g,anz.e 49 S oder 6,8 Prozent 
gesti,eg,en. Von 1970 bis 1 972 .gab ,es ,eine Stei
g,erung ohne hesoThdere Novelle - außer der 
Erhöhung der GnenZ'WIerte - um 253 S oder um 
3�� Prozent. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Das 
war in zwei Jahren die Inflation!) Wenn man 
sagt: "Das war in zwei J ahren die Inflation' ' ' ,  
so  ist das ein billiges Argument. (Abg. Dok tor 
S c  h w i m  m e r: Das ist das Lohnniveau!) Das 
ist nicht das Lohnniveau. Ich ha'be gesagt: 
Grenzwerthinaurf.setzung. Man muß also schon 
ein 'bisserl aufpassen l 
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Bezüglich der Erhöhung des Arlbeitslosen
geldbezuges - darüber ist auch auf Seite 2 
zu lesen - darf ich Ilhnen sagen : In Ihrer 
Zeit ist das Arbeitslosengeld, das sich, wie 
Sie sagen, automatisch erhöht, um 7,6 Prozent 
in z-wei Jahren gestiegen; in den Jahren von 
1 970 bis 1 972 stieg es um 22,2 Prozent. (Beifall 
bei der SPO.) Sie s-ehen also, welche Unter
sdliede zwischen den beiden Regierungsfor
men bestehen. (Abg. Dr. S c  h w i m m e r: 
Reinste Polemik! Das wissen Sie!) Wenn man 
etwas klarstellt, dann ist es für Sie ·wieder 
Polemik. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Der Ver
gleich von Apfeln mit Birnen!) 

Vielleicht ist das auch Polemiik, wenn Sie 
auf Seite 2 schreiben: 

"Arbeitslosengeld für .Mütter gestrichen. Seit 
OVP�Sozialminister Rehor konnten junge Müt
ter im Anschluß an den Karenzurlaub türm 
bis sieben Monate lang das Arbeitslosengeld 
beziehen, wenn sie -glaubhaft machten, daß 
sie keiner geregelten Ar'beit nachgehen kön
nen, ohne die Beaufsichtigung ihres 'Kindes 
zu vernachlässigen." 

Auch hier stelle ich fest: Es kann durch 
keinen Erlaß die Mindestfrist für ArbeUslosen
geld von zwölf Wochen eliminiert werden. 
Zwölf Wochen, 20 Wochen und 26 WoChen ist 
das gesetzliche Anspruchsrecht für Arbeits
losengeld. Das auf fünf Monate hinaufzu
setzen, ist an sich überhaupt unmöglich. 

Zum zweiten : Es gibt einen Erl·aß, der fol
genden Wortlaut hat: 

"Mit der Umschreibung des Begriffes der 
,zumutbaren Beschäftoigung' in § 8 Abs. 2 AIVG 
in der mit der 6. Novelle vorn 30. 6. 1 954 
geänderten Fassung muß auch weiterhin das 
Auslangen gefunden werden. Macht ein 
Arbeitsloser wegen familiärer Gebundenheit 
Einschränkungen bezüglich der Art der 
Arbeitsplätze, di.e für ihn 'in Frage kommen, 
zum B eispiel nur stundenweise Beschäftigung 
oder nur Heimarbeit geltend, so ist das zu
nächst kein Grund, ihn als nicht arbeitsbereit 
zu bezeichnen und damit vorn Unter·stützungs
bezug auszuschließen. Solche Einschränkungen 
sind als Vermittlungswunsdl ohne Einfluß auf 
den Unterstützungsbezug so lange anzusehen, 
al-s andere Aflbeitslose die B esetzung der ge
meldeten offenen Stellen ermöglichen. " 

In den Tabellen, die ich Ihnen, meine sehr 
geehrten Herren von der OVP, gegeben habe, 
haben Sie bei der Festlegung der Zahlen, 
wie viele zum Stichtag August j eweils das 
Arbeitslosengeld im Laufe eines vergangenen 
Jahres bezogen haben, prozentsatzmäßig fest
stellen müssen, daß wir in der Steiermark 
und in Salzburg eine ganz exorbitant niedrige 
Zahl haben, weil nämlich dort dieser Erlaß 
so ausgelegt wurde, wie er auszulegen ist. 

Ich darf Ihnen, Herr Abgeordneter Doktor 
Schwimmer, sagen - damit kein Irrtum ent
steht -: Dieser Erlaß ist vorn 1 2. Dezember 
1 955 und nicht aus der Zeit der Frau Minister 
Rehor. Ich habe mich in meiner zuständigen 
Sektion informieren lassen. Da heißt es : Ein 
Erlaß mit dem dargelegten Inhalt ist nicht er
gangen. Es ist also hier eine völlig falsche 
Darstellung im Rahmen Ihres Minderheitsbe
richts. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Uber falsche 
Darstellung werden wir gleich reden!) Ich 
werde mich mit Zahlen nicht mehr beschäfti
gen. Ich möchte nur noch !Zum Minderheitsbe
richt auf Seite 3, und zwar zum dritten Absatz 
Stellung nehmen, in dem es heißt:  

"Besonders gravierend wirkt sich die Ver
·schlechterung ·für j ene .Mütter aus, deren 
Karenzurlaub nur kurze Zeit nach Inkrafttre
ten dieser Vorlage endet, :weil sie kaum in 
den Bezug des erhöhten Karenzurlaubsgeldes 
gekommen sind." 

Ich weiß nicht, ob es Absicht war oder über
sehen wurde. 

Dar·f ich auf den Artikel III des vorliegenden 
Gesetzentwurfes hinweisen ; im Absatz 2 heißt 
es : 

, ,.Müttern, die im Zeitpunkt des Inkrafttre
tens dieses Bundesgesetzes im Bezug des 
Karenzurlaubs.geldes stehen, gebuhrt die Nach
zahlung des Karenzurlaubsgeldes ab Beginn 
ihres Karenzurlaubsgeldbezuges auf die im 
Art. I Z. 8 festges·etzten 'Beträge." Das sind 
2000 S und 3000 S.  

Um es .praktisch zu sagen: Wenn dieses 
Gesetz am 1 .  April in Kraft tritt, bekommt 
eine Mutter, die verheiratet ist, im April dann 
die 2000 S und auch nachlbezahlt die Zeit seit 
Beginn des Karenzurlawbes, ahzüglich der bis
her 'bezogenen Beträge. Also niemand wird 
geschädi.gt. 

Aber zu J!hrer Beruhigung auch noch das 
zweite : Der Absatz 3 legt nämlich auch fest, 
daß jene Mütter, die ·bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Karenzurlaubsgeld :bezogen 
haben und aus diesem Titel die Möglichkeit 
auf Arbeitsloseng·eld nach den 'bisherigen Be
stimmungen gehabt haben, dieses Arbeits
losengeld auch weiter beziehen dürfen. Das 
ist auch eine von Ihnen behauptete "Ver
schlechterung". Alles das ist im Gesetz voll 
verankert. 

Und nun zum letzten. .sie haben weiter 
geschri·elben: 

"Die OVP schlug im 'Sozialausschuß außer
dem vor, das erhöhte Karenzurlaubsgeld von 
3000 S allen Müttern zu gewähren, die über
wiegend für den Unterhalt ihres Kindes sorgen 
müssen. Die SPO ibeharrte j edoch auf einer 
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Formulierung, wodurch die Ehe diskrimini-ert 
und 'Überhaupt nicht auf die wirtschaftliche 
Situation der Betroffenen abgestellt wird. " 

Darf ich Sie bitten, meine sehr -geehrten 
Herren, das Gesetz zur Hand zu nehmen und 
den § 25 b Abs. 3 aufzuschlagen ;  dort heißt 
es :  

"Verheiratete Mütter, deren Ehegatte j edoch 
kein oder nur ein Einkommen erzielt, das ibei 
Anwendung des § 6 Abs. 3 erster Satz und 
Abs. 5 erster Satz der Verordnung des Bundes
ministers für soziale Verwaltung vom 1 0. JuH 
1 973 . . .  , betreffend Richtlinien für die Gewäh
rung der Notstandshilfe (Notstandshilfever
ordnung) unberücksichtigt zu bleiben hätte 
(Freibetrag) , oder deren Ehegatte erwiesener
maßen für den Unterhalt des Kindes nicht 
·sorgt, erhalten ein Karenzurlaubsgeld von 
3000 S monatlich." 

Sie sehen also:  Es sind im Minderheitsbe
rIcht Mängel behauptet worden, die im Gesetz 
voll und ganz gedeckt sind. Und so wie bei 
diesen - ich bin j etzt sehr vorsichtig und 
sage - aus Unkenntnis gemachten Vorwürfen, 
so ähnlich liegen die Behauptungen im mate
riellrechtlichen Teil.  

Ich habe, Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer, 
im Ausschuß zugegeben, daß es Grenzwerte 
gibt, wo j emand schlechter gestellt i-st, vor 
allem wenn wir j ene Fälle des Jahres 1 974 

nehmen, die etwa 6000 S Monatseinkommen 
haben. Alles , was unter 5000 S liegt, ist besser 
dran, alles. Die Mütter, die 6000 S haben, muß 
man erst suchen. 

Ich habe mir zu diesem Zweck nachträglich 
die Statistik über das Lebensalter der Frauen 
angesehen. Leider gibt es keine Statistik über 
Lebensa1ter und Einkommen. Ab er gerade Sie 
als Angestellter wissen, daß die Einkommens
verhältnisse bei den länger :berufstätigen 
Frauen besser sind als bei den anderen. Sie 
selbst wissen lauch, was im Rahmen der Stati
stik die Frauen im allgemeinen verdienen, und 
im wesentlichen kann man sich das -aus der 
Lohnstufenstatistik ausrechnen. Aber der 
ganze Prozentsatz aller berufstäUgen Frauen, 
die mehr als 5000 S verdienen, liegt nicht ein
mal bei 8 Prozent, Herr .A!bgeordneter Sch'wim
mer. Und ob diese dann im höheren Alter dann 
auch noch j ene sind, die die Kinder bekommen, 
das möchte ich 'bezweifeln. W.enn Sie die 
meinen, bekenne ich in aller Offentlichkeit : 
Ja, die sind geschädigt. Aber um das soziale 
Recht für mindestens 50.000 andere Frauen 
zu verbessern - das haben wir schon bei der 
KOVG-Novelle gemacht -, ist es, glaube ich, 
sinnvoller, hier j enen, die an sich materiell 
besser gestellt sind, ein kleines Opfer aufzu
erlegen. 

Darf ich j etzt noch ganz kurz zu emlgen 
Dingen, die die Frau Abgeordnete Hubinek 
hier angeführt hat, etwas sagen, vor allem 
zur Teilzeitbeschäftigung. Sie hat davon ge
sprochen, daß 68 Prozent der Frauen bereit 
wären, Teilzeitbeschäftigung anzunehmen. 

Das hat niemand bestritten. Das ist auch 
bei der Erhebung der Frau Bundesminister 
Rehor 1 968 festgestellt worden. Aber das, was 
damals festgestellt wurde und was auch j etzt 
wieder festgestellt wird, wenn man mit Wirt
schaftsleuten -spricht, ist, daß die Wirtschaft 
Teilzeitbeschäftigungsplätze nicht zur Verfü
gung stellt, nicht hat oder kein Interesse daran 
hat. Eine Teilzeitarbeit hat gerade für eine 
j unge Mutter nur dann Sinn, wenn sie mög
lichst nahe der Wohnstätte ist. Man kann 
zur TeHzeitarbeit nicht pendeln, sondern muß 
sie relativ nahe haben. Diese Feststellung hat 
man 1 968 als Begründung genommen, warum 
man kein Teilzeitgesetz gemacht hat. Man 
hat sie jetzt nicht als Begründung genommen, 
weil man jetzt eben damit in irgendeiner Form 
entsprechende Propaganda machen möchte. 

Ich stelle fest:  Es gibt eine Fülle von kollek
tivvertraglichen Rechtsbestimmungen, und nie
mand ist daran gehindert, weil etwa keine 
gesetzliche Regelung für die Teilzeitbeschäfti
gung vorhanden ist, Teilzeitarbeit aufzuneh
men. Wir haben - ich bin j etzt sehr beschei
liehst nahe der WohIlJStätte -ist. Man kann 
Zeit Teilzeitarbeit ausüben. Dieses Problem 
ist also kein Problem auf Gesetzesebene, son
dern ein Fragenbereich, der ausschließlich in 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten begründet 
ist. 

Zum allef.1.etzten möchte ,ich zu ,der Behaup
tung etwas sagen, daß der Familienlastenfonds 
über Gebühr 'in Anspruch genommen wird. 
Es ist auch da die Meinung vertreten worden : 
Na ja,  das ist doch ungleich, da kriegen jetzt 
die Dienstnehmerinnen aus dem F-amilien
lastenausgleich etwas, der ist aber doch für 
alle da l 

Wir wären sehr 'glücklich, und ich habe 
den Vertretern des Katholischen Familienver
bandes schon sehr dezidiert und mit ehrlicher 
Uberzeugung g-esagt: Alle sollen eine bessere 
Entschädigung während des ersten Lebensjah
res des Kindes 'beikommen, aber alle müssen 
auch die gleichen Pflichten übernehmen, das 
'heißt, in diesen Top'f von ihrem Einkommen 
das 'einzahlen, was die Arbeitnehmer einzah
len. Dann kann man sicherlich darüber reden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Was nun die Belastung selbst .anlangt, Herr 
Dr. Schwimmer :  Auch diese Zahlen habe ich 
Ihnen zur Verfügung gestellt, -ich habe -sie 
Ihnen nur nicht ausg.erechnet. 
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Wir haben Ifestgestellt, daß aus Arlbeits

losenmitteln in der Zeit der OVP :für das ·ge
samte Karenzurlaubsgeld 35,5 Prozent aufge
wendet wurden, im 'gleichen Zeitraum, in den 
zwei Jahren einer ·sozialistischen Regierung 
1 1 ,8 Prozent. Ich rede j etzt .gar nicht da·von, 
daß es d.amals im Durchschnitt in diesen zwei 
Jahren 225 ,Millionen und jetzt 784 Millionen 
in diesen bei den Jahren waren, sondern daß 
hier also aus den Mitteln des AJ1beitslosenent
geltes schon j etzt in den Jahren der sozialisti
schen Regierung ganz exorbitant viel geleistet 

, wurde. 

V/enn Sie immer davon sprechen, daß man 
sidl etwas ersparen wird, dann muß ich doch 
stark vermuten, daß man sich etw,as erspart 
hat in den Jahren 1968 und 1 969, denn da 
hat der Bund 64,5 Prozent, also doppelt soviel 
aufg,ewendet, allerdings aus Bundesmitteln. 
Und deshalb sage ich es ja. Vergessen wir 
doch nicht: Diese 400 Millionen Schilling, 
sogar etwas mehr, hat man mit dem berühmten 
Sondergesetz 1 968 als Dberschuß des Frami
lienlastenausgleichsfonds in die Finanz
gebarung des Bundes inkameriert , und dann 
hat man von dort diese ·Beträge bezahlt. Also 
was ist da ehrlicher? Wir sagen '9,leich : 25 Pro
zent zahlen wir vom Familienlastenausgleich, 
75 Prozent hezahlt die Ar:beitsmal1ktverwal
tung. 

Abschließend, meine Damen und Herren, fol
gendes:  Wir können jetzt über Zahlen streiten, 
aber am Ende des .heurigen Jahres wird man 
sehr, sehr klar feststellen können, was diese 
verbess erte Karenzurlaubsgeldregelung den 
Frauen, und vor allem, wie vielen Frauen 
sie etwas gebradlt hat. Dann wird man auch 
feststellen können, ob die Mittel, die uns zur 
Verfügung standen, für eine Veflbesserung 
aufgewendet wurden. 

Wir haben jedenfalls mit diesen beiden Vor
Lagen den Mut gehabt, einmal einen 'großen 
Schritt zu tun, was leider in der Zeit der OVP 
nicht der Fall war. Und von diesem Gesichts
punkt aus glauben wir, daß diese beiden Vor
lagen ein Fortschritt für die jungen Mütter 
sind. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist Herr Ab
geordneter Dr. Schwimmer. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) : Hohes 
Haus ! Die Flut von nicht überprüfbaren Be
hauptungen des Herrn Vizekanzlers zwingt 
mich, doch noch einige Worte zu sagen. Wenn 
man nämlich im Glashaus sitzt, meine Damen 
und Herren, so soll man nicht mit Steinen 
werfen. (Beifall bei der OVP. - Zwischen
rufe bei der SPO.) 

Der Herr Vizek:anzler spricht von unwahren 
Behauptungen, weil wir in unserem Minder
heits:berimt statt Dienstanweisung Erlaß ge
sagt haben - ich gebe zu, ein Lapsus von uns , 
daß wir uns im Begriff vergriffen haben, daß 
wir nicht auf eine Dienstanweisung der Frau 
Minister Rehor verwiesen haben, sondern auf 
einen Erlaß, den es tatsädllim nicht gibt; 
Dienstanweisungen waren da und sind solme 
sogar von der Frau Abgeordneten Metzker 
zitiert worden. 

Herr Vizekanzlerl  Wer unwahre Behauptun
gen aufstellt, meistens ganz kurz vor Schluß 
der Debatte, möchte ich nur an einem Beispiel 
darstellen. Ich würde dies nicht gesagt haben, 
wenn Sie nicht diesen Vorwurf ,gemacht hätten. 

Wir haben vor einem Monat über das 
Arbeitnehmerschutzgesetz verhandelt. Im 
habe beim Arbeitnehmerschutzgeset'Z gesagt, 
daß die OVP an diesem Gesetz einen großen 
Anteil 'hat. Darauf 'hat der Herr Vizekanzler 
von diesem Platz aus gesagt: "Vielleicht darf 
ich in diesem Zusammenhang auch einleitend 
zur Behauptung des Herrn Abgeordneten 
Schwimmer etwas sagen, der .gemeint hat, 
daß an dem Arbeitnehmerschutzgesetz, das 
wir im Mai 1912 besmlossen haben, die Oster
r·eichische Volkspartei einen wesentlichen An
teil hat. Der Anteil 'besteht darin, daß das ur
sprüngliche Gesetz über den Dienstnehmer
schutz 1965 vom damaligen Sozialminister 
Proksch zur Begutachtung ausgesendet wurde 
und dann mit der Regierungsübernahme der 
Osterreichischen Vo1kspartei liegengeblieben 
ist, Ibis wir es 1 910 wi·eder aus dem Dorn
röschensmla'f geweckt ha'ben. " 

Der Herr Vizekanzler hat sich 'heute darauf 
berufen, 

'
er fragte Ibei der zuständigen Sektion 

nach. Hier hätte er n.achfragen sollen ! Hier 
stellt er die Behauptung auf: 1 965 Entwupf 
Proksm! 1965 wurde kein Ministeri alentwurf 
Proksm zum AfibeitnehmersmutZlgesetz zur 
Begutamtung ausgeschickt, sondern erst 1961 
von der Frau Minister Rehor. Das sind die 
falschen Behauptungen, Herr Vizekanzler! 
(Beifall bei der OVP.) 

Er hat auch versucht, an Hand von Formu
lierungen andere Unrichtigkeiten im 'Minder
heitsbericht nachzuweisen, was überhaupt 
nicht ,stimmt. Er ist offensichtlim der Debatte 
nicht gefolgt, vor allem nicht den Ausfüh
rung'en der Frau Abgeordneten Hubinek 

Wenn wir im Minderheitsbericht smrei.lben : 
"Die OVP smlug im Sozialausschuß außerdem 
vor, das erhöhte Karenzurlaubsgeld von 3000 S 
allen Müttern zu geIWähren, die überwie.gend 
für den Unterhalt ihres Kindes sorgen müssen. 
Die SPO beharrte jedoch auf einer Formulie
rung, wodurm die Ehe diskriminiert und über
haupt nimt auf die wirtschaftliche Situation 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 101

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 10065 

Dr. Sdlwimmer 

der Betroffenen a;bgestellt w.ird", daThI1 
hat die Frau Abgeordnete Hubinek schon dazu 
gesprochen, daß man der nicht verheirateten 
Mutter auf jeden Fall, dhne darauf zu achten, 
ob sie für den Unterhalt des Kindes sor,gen 
muß oder nicht, die 3000 S gi1bt, von der ver
heirateten Mutter aber verlangt man, daß sie 
einen Nachweis erbringen muß, daß ihr Mann 
nicht entsprechend zum Unterhalt beiträgt. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Ich möchte fest
stellen : Es gibt auch keine Dienstanweisung 
1 966 bis 1970 in dieser Angelegenheit! (Abg. 
Dr. G r u b e  r: Das is t die Unwahrheit! Wieder 
einmal die Unwahrhei t! Was is t mi t dem Ent
wurf von t 965?) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. 

Wünscht ,einer der Herren Berichterstatter 
das Schlußwort? - Es ist nicht der Fall. 

Darin sehen wir die T,atsache, daß man das 
nicht auf die wirtschaftliche Situation der Be
troffenen abstellt und die Ehe diskriminiert. 
Das brachte die Frau Abgeordnete Hubinek 
sehr deutli ch  zum Ausdruck. Wir kommen nunmehr zur A b  s t i 'fi

m u n g, die ich uber jeden der heiden Gesetz

Ich glaube, an Hand dessen sieht man, daß entwürfe getrennt vornehme. 

ich mich mit den Aus'führungen des Herrn 
Vizekanzlers nicht mehr näher auseinander-
setzen muß. 

Der Frau Abgeordneten Met21ker möchte ich 
nur recht herzlich tür ihren EntschIießungsan
trag danken. Dieser Entschließungsantrag ist 
j a  eine Bestätigung dafür, daß die SPO, wenn 
sie sozialen Fortschritt machen will, auf die 
Vorschläge der Osterreichischen Volkspartei 
angewiesen ist (ironische Heiterkeit bei der 
SPO), daß sie den OVP-Plan 2 als Begründung 
ihres Antrages heranziehen muß. Mir 'gefällt 
nur angesichts ilhres sonstigen Verhaltens ein 
Satz besonders gut : Da also .für diesen berech
tigten Wunsch eine 'breite Mehrheit g'esichert 
zu sein scheint, kann an lSeine V,erwüklich,ung 
geschritten werden. - Ansonsten, bei Fristen
lösung und ähnlichen tDingen, sind Sie nicht 
sehr zimp erlich mit der breiten Mehrheit. Aber 
trotzdem begrüße ich es, wenn Sie di,e Vor
schläge aus dem Plan 2 übernehmen. Ich hätte 
es noch mehr begrüßt, wenn Sie auch dem Vor
schlag für das diesjährige KarenzurlaUlbs,geld 
aus dem Plan 2 übernommen Ihätten. Ich hätte 
es noch mehr 'begrüßt, wenn die Frau Abge
ordneter Met21ker ,bei diesem Anlaß den Vor
schlag aus dem Plan 2 übernommen hätte, die 
Zeiten der Erzi,ehung nicht 'schulpflichtiger Kin
der als Ersatzzeiten der Pensionsversicherung 
an zurechnen. Aber immerhin ist es 'bereits 
ein Fortschritt, wenn die SPO beginnt, Vor
schläge aus dem Plan 2 'zu überne'hmen, und 
ich darf zum .AJbschluß dessen, was ich j etzt 
gesagt habe,  der Frau Abgeordneten 'Metzker 
ein Exemplar des Planes 2 mit den besten 
Empfehlungen zur weiteren Befolgung über
reichen. (Unter dem Beifall der OVP-Abge
ordneten begibt sich Abgeordneter Doktor 
S c h w i m m e I zu den SPO-Bankreihen und 
übergibt der Abgeordneten Maria Metzker ein 
Exemplar des OVP-Planes 2.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Vizekanzler lng. Häuser. Bitte. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung ü:ber  
den Entwurf, mit  dem das Arbeitslosenver
sicherungsgesetz 1958 und das Arbeitsmarkt
Jörderungsgesetz -geändert werden. 

Es liegen A:bänderungsanträge vor. Ich lasse 
daher 'getrennt abstimmen. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung ü\ber 
die ,Bezeichnung "Artikel ru und den Eingangs
satz desselib en. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu 'erhelben. - Das ist ein
stimmig angenommen. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Ahge
ordneten Dr. Sdlwimmer und G enoss-en auf 
Einfügung einer neuen Ziffer 1 vor. Ich bitte 
j ene Damen und Herren, die diesem Zusatz
antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die .Minderheit. 
Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Z. 1 bis einschließlich Z. 6 lit. :b in der Fassung 
der Regierungsvorlage. Ich bitte jene Damen 
und Herren, die diesem Teil des Gesetzent
wurfes ihre Zustimmung geben, s ich von den 
Sitzen zu er'h'eben. - Einstimmig ange
nommen. 

Zu Artikel I Z. 6 lit. c liegt ein Abänderungs
an trag der Abgeordneten Dr. Schwimmer und 
Genossen vor. Ich lasse ·zunäch:st ü'b er diesen 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung 
dieses Abänderungsantrages abstimmen. Ich 
Ibitte j ene Damen und Herren, die hiezu i'hr,e 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die iMindeflheit. A:bgele'hnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über ArUkel I 
Z. 6 lit. c in der Fassung der Regierungs
vorlage. Ich bitte Jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung g'eben, sidl. von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

691 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 65 von 101

www.parlament.gv.at



10066 Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 

Präsident 

Zu Artikel I Z. 7 in der Fassung der Regie
rungsvorlage liegt !kein Abänderungsantrag 
vor. Ich. :bitte j ene Damen und Herren, die 
diesem Teil des G esetzenbwul1fes zustimmen, 
sich von den SitlZ,en zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Z. 8 betreffend § 25 b. Es sind Abänderungen 
durch die Abgeordneten Dr. Schwimmer und 
Genossen beantragt. 

Ich lasse zunächst über Artikel I Z. 8 § 25 b 
in der Fassung dieser Abänderungen abstim
men. Ich bitte j ene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - D as ist die Minderheit. 
Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Z. 8 § 25 b in der Fassung der Regierungs
vorlage. Ich bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erhehen. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Zu Artikel I Z. 9 Hegt hinsichtlich des § 25 c 
Abs. 1 in der Fassung der Regierungsvorlage 
kein Abänderungsantrag vor. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Hinsichtlich des § 25 c Abs. 2 und 3 haben 
die Abgeordneten Dr. Schwimmer und Ge
nossen Streichung beantragt. Ich kann nur 
positiv abstimmen lassen. Ich bitte daher j ene 
Damen und Herren, die diesem Teil des Ge
setzentwurfes in der Fassung der Regierungs
vorlage zustimmen, sidl von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. Damit ist der Streichungsantrag ge
fallen. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Z. 1 0  
in der Fassung der Regierungsvorlage ab
stimmen, zu welcher Bestimmung kein Antrag 
vorliegt. Ich bitte j ene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Zu Artikel I Z. 1 1  lit. a ,betreffend § 26 
Abs. 5 liegt ein Abänderungsantrag der Abge
ordneten Dr. Schwimmer und Genossen vor. 
Ich lasse über diesen Teil des Gesetzentwurfes 
in der Fassung des Abänderungsantrages 
Dr. Schwimmer und Genossen abstimmen. Ich 
bitte j ene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
lehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel I Z. 1 1  lit .  a betreffend § 26 Abs. 5 
in der Fassung der Regierungsvorlage. Ich 

bitte jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

ICh lasse über Artikel I Z. 1 1  lit. b bis ein
schließlich Z. 13 in der Fassung der Regie
rungsvorlage abstimmen, zu welchen Bestim
mungen keine Anträge vorliegen. Ich bitte 
j ene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu
stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abge
ordneten Dr. Schwimmer und Genossen auf 
Einfügung einer neuen �iffer 1 3  a im Artikel I 
vor. Ich bitte j ene Damen und Herren, die 
diesem Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. A:bgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel I Z. 1 4  und 15 in der Fassung der 
Regierungsvorlage. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die diesem Teil des Gesetzentwurfes 
zustimmen, 'sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Hinsichtlich des Artikels I Z. 1 6  in der 
Fassung der Regierungsvorlage wurde vom 
Abgeordneten Dr. Scrinzi getrennte Abstim
mung und von den Abgeordneten Dr. Schwim
mer und Genossen Streichung beantragt. 

Ich lasse nunmehr positiv über Artikel I 
Z. 1 6  abstimmen. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die diesem Teil des Gesetzentwurfes 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Somit 
angenommen. Damit ist der Streichungsantrag 
gefallen. 

Zur folgenden Ziffer 1 7  des Artikels I wurde 
vom Abgeordneten Dr. SCl"inzi ebenfalls ge
trennte Abstimmung verlangt. Ich bitte daher 
j ene Damen und Herren, die dem Artikel I 
Z. 1 7  in der Fassung der Regierungsvorlage 
ihre Zustimmung ge'ben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Artikels I ,sowie über 
Artikel II bis einschließlich Z. 3 in der Fassung 
der Regierungsvorlage. Ich bitte jene Damen 
und Herren, die diesem Teil des Gesetzent
wurfes zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Zu Artikel 11 Z. 4 liegt ein Zusatzantrag 
der Abgeordneten Dr. Schwimmer und Ge
nossen vor. Ich lasse zunächst über Artikel II 
Z. 4 in der Fassung der Regierungsvorlage 
und sodann über den Zusatzantrag Doktor 
Schwimmer und Genossen abstimmen. 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)66 von 101

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 10067 

Präsident 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung der 
Regierungsvorlage zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig ange
nommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Zusat�antrag der Abgeordneten Dr. Schwim
mer und Genossen. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die Mezu ,ihre Zus,timmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Artikels II und über 
Artikel III in der Fassung der Regierungs
vorlage. Im bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange
nommen. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abge
ordneten Dr. Schwimmer und Genossen auf 
Anfügung eines neuen Absatzes 4 im 
Artikel III vor. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den ISitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Gesetzentwurfes sowie 
Titel und Eingang in der Fassung der Regie
rungsvorlage 1 032 der 'Beilagen. Ich bitte j ene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich hitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihr,e Zustimmung erteilen, sich von 
den Si,tzen zu erheben. - ni,e,s ist ,e ,i n s t J m
m i  'go Der Gesetzentwurf ist somit auch in 
dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Mutterschutz
gesetz g-eändert w.ir.d, samt Titel und Eingang 
in 1060 der 'Beilagen. 

Ich Ibitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter Ibeantragt die ·sofortige 
Vorna'hme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall .  Wir gehen so vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorUegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 

den Sitzen zu erheben. - Das ist e i n  s t i m

m i  g. Der Gesetzentwul1f ist somit auch in 
dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeo:rd
neten Maria Metzker und Genossen. 

Ich :bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entsmließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
e i  'Q. 15 ti m m i  -g ,a n g e n  0 m m le n. (E 42.) 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Mock, Dr. Koren und 
Genossen an den Bundesminister für Finanzen 
betreffend Lohn- und Einkommensteuer-

senkung 

Präsident: Nach § 73 Abs. 2 der Gesmäfts
ordnun,g unterblieche ich .die B ehandlung der 
Tageso:rdnung und setze Ihr Einv,er,ständnis 
voraus, daß owü nun zur Behandlung der dring
lichJen AnfDage kommen. 

Ich bitte zunächst den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Dipl .-Ing. Dr. LeHner, die An
frage zu verlesen. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i  t
n e r  ist nicht im Saal.) Ich bitte daher die 
Frau Schriftführer Dr. Seda um die Verlesung. 

;Schriftführerin Dr. Erika Seda: Dringliche 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Mock, Doktor 
Koren und Genossen an den Bundesminister 
für Finanzen betreffend Lohn- und Ein
kommensteuersenkung. 

Seit Amtsantritt der sozialistischen Regie
rung ist der Verbraucherpreisindex um 
28 Prozent angestiegen. Im laufenden Jahr 
ist mit einer weiteren Teuerung von minde
stens 8,5 Prozent zu rechnen. Diese ständig 
zunehmende Geldwertverdünnung treibt die 
Lohn- und Einkommensempfänger in Pro
gressionsstufen, die nicht mehr der wirtschaft
lichen Leistungsfähigkeit dieser Steuerzahler 
entspremen. Scheinbar höhere Löhne und Ein
kommen unterLiegen einer steigenden Be
steuerung, und dem Staat werden auf Grund 
der inflationistischen Entwicklung ungerecht
fertigte Mehreinnahmen zu Lasten der Steuer
zahler gesichert. 

Durch die Einkommensteuerreform 1 973 'ist 
die Progression vor allem infolge der Um
wandlung der progressionsmildernden Fre-i
beträge in progressions verschärfende Absetz
beträge und der Tarifgestaltung wesentlich 
verschärft worden. Dies führt dazu, daß der 
Finanzminister im Jahr 1974 ohne Steuer
senkung 7 bis 8 Milliarden Schilling an Lohn
steuer mehr einnehmen wird als im Vorjahr, 
wovon 3 bis 4 Milliarden Schilling lediglich 
inflationsbeding,t-e MehI1e.inn1ahmen darstellen. 
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SdlriftfUhrerin 

Damit kassiert er siebenmal soviel wie im Präsident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Jahresdurchschnitt unter der OVP-Alleinregie- Abgeordneten Dr. Mock als erstem Anfrage
rung. steIler zur Begründung der Anfrage gemäß 

Obwohl eindeutig feststeht, daß die Lohn- § 73 der Geschäftsordnung das Wort. 

steuer tm Jahr 1 974 um 3S bis 38 Prozent stei
gen wird, ist im Bundesvoransdllag 1 974 
gegenüber dem Bundesvoranschla·g 1 973 nur 
eine Steigerungsrate von 26 Prozent vorge
seh en, gegenüber dem tatsächlichen AbgBlben
erfolg ,eine solche 'Von lediglich 23 Prozent. 

Info1ge dieser eindeutigen Unterpräliminie
f>Ung ist für eine Lohn- und Einkommensteuer
s enkung im Jahr 1974 ein Spielraum von 2 bis  
3 Milliarden Schilling vorhanden, ohne daß 
dadurch das veranschla'gte Budgetdefizit ver
ändert würde. 

Die OVP hat daher bereits am 23. Oktober 
1 973 e,ine Lo'hn- und Einkommensteuersen
kung per 1. 1. 1 974 verlangt. Dieser Antra'g 
wurde von der SPO abgelehnt. Auf Grund 
der jüngsten Entwicklung wird eine Milderung 
des unerträglich gewordenen Steuerdruc:kes 
immer dringender, deshalb hat die OVP heute 
abermals einen Antra'g auf gezielte Lohn
steuersenkung eingebracht. 

Es hat sidl außerdem herausgestellt, daß die 
in die Lohn- und Einkommensteuerreform 1973 
gesetzten Erwartungen keineswegs erfüllt 
wurden. Im G egenteil sind für viele Steuer
z·ahler durch die progres sionsverschärfende 
Wirkung des Systems Nachteile entstanden. 

A-bgesehen von einer Senkung der Lohn
und Einkommensteuer Mitte 1 974 muß die 
vom Rinanzminister ,für 1975 an.gekündigte 
Lohn- und Einkommensteuersenkung den 
Steuerzahlern einen echten Vorteil bringen. 

Aus aH diesen GJ:iünden richten die unter
,fertigten Abgeordneten an den Bundes
minister für Finanzen folgende 

A n f r a g e : 

1 .  Welche voraussichtlichen Einnahmen er
warten Sie im Jahr 1 974 aus der Lohnsteuer, 
nachdem die Budgetziffern sowohl auf Grund 
der Entwicklung als auch infolge Experten
berechnungen unhaltbar geworden sind? 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP) : Meine 
Damen und Herren! Die Osterreichische Volks
partei stellt heute die Frage einer Lohn- und 
Einkommensteuersenikung neuerlich zur Dis
kussion, weil die steuerliche Belastung des 
österreichisdlen Staatsbürgers ,auf Grund der 
konfiskatorischen Steuerpolitik der sozialisti
schen Alleinregierung immer unerträglicher 
wird (lebhafte Zustimmung bei der OVP), weil 
sich die sogenannte "große SteuerrefoI'IIl" 
vom 1 .  Jänner 1973, Herr Finanzminister, nach 
wenigen Monaten als Schlag ins Wasser er
wiesen hat. (Neuerliche lebhafte Zustimmung 
bei der OVP.) 

Wie Sie auch gestern im "Kurier" von einem 
prominenten Experten ,lesen konnten, hat sich 
innerhalb von 12 Monaten eine Pr9gressions
mLlderung in eine Progressions verschärfung 
umgewandelt. Wenn Sie solche Urteile der 
Presse und 'auch der Opposition nicht ernst 
nehmen, darf ich Sie daran erinnern, daß 
bereits im Monatsbericht 2 des Wirtschiafts
forschungsinstitutes vom Februar 1973 auf 
Seite 54 im Kapitel "Zunehmende Steuerauf
kounmenselastizitäten" nachgewiesen ist, daß 
Ihre sogenannte "große Steuerreform" zu 
einer steileren Progression 'geführt hat. 

Meine Damen und Herren ! Wir bringen die 
Fra,ge heute wieder zur Sprache, weil die 
sozi.alistischen Abgeordneten bereits am 
23. Oktober 1 973 einen Antrag der Oster
reichischen Volkspartei auf eine umfassende 
Lohn- und Einkommensteuersenkung hier im 
Hause ,abgewiesen haben. 

Wir bringen diese Frage heute zur Diskus
sion, weil die inflatorische Entwicklung, die 
die sozialistische ,Bundesregierung seit drei 
Jahren nicht in den Griff bekommt, jeden 
einzelnen Einkommensbezieher laufend in 
eine stärkere Progression hineintreibt. Seit
dem es eine sozialistische Alleinregierung 
gibt, haben wir eine Steigerung von zusam
mengefaßt 28 Prozent beim normalen Lebens
haltungskostenindex ! 

2. Wer-den Sie dem Nationalrat eine Regie
rungsvorlage zuleiten, di'e eine LoIhn- und 
Einkommensteuersenkung per 1 .  7. 1974 vor
sieht? 

Wir bringen diese Frage hier zur Sprache, 
3 .  Wie hoch wird der Gesamtbetrag der von weil auch j ene sozialistischen A-bgeordneten, 

Ihnen per 1 .  1 .  1 975 angekündigten Senkung die als Funktionäre der Arbeiterkammern oder 
·de r Lohn- und Einkommensteuer sein? des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes 

In formeller Hinsicht wird 'b eantragt, diese 
Anfrage gemäß § 73 der Geschäftsordnung des 
Nationalrates dringlich zu 'behandeln und dem 
Erstunterzeichner Gelegen'heit zur B egründung 
zu geben. 

verpflichtet wären, zumindest die Interessen 
der unseLbständig arbeitenden Menschen hier 
ZiU vertreten - für die selbständig arbeitenden 
Menschen hat die Bozialistische Partei ohne
hin nie etwas übrig gehabt -, s ich hier viel-
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mehr als Handlanger einer sozialistischen 
Inflationspolitik erweisen und nicht als Ver
treter der arbeitenden BevöJkerung 08ter
reichs. (Beifall bei der avp.) 

Wir bringen diese Frage heute zur Sprache, 
weil Sie, meine Herren von der linken Seite 
des Hauses, die Interessenvertretungen niCht 
benützen als Kontrollinstrument, ja ich sage 
als Druckinstrument in Richtung einer stabili
tätsorientierten Wirtschaftspolitik, sondern 
einfach benützen, um der sozialistischen 
Alleinregierung die Mauer ·zu machen. 

V'iie lautet das Instrumentarium, meine 
Damen und Herren, das man immer wieder 
anwendet; um dem sozialistischen Finanzmini
ster zu helfen, s einen Steuerwucher zu be
treiben? Diese Rolle wurde ja schon zweimal 
,gespielt. 

Als im Sommer 1971 die Osterreichische 
Volksp artei das Verlangen nach einer umfas
senden Lohn- und Einkornmensteuerreform 
stellte, hat zuerst der sozialistische OGB
Präsident Benya nein gesagt. Man könne dar
über erst nach den Oktoberwahlen 1 97 1  
sprechen. Nach den Oktoberwahlen 1 97 1  hat 
der sozialistische OGB-Präsident ,gemeint, bei 
diesem Antra.g der OVP handle es sich nur 
um ein politisches Manöver. "Eine Reform 
innerhalb einer so kurzen Zeit durchzuführen, 
sei unrealistisch" - ich zitiere wörtlich. namit 
hat man dem soz ialistischen Finanzminister 
über den Termin 1 .  Jänner 1 972 hinwegge
holfen, obwohl man wußte, daß im Jahr 1 972 
Mehreinnahmen auf dem Lohnsteuersektor 
von über 3 Milliarden zu erwarten sind. 

Die gleiche Technik hat man im Jahr 1 973 
wieder zur Anwendung Igebracht. Im Sommer 
hat man zuerst nein gesagt. Am 20. Juli hat 
der sozialistische OGB-Präsident gemeint: 
"Nur scheint mir der Zeitraum jetzt niCht 
gegeben zu sein" , so etwas - nämliCh die 
Lohnsteuersenkung - durchzuf.ühren. Später 
hat er ohne Terminnennung gemeint: Jawohl, 
das wäre wohl notwendig! Unter dem Druck 
der Fraktion Christlicher G ewerkschafter hat 
man später die OGB-Steuerkommission zur 
Erarbeitung von Vorschlägen einberufen, und 
damit war man wieder über den Termin 
1 .  Jänner 1974. Man hat neuerlich dem soziali
stischen Finanzminister die ,Mauer gemacht, 
neuerlich verhindert, daß eine Lohn- und Ein
kommensteuersenkung durchgeführt wird, ob
wohl man im OGB auf G rund der ei,genen 
Berechnungen wußte, daß allein auf dem Lohn
steuersektor mit Mehreinnahmen von 7 bis 
8 Milliarden Schilling im Jahre 1 974 zu rech
nen ist. 

Meine Herren von der sozialistischen Frak
tionl Sie sind bestenfalls Regiemngsvertreter. 
Wenn ich mir den Großteil der Lo'kal- und 
Regionalwahlen ansehe, frage ich mich schon, 
ob Sie gute Vertreter Ihrer Parteiinteressen 
sind ; aber bitte, das ist nicht meine Sorge. 
Vertreter der arbeitenden Bevölkerung sind 
Sie j edenfalls schon lange nicht mehr. (Beifall 
bei der avp.) 

Meine Damen und Herren ! Wie steht es 
nun mit der zahlenmäßigen Untermauerung 
des Antrages der Osterreichischen Volks
partei? Ich habe vorhin ,gesagt, daß aMein 
im Lohnsteuerbereich im Jahre 1 974 mit Mehr
einn'ahmen in der Höhe von 7 bis 8 Milliarden 
Schilling zu rechnen ist, wovon ungefähr 3 bis 
4 Milliarden SChilling inflationsbedingt sind. 
Der Zuwachs von 7 bis 8 Milliarden Schilling 
bedeutet, daß jeder Lohn- und Gehaltsemp
fänger in Osterreich im Jahre 1974 im Durch
schnitt 3000 oS mehr an Lohnsteuer zahlen muß 
als ein Jahr zuvor. 

Unser Antrag vom Oktober 1 973 hätte 
3 Milliarden Schilling gekostet, wovon übri
gens, Herr Finanzminister, nur die Hälfte zu 
Ihren Lasten gegangen wäre. Das heißt, unser 
Antrag vorn Oktober 1973 hätte wenLger -ge
kostet, als allein die inflationsbedingten Lohn
steuermehreinnahmen des sozialistischen 
Finanzministers ausmachen. Ich habe vorhin 
erläutert, wie Sie mit Hilfe Ihrer sozitalisti
sehen Freunde in den Interessenvertretungen 
diese Lohnsteuersenkung mit 1. Jänner 1 974 
verhindert haben. 

Wir verlangen daher heute, .in unserem 
heutigen Antrag einen Vorgriff auf eine um
fassende Lohn- 'und Einkommensteuersenkung 
mit Datum 1 .  Juli 1974, wo wir eine Erhöhung 
des Existenzminimums gegenüber unserem 
Oktoberantrag statt um 400 S nun um 600 S 
verlangen und vor 'allem auCh eine Erhöhung 
der Anhebung des Alleinverdienerabsetzbetra
ges von 1 000 S auf 1500 S. Letzteres vor allem 
auch deswegen, wei,l eine familienfreundliche 
Steuerpolitik seit eh und j e  ein wesentliches 
Anliegen der Politik der Osterreichisch.en 
Volkspartei war. (Beifall bei der avp.) 

Die Absetzbeträge, die wir für Kinder, 
Arbeitnehmer und Pensionisten schon im 
Oktober verlangt haben, bewegen sich in der 
gleichen Höhe. 

Dieser Vorschlag für 1 .  Juli 1 974 würde 
ungefähr 2 Milliarden Schilling kosten, die 
gleichfalls, wie aus den vorhergehenden Zah
len hervorgeht, ihre Bedeckung in den ,infla
tionsbedingten Mehreinnahmen finden. 
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Der Herr Finan�minister hat j a  .in seinem 

Budget 1 974 nur ungefähr 5 Mi lliarden Schil
ling Lohnsteuerrnehreinnahmen veranschlagt. 
Wir wissen, daß er  damit um 2 bis 3 Milliar
den Sch illing unter den tatsächlichen und vor
aussichtlichen Lohnsteuermehreinnahmen ge
blieben ist. 

Das war eine Ibewußte Verschleierung der 
Stei'gerungsraten, weil wir annehmen müssen, 
Herr Finanzminister, daß die Berechnungen 
des Gewerkschaftsbundes auch Ihnen bekannt 
sind, und weil Sie ja nur die Kennziffern des 
Wirtschafts-forschungsinstitutes nehmen müs
sen, um die Rechnung anzustellen, die eine 
Steigerung der Lohnsteuereinnahrrnen um 7 bis 
8 Milliarden Schilling er-gibt. Das bedeutet , 
meine Damen und Herren, eine Stei<gerungs
rate von 35 bis 38 Prozent. Im Bundesvoran
schlag 1 973 hat der Herr Finanzminister ledig
lich eine Steigerungsrate von 26 Prozent an
genommen. Was würde man Arbeitnehmer
gruppen sagen, die Lohnerhöhungen von 
35 bis 38 Prozent verlangen oder auch nur von 
25 Prozent? Ihr Verlangen würde als verant
wortungslos abqualifiziert werden. Aber 
dieses Adjektiv, Herr Finanzminister, ge
brauche ich nur, um Ihre Wirtschafts- und 
Fi-nanzpolitik zu kennzeichnen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Aus diesen Zahlen, meine namen und Her
ren, 'geht klar hervor, ,daß sowohl unser An
tr-ag vom Oktober 1973 als auch der Antrag, 
den die Osterreichische Volkspartei heute 
stellt, eine Bedeckung in den Mehreinnahmen 
finden. 

Wir müssen übrigens , wenn man die Finanz
politik und die Wirtschaftspolitik näher 
analysiert, feststellen, daß der Staats'bürger 
in einem wachsenden Ausmaß von zwei Seiten 
in die Zange genommen wird : Von einer 
wachsenden Inflation, die jetzt bereits die 
8-Prozent-Grenze überschreitet , und von einer 
wachsenden Progression . 

achtung des Staatsbürgers, weil Sie ihn für 
dumm ansehen. (Beifall bei der öVP.) Ich bin 
aber überzeugt, er wird immer mehr mit dem 
Stimmzettel und mit seiner Kritik auf diese 
Politik eine Antwort geben. 

. Ich möchte nicht noch andere Vergleidle für 
diese Doppelzüngigkeit der sozialistischen 
Politik aufzeigen. Man kann ja heute schon 
nicht nur dünne, sondern dicke Publik>ationen 
damit füllen. Wenn ich etwa daran denke, 
daß se inerzeit, im Jahr 1 967, eine 3-Milliarden
Lohnsteuersenkung durchgeführt wurde, als es 
nur Mehreinnahmen von durchschnittlich 
1 Milliarde pro Jahr gegeben hat, und der 
Herr Vizekanzler Häuser gemeint hat, man 
dürfe das nicht nur unter Augenblick.seffekten 
beurteilen, oder wenn man darüber nachdenkt, 
was ,auch -bezüglich der Schuldenpol itik ge
sagt wurde.  

Von 1 970 auf 1974 ist  die Staatsschuld um 

50 Prozent .gestiegen, und wahrscheinlich wer
den die Finanzschulden Ende 1974 den Betr-ag 
von 60 oder 65 Milliarden Schilling erreichen. 
Alles das zeigt die WiderspIÜchlichkeit auf 
zwischen dem, was man sich seinerzeit als 
Ziel der Regierungspolitik gesetzt hat, was 
man der öffentlichkeit versprodlen hat und 
dem, was man heute praktiziert. 

Ja, und der Herr Finanzminister gefällt sich 
dann immer festzustellen : Wenn man ' die 
Vorschläge der Osterreichischen Volkspartei 
durchführt, dann könne man nidlt mehr so 
viele Schulen b auen, dann könne man nicht 
mehr so viele Straßen bauen, dann fehle es 
an Kindergärten , und ähnliches mehr. 

Erstens, Herr Finanzminister, habe ich vor
hin dargelegt, daß unsere Vorschläge ihre 
Deckung in Mehreinnahmen finden, die nidlt 
einmal in diesem Budget enthalten sind, und 
zweitens könnte ich mir selbst in Ihrem 
Budget eine ganze Reihe von Ansätzen vor
stellen, wo es sehr wohl angebracht wäre, 
mit Sparsamkeit und mit dem Rechenstift vor-

Seit drei Jahren, Herr Finan�minister, reden zugehen . (Beifall bei der öVP.) 
Sie von der Stabilität und machen Sie Infla-
tion. Wenn man heute �urückdenkt, m eine 
Damen und Herren, sieht man, daß bei Preis
steigerungen von 3 Prozent Frau Dr. FirIllberg 
und Herr Dr. Staribacher Preisultimaten ge
stellt ha.ben, während man es heute als ,Erfolg 
bezeichnet, wenn die Preissteigerungsrate 
nicht über 1 0  Prozent stei'gt. 

Sie -glauben, Herr Finanzminister � und 
das möchte ich vor ,a,uem auch auf den Herrn 
Bundeskanzler beziehen -, daß der Staats
bürger noch immer nicht die Haltlosigkeit 
und Grundlosigkeit dieser Politik durchschaut. 
In dieser Ihrer -Politik liegt eine tiefe Miß -

Warum reden Sie nicht von den Millionen 
Mehr:kosten, die die neuen Ministerien Ihres 
Regierungschefs verursacht haben? Wenn ich 
nur ver-gleiche, meine Damen und Herren : 

Wissenschafts- und Unterridltsministeriuml 
Der Aufwand für die  beiden Ministerien 
gegenüber dem Jahr 1970 ist beim Personal
stand um 35 Prozent, bei den Repräsentations
ausgaben um 400 .Prozent, bei den Amtsein
richtungen um 80 Prozent gestiegen. Es gibt 
kein Land von unserer Größe in Europa, wo 
man ein Wissenschafts- und ein Unterrichts
ministerium hat. Ich kenne in Europa kein 
Land von der Gr-öße Osterreichs, wo man ein 
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Sozial- und ein Gesundheitsministerium hat, 
außerdem ein Gesundheitsministerium, von 
dem anscheinend nicht einmal mehr die 
Sozialisten -glauben, daß es tatsächlich in der 
Lage is t, auf dem Gebiet der Gesundheits
politik konzeptiv tätig zu sein. Warum reden 
Sie hier nicht vom Sparen? 

Wie steht es mit den gesamten Repräsen
tationsaufwendun'gen? Der Herr Bundeskanz
ler verkündet doch j edes Jahr drastische Ein
sp.arungen bei Empfängen und ähnliches mehr. 
Im letzten Jahr der OVP-Regierung betrug 
der Gesamtauf,wand ,f,ür Repräsentationsaus
gaben 12 Millionen, heute beläuft er sich auf 
23 Millionen. Das sind ·la.uter Ansätze, wo Sie 
sparen können ; bis  zur UNO-City und noch 
vieles mehr. 

Warum reden Sie von Krankenhäusern, 
Herr Finanzminister? Sie heben doch ohnehin 
alle zwei Jahre einen neuen Gesundiheits
schiHing oder so letwas ÄhnHches ,e.in, um das 
finanzieren zu können. Sie finanzieren ja in 
diesem Bereich fast nichts aus dem Budget. 

Sie haben ja zu diesem Zweck den Oster
reicher bereits einmal geschröpft, nämlich 1 97 1 .  
Der Herr Bundeskanzler hat damals gemeint, 
man müsse doch etwas für die Gesundheit 
der Bevölkerung tun. Und entgegen Ihren Zu
s agen an das Parlament von 191 1  haben Sie 
eine Erhöhung der Monopolpreise im Dezem
ber 1911 mit Mehrheit beschlossen, das heißt, 
Sie haben sich an die eigene Zusage 'gegen
über dem Parlament nicht gehalten. Wo .sind 
die 400 Millionen Schilling, die Sie seit diesem 
Zeitpunkt kassieren? 

Im Gegenteil : Vor z,wei Monaten haben 
Sie wieder einen Ges.undheitsschilling der 
zweiten Generation angekündigt. Das sind 
lauter Bereiche, wo sim die Unseriosität Ihrer 
Politik zeigt, Bereiche, wo Sie sehr  wohl den 
Sparstift ansetzen könnten. 

Meine Damen und Herren ! Hinter diesen 
Fragen der BilHgk eit, der Steuergerechtigkeit 
gibt es gesellschaftspolitische Probleme, die 
mit dieser sozialistismen Finanzpolitik ver
bunden sind. Wir von der Osterreichischen 
Volkspartei vertreten die Auffassung, daß der 
einzelne von s einem Arbeitsertrag das der 
öffentlichen Hand zu geben hat, was unter 
Anwendung der Grundsätze der Sparsamkeit 
und der Wirtschaftlichkeit notwendig ist, 
damit die öffentliche Hand ihrem umfassenden 
sozialen Zweck nachkommen kann, daß der 
einzelne aber in der Lage sein soll, über das 
Optimum, über das Maximum seines eigenen 
Arbeitsertrages als mündiger und erwachsener 
Mensch zu verfügen. (Beifall bei der tJVP.) 

Die SPO - 'zumindest jene, die dort Politik 
machen - ist der Auffassung, es geht eigent
lich nicht primär um die Bewältigung der Ge
meinschaftsaufgaben, sondern darum, den 
Menschen immer m ehr zu bevormunden. Es 
g,eht darum, dem ,einzelnoen das Maximum des
sen, was politisch gerade noch verkraftbar ist, 
abzunehmen, sozusaogen viel zu nehmen, etwas 
zurückzugeben, während sich der Rest in 
neuen Apparaten , neuen Ministerien und 
Kontrollmechanismen verliert. Bei Ihnen wird 
der Mensch immer mehr in ein Zuteilungs
und Abhängigkeitssystem eingebaut, an der 
Leine gehalten. Das zeigt sich bei der Ver
teilung der Wieruer Gemeindewohnungen ge
nauso wie bei der soziallLst.ilschen Foinoanz- und 
Wirtschaftspali tik. 

Soz�alistische Finanzpolitik bedeutet wirt
schaftlich :  Inflationspolitik, und bedeutet ge
sellschaftspolitisch: mehr Abhängigkeit des 
einzelnen, mehr Unmündigkeit I 

Zweiter Punkt : Soz ialistische Finanz- und 
Wirtschaftspolitik ist meiner Auffassung nach 
nicht nur leistungsfeindlich, sondern wirkt 
auch sozial desintegrierend. Der Staatsbürger, 
der immer mehr die Gewißheit erhält, daß 
er eigentlich mit allen politischen Tricks, mit 
langsamen Reden, mit Prüfen, mit Analysen, 
mit Korn:missionen, mit persönlichem Charme 
tatsächlich geschTiöpft wird, wird über kurz 
oder lang nicht nur mittels Resolutionen, nimt 
nur mittels des Stimmzettels ·gegen eine solche 
Politik !antreten, sondern wir laufen Gefahr, 
daß er überhaupt das politische System, in 
dem er leben muß, in Frage stellt. Meine 
Damen und Herren, wir haben solche Beispiele 
von Dänemark bis zur Bundesrepublik, wo 
das Ergebnis einer sozialistischen Finanz- und 
Wirtschaftspolitik Demagogen, Linksextremi
sten oder Remtsextremisten als PlattfoIDl für 
ihr - leider nicht einmal erfolgloses - öffent
liches Auftreten dient. (Zustimmung bei der 

OVP.) 

Im möchte auch einen weiteren Punkt, der 
mir grundsätzlicher Natur scheint, unter
streichen : Sozialistische Finanz- und Wirt
schaftsp olitik wirkt auch desintegrierend auf 
die Zusammenarbeit der sozialen Gruppen. 
Die einzelne sozia,le Gruppe wird ja immer 
mehr ver anlaßt, sich :ou bemühen, den nega
tiven Auswirkungen der Inflationspolitik zu 
entkommen, und Igelegentlim auch veranlaßt, 
überhöhte Forderungen zu stellen, weil die 
nächste Teuerunogsrunde des sozialistischen 
Inflationskarussels schon wieder in Sicht ist. 
Diese Entwicklung erschwert das Wirken im 
Konsens, erschwert das Wirken als Gemein
wesen. 
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Sozialistische FiIl!anz- und WirtschaHspoliUk 
wirkt sozial des integrierend, weH sie zwar 
lautstark - wir können das nachlesen - den 
"Kampf geg.en .eHe Armut" verkündet, aber 
dauernd pmktiziert, was ich den Kampf gegen 
die Armen nenruen würde. Denn heklanntlich 
sind gerade die niedrigen Einkommensklassen, 
die Rentner und großen Familien, jene, die 
am stärksten unter den Auswirkungen der 
Inflationspolitik leiden. (Zustimmung bei der 
öVP.) 

Ich würde Sie ersuchen, Herr Finanzminister, 
daß Sie es aufgeben, Inflationspolitik so als 
Art Kavaliersdelikt zu praktizieren! 

Als letzten grundsätzlichen Punkt möchte ich 
hier festhalten, daß die Inflation und die 
übermäßige Steuerprogression eine Haussezeit 
für Spekulanten bedeutet. Das heißt, die 
Herren auf der Regierungsbank praktizieren 
eine Finanz- und WirtschaftspoliUk, die den 
Spekulanten wegen der unorganischen Wert
entwicklung von Samwerten eine besondere 
Chance gibt. Wenn diese Auswirkungen ein
treten, dann rufen Sie nach mehr Verstaat
lichung, nach mehr Entei.gnungsmöglichkeiten 
und nach mehr Kontrolle. Da spielen wir nicht 
mit, Herr Finanzminister! (Beifall bei der 
avp.) 

Respekt .aussprechen, die wenigstens dort die 
Courage gefunden haben, durch die Streichung 
bei der Wahl Ihre inflationäre Politik abzu
lehnen ! (Beifall bei der avp. - Zwischenrufe 
bei der SPtJ.) Sie lachen darüber, aber Sie 
haben nicht die Courage, Herr .A!hgeordneter 
Pay l Folgen Sie doch der Resolution der 
Metallarbeitergewerkschaft, m achen Sie eine 
kritische Aussage ! (Neuerliche Zwischenrufe 
bei der SPtJ.) Wenn Sie unruhig werden, 
meine Damen und Herren, dann beklagen Sie 
sich nicht bei mir. Ich vertrete nicht diese 
Politik . Wenn Sie draußen Schwierigkeiten 
haben, beklagen Sie sich beim Herrn Finanz
minister ! (Beifall bei der avp. - Abg. 
S k r i t e k: Denken Sie an den Kohlmaier 
und gehen Sie wieder nach Hause!) Herr A:b
geordneter, bringen Sie nicht Äpfel und 
Birnen durcheinander! Wenn Sie es schärfer 
formuliert hören wollen, sage ich Ihnen zu 
diesem Thema noch folgendes : Ich glaube, 
daß man bei dem, wie sich heute die sozialisti
sche Mehrheitsfraktion in der Arbeiterkammer 
und im OGB verhält, durchaus von einem 
politischen Mißbrauch dieser Einridltungen 
durch die Sozialisten sprechen kann! (Beifall 
bei der avp. - Abg. S k r  i t e k: Wir werden 
ja sehen!) 

Aber, Herr Finanzminister, es interessiert 
Ich möchte zusammenfassend sagen, daß uns nicht weiter, ob sie mehr oder weniger 

s ozialistische Finanzpolitik eben mehr Infla- sozialistisch ist. J edenfalls : Sozial ist Ihre 
tion, weniger Stabilität, mehr Abhängigkeit Finanz- und WirtsChaftspolitik schon ,lange 
und weniger Mündigkeit für den Menschen nicht mehr! (Starker Beifall bei der avp.) 

bedeutet. Die arbeitenden Menschen in den 
Büros, in den Faibriken, in Stadt und Land 
verlarugen mit Recht eine umfassende Lohn
und Einkommensteuerreform, und die Oster
reichische Volkspartei unterstützt diese For
derung der Offentlichkeit aus Gründen der 
Steuergerechtigkeit, aus G ründen des sozia,len 
G ewissens, aber auch aus grundsätzlichen 
gesellschaftspolitischen Uberlegungen. 

Sie, Herr Finanzminister, haben, wie ich 
Ihnen in Erinnerung rufen möchte, in diesem 
Jahr selbst Lohnsteuermehreinnahmen von 
rund 5 Milliarden Schilling zugegeben. Sie 
haben nach objektiven Berechnungen damit 
zu rechnen, daß Sie 7 bis 8 Milliarden Schil
ling erhalten. Das heißt, der Vorschlag der 
Osterreichischen Volkspartei, der zusammen
genommen 2 Milli arden ·Schilling kostet, ist 
gedeckt. Sie haben die Möglichkeit, unserem 
Verlangen nachzukommen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sidl Herr Bundes
minister für Finanzen Dr. Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Die Frage 1 
erlaube ich mir wie folgt zu beantworten : 

Laut dem vom Na;tion�alrat .in seiner Sitzung 
vom 19. Dezember 1973, also vor etwas mehr 
als zwei -Monaten, ·beschlossenen Bundes
finanzgesetz 1 914 wird im Jahre 1974 mit 
einem Lohnsteuerau:fkommen von 26 Mil
liarden Sdlilling gerechnet. In der seither ver
strichenen lkurzen Zeitspanne - dies trifft 
insbesondere auf den bisher vorliegenden Er
folg des Jänner zu - sind k·eine Entwicklun
gen eingetreten, die ein Abgehen von diesem 
Voranschlag rechtfertigen. 

Die Frage 2 darf ich wie folgt beantworten: 

Ihre Parteimitglieder, Herr Finanzminister, Sämtliche am Einkommen- und Lo'hnsteuer-
diskutieren immer öfter, ob Ihre Finanzpolitik aufkommen beteiligten G e'bietskörperschaften, 
nur schlecht oder zu sehr sozialistisch oder also nicht nur der Bund, sondern auch die 
zu wenig sozialistisch ist. Ich muß hier über Länder und Gemeinden sowie die Wohnbau
alle Parteigrenzen hinweg j enen 80 Delegier- finanzierung, ha:ben i'hre Haushalte für 1914 
ten d es Sozialis.U,schen Pa-rtei1lages me.inen auf die präliminierten Einnahmen ahgestellt. 
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Jede Schmälerung dieser Einnahmen hätte 
unweigerlich zur Folge, daß vorgesehene Auf
gaben nicht oder nicht in entsprechendem Um
fang erfüllt werden könnten. 

bekannt, daß der Multiplikator 2,4 beträgt und 
daß mit einer Stei.gerung .des Lohnsteuerauf
kommens in einer Größenordnung von 35 bis 
38 Prozent, das s ind 7 bis 8 Milliarden Schil
ling, zu rechnen s ein wird und nicht mit einer 
Steigerung von 5 Milliarden Schilling, die Sie 
im Bud.get 'eingesetzt halben. 

Ich beabsichtige daher nicht, dem National
rat eine Regierungsvorlage zuzuleiten, die 
eine Lohn- und Einkommensteuersen'kung per 
1. Juli 1974 vorsi,e'ht. Herr Finanziffiinisterl Dort liegt die Wurzel 

Die Frage 3 erlaube ich mir wie folgt zu des Problems ! Sie haben schon im vergan-

beantworten:  genen He:rbst ganz genau gewußt, daß auf die 
Arbeitnehmer Osterreichs die ·stärkste Lohn-

Bezüglich einer Einkommen- und Lohn- steuerbelastung zukommt. Weil Sie ' sich das 
steuersenkung zum 1 .  Jänner 1 975 sind Ge- im Budget nicht auszudrücken trauten, haben 
spräche mit dem Osterreichischen Gewerk- Sie 26 Milliarden hingeschrieben, damit es 
schaftsbund und den anderen Interessenver- weniger -ausschaut, obw()1hl Ihnen seither 
tretungen vorgesehen. Das Ergebnis dies,er j eder, der sich auch nur am Rande mit diesen 
G espräche wird zeigen, inwieweit den Wün- Fragen j e  'beschäftigt hat, nachr,echnet, daß 
schen der Interessenvertretungen unter Be- diese Zahlen -falsch sind und daß Sie mit 2, 
rücksichtigung der stalbil itäts-, wirtschafts- und wa'hrscheinlich sogar mit 3 IMilliarden Schil
budgetpolitischen Efifordernisse entsprochen ljng mehr rechnen können, als Sie dort einge
werden kann. Es ist mir daher heute nicht setzt haben. Bei diesem Problem überlasse 
möglich, den Gesamtbetrag einer Senkung der ich ,Sie 'gerne der Auseinandersetzung mit der 
Lohn- und Einkommensteuer zum 1. Jänner sozialistischen Fraktion im Gewerkschafts-
1975 anzugeben. Dieser wird im übrigen auch bund. Ich nehme an, Si-e werden es nicht ganz 
vom Ergebnis der Budgetvorschau abhängen, leicht haben. 
um die ich den Beir,at für Wirtschafts- und 
Sozialfragen über seine Präsidenten der in der Mit der zweiten Frage werde im mich später 
Paritätischen Kommission vertretenen Ins ti- beschäftigen. Zunächst zu Ihrer dritten Ant-
tutionen ersucht habe. (Beifall bei der SPO.) wort: 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Dr. Koren. 

Bevor ich ihm das Wort erteile,  mache ich 
darauf aufmerksam, daß gemäß den Bestim
mungen des Geschäftsordnungsgesetzes kein 
Redner länger als 20 Minuten sprechen darf. 

Ich erteile nun Herrn Abgeordneten Doktor 
Koren das Wort. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
. Haus ! Meine Damen und Herren l Ganz im 
G egensatz zur sonstigen Ubung hat heute der 
Herr Finan�minister die :bescheidenste und 
kürzeste Antwort .gegeben, die hier je von 
ihm gehört wurde. Das erfordert, auf diese 
Antworten bezogen, doch eine kleine Korrek
tur. 

Zur Beantwortung der ersten Frage. Herr 
Finanzministerl  Es geht nicht darum, wie hoch 
die Ansätze im Budg,et sind - wir wissen, 
daß die Lohnsteuer mit 26 Milliarden Schilling 
im Budget veranschla-gt ist -, es  gelbt ,aum 
nicht darum, ob zwischenzeitig Veränderungen 
eingetret-en sind, die neue Schätzungen not
wendig machen, sondern es geht darum, daß 
schon der Ansatz im Budget falsch gewesen 
ist. Denn damals schon ergab die Wirtschafts
vorschau rur das nämste Jahr eine zu erwar
tende Steigerung der Masseneinkommen von 
rund 1 4  Prozent für 1974.  Schon damals war 

Die Beantwortung der dritten Frage, Herr 
Finanzlffiinister, erstaunt mich. Die dritte Fra·ge 
'bezog sich darauf, welchen Umfang und wel
ches Ausmaß voraussichtlich die von ljhnen 
angekündigte Steuersenikung per Anfang 1975 
haben werde. Sie haben natürlich :keine Ziffer 
genannt - dafür habe ich zur Not sogar noch 
Verständnis -, aber Sie haben Bedingungen 
dafür genannt. Das werde von der Konjunktur 
abhängen, das werde vom Budget a!b'hängen, 
und das werde von der Vorschau des Beirates 
für Wirtschafts- und Sozialfragen a'bhängen. 
Nur von einem, Herr Finanzminister, hängt 
off-enbar Ihre Operation für 1 975 Ü!berhaupt 
nicht a'b, nämlich von der Tatsache, daß Sie 
seit 1973 die stärkste Steuerschraube ange
zogen haben, die es je gegeben hat, und daß 
diese Steuerschraube unerträglich wird. (Bei
fall bei der OVP.) Die Betroffenen sind Ihnen 
also offensichtlich gleichgültig. Alle ander-en 
Elemente werden Sie aber dabei berücksich
Ugen. 

Herr Finall'zministerl Ich glaube, Sie treten 
jetzt wirklich in -eine Phase ein, in der eine 
ganze Flotte von Schlag worten, die Sie die 
letzten Jahre g,e'braucht haben, Schiffbruch er
leidet. Das erste Sdltagwort, das 'Schiffbruch 
e rleidet, ist Ihr Kamp'f gegen die Teuerung. 
Ich darr hier aus der "Arbeiter-Zeitung" z itie
ren: 
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"Die Preiswelle der allerjüngsten Vergan
genheit hat in der österreichischen Be
völk,erung Unruhe aus,gelöst." Die "Vogel
Strauß-Politik der Regierung auf dem Preis
sektor" s,ei nicht mehr zu ertragen. ". . .  die 
Politik dieser Regierung macht die Armen 
noch ärmer." 

Datum: 4. 2 .  1 910, WaMkampf 1 910, vor 
vier Jahren also, Herr Finanzminister, als die 
Preise um 3 Prozent gestiegen sind. Heute 
:kein Ton auf diesem Gebiet. .(Abg. G r a f: 
Immer schlechter!) 

Ein anderes Schlagwort, mit dem Sie in die 
Schlacht gezogen sind, war Ihr Kampf gegen 
die Armut. Hier daflf ich nüchtern .feststellen: 
In vier Jahren der OVP-Regierung hat die 
P.ensionsanpassung jedes Jahr doppelt so viel 
'betragen, als die Preise ,gestiegen s ind. Das 
heißt, in j edem Jahr und im Durchschnitt aHer 
vier Jahre war die Pensions anpassung um die 
Hälfte 'höher als die Preisstei.gerung. Mit 
anderen Worten : die Pensionen sind real tat
sächlich gestiegen. 

Heute kann trot'Z hdher Pensionsanpassungs
faktoren davon keine Rede mehr sein. Wo 
werden die 10 Prozent PensionsanpasS'ung 
vom 1 .  Jänner 1914 in einigen Monaten sein? 
Sie werden zu echten Realeinkommensein
bußen geführt haben. 

Mit dem Zusammenbruch Ihres Schlagwortes 
von der Schuldenpolitik Ihat sich Dr. Mock 
schon beschäftigt. Auf Ihr Schlagwort von der 
Ordnung in der B udg,etpolitik 'brauchen wir 
gar nicht mehr einzugehen, denn eine größere 
Unordnung, eine größere Unübersichtlichkeit 
und eine ,größere Verzerrung der Zahlen hat 
es kaum j e  gege:ben. (Beifall bei der OVP.) 
Wo sind die Zeiten, wo d,er Herr Bundes
kanzler noch 8 Milliarden Defilzit in Krisen
j ahren als "reinen Wahnsinn" bezeichnet hat? 
Heute ist das Doppelte zur Selbstverständlich
keit geworden. 

Aber, Herr Finanzminister, ich glaube, Ihre 
erste echte und für Sie spürbare auch politische 
Niederlage werden Sie auf dem Gebiet der 
Steuerpolitik erleben. 

Die Lohn- und Einkommensteuer, vor allem 
die Lohnsteuer, ist immer die Hauptfront der 
Auseinandersetzung der Sozialistischen Partei 
mit den Finanzministern der OVP gewesen. 
Ich sage Ihnen ganz offen, ich habe dafür 
Verständnis, wenn ich bereit bin, mich. in Ihre 
Gedankengänge zu vertiefen. 

Es war daher logisch, daß Anfang 1 968 der 
Herr Bundeskanzler, damals Oppositionsfüh
rer, etwa äußerte: "Eine solch.e Steuerpolitik 
ist ein Klassenkampf gegen die Bezieher klei
nerer Einkommen." Er meinte damit die OVP
Steuerpoli tik. 

Und noch in der Nacht vor der Wahl 
äußerte Kreisky - ich darf das der "Neuen 
Zeit" entnehmen -: "Die SPO wird, wenn sie 
durch. das Vertrauen der Wahlerinnen und 
Wähler zur Regierungsverantwortung berufen 
wird, alles tun, um zu einer gerechten Steuer
reform zu kommen, die verhindert, daß die 
Abgeltung selbst der kleinsten Preissteige
rungen durch Lohnerhöhungen vom Finanz
amt wieder konfisziert wird." 

Das waren Äußerungen, die es damals ge
geben hat und die ich, wie gesagt, verstehen 
kann. 

Aber in der Folge, Herr Finanzminister, 
begann Ihr Dilemma, und Ihr Dilemma heißt 
Inflation. Weil Sie die Inflation eben vier 
Jahre lang nich.t ernst genommen haben, 
haben Sie nun das Problem in der Lohn- und 
Einkommensteuerpolitik. 

Weil die Inflation zugenommen hat, ist auch 
eine rapide Zunahme der Steuerprogression 
eingetreten. Das darf ich, um es zu quantifi
zieren, an Hand von ein paar Zahlen belegen: 
Von Anfang 1966 bis Ende 1 969 ist die Lohn
steuer insgesamt - die Gesamtsteigerung -
um 4,4 MilLiarden Schillin.g .gestiegen, trotz der 
1 0prozentigen Steuererhöhung, die ich damals 
vorschlagen mußte. Im Jahresdurchschnitt also 
eine Steigerung um 1 , 1 Milliarden Schilling. 
Von Anfang 1970 -bis Ende 1 973 ,betrug der 
gleiche Zuwachs - wieder in vier Jahren -
1 0  Milliarden Schilling und im heurigen Jahr, 
1 914, zwischen 1 und 8 Milliarden Schilling. 
In einem Jahr also das Siebenfache des Durch
schnitts eines OVP-Jahres von 1 966 bis 1 969 1 

Meine Damen und Herren, nun das Uber
raschende: Der Reallohnzuwach.s ist in beiden 
Perioden gleich hoch, denn von 1966 :his 1 969 
hat die durchschnittliche Zunahme der Pro
Kopf-Einnahmen je 'Arbeitnehmer genau d,en 
gleich.en 18teigerungssatz wie in der Period,e 
von 1970 bis Ende 1973 'betragen. Was zuge
nommen hat, ist demnach ausschließlich. die 
Steuerbelastung. ,Auf die 'Pensionisten habe ich 
schon vorhin hingewiesen. 

Meine Damen und Herren! Das sind 'Fakten, 
die kaum wegdiskutiert werden können, und 
dort haben Si'e, Herr Finanzminister, versagt. 
(Beifall bei der OVP.) Denn letzten Endes 
stoßen Sie immer wieder auf die gleiche 
Wurzel : Schuld an l!hrer Misere ist die Infla
tion, die Sie nicht ·ernst genommen haben. 
Weil Sie einige Jahre lang so schön an der 
Inflation verdient haben und daraus Ge
sch,enke finanzieren konnten, ,weil Sie die 
Inflation nicht ernst genommen haben, sind Sie 
nun in der Rolle des Zauberlehrlings, der die 
Formel nicht mehr weiß, wie ,er den Besen 
in die Ecke kommandieren kann. (Beifall bei 
der OVP.) 
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Die Lohnsteuerrefürm, als die größte des 
Jahvhunderts vün Ihnen apostrüphi'ert, ist nun 
ein knappes Jahr alt, ein einj ähriger Säugling. 
Ich ,fürchte aber, daß Ihre eigenen Freunde, 
Herr Finanzminister, di,e diese Refürm zuerst 
preisen mußten - der Herr Bundeskanzler 
selbst mußte ja sagen : Wir wüllen mit dieser 
Steuerrefürm weder nivellieren nüch umver
teilen, wir 'wüllen die Progressiün weniger 
hastig machen als in der Vergangenheit, die 
kleinen und mittleren Einkümmen werden vün 
den Steuersätzen profitieren, sagte er im 
April 1 972 -, längst daraufgekümmen ,sind, 
daß dieser Säugling ein Wechselbalg ist, 'Und 
jetzt 'kLar ist, was Sie immer 'bestritten ha:ben, 
nämlich daß nach Ihrer Steuerrefürm vün 1913 
die Pro-gressiün erheblidl schärfer und härter 
zugreift als je zuvür. Das beweisen die 1 ,bis 
8 Milliarden Schilling Zunahme allein im 
heurigen Jahr, denn das sind 3000 S prO' Küpf 
des österreichischen Arbeitnehmers. Und das, 
Herr Finanzminister, in einem J ahr l  Daneben, 
Herr Finanzminister, haben Sie Ihre Handels
spanne, nämlich die Mehrwertsteuer, die, sO' 
hüffe ich, beim Handelsminister außer -Diskus
siün steht als Handelssp anne. Dürt haben Sie 
hisher an der Inflatiün, wie ich glaube, schün 
einiges verdient. 

Nun wächst die Unruhe unter den ·Betrüf
fenen, und sie fragen sich immer mehr, was 
süzialistische St'euerpüliUk bedeutet und ob 
süzialistische Steuerpülitik, vün der sie sich 
immer eine Entlastung el1Wartet haben, in 
Wirklichkeit die härteste Härte sein süll. Des
ihalb unser Vürschlag, Mitte 1914 eine Ent
lastung vürzunehmen. 

Ich möchte hier gleich ganz eindeutig !fest
stellen, Herr IFinanzminister: Ihr Gegenargu
ment:  weniger Schulen, weniger Spitäler, 
größeres Budgetdefizit und S o'  weiter, ist falsch, 
denn unser Vürschlag Ibedeutet, daß Sie nicht 
emen einzigen Schilling Einnahmenentfall im 
heurigen Jahr gegenüber dem vün Ihnen bud
getierten haben werden. Unser Vürschlag ,be
deutet Gesamtkosten von 2 ,Milliarden Schil
ling. 2 Milliarden Schilling ist die Untergrenz,e 
der nicht budgetierten Mehreinnahmen, und 
ich bin überzeugt davün, daß Ihnen Ihre 
eigenen Fachleute das längst gesagt ha'ben. 
Auch Dr. Mück !hat schon darauf hingewiesen, 
wie es sich mit der 'Finanzierung der Spitäler 
verhält. 

Und eine zweite Sache : Kümmen Sie nicht 
mit der Konjunktutwidrigkeit dessen, was wir 
verlangen, denn, Herr Finanzminister, ·wir 
stehen in den nächsten 'Monaten vor der 
stärksten InflationS/welle, die es 'in Osterreich 
je gegeben hat, und Si,e wi-ss,en, welche Be
lastung das für die Lühnpülitik des heurigen 

Jahres bedeutet. Ein entscheidender Ent
lastungs.akt, der von Ihnen -ges,etzt würde, 
'würde .fraglos die Lühnpolitik des heurigen 
Jahres entlasten können und vün dieser Seite 
her einen größeren Beitrag zur Stabilitäts
pülitik leisten, als wenn ISie bei Ihf'em Nein 
verharren. (Beifall bei der avp.) 

Noch eines möchte ich albschließend ,fest
stellen : Herr 'Pinanzministerl  Sie haben sich 
immer des .grüßen Umf,anges der Steuerre.form 
1973 gerühmt. Ich d anf einen ganz unverdäch
tigen Zeugen zitieren, den Präsidenten de.s 
Gewerkschaftsbundes, der Ihnen vor zwei 
Wüchen gesagt 'hat :  "Die  'Steuerreform 1 915 
muß aber für die Arbeitnehmer kräftiger aus
,fallen als die letzte." Das heißt, in den zwölf 
Monaten, die die Steuerre'form nun in Kraft 
ist, sind auch Ihre pülitischen Freunde drauf
'g'ekümmen, daß sie vür einem Jahr über den 
Daumen ,balbiert würden sind. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge
ürdneter Erich Hofstetter. 

Abgeürdneter Erich Hofstetter (SPO) : Herr 
Präsident! Hühes Haus l Uber Steuern sollte 
man düch etwas sachlicher reden und nicht 
verschiedene Prübleme durcheinanderbringen ! 
Der Herr Abgeürdnete Mück und auch der 
Herr .A1bgeürdnete Prüfessür Küren haben An
spielungen auf eine Entwicklung gemacht, die 
wir im letzten Jahr zu verzeichnen hatten. 
Beide wissen, daß die Äußerungen des Herrn 
Abgeordneten ,Mock bezüglich der Bundes
minister Stari1bacher und Firnber,g ganz anders 
liegen. 

Zu der ZeH, aus der ISie zitiert hahen, Herr 
Abgeürdneter Mück, war die Preisentwicklung 
in asterreich 4 Prozent, wäihrend sie in den 
ander,en Ländem, aLsO' ,bei UIlJSeren W.ir.tsmaf.ts
partnern, bei 1 ,5 Prozent und 2 Prozent lag. 
(Abg. Dr. H a i  d e r: Die Hausfrau interessiert 
die Einkaufstasche!) Das WirtschaftSIWachstum 
betrug damals 2,3 Prozent; eine Entwicklung, 
g'egen die wir als österreichische Gewerlk
,scharfter, aber auch als Sozialisten sellbstver
ständlich Stellung nehmen mußten. 

Herr Abgeürdneter Koren hat süeben über 
die wir,tschaftLiche Entwicklung g,esprochen. 
Ich erwarte nicht 'Von der Oppositiünspartei, 
daß sie die Entwicklung in Osterreich auf dem 
Gebiet der Beschäftigung, der Sta'bilisierung 
und der Währung positiv b eurteilt. Das müs
sen nämlich immer wieder die Ausländer 
sage�. (Abg. Dr. K o r  e n: Da besteht wirklich 
wenig Anlaß!) 

Ich -weiß, der goldene Wirtschaifts-üscar, 
den asterreich ·für die drei erwähnten Punkte 
erhalten hat, tut Ihnen, Herr Professür, und 
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auch der Osterreichischen V01k:spartei, weh. 
Den Niederschlag, meine Damen und Herren 
- das ist nicht wegzudis'kutieren -, nimmt 
die österreichische Bevölkerung 1W0hloweislich 
auch zur Kenntnis, nämlich die Beschäftigungs
situation und die zugegebenermaßen auch bei 
uns unangenehme Preissituation. 

Es wird hier von der Inflationsrate ge
sprochen, als ob diese nur eine ö.sterreichische 
Angelegenheit wäre. Ja selbstverständlich 
gehen die Rohstoffsteigerungen in der ganzen 
Welt von österreichiseher Seite .aus? Ich 
meine, man sollte doch gerade auf dem Gelbiet 
der Steuer etwas sachlicher sprechen ! 

Die heutige dringliche Anfrage zeigt wieder, 
was Sie sich vielleicht als Oppositionspartei 
vorstellen, wie man Stimmung machen kann. 
Das ist aber Ihre Angelegenheit. Meine Damen 
und Herren ! Das ist j a  nichts Neues, denn 
schon seit 1970 malen Sie die wirtschaHliche 
Entwicklung in den düstersten Bildern und 
versuchen laufend, die Bevölkerung zu ver
unsichern und zu vel'lwirren. Das ist Ihre An
gelegenheit! Aber gleichzeitig sagen ,Sie 
'immer, wenn es um Maßnahmen im Interesse 
der Bevölkerung und des Staates geht, die 
getroffen werden müssen, nein. Daß Maß
nahmen, die gesetzt wurden 'Und gesetzt wer
den, 'für die gesamte Entwicklung der Wirt
schaft positiv sind, das zeigen ja di·e Beschä,fti
gungssituation, die Konjunktursituation und 
die Entwicklung. 

Forderungen nach Steuersenikungen kom
men immer gut anl Das ast richtig. Die Not
wendigkeit, Steuerkorrekturen durchzuführen, 
-erkennen auch. ,wir an. Es werden aber, was 
nicht garrz richtig ist, glaube ich sagen Z'1l 

müssen, immer wieder von verschiedenen 
Gruppen, ob vom OAMTC, von der Burrdes
kammer oder geweI1blichen Wirtschaft (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Die lassen Sie aus dem Spielt), 
die immer größere !Abschreibemöglichkeiten 
für 'bereits durchgeführte und später durchzu
führende Investitionen verlangt, Wünsche 
herangetragen. 

Vielleicht gibt es auf Ihrer Seite Kreise, die 
die Ergebnisse der dänischen Wahlen nur so 
oberflächlich aus den Berichten unserer Tages
zeitungen kennengelernt haben und meinen, 
man müsse nur l aut gegen Steuern polemisi.e
r,en, wi'e ,es der Rechtsanwalt Mogens GListrup 
getan hat, um Wa'llierroige zu erzielen. Aber 
selbst Glistrup geht in s einer Propaganda nicht 
so weit, daß er auch rricht gleichzeitig von 
Kürzungen im Staatshaushalt spricht. 

Sie aber, meine Damen und Herren, stellen 
im Gegensatz zu Glistrup immer weiter,e For
derungen an das Budget, stellen Forderungen, 
wie es die vielfältigen Entschließungsanträge 
immer wieder zeigen. IMeine Damen und 

Herren ! Trotz der schwierigen Situation 
glaube ich allen Ernstes, daß die österreichi
.sche Bevölkerung die PoliUk, die Sie auch in 
der Steuerfrage servieren, dosieren und er
kennen wird, welche Möglichkeiten bestehen 
und wie weit auch die Gemeinschaftsleistun
gen durch den Staat, die Länder und Gemein
den zu erbringen sind. 

Immer wieder hört man - jede Woche, 
einmal dort, einmal da - von den OVP
Politikern neue Vorschläge, die Milliarden
'beträge erfordern, der Finanzminister müsse 
eben das GeM da'lu geben. Gleichzeitig sagt 
man, das Budget ist zu nieder dotiert. Im 
möchte betonen, daß auch wir für eine Sen
kung der Steuer eintreten. 

Ab-er  die von Ihnen propagierte Politik, 
meine Damen und Herren, mag Ihnen 
als 'besonders .populär erscheinen. Persönlich 
kann ich allerdings nur saogen, daß ich die 
Einschätzung der InteUigenz der österreichi
schen Bevölkerung durch Sie nicht teile. (Zwi
schenrufe bei der avp.) Ich bin nämlich davon 
überzeugt, daß die überwältigende Mehrheit 
der Osterreicherinnen 'Und Osterreicher diese 
Propaganda beziehungsweise diese Forderun
gen durchschaut. 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich 
noch etwas sagen. Ich möchte zum Ausdruck 
bl"ingen, daß ich Ihr,en Antrag als Alibiantrag 
von Ihrer Seite betrachte. Einer Aussage über 
die Frage einer Senkung der Einkommen
steuer will 'ich auch nicht ausweichen. Denn 
zweifellos ·gehört es zum Wesen unseres pro
gressiven Steuersystems, daß dieses von Zeit 
zu Zeit an die Entwicklung der Einkommen 
'Und der Preise angepaßt werden muß. Es ist 
ebenso richtig, daß di·ese 'Änpassungen in 
Zeiten stärkerer 'Preissteigerungen öfter oder 
ehen kräftiger ausfallen müssen, als dies sonst 
der Fall Iwar. Diese These haben wir immer 
vertreten, in der \T.ergangenheit und auch jetzt. 

Darf ich ,auch in diesem Zusammenhang auf 
die Beschlüsse des 7. IBundeskongresses des 
OOB vom September 197 1  verweisen, in denen 
es zu dieser IFrage heißt:  

"Durch regelmäßige Veränderungen im 
Steuertarif und Ibei den SteuerJrei- und .A!b
setzbeträgen ist dafür Sorge zu traogen, daß 
die Steuerbelastung an die Entwicklung der 
Kaufkraft angepaßt wird, damit bloß nominelle 
(aber nicht reale) Einkommenser.höhunge

·
n 

nicht progressiv besteuert werden." 

Und tatsächlidl ist es in den ver.gangenen 
Jahren, nämlich -seit die Sozialisten an der 
Regierung sind (Abg. G r a f: Immer schlechter 
geworden!), regelmäßig, und zwar zuletzt be
sonders häufig, zu Anpassungen des Steuer
tarifs an die Entwicklunog der Löhne und 
Preise gekommen. 

102. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 101

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 102. Sitzung - 6. März 1974 10077 

Eridl Haisletter 

Zuletzt wurde eine größere Steuersenkung 
am 1 .  Jänn'er 1 973 durchgeführt. (Abg. Doktor 
Z i t t m a y r: Aber was für eine!) A:ber auch 
mit Wir1kung vom 1 .  Jänner 1974 wird es durch 
die höheren Freibeträge bei Sonderzahlungen 
eine gewisse Entlastung der Arbeitnehmer
einkommen auf de·r Steu.erseite g·eben. Ich 
möchte Mer nur an die Erhöhung des Sonder
zahlung1sf.reJhetrages von 5000 S .auf 8500 S 
erinnern. Die Steuerreform des Jahres 1973 
hat sich 'bei den Lohnsteuerzahlern, wie man 
nunmehr feststellen kann, mit einem Betrag 
von 5 Milliarden SchiHing ausgewirkt. Die am 
1 .  Jänner dieses Jahres in Kraft getretene 
Sonderzahlungsreg.elung wJrd weiter·e Hun
der,te Millionen Schilling kosten. 

Aus den Erfahrungen aber des Jahres 1973 
kommt man auch zum Schl'llß, daß es, wenn 
man die Dinge nicht allzu kurzsichHg sieht, /bei 
der Anpassung der Steuergesetzgebung an die 
wirtschaftliche Entwicklung nicht nur darauf 
ankommt, wie oft solche Anpassungen erfol
gen, sondern vor allem auch. wie kräftig sie 
ausofallen. 

Persönlich halte ich überhaupt nichts von 
einer Steuertarifautomatik, weil diese nur 
dazu führt, daß dem Finan�minister alle Mög
lichkeiten für Steuersenlmngen durch die 
Automatik j eweils weggenommen werden, 
sodaß das b estehende Steuerrecht auf diese 
Art einzementiert und unveränderlich wird. 

Als Sozialist Ikönnte ich aber nicht behaup
ten, daß ich unser j etziges Steuerrecht für der 
Weisheit letzten Schluß halte. So werden wir 
es auch in Zukunft Schritt für Schritt v·er
bessern, WOlbei die Änderungen im Steuer
recht in erster Linie den Arbeitnehmern auf 
Dauer zugute kommen sollen. Für die Steuer-

. senkungen, die die SPO-Regierung bisher 
durchgeführt hat, trifft das nämlich zu, meine 
Damen und Herren. 

Ähnliches konnte man von der Steuerpolitik 
der OVP-Regierung nicht sagen, denn damals 
folgte auf die Steuersenlkung des Jahres 1968 
der große Paukenschlag, nämlich die 1 0pro
zentige Steuererhöhung im Jahre 1 969. Ich 
kann verstehen, daß Sie uns in eine ähnlich 
uns1innige Entwicklung hineintre1ben wollen. 
Aber das wird Ihnen, meine Damen und Her
ren, nicht gelingen. 

Seit die derzeitige Bundesr·egierung im Amt 
ist, hat sie -bewiesen, daß sie gerade in der 
Fra.ge der SteuerpoHtik in der Lage ist, über 
die Notwendigkeiten des Augenblicks hinaus 
auch für eine konsequente mittelfrisUge Linie 
zu sorgen. 

Der Finanzminister ist die schwere Aufgabe 
angegangen, die verfehlte Steuerpolitik des 
Herrn Dr. Sdrmitz (Heiterkeit bei der OVP) 

durch ein neues, wesentlich gerechteres Steuer
konzept zu ers,etzen. Immerhin ist es durch 
die Steuerreform gelungen, einen sozial ge
rechter 'gestaffelten Steuertarif einzuführen. 

Weil Sie, meine Damen und Herren, viel
leicht die Entwicklung der Steuer nicht mehr 
wissen, möchte ich s�e 1!hnen in Erinnerung 
'bringen. Wie war es früher? 

Da gah es am 1.  Jänner 1 955 eine Steuer
reform. Bis zur nächsten am 1. Jänner 1958 
·dauerte es 36 Monate. Eine weitere am 1. Juli 
1962 wurde erst nach 54 Monaten durchge
führt. Und die letzte OVP-iSteuerreform am 
1. Jänner 1968 erfolgte gar erst nach 66 Mona
ten. (Ruf bei der OVP: Das war stabilI) Diese 
Steuerreform brachte eine Ersparnis von 
1 Milliarde. (Zwischenrufe bei der OVP.) Am 
1. Jänner 1969 wurden die Steuern durch eine 
l Oprozentige Sondera:bga:be sogar erhöht. 
(Abg. S k r i t e k: Steigende Arbeitslosigkeit, 
Wirtschaftskrise!) 

Meine Damen und Herrenl Schauen 'Sie sich 
nun die Steuerreformen unter der sozialisti
schen Regierung an . . Zehn Monate nach i,hrem 
Amtsantritt - das ist die Einlösung des Ver
sprechens der Sozialistischen Partei ge
wesen - hat es im Jänner 197 1  die erste 
Steuerreform gegeben. Nach 18 Monaten, im 
Juli 1972 - erinnern ISie sich, lesen Sie das 
durch! -, erfolgte eine Vorleistung von 360 S. 
Nach 24 rMonaten, im Jänner 1973, trat die 
zweHe Steuerreform in Kraft. Im Jänner 1974 
wurden das Kfz-Pauschale für Arbeitnehmer 
und die steuerfreien Sonderzahlungen - unter 
anderem We�hnachts- und UrLaubsgeld - von 
5000 S auf 8500 S erhöht. Im März 1 974 - das 
wur.de vom Herrn Finanzminister ·schon ange
kündigt - werden G espräche auch mit dem 
Osterreichischen Gewef1kschaftsbund geführt, 
bei denen die Vorschläge des Osterreichischen 
Gewerkschaftsbundes überreicht -werden. 

Ich möchte ·auch betonen, daß es den Sozia
listen bei der Reform des Steuenechts nicht 
nur um augeniblickHche 'Steuersenkungen geht, 
sondern um eine Systemänderung, meine 
Damen und Herren. Und das war bei der 
großen Steuerreform 1973 eigentlich der 
wunde Punkt, nämlich eine Änderung des 
Syst,ems. Daß diese Systemänderung zweck
entsprechend ist, beweisen sowo'hl die bis
herige Erfahrung als auch fhr nunmehDig,es 
Einschwenkten auf dieses neue System. 

Wir glauben aber nicht, daß es an unserem 
Steuer·system nicht doch nom etwas zu ver
bessern gäbe. Der eingeschlagene Weg wird 
und muß kons·equent ,weitergegangen werden, 
und daher kommt ·es uns nicht so Siehr darauf 
an, möglichst schnell irgend etwas auf dem 
Steuersektor zu tun, sondern wir sehen unsere 
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Aufgabe darin, möglichst gute und Ilangfrist.ig und die 'Fr,ag,e wäre ja eigentlich, .welche Än
wirksame Lösungen zu finden, (Beifall bei der derungen sich nach realistischen Schätzungen 
SPO.) durch die nominelle Erhöhung der Einkommen 

Dazu sind aber gewisse Vorarbeiten not
wendig, deren Fertigstellung nicht zuletzt von 
der Verfügung über entsprechende statistische 
Unterlagen abhängt. 

Wie Ibekannt 'ist, arbeitet die Steuerkom
mission des OOB an diesen konkreten Vor
schlägen, und wir werden mit dem Herrn 
Finanzminister über diese Vorschläge ver
handeln. Da:bei waren sich unsere Experten, 
unabhängig von der Fr,aktion, der sie ange
hören, darin 'einig, daß die Frage nach dem 
Inhalt der Reform wesentlich 'wichtiger ist als 
die Frage nach dem Zeitpunkt des Inkra'ft
tretens irgendeiner Maßnahme. (Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

'Es ist j etzt schon für uns 'klar, daß es hei 
der kommenden Steuerreform um außer
ordentlich große B eträge gelhen wird. (Rufe bei 
der OVP: Beste Wahlkampfpolitik! Noch zwei 
Jahre!) \Venn man einmal ü1ber den Inhalt der 
Steuergesetznovelle einig ist und abschätzen 
kann, wie groß die Steuersenkungen sind, die 
sich für den einzelnen Arbeitnehmer daraus 
ergeben werden, ist der Zeitpunkt gekommen, 
über die Terminfrage zu sprechen. Der Termin 
ist, wie gesagt, der 1 .  Jänner 1975. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. P r  a d e  r: Damit sich 
die Arbeiter und Angestellten noch mehr 
schaden! - Abg. 0 f e  n b ö c k: Wir werden 
uns bemühen/ die Hofstetter-Rede den Ge
werkschaftsbund-Mitgliedern zur Kenntnis zu 
bringen! - Abg. S k r i t e k: Das können Sie 
ruhig tun! - Abg. Dr. G r u b e r: Wird eh 
abgedruckt in der I/Solidarität"!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab
geordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präs ident ! Meine Damen und Herren! Mein 
Vorredner hat darauf verwiesen, wie oft eine 
Tarifänderung er:folgt sei und daß das in viel 
kürzeren Abständen erfolgt sei als 'in der Zeit 
vorher. 

Ich kann dazu nur sagen : Natürlich, j e  
schneller sich die Inflationsschraube dreht, 
umso schneller muß es zu Tarifänderungen 
kommen, w enn man einen Progressionstarif 
hat. Das ist eine notwendige Folge. Aber es 
kann sich das niemand ,al,s Verdienst anrech
nen. 

Von den Fragen, die heute vorgelegt wur
den, 'hat der Herr Bundesminister für Finanzen, 
glau1be ich, die erste Frage nicht ganz beant
wortet (Ruf bei der OVP: Uberhaupt nicht!)/ 
denn was im Budget an geschätzter Lohn
steuer drinsteht, das ist ja :bekannt, was an 
Einkommensteuer drinsteht, ist auch bekannt, 

ergeben, die seit der Zeit eingetreten sind. 

Hiebei will ich die Frage ganrz: außer acht 
lassen, ob nun die Schätzungen, die dem Bud
get zugrunde liegen, richtig gewesen sind 
oder nicht. ,Ich würde elh.er meinen, daß hier 
doch ein gewisses Körberlgeld inbegriffen ge
wesen ist. 

Die Fr.age 2 wurde mit einem klaren Nein 
Ibeantwort,et. 

Die Antwort auf Frage 3 würde ich auf die 
Formel zusammenfassen: "Man wird sehen." 
Da wurde eine ganze Anzahl von Umständen 
angeführt, von denen es abhänge, in welchem 
Umfang nun eine Änderung des Steuertarifs 
ab 1 .  Jänner 1915 erfolgen würde. Ich glaube 
aber doch, Herr Bundesminister, daß Sie einen 
sehr wesentlichen Umstand vergessen haben, 
und das sind die Nationalratswahlen, die 
termingemäß im Herbst d es Jahres 1975 fäHig 
sind und vor denen man in entsprechendem 
Abstand wahrscheinlich sehr gern mit einer 
Steuererleichterung in di·e Offentlichkeit tritt. 

So scheint das ganze Terminprogramm doch 
wohl von Umständen ,abzuhängen, die nicht 
unbedingt mit den Wirf!sch.afts- und Steuer
,ftagen in Zusammenhang stehen. 

Wir sind Ibezüglich der Diagnose derselben 
Meinung wie die Anfrage. Sowohl bei der 
Einkommen- als auch Ibei der Lohnsteuer, die 
ja bekanntlich dasselbe ist, 'bringt es die In
flation mit sich, d,aß rein nominelle Gewinne 
weggesteuert werden und daß der betreffende 
Einlkommensemp'fänger für etwas Steuer be
zahlen muß, was er real gar nicht bekommen 
hat. Da·s spielt tbetkanntlich heute auch schon 
-bei Lohn- und Tarifive:rthandlungen eine ge
wichUge Rolle, sodaß unter Umständen die 
Erhöhung durch die Progression auch noch ein
kalkuliert werden muß. 

Bezüglich der Therapie wäre ich aber doch 
wesentlich anderer 'Meinung als der Antr,ag, 
der gleichzeitig von den Anfragestellern ein
gebracht wurde, denn im Grunde genommen 
zielt dieser Antrag darauf ab, die Absetz
beträge zu valorisieren, was ja mit dem 
Problem der Progres·sion überhaupt nichts zu 
tun hat. Die Progression wird dadurch um 
nichts gemildert, daß man an einem Steuer
absetzbetrag etwas ändert, sondern sie kann 
nur dadurch gemildert werden, daß man den 
Tarif ändert, und gerade das ist aber in dem 
Antrag überhaupt nicht enthalten. 

Ich glaube daher, daß hier an einem schwie
rig·en Problem sehr staIik vorbeigeredet wor
den ist, und dieses Problem lautet, wie die 
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Frage der Progression in einem Zeitraum nen Sonderinteressen nachzulaufen, sondern 
inflationärer Entwicklungen zu bewältigen ist. in Anbetracht der bestehenden Inflation ist es 

W'ir haben vor zwei Jahren der Off,entlich
keit ,ein SteueIikonzept vorg,elegt, das, wenn 
es damals berücksichtigt worden wäre, das 
Problem weitgehend entschärft hätte. Wir 
haben damals nämLich vorgesehen, daß eine 
bre.ite Propo.rtionalstufe geschatren wJrd, und 
das hätte es mit s ich g,ehracht, daß innerhalb 
d�eser Proportionalstufe - und die würd,e die 
Masseneinkommen decken - die Frage der 
Progression überhaupt keine Bedeutung hätte, 
weil hier ein Prozentualbetrag anzuwenden 
ist. 

Das wurde damals bei der Einkommen
steuernovelle oder, wenn man will, bei der 
Schaffung des Einkommensteuergesetzes 1 972 
nicht herück:sichtigt. Man konnte sich von der 
geliebten Progression auch im Bereich der 
niedrigen Einkommen nicht trennen. Obwohl" 
man in ,anderen Ländern längst von diesem 
System atbgegangen und zu 'breiten Propor
tionalstufen übergegangen ist, hat man ,bei 
uns an dem Althergebrachten konservativ 
festg,ehalten, und es ist ein Hohn, wenn man 
das dann mit Reform überschriehen hat. Denn 
e.s war ja keine Reform, es ist ja im Grunde 
genommen noch immer dasselbe System und 
diese1be Systematik, bei der man geblieben 
ist. 

Die Folgen haben sich eingestellt. 'Sie 
haben sim ;in dem Augenhlick gezeigt, 
da sich durch die Inflation bedingte Einkom
mensteigerungen eI"geben harben, In dem 
Augenblick, da Selbständigen und Unsel'b
ständigen in gleicher Weise die Scheinge
winne besteuert worden sind, deswegen, weil 
die Systematik des Progressionstarifes, die 
gleiche geblieben ist. Und solange man starr 
daran festhält, solange man glaubt, mit der 
Valorisierung von Einzelbeträgen, von Ab
setzbeträgen und dergleimen mehr das Aus
langen finden zu können, solange wird aum 
das keine Reform sein, sondern lediglich eine 
Symptomkur. 

Im darf v.ielleimt 'hier nom etwas anschlie
ßen. Im kann meinem Vorredner nicht recht 
geben, wenn er sagt, die künftige Steuer
reform soll nur für die Arbeitnehmer etwas 
bringen. Die künftige Steuerreform kann nicht 
für .einen Teil der EinkommeItbezieher, son
dern sie muß für alle 'etwas bringen, natürLich 
wohl ausgewogen. Sie darf aber nicht so e,in
seitig sein, daß sle leistungsfeindlich ist, daß 
s.ie wirtschaf.t1iche Sc.hwierigkeiten bewirokt 
oder daß si'e schon bestehende wirtschaiftliche 
Schwieri�keiten vermehrt. (Präsident Doktor 
M a l  e t a übernimmt den Vorsitz.) 

Wir sind wirtschaftlich heute schon ,in ·einer 
Situation, wo es nicht mehr darum geht, klei-

höchste ZeH, daß man einmal beginnt, an das 
G anze zu denken, daß man einmal beginnt, 
nicht an Einzelinteressen zu denken, sondern 
an di'e Interess en der Allgemeinheit. Und das 
verLangt, daß man die 'zweifellos notwendige 
Reform des ,Einkommensteuerrechtes nicht von 
einem Teil'bereich, und mag er noch so wichtig 
sein, aus s'ieht, sondern man muß es vom 
Ganzen her sehen. Und vom Ganzen her .ge
sehen lautet die Diagnose :  Die Ursach'en lie
gen heute darin, daß wir einen Progressions
tarif haben, der in Bereiche hineinreicht, für 
die er ursprünglich und nach dem ganzen Sinn 
der Progression niemals .gedacht gewesen ist. 

Nehmen Sie sich einmal die Tarife von 
seinerzeit her, als dieses System eingeführt 
wurde, und vergleichen :Sie sie mit den heu
tigen. Sie ,werden feststellen, daß das viel 
höher angesetzt war, als es heute der Fall ist. 
Hier liegen eigentlich die Schwierigkeiten, und 
diese 'Schwierigkeiten werden Ible iben, solange 
man nicht darangeht, wirklim eine Änderung 
vorzunehmen. 

Und dalber ,appellieren wir an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen: Versuchen Sie 
nicht, das, was im Jahre 1972 gesdlelhen ist, 
überall als eine große Reform zu verkaufen. 
Es war keine solche Reform, das -ist durch di-e 
Entwicklung s either klar 'bewiesen. Denken 
Sie darüber nach, wie Sie ehestens zu einer 
wirklichen Reform kommen, damit nimt der 
Leistungswille in diesem Lande zur Gänze 
verlorengeht. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr, Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Glaser. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Glaser (OVP) : Meine Damen 
und Herren ! Als langjä'hri.g,er Gewerkscha:fter 
d er Fraktion christlicher Gewenkschafter habe 
ich mit dem Kollegen Hofstetter oft zu tun 
gehabt und habe ihn nicht nur kennen, son
dern vor allem ·smäbzen -gelernt. Im habe ihn 
-daher heute ,besonders bedauert, -daß er von 
seiner Fraktion, vom :SO'lLalistisc:h:en Klub, he
auftragt wurde, die sozialistische Finanz- und 
Wirtschaftspolitik Ihier heraußen zu verteid.i
gen. In mir wurde gerade durch die Rede 
des A'bgeordneten Hofstetter nicht nur der 
Eindruck, sondern im möchte sagen, meine 
Dberzeugung bestätigt, daß heute ein Gewerk
schafter unmöglim mehr gleichzeitig soziaH
stischer Regierungsvertreter sein kann. (Bei
fall bei der OVP.) 

Denn, meine Damen und Herren, was der 
Herr Abgeordnete Hofstetter hier  - sicherlich 
gut gemeint, das möchte ich zugeben -
vorgetragen Ihat, war doch letzten Endes nidlts 
anderes als :  Es dst alles ·gut und .aHe.s in Ord
nung. (Abg. Brich H o f  s t e  t t e r: Da hilben 
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Sie nicht zugehört!) Herr Kollege Hofstetter l 
Wissen Sie nicht, welche Unruhe wirklich in 
den Betrieben herrscht? Sie, der Sie da herau
ßen waren vor einigen Jahren und ber-ichtet 
haben, welche Erregung herrscht, wenn der 
Semmelpr-eis um 5 Groschen steigtl Sie müß
ten wissen, wie die Arbeiter, die Angestellten, 
die öffentlich Bediensteten wirklich über diese 
Politik des Herrn Dr. Androsch insbeson
dere denken und darüber auch sehr, sehr offen 
reden l (Beifall bei der OVP.) 

Als ich den Abgeordneten Hofstetter 'So 
reden hörte, habe ich mich an ein Buch erinnert, 
-in dem Herr Karl Auseh, Ihnen j a  sicherlich 
-bekannt (Abg. Dr. G r u b e  r: Aber nicht ge-
schätzt! - Abg. Brich H o f  s t e  t t e  r: Was 
würdet ihr machen, wenn ihr den Ausch nicht 
hättet?), ein sozialistischer W.irtsch:afts- und 
Finanz.fachmann, einen B eitrag schrieb über 
die Inflation, in dem es unter anderem heißt: 
"Die Gesellschaft hat sich leider schon zu 
sehr an drl.-esen Zustand" - nämlich den der 
Inflation - "gewöhnt. ,iMit der Innation 
leben' ist zu einem !beliebten Schlagwort aller 
j ener geworden, die Resignation der Aktion 
vOI"zieJhen. BeschwidrtigungSlhO'fräte weisen 
dar.auf hin, daß in dem oder j enem Land die 
Inflationsrate höher sei als im ei.genen : -als 
ob die Hausfrau" - so Karl Ausch - lImit 
statistischen Tabellen in der Hand einkaufen 
ginge ' "  

Als einer dieser BeschwichHgungshofräte 
hat sich heute leider auch der sozialistische 
Abgeordnete Hofstetter erwiesen (Beifall bei 
der OVP) ; und aLs Beschw.ichUgungshofräte in 
einer sehr kritischen, in einer sehr ernsten 
Situation treten ja tagtäglich die Herren Dok
tor Kreisky, Dr. Androsch, sehr oft auch der 
Herr Präsident Benya und wie sie sonst alle 
heißen, auf. 

Wenn ich mich erinnere, was Hofstetter ge
sagt hat : Als db es darauf ankäme, wie oft 
Steuersenkungen vorgenommen werdenl Das 
eine Mal da eine Augenausw.Lscherei, dann 
dort 'ein kleines Pflaster. iMeine Damen UIl!d 
Herr,en! Ankommen tut ,es doch 'auf das Aus
maß der Steuer,s,enkung. Und 'Wenn Steuer
senkungen durchgeführt und hi,er illoch .ge
rühmt wer-den mit dem Er.gebnis, daß der 
Finanzminister Jn ·einem [einzigen Jahr, Herr 
Se�anina, 7 Milli,arden Schilling mehr cin
nimmt als bisher, dann wird auf 'eine !Solche 
Steuefisenkung die Masse der Os.terr,eicher 
keinen Wer.t 1egen, um k!einen ander,en Aus
druck zu g,ebl1aumen. (Beifall bei der OVP.) 

steuer in diese Tabellen übernommen und ge
wissermaßen verewigt hat ; unter der OVP
Regierung und unter einer OVP-Mehrheit im 
Parlament waren diese Zuschläge 'bekanntlich 
nur befristet. 

Meine Damen und Herren! Wegen der Kürze 
der Redezeit darf ich einen kleinen Sprung 
machen und wieder zum Hauptthema zurück
kehren. Einmal mehr sitzt heute diese Regie
rung, sitzt dieser Finanzminister und mit ihm 
die Sozialistische Partei auf der Anklagebank. 
Wenn ich sage : Anklagebank, so lassen Sie 
mich ein Beispiel bringen: Ein sich sehr modern 
und überlegen gebender junger Mann stand 
vor kUflZem vor dem Richter, weil er für ver
sprochene, preislich besonders .günstig schei
nende WarenHeferungen Geld entgegen.ge
nommen hatte, die v·ersprochenen W,aren aber 
letzten Endes nicht lie'ferte. Na�ürHch wurde 
der sich sehr modern und vor allem .auch 
überlegen gebende junge Mann verurteilt. 

Meine Damen und Herren, 'Und wie hat sich 
die Sozialistische Partei verhalten? Die Sozia
listische Partei, voran ihr Bundesvorsitzender 
und derzeitiger Bundeskanzler Dr. Kreisky, 
und der sich sehr modern, jung und vor allem 
immer überlegen gebende Herr Finanzminister 
Androsch haben den Osterreichern und Oster
reicherinnen sehr viel, unerhört viel verspro
chen ; Sie bekamen dafür auch sehr viele Stim
men. Aber die versprochenen Leistungen blie
ben und bleiben aus. Viele dieser Verspre
chungen wurden eklatant gebrochen. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren l Nicht aus den 
Fingern gesogen :habe ich mir diese Behaup
tungen, sondern ich habe Photographien von 
Plakaten in 'großer Zahl mit, auf denen steht: 
"UVP-Rregier:ung : teure Ja'hr·e, steigende 
Preise. Die Zeche zahlen Sie - deshalb SPO." 
Oder: "Damit das Einkaufen wieder Freude 
macht - 'SPO." (Heiterkeit bei der OVP.) Hier 
eine Photokopie eines Plakates - wenn Sie 
es nicht glauben, Herr Sekanina, können Sie es 
nachher gerne bei mir ansrnauen. Oder weiter: 
"SPO schützt den Schilling vor der OVP. Keine 
Erhöhung." Und j etzt 'Wird eine Liste aufge
zählt, nur einige Beispiele daraus : "Keine Er
höhung der Bahntarife, der Autobustarife, des 
Benzinpreises, keine Erhöhung des Heizöl
preises." Und dann kommt es : "Keine Erhö
hung der Ldhn- und Einkommensteuer' "  Ganz 
-groß steht schließlich noch da:  "Keine Preis
laJwine. - Stärkt die SPO I "  

Meine Damen und Herren I Heute hat der 
Der .A!bgeordnete Hofstetter hat auch ver- Herr Außenminister in einem anderen Zusam

gessen zu sagen, daß es die sozialistische menhang gesagt : "Die Welt ver.gißt sehr 
MehI1heit gewesen ist, die die seinerzeit be- rasch." Aber damit die Osterreicher nicht auch 
fristeten Zuschläge zur Ldhn- und Einkommen- sehr rasch diese Plakate und diese gebroche-
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nen Versprechungen vergessen, werden wir sie wertsteuergesetz darg'elegt hat, insbesondere, 
ihnen immer wieder in Erinnerung rufenl Herr Finanzminister Dr. Androsch, daß der 
(Zustimmung bei der avp.) Steuersatz von 16 .Prozent viel zu hoch ist. 

. Sie haben durch Ihre b isherige Politik eines 
klar gezeigt: Entweder sind Sie unfähig, die 
Probleme, die die ' Osterreicher drücken, zu 
lösen, oder Sie 'haben eine bewußte Täuschung 
des österreichischen Vol:kes vorgenommen. 
(Beifall bei der avp.) Meine Damen und 
Herren! Allein Jim Jahr 1 973 wurden von 
252 ArHkeln des sogenannten WareIl'korbes, 
also j ener W,aren, die für die Ermittlung des 
Preisindexes maßgebend sind, 213  teurer. 213  
von 252 wurden teurer! (Abg. Erich H 0 f
s t e  t t e  r:  Das hat die Regierung gemacht, 
nicht wahr?) 

Herr Kollege Hofstetter!  Ihr Kollege Stari
bacher hat, solange er noch nicht Minister, 
sondern Abgeordneter Iwar, immer wieder von 
diesem gleichen ,Pult aus behauptet : Die Regie
rung hat die Möglichkeit , die Preisentwicklung 
entsprechend zu 'beeinflussen. Das sagte er, 
als es 2 Prozent, 2,5 Prozent oder maximal 
3 Prozent Preissteigerung gege1ben hat. Seit 
Sie an der Regierung sind, Ihat der Schilling 
nur mehr 72 Prozent seines Wertes. (Lebhafte 
Zustimmung bei der avp.) 

Ich denke dabei an j ene Torte, die der 
j etzige Ver.kehrsminister Lanc bei einer W,ahl
ver.anstaltung zeigte, von der er ein ,Stück 
wegschnitt, um darzulegen, daß 3 Prozent 
Teuerung ein Raubzug auf die Taschen des 
Volkes seien. Jetzt müßte der Herr Verkehrs
minister Lanc wieder in eine solche Ver:samm
lung gehen, eine Torte nehmen, mehr als ein 
Viertel von dieser Torte :wegschne�den und 
sagen: Das ist das Erge'bnis der sozialistischen 
Finanz- und Wirtschaftspolitilk: daß :der Schil
ling der OVP nicht einmal mehr drei Viertel 
seines Wertes behalten hat. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren I .. Keine Erhöhung 
der Lohn- und Ein:kommensteuer" - so steht 
es in dem ger,ade von mir zitierten sozialisti
schen Plakat. Und wie sieht die Wirklichkeit 
aus? Der G esamtzuwachs an Lohnsteuer wäh
rend der OVP-Alleinregierung war im Jahres
durchschnitt 1 , 1  Milliarden. Allein im Jahre 
1974, in einem einzigen Jalhr, wird der Zu
wachs an Lohnsteuer 7, wahrscheinlich sog.ar 
8 Milliarden Schilling !betragen l Das 'bedeutet, 
daß j eder Lohn- und Gehaltsemp'fänger in 
Osterreich im J,ahre 1 974 3000 S mehr an Lohn
steuer wird zahlen müssen als ein Jahr zuvor. 

nie Entwicklung auf dem Sektor der Mehr
wertsteuer ist letzten Endes 'genauso und be
weist .im übrigen, Herr Dr. Androsch, die Rich
tigkeit j ener Argumente, die die OVP bei der 
Beschlußfassung über das derzeitige Mehr-

Ich möchte 'hie r  j ene Behauptung zurück
weisen, die der Herr Finanzminister Dr. An
drosch heute vormitta·g in der Fr.agestunde 
aufgestellt 'hat. Wir halben nicht das System 
der Mehrwertsteuer ,abgelehnt und sind nicht 
gegen dieses System aufgetreten, sondern wir 
haben das von Dr. Androsch konzipierte Ge
setz abgelehnt, weil ,wir insbesondere den 
Zeitpunkt als falsch und tweil wir den Mehr
wertsteuersatz von 16 Prozent als überhöht 
betrachtet haben. Die Entwicklung hat uns 
recht gegeben. 

Erst vor kurzem, vor wenigen Monaten, 
stand Herr Minister Dr. Androsch vor den 
Fernsehkameras und versuchte den Osterrei
chern glaubhaft zu machen, daß die bisherigen 
Eingänge an Mehrwertsteuer sozus,agen auf 
Schilling und G roschen genau den Eingängen 
der seinerzeitigen Umsatzsteuer entsprechen 
- eine der vielen und immer häufiger auftre
tenden Falschmeldungen des Herrn Finanz
ministers. Tatsächlich waren die Mehrwert
steuereingänge des Jahres 1973 um 10 Milliar
den 'hö'her, als Sie bud·getiert, als Sie voraus
gesagt haben, waren also wesentlich hö'her, 
als den tA'hgeordneten des österreichischen 
Parlaments erklärt wurde. Allein mit dieser 
T.atsache 'beweisen Sie, daß die von 'Ihnen 
aufgestellten Berechnungen und Schätzungen 
auch 'hinsichtlich der Lohnsteuer zweifellos 
nicht stimmen. 

Besonders kraß, meine Damen und Herren, 
ist auf dem Sektor der Mehrwertsteuer die 
Entwicklung in meinem Bundesland, in Salz
burg. Da hat es keinen Monat des vergange
nen Jahr,es ,gegeben, in dem nicht die Um
s atzsteuere ingänge, verglichen mit dem :be
treffenden ,Monat des Vorjahres, mindestens 
um 1 00 Prozent zugenommen haben. 

Herr Kollege Hofstetter ist leider nicht mehr 
da. Bei einer vor iWeni·gen Tagen in Sal'Z'burg 
durchgeführten Straßen'b efrfrgung 'hat sich her
ausgestellt, daß alle Befragten, ob Arbeiter, 
Angestellte, Pens'ionisten, Sel!bständige und 
so weiter, den Steuerdruck als unerträglich, 
als unmöglich, als beängstigend empfinden. 

'Meine Damen und Herren I Auch das öster
reichische Volk, nicht nur die befragten Salz
burger im Bereich der Staats'brücke und des 
Pl atzls, empfinden den Steuerdruck. .als uner
träglich. Das österreichische Volk spricht 
immer lauter von einem Raubzug des Finanz
ministers auf die Taschen der Steuerzahler. 
(Beifall bei der avp.) 

692 
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Herr Bundesministerl Ich weiß nicht, wie 

weit Sie noch das Ohr an den Pulsschlag des 
Volkes zu legen in der La,ge sind, aber wenn 
Sie Me und da ein bißchen 'hineinhorchen 
- fragen Sie den Abgeordneten Ulbrich, der, 
glaube ich, kann das -, dann würden Sie 
hören, daß das Volk Sie immer öfter ,auch als 
den Olscheich von Osterreich. oder von der 
Himmelpfortgasse bezeiChnet, ,weil Sie einer 
der Hauptgerwinner der Obkrise und der Ben
zinpreissteigerungen sind. (Neuerlicher Beifall 
bei der OVP.) 

Die Unerträglich'keit des Steuerdrucks, seine 
Ungerechtigkeit, hat j a  Gott sei DaIl!k auch 
den OGB auf den ,PI,an gerufen, wenn auch 
nur 'in Form von -Besmwimtigungshofräten. 
So unausgegoren diese Vorschläge sind, die 
wir bisher etwa von Herrn Dallinger und 
einige T,age vorher von Herrn iSekanina hör
ten, ,so z-eLgen ,sie doch, daß .sich lan,gsam her
umzusprechen 'beginnt, daß den Osterreichern 
der Steuerdruck ,ganz gewaltig unter den 
Nägeln ibrennt. 

Aber die Vorschläge, die von OGB-Seite 
bisher gekommen sind, würden auf der einen 
Seite einen ungeheuren Verwaltungsmehrauf
wand 'bringen, auf der anderen Seite aber 
einmal mehr unter Beweis stellen, daß die 
Familienfeindlich1keit noch immer niCht über
wunden wurde, denn die Kindera'bsetzbeträge 
sollen laut Herrn Dallinger überhaupt weg
tfallen. 

Meine Damen und Herren! Darf im wieder 
einen Sprung machen und zum letzten Teil 
meiner Aus'führungen kommen. Worum geht 
es denn Ü'berhaupt? Worum dreht es sich? 
Ich möchte so sagen: 

"Es geht bei einer Neuregelung der Ein
kommensteuer nicht um .A!ug.enbJ,ick,s-effekte, 
es geht nicht um augenblickliChe Vorteile 
einzelner Einkommensbezieher. Es geht Ibei 
einer solchen Neuregelung darum, d aß in sinn
voller und sozial gerechter Form ein Neuauf
bau durchgeführt wird." Weiters : "Es gilt aber 
auch 'Zu vel1hindern, daß etw.a in ,k:urzer Zeit 
auf Grund der Geldw-ertverdünnung wieder 
eine solche Regelung überholt ist." 

D as ist nicht meine Meinung, das sagte 
der j etzige Herr Vtizekanzler Ing. Häuser, 
-allerdings zu einer Zeit, als er noch Opposi
tionsabgeordneter und -Dauerredner an diesem 
Pult gewesen ist. Wenn der Herr Abgeordnete 
Häuser damals sagte, die Kernfrage der For
derungen, um die es seit Jahren g eht, ist die 
Milderung der Progression, so habe ich dem 
nichts hinzuzufügen. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Herr Finanzminister! Herr Bundeskanzler! 
Vor ,allem meine -Damen und Henen, die Sie 
in den Jahren 1966 bis 1970 hier diese Forde
rungen vertreten haben : Handeln Sie endlich, 
damit das österreichische Volk wieder etwas 
ruhig,er leben kann! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Wille. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wille (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die OVP hat einen Antr,ag in 
Form .einer dringlichen Anf.r,age eing;ebracht, 
in dem sie neuerlich die Senkung der Lohn
steuer verlangt. Wenn man die drei Fragen 
liest, die an den Finanzminister gestellt wer
den, dann wird man nicht sagen können, daß 
das nicht legitime und vernünftige Fragen 
wären. Es s'ind Fragen, die wir als GeweI1k
sChafter in der gleichen Weise ,an den Finanz
minLster gestellt 'haben, und es ,gribt von uns 
dageg-en wohl kaum einen ,Einwand. Ich frage 
mich aus diesem Grunde, warum denn eini,ge 
unserer Kollegen, wenn wir das sagen dürfen, 
glauben, anläßliCh der De'batte eines so ernsten 
Problems (Abg. G I  a s e  r: Das sind aber von 
Ihnen sehr wenige!) die FUI1lktionäre des OOB 
als Beschwichtigungshofräte bezeidmen zu 
müssen. 

Im übrigen handelt es sich dabei um einen 
Ausdruck, den führende G ewerkschafter seit 
1 945 immer wieder gehört haben. Ich glaube, 
daß seit 1945 wenig Versammlungen verstri
chen sind, tin denen wir nidlt gehört hatben, 
daß wir, die Funktionäre des OGB, BesChwich
tigungshofräte wären und der OGB der schla
fende Riese dieses Landes sei .  Ich glaube arber, 
daß wir im Hohen Haus doch ein wenig ernster 
über diese Fragen diskutieren und einen Weg 
suchen sollen, weil ich glaube, daß wir alle 
wissen, daß die Teuerung - was nun immer 
vor einigen Jahren oder heute dazu gesagt 
wurde und wird - in den nächsten Jahren 
zunehmen wird und möglicherweise zu einer 
sehr ernsten Fr,age der Demokratie -ins-gesamt 
und damit des freiheitlichen Wirtschaftssy
stems werden kann. Ich glaUlbe also, daß wir 
aus diesem Grunde die Teuerung als zentrale 
Frage des heutigen Tages doch ernstHch dis
kutieren s ollen. 

Wir sollen uns nicht verdächtigen. Ich ver
stehe deswegen auch in keiner Weise, warum 
unser Freund Mock die Au:fifassung vertritt, 
wir hätten als Sozialisten nie etwas für Selb
ständige übrig geha'bt und nun hätten wir 
plötzlich -auch nichts übdg für Unselbständige ; 
wir hab€n also überhaupt kein Verstä:ndn.iJs 
für den Osterreicher mehr. Er meint, der sozia
listische OGB-Präsident hätte keine ,andere 
Aufgabe, als dem Finanzminister die Mauer 
zu mamen. (Zwischenruf bei der OVP: 
Stimmtf) Darf .ich doch sagen, daß im OGB 
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kein Zweifel da:rüber aufkommt, daß Benya 
der Präsident des oOB - aller Fraktionen -
ist. Und wenn man ,auch nur so kurz im oOB 
ist, wie das heim Kollegen ,Mock nun einmal 
passiert ist, dann sollte man sich doch zu 
seinem Präsidenten bekennen und i,hn nicht 
von vorn'herein verdächtigen. (Heiterkeit bei 
der oVP. - Ruf: Er ist eben nicht betriebs
blind!) Ich weiß -nicht, ob 'Sie alle das Gebot 
kennen: "Du sollst kein falsches Zeugnis 
geben wider deinen Nächsten." (Beifall bei 
der SPo.) Das möge man doch auch beden
ken. 

Wenn schließlich ,auch die Meinung vertre
ten wird, daß die SPO immer wieder mehr 
Abhängigkeit 'bringt, also den Osterreicher 
und den Arbeitnehmer ,in  größere kbhängig
keit vom Staat und von der G esellscha:ft 
bringt, dann möchte ich ,auf die ,großen Schwie
rigkeiten aufmerksam machen, die wir schließ
lich gemeinsam bei der neuen Arbeitsverfas
sung zu bewältigen hatten. Aber daß irgend
wo die Idee aufgetaucht wäre, neben den all
gemeinen Verdächtigungen und Polemiken, 
daß es der SPO darum ginge, die Abhängi'gkeit 
des Staats'bür,gers vom Staat zu erzielen, das, 
gja:u:be ich, hat doch mit uns,eI"er Aus,einander
setzung nichts zu tun. 

Während des OV.P-Parteitages ist unter 
anderem von einigen der Delegierten die For
derung erhoben worden, daß eine Allianz mit 
den Schw,achen aufge,baut -werden müßte. Das 
ist eine ,Forderung, die j eder von uns aus gan
zem Herzen versteht, und wir werden uns hier 
treffen. Ich erinnere aber gerade in diesem 
Zusammenhang dar an, w,as Sie alles zu uns 
ges,agt haben, als wir dazu über'gingen, die 
Abschrei1bmöglichk:eiten anläßlich der Verehe
l ichung umzusetzen in eine Hochzeitsga'be, die 
für j eden Osterreicher gleich ist. Wer war es 
denn, der uns ,als die großen Nivellierer be
zeichnet 'hat? (Abg. Dr. B 1 e n k: Das stimmt 
ja auch!) Stimmt! - Wir hören es schon wie
der. ·Ich war der Meinung, -es geht darum, 
eine Allianz mit den Schwachen -aufzubauen, 
und kaum wird das Wort gesagt, wird man 
wieder als Nivellierer bez eichnet, wenn man 
dafür sorgt, daß der Staat für j eden, der hei
ratet, denselben Betrag ausgibt . 

Ich weiß schon, Kollege Blenk, daß Sie .für 
diej enigen, die sowieso ,gut verdienen, höhere 
Steuerabsetzbeträge 'haben wollen. Aber dann 
sagen Sie doch nichts von der Alli.anz mit 
den Schwachen ! (Beifall bei der SPO .) 

Darf ich daran erinnern, daß wir uns bemüht 
haben, für die K:inder die Absetzbeträge von 
der Steuer zu erreichen, und wir haben das 
mit dem derzeit gültigen Einkommensteuer
gesetz auch erreicht. Von vielen Ihrer Funk
tionäre sind wir ,wiederum als die Nivellierer 

beschimpft worden, weil nun nahezu jeder 
Osterreicher für sein Kind vom Staat gleich 
viel erhäl.t. Ich hahe da,s noch sehr ,gut .in .den 
Ohren, weil 'ich mich gewundert ha'be, wie es 
denn möglich ist ,  daß man das s.agt, selbst 
wenn man es will :  Es kann doch nicht jeder 
gleich viel kriegen, wenn der eine, ein Akade
mi'ker beispielsweise, für die Ausbildung sei
nes Kindes mehr ausgibt. Viele Funktionäre 
von Ihnen haben uns als Nivellierer .bezeich
net. Da würde ich Ihnen empfehlen, gleich wie 
die FPO zu sagen, daß Sie an den s ozialen 
Aufsteigern, aber nicht ,an einer Allianz mit 
den Schwachen linteressiert sind ! 

Ich weiß zwar, DAAB ist nicht die christ
liche Gewerkschaftsfr,aktion, aber ich war 
immer der Meinung, ·es müßte einem Soziali
sten doch möglich sein, mit einem christlichen 
Gewerkschafter darüber zu reden, daß bei
spielsweise die Schülerfreifahrten doch für 
die sozial Schwachen eine große Errungen
schaH sind, daß das freie Schulbuch eine große 
Errungenschaft ist für die vielen Bauernkin
der, für die vielen Arbeiterkinder. Warum sagt 
man nicht, daß für die Schw.achen sehr viel 
erreicht worden ist? Oder wenn wir die Ge
burtenbeihiUe verdoppeln, wenn wir das Ka
renzurlaubsgeld verdoppeln I Warum sagen Sie 
nicht, wenn Sie von der Allianz mit -den 
Schwachen reden, daß die Pensionen von 1970 
auf 1974 um 46 Prozent gestiegen sind und 
die Erhöhung der Mindestpensionen 65 Pro
zent beträgt? (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  Unsere Ini
tia tive!) Herr Generalsekretär! Ich rede von 
der Allianz mit den Schwachen und noch 
nicht von der AlHanz mit der Industrie !  A'ber 
auch dazu werde ich ebwas sagen. 

Nun aber zur Steuerbelastung selbst. Zwei
fellos ist es richtig, daß die steuerliche Be
lastung zunimmt. Aber warum hat niemand 
von Ihnen den Mut - ,es wäre doch schön -, 
auf die Unterlage des Finanzministers hinzu
weisen, die anläßlich seiner Budgetrede ver
öffentHcht wurde? In ,ihr .i,st doch klar ,sichtbar, 
daß die steuerliche Belastung nur in zwei 
europäischen Staaten geringer ist als in Oster
reich. Das heißt doch, .daß j a  das, was ,in 
Osterreich passiert, nicht etwas so Ungeheuer
liches sein kann. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das 
steht  nur auf dem Papier!) Wenn Sie sagen, 
daß das nur auf dem P.apier stelht, dann darf 
ich Sie Ibitten, daß Sie sich auf die Quellen 
verlassen, die Ihnen hier angege'ben worden 
sind. 

Wir haben s·echs Jahre Hochkonjunktur. 
Wir -haben eine Periode der Hochkonjunktur, 
wie es sie .in Osterreich bisher noch nicht ga.b, 
und in dieser Periode der Hochkonjunktur ist 
doch nichts selbstverständlicher ·als das Be
mühen, die Finanzschuld des Staates abzu-
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bauen. (Abg. G r a  f: Bis jetzt ist sie nur ge
stiegen!) 1 970 betrug die Finanzschuld des 
Staates gemessen am Bruttonationalprodukt 
- und das ist die einzig objektive Größe -
1 2 ,6 Prozent, 1 974 wird sie 9 Prozent Ibetra-g-en. 

Ich frage : Wann sollen wir denn sparen, 
wann sollen wir denn die Finanzschuld ab
bauen, wenn nicht in der Hochkonjuniktur? 
(Beifall bei der SPO.) 

Nun zur -geplanten Steuersenkung selbst. 
Wie gesagt, Ihren Antrag finden wir erstens 
vernünftig, zweitens sind die Fra'gen, die Sie 
steHen, sehr verständlich, -für jede Partei und 
natürlich

' 
auch für die OVP. Aber wenn · Sie 

wissen, daß der OGB verhandelt, warum wer
den Sie dann so nervös? Warten Sie doch ein 
bisserl l (Heiterkeit bei der OVP.) Sie Iwerden 
sehen, daß diese Verhandlungen zu einem 
brauclrbaren Ergehnis ·fUhren werden ! (Beifall 
bei der SPO.) Sie haben keinen wie immer ge
arteten Grund, dem OGB .in dieser oder in 
einer ,anderen Frag·e 'zu mißtrauen. 

IMeine Damen und Herren, w,as hat es für 
einen 'Sinn: Im Oktober 1973 bringen ISie 
einen Antrag auf Steuersen"kung ein - es ist 
Ihnen spät _eingefal.len -, die bere,its !am 

1 .  Jänner 1974 in Kra'ft treten sollte. I'hr Wirt
scha:ftswissenschaftler Professor Kor-en -er
klärte im Jänner 1 974 dagegen, als wir den 
Schock der Olkrise noch in den Knochen 
hatten, er rechne damit, daß es mit 1 .  Jänner 
1975 eine Steuersenkung gebe. Der ,hat das 
schon gewußt l Jetzt plötzlich ist es opport'lln, 
zu Beginn des Ja'hres neuerlich den Antrag 
auf Serukung zu steHen. (Abg. Dr. W i e s i n
g e r: Zuerst waren wir zu spät daran, jetzt 
sagen Sie, wir sind zu früh!) Leider, Herr 
Kollege Wiesinger, Sie erwischen es wirklich 
nicht richtig, aber das ist nicht unser Problem! 

Als ich darüber mit einem Wütschaftssach
vers.tändigen -g,esrprochen habe, daß d as Ganze 
doch nicht paßt, war er der 'Meinung - ent
schuldigen Sie mir den Ausdruck -, Koren 
wäre in der Wirtschaftspolitik der Laubfrosch, 
der sich am Wetter orientiert. 

Uber die Inflation ist wieder viel geredet 
worden, wie hier in dies-ern Haus schon so aft. 
Es ist wieder die Behauptung ,aufgestellt 'Wor
den: Für die Inflat'ion gibt es einen Schuldigen, 
und der Schuldige ist der Finanzminister, ist 
die Bundesregierung. (Abg. G r a i: GenauJ) 
Bravo, Kollege Graf, wie Sie das schon wissen ! 
Sie ha'ben das auswendig gelernt, das merkt 
man ganz genau. Sie lernen auswendi.g ,  daß 
di.e Teu.erung von der R!egi-erung kommt. Auch 
wir werden auswendig lernen - allerdings 
etwas viel Sinnvolleres, nämlich d ie Ver
br,aucherpreisentwicklung .in der OECD. Es 
würde Ihnen gerade als Präsident einer Wirt-

sch,aftskammer -gut anstehen, wenn Sie 
mehr . . . (Zwischenruf bei der avp.) Der 
Kollege Ausch ist ein guter Freund von mir, 
aber einer, der die Entwicklung der letzten 
Jahre, die weltweit ganz andere Probleme an 
uns herangebracht 'hat, nicht mehr so ganz 
verarbeitet hat. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das wer
den wir ihm erzählen, daß er nicht mehr für 
voll genommen wird! - Weitere Zwischen
rufe.) 

Wir werden Ihnen bei j eder G elegenheit, ob 
Sie das nun 'Wollen oder nicht, die Verbrau
cherpreisentw.icklung in der OECD vorhalten. 
Wenn man die 20 Länder der OECD zu einem 
Vergleich heranzieht, dann wird man - es 
sind j.a keine EI1hebungen des Finanzmini
sters - zugeben müssen, daß asterreich nun 
einmal bei 20 Ländern an der 17 . Stelle steht. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß die 
Teuerung und die Probleme, die damit in 
Zukunft aruftreten werden, ernste Probleme 
sein werden, und es wird für uns alle gut 
sein, wenn wir dann noch den Mut und :die 
Lust haben, ordentlich miteinander zu reden. 

Es -hat keinen Sinn, sehr geehrte Herren, 
wenn man bei Parteitagen und so weiter 
immer wieder sagt, wie das beispielsweise Ihr 
BundesparteiO'bmann Dr. Schleinzer -getan hat : 
Wir werden in ZUkunH nicht alles haben kön
nen, und 'Wir werden von der ZukunH nur das 
haben kJönnen, wofür w:ir mehr als ein 
Lippen'be'kenntnis ,alblegen. Wir werden nach 
wie vor den Willen zur Leistung brauchen, 
wenn wir den 'Kamp'f gegen die Armut und 
so weiter gewinnen wollen. 

Ich .glaube, man sollte derartige lBehauptun
gen nicht nur bei Parteitagen aufstellen, son
dern man sollte mit der Realität, d ie da .ist, 
versuchen -fertigzuwerden und nicht -auf -einer 
PopularitätsweUe schwimmen. (Abg. K r  a f t: 
Mit der werdet ihr aber nicht fertig!) 

Wenn man bei den Problemen, die heute 
wieder einmal aufgezeigt worden sind, Teue
rung, Steuerprobleme, berücksichtigt, in wel
chem Ausmaß sich die Gesellschaft in den 
letzten Jahren verändert hat, dann wird man 
zugeben müssen, daß das eine sehr imposante 
Entwicklung ist. (Abg. F a  c h i  e u t n e  r: Das 
kann man wohl sagen!) W-ir haben erst kürz
lich gemeinsam zwei Gesetze 'beschlossen, die 
von allen Parteien als "Jahrhundertgesetze" 
bezeichnet worden sind : Nach 100 J,ahren ein 
neues Strafrecht, nach 100 Jahren eine neue 
Gewerbeordnung, die längste 'Periode Hoch
konjunktur, die höchste Beschäftigtenziffer 
(Abg. F a  c h i  e u t n e r: Die höchste Infla
tionsrate!), endlich eine Reorganisation der 
Staatsindustrie und die dynamische Bewälti
gung einer Reihe von .anderen Fragen. 
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Ich ,glaube also : Wenn hei großen Veran
staltungen, wie b eispielsweise kürzlich erst -
Kollege Glaser, Sie werden das joa nicht ganz 
an sich haben vorbeiziehen lassen -, von 
einem neuen "Geist von Salzburg" die Rede 
war, der uns alle mahnt, ,in den :industri!Mi
sierten und entwickelten Ländern Maß 'Z'U 
halten und nicht einfach Popularitätspolitik zu 
Ibetreilben, weil e'ben die DemokI�atie sehr 
leicht aufs Spiel gesetzt werden könnte (Abg. 
G I  a s e  r: Da schauen Sie in die falsche Rich
tung! Sie müssen zu Androsch schauen!), dann 
sollten wir das anläßlich all dieser Diskussio
nen berücksichtigen. Ich .glaube, wir haben 
keinen wie ,immer gearteten Grund, vom Staat 
nicht 1)U verlangen, was e r  ungerechtfertigt 
bekommen hat. Aber ich -glaube, wir sollen 
j edem das Seine lassen. Derjenige, der so viel 
Geduld aufbringt und die Verhandlungen mit 
dem Finanzminister .abwartet, der wird sicher 
seIn können, daß wir ,auch in dieser Frage für 
die österreichische Wirtschaft und für den 
österreichischen Staat, a!ber natürlich auch für 
den Osterreicher und für den österreichischen 
Arbeitnehmer zu einem vernünftigen Ergebn-is 
kommen werden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Keimel. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP) : Herr Prä
sident ! Meine ,namen und Herrenl Herr Ab
geordneter Wille hat zum ernsthaften Ge
spräch aufgerufen. Offensichtlich gilt das nur 
für uns, für sich selbst will ·er das aber nicht 
gelten lassen, wenn er s einen eigenen Wirt
sdla'fts.fachmann Ausch als ,ahgeschrieben und 
als verkalkt 'bezeichnet hat und wenn er Pro
fessor Koren, immerhin einen in Huropa aner
k,annten Wirtschafts.fachmann, einen "Laub
frosch" nennt. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Dazu muß ich s.agen, Herr Abgeordneter 
Wille : Sie könnten froh sein, wenn Sie manch
mal solche "Laubfrösche" , solche Wirtschafts
frösche, solche W ettervor.ausseher in Ihren 
Reilhe-n hätten. Er hat bereits vor zwei Jahren 
darauf hingewiesen, wohin diese inflationäre 
Entwicklung füihren wird. Wir haben daraU!f
hin ein Stabilitätsprogramm vorgelegt. Aber 
damals waren wir noch die Kass.andrarufer! 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. Dr. T u  1 1: 
Was heißt "waren" ? - Weitere Zwischenrufe. 
- Präsident Dr. M a l  e t a  gibt  das Glocken
zeichen.) 

Professor Koren hat bei der Beschlußfassung 
über die Einkommen- und Lohnsteuerreform 
1 973 - also bereits 1972 - dar.auf hinge
wiesen, daß bei dieser Entwicklung p er 
1 .  Jänner 1974 eine Anpassung wir.d erfolgen 
müssen. nas war auch sehr weit vorausge
schaut, wie wir s ehen. 

I ch  hatte, meine sehr geehrten Herren, eine 
ganz andere Aussage vorbereitet, 'und zwar 
eine mit Zahlen belegte, eine ernste, wie Sie 
es wollten, eine mit kl.aren Unterlagen. Meine 
Vorredner haben das Zahlenmaterial bereits 
gebracht. Aber gerade auch die heutige Frage
stunde hat meine Stimmung in eine etwas 
andere Richtung .gelenkt. Es ist unerträglich, 
in welch polemischer und in welch demago
gischer Form, mit Verdrehungen, mit Nicht
beantwortung von Anfragen und mit bewuß
ten Halbwahrheiten 'Vor allem gerade der Herr 
Finanzminister nicht nur die Offentlichkeit 
für dumm verkauft (Abg. Dr. T u  1 1 : Das sind 
keine Halbwahrheiten!), sondern von der 
Regierungsbank herunter Abgeordnete, wenn 
ich das so sagen darf, abhandelt und behan
delt! (Zustimmung bei der OVP. - Zwischen
rufe bei der SPO.) 

Sie, Herr Finanzminister, haben heute von 
der Regierungshank aus dem Abgeordneten 
Fr,auscher, ohne seine 'Frage 'Zu beantworten, 
die ,gelautet hat, ob der Gewerkschaftsbund 
auch bei I'hnen ,angefragt 'hat oder ob er vor
stellig geworden ist - Mehrwertsteuerfrage ; 
Sie wissen es noch -, enklärt : "Der Unter
schied ist offenbar der, daß es Ihnen darum 
geht, die Privateinkommen einiger zu er
höhen." 

Das :ist, Herr Finanzminister, eine uner
hö rte 'und unerträgliche Unterstellung sonder
gleichen ! (Zustimmung bei der O VP. - Abg. 
Dr. T u  1 1 : Wollen Sie die Fragestunde fort
setzen?) Ob der Gewerkschaftsbund an Sie 
her,angetreten ist, ob Sie darüber 'gesprochen 
haben - diese Fr,ag·en haben Sie bis j etzt im 
Haus noch nicht !beantwortet! (Neuerliche Zu
stimmung bei der OVP.) 

Aber ich fra.ge auch Herrn Präsidenten 
Beny,a - bei aller Höflichkeit -, nachdem der 
Herr Präsident so seihr auf die Einhaltung der 
G eschäftsordnung bestanden hatte und sofort 
reagiert hatte, als zum Beispiel Abgeordneter 
Sandme·ier eine vielleicht extensivere Aus
legung der Frage wollte, und diese Frage so
fort ,abgelehnt hatte : Warum, Herr Präsident 
Benya, greifen Sie nicht hier ein, !Wenn sich 
Minister so benehmen? (Zustimmung bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

V,iele Minister, vor allem der Herr Finanz
minister - ,ich möchte das hier einmal zur 
Sprache bringen -, haben es sich ,zur Ange
wo'hnheit 'gemacht, die zweite Zusatz'frage 
überhaupt nicht mehr zu beantworten ! (Rufe 
und Gegenrufe zwischen Abgeordneten der 
SPO und OVP. - Präsident Dr. M a l  e t a 
gib t das Glockenzeichen.) 

Ich weiß, daß das unangenehm ist. Ich habe 
g esagt : Bei aller Höflichkeit vor dem Präsi
d enten muß d as einmal zur Sp rache gebracht 
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werden ! So verlagern wir j a  noch mehr, meine 
Damen und Herren, das Ungleichgewicht zwi
schen Regierung und Parlament zuungunsten 
des Parlamentes. Aber offensichtlich s ind das 
ja auch ·immer wieder Vernebelungsmanöver, 
um die .wahre Politik, die dahintersteckt, zu 
verbergen. 

,Um bei diesen polemischen H albw,ahrheiten, 
aber auch bei ganzen UnwahI1heiten der SPO 
und der von ihr getmgenen Reg·ierung zu 
bleiben, werde ·ich doch noch eini,ge markante 
Zahlen :bringen, die auch die Herren Abge
ordneten Wi lle und Hafstetter noch etwas, 
zumindest in ihrer Geschichtsfindung, unter
stützen werden. 

1966 hatte die OVP ein krankes Budget ge
erbt. Am Budget ist  nämlich die Koalitions
regierung gescheitert. Die OVP hat dieses 
kr,anke Budget ,innerhalb von vier Jahren 
saniert, meine Herren ! (Zustimmung bei der 
GVP. - Abg. Dr. T u  1 1 : Wer war denn da
mals der Finanzminister, der das kranke Bud
get erstellt hatte? Wer war denn damals 
Finanzminister?) Das höre ich gerne : Durch 
die Forderungen, durch die Oppositionspoliti:k 
der Koalitionspartei SPG - (Rufe bei der 
GVP: Jawohl! - Abg. Dr. T u  1 1 : Aber reden 
Sie doch nicht so!) das ist  ein sehr netter 
Zwischenruf, aber -ich kann infolge der kurzen 
Zei t nicht darauf ·eingehen - und durch die 
Sdmldenpolitik. Sie, Herr Kolleg'e, ha'ben 
offensichtl.ich den F.inanzbericht Ihres Finanz
ministers nicht gelesen.  In dies·em Bericht 
steht drinnen, daß mit die,ser Schuldenpolitik 
die OVP-Regierung die Hauptlast der Stabili
sierungspoLitik übernommen hat. D as s.teht, 
bitte, im Bericht des Herrn Dr. AndroschI Aber 
Sie werden es bes.ser w,issen! 

Die OVP hat 1 966 eine Wirtschaft .in 
einem Tief übernommen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, und hat die Wirtschaft 
innerhalb von drei Jahren aus dem größten 
Tief der letzten 15 Jahre herausgeführt. 
(Ironische Heiterkeit bei der SPG.) Die sozi,a
listische Regierung hat dann jedenfalls eine 
florierende W.irtschaft 'Und einen .gesunden 
Staatshaushalt ü'bernommen ;  und das alles 
zusammen 'bei maximal 3 Prozent Teuerungs
rate r Diese Teuerungsrate entstand aus einem 
ganz bewußten, aus ·e.in.em nötigen Deficit
spending. 

Was 'hat nun diese SPO-Regierung daraus 
in einer Höchs1lkonjunktur - man kann gar 
nicht mehr von einer Hochkonjunktur spre
chen -, in einer Dauerkonjunktur gemacht? 
Die Nettoeinkommen sind um 10 Prozent ge
sunken. Um 10 Prozent! Das geht aus der 
Statistik der Arbeiter.kammer hervor. 

Die AIIbeitskosten der Industrie sind allein 
im letzten Jahr um 9,2 Prozent gestiegen. 
Das geht auf die Konkurrenzfähigkeit unserer 
Wirtschaft gegenüber dem Ausland. Die Lohn
steuer aber jst um 38 Prozent gestiegen. Das 
geht auf den Leistungswillen unserer arbeit
samen Bevölkerung. Die Mehrwertsteuer 
wurde zu einer echten "Mehrsteuer" . Sie i st 
um mindestens 1 Proz'ent zu hoch g·egenüber 
der früheren Umsatzsteuer und bringt da'für 
dem Finanzminister pro Jahr 3 Milliarden 
Schilling mehr. Die Inflationsrate ist per anno 
um 7,5 Prozent bis 8 Prozent .gestiegen ; seit 
Antritt der sozialistischen Regierung um über 
28 Prozent. 

Die öffentlichen Steuern und Abg,aben sind, 
nur von 1 913 auf 1 914 präliminiert, um über 
10 Prozent gestiegen. Es stimmt nicht, daß wir 
im unteren Feld liegen. Wir liegen in der 
Steuer- und gesamten Abgabenbelas.tung, 
meine .sehr geehrten Renen von der soziali
s.tischen Fraktion, im Sp.itzenfeld Europas. 

Die Staatsschulden, Herr Abgeordneter 
Wille, haben den Höchststand seit Kriegsende 
erreicht. So schauen auch Zahlen aus, und 
dazu kommt noch vieles andere. Jetzt, in einer 
Höchstkonjunktur, in einer Dauerkonjunktur, 
ist das Bud-getdefizit mit 1 6  Milliarden Schil
ling das höchste. Das Zahlungsbilanz defizit 
wird beinahe schon chronisch. Das erste Mal 
haben wir einen starken Abfluß von Devisen
reserven und werden 1 914 noch m ehr davon 
haben. 

Das, meine sehr geehrten Damen und Her
ren der sozialistischen Fraktion, haben Sie 
während einer Höchst- und Dauerkonjunktur 
aus dem übernommenen Erbe gemacht. Hier 
schlittern wir in eine echte Krise hinein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren l 
Es entsteht mit der sozialistischen Steuerpoli
tik, gepaart mit der Inflationspolitik, diese 
Doppelschere für j eden Bürger unseres Staates : 
Auf der einen Seite werden die Scheine in
kommen beim Lohnempfänger, 'beim Gehalts
empfänger genauso wie beim Unternehmer 
und beim Selbständigen progressiv wegge
steuert. Ich möchte hier auch einmal klarstel
len:  Es gibt nicht nur Scheineinkommen bei 
den Arbeitnehmern. Wenn Sie meinen, 12 Pro
zent, 1 4  Prozent Steigerung ist nur das Nomi
nelle, da bleiben dann 3 Prozent oder 4 Pro
zent real,  dann muß ich sagen : Das ist genauso 
ein Scheingewinn in unseren Unternehmen, 
und das ist genauso ein Scheineinkommen bei 
den Selbständigen. 

Auf der anderen Seite wird das Nettoein
kommen durch die Geldentwertung, durch die 
Inflation, immer weniger wert: wieder beim 
Lohnempfänger, beim Gehaltsempfänger. Bei 
dieser Gruppe schlägt es sich auf den Konsum. 
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Man kann weniger konsumieren, man kann 
vor allem weniger sparen. Bei den Unterneh
mungen wird es gerade hinsichtlich der lnve
stitionstätigkeit immer weniger wert, weil die 
erste Funktion des Gewinnes in unseren Unter
nehmungen die Investitionsfunktion ist. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren ! Das müssen 
wir uns auch einmal klarmachen. 

Aber auch der Finanzminister steckt mit 
seiner fixen perzentuellen "Handelsspanne" 
- wenn ich die Mehrwertsteuer auch so be
zeichnen darf - ungerechtfertigte Extr.aprofite 
ein. Der Ausdruck "ungerechbfertigte Extra
profite" stammt vom sozialistischen OGB
Funktionär Dr. Lachs. Ich fordere d�her die 
sozialistische Fraktion des OGB auf, hier nicht 
nur sozialistische Regierungspolitik zu 'betrei
ben oder zu vertreten, sondern völlig obj ektive 
Interessenvertretung zu sein. Dann können 
wir schon miteinander reden. 

In der W-irtschaH haben wir immerhin noch 
den Wettbewerb. Ich kenne sehr viele Minus
spannen. Wir vertreten keine über'höhten Ge
winne. Meine s ehr geehrten Damen und Her
ren ! Ich auch nicht! Wir ,brauchen nur immer 
den Wettbewerb zu stärken. Das tun wJr j a  
Ibek..anntHchl 

Zur Bildung von Monopolen schreiten ganz 
andere auf dieser Seite. Der Finanzminister 
hat das Steuermonopol. Er treibt seine Spanne 
beinhart ein. (Zustimmung bei der OVP.) Er 
treibt sie auch von den erhöhten Rohstoffprei
sen aus dem Ausland, von den erhOhten Roh
ölpreisen ein. Ich ·habe i'hn deswegen schon 
einmaJ b eim Rohöl den "Kriegsg·ewinnler des 
NahostkonfHktes" genannt. (Neuerliche Zu
stimmung bei der rtJVP.) 

Meine sehr g e ehrten Damen 'Und Herren! 
Aber all das, was ich hier sage, w,issen natür
lich dieser Finanzminister und die sozialisti
sche Regierung ganz genau. Das ist ihnen 
nichts Neues ! (Abg. Dr. M u s  s i I: Nicht 
immerJ) Es ·erhetbt sich daher die Fr.ag e :  Was 
steckt denn 'eigentlich hinter dieser Politik? 
- Das ist eben beinharte sO'zialisHsche Gesell
schaftspolitik, was i ch  Ihnen beweisen werde. 
Ja, an Beispielen, Herr Finanzminister! 

Herr F·inanzministerl Sie' haben hei der 
Finanzw,issenschffftUchen Tagung in Igls 1 972 
höhere Steuern und kbgathen angekündigt, 
und zwar unter dem Motto der "öffentlichen 
Armut" und des "privaten Reichtums" . (Abg. 
M ü h l b a c h e r: Wo sind die höheren 
Steuern?) "affentliche Armut" und "privater 
Reichtum" in einem Land, das mit den Steuern 
und Albgaben .an der iSpitze .jn Europa liegt, 
vor allem aber auch i n  einem !Land, das die 
meisten versta.atlichten, also i n  öffentlicher 
Hand befindlichen Unternehmen und den größ-

ten gemeinwirtschaftlichen Bereich hat. Sie 
sagen : "öffentliche Armut" und "privater 
Reichtum". Die Tatsache ist eine ganz andere ! 
Sie ist eine "öffentliche Verschwendung".  Hier 
können wir sp.aren, wenn Sie fragen :  Wo her
einbr.ingen? Der öffentlichen Verschwendung 
steht die private Hilflosigke.i.t j,edes Staats
bürgers .gegen diesen wachsenden Moloch des 
sozialistischen Bürokratiestaates ,gegenüber. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. M ü h 1-
b a  c h e r: Wo is t Ihre Lebensqualität?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Zahlenspielereien führen hier teilweise zu 
einer bewußten Fälschung. Ich kann ein paar 
Beispiele bringen : Die letzte Lohn- und Ein
kommensteuerre'form sollte - wie Sie es 
nannten - allen etwas "bringen". Sie haben 
von 5 Milliarden Schilling gesprochen. Sie 
hat gar nichts gebracht - das ist eine falsche 
Terminologie -, sie hat um die 5 Mil
liarden Schilling weniger "genommen" . Ge
bracht !hat es ,g,ar nichts ! 

Gleichzeitig ,aber nimmt die Mehr.wertsteuer 
mit dem überhöhten Satz von zumindest 1 Pro
zent gegenüber der alten Umsatzsteuer der 
österreichischen Bevölkerung 3 Milliarden pro 
Jahr. Und .gleichzeitig 'Überwälzt der Herr 
Finanzminister, also der Staat, an die Sozial
versicherungspflichtigen, an die ,Arbeitnehmer 
in Os terreich durch Beitragserhöhungen nach 
der letzten IASVG-Novelle 2,3 Milliarden bis 
hoch gerechnet 2,9 Milliar·den SchilLing; per 
saldo nimmt der Staat mit allen diesen zusam
mengenommenen Gesetzesänderungen mehr, 
als er ga:b und gibt. Vor diesem Hintergrund 
werden natürlich auch die Verhandlungen der 
Sozialpartner, die Lohnverhandlungen, die 
Verhandlungen der Kollektivvertragspartner 
immer schwieriger. 

Das -ist sozialistische Gesellschaftspolitik 
wie aus dem Lehrbuch etwa der "Roten MaIlk
lderungen", des schwedischen MyrdJal-Berich
tes, wo es heißt: 

Progressive Besteuerung bringt bei den 
wenigen Reichen nichts, 7lU wenig. Daher müs
sen die breiten Schichten der mittleren Ein
kommensibezieher s tärker besteuert werden. 
- J,awohl, d as machen 'Sie! (Bundesminister 
Dr. A n d r 0 s c h: Beweisen Sie das!) 

Aber es steht auch drinnen : Wenn die Be
lastungsgrenze erreicht .ist, bietet sidl. ein 
Ausweichen, ein Anheben der Sozialvers-iche
rungsbeiträge ·an. - Machen Sie auch! Aus 
dem Lehrbuch der "Roten Mar.kierungen" . 

Herr Finanzministerl Sie !haben mir zuge
flüstert, daß Sie einen lBeweis ha:ben wollen. 
Herr Finanzministerl  Sie haben sich dom mit 
dieser sozi.alistischen Gesellscha;ftspolitik .auf 
dem ISPD-Parteitag ,in Hannover gebrüstet. Sie 
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haben her.ausgehoben, wie weit ,wir schon Maßnahmen eingeleitet wissen, die letz tlich 
sind. So ein bisserl bele'hrend, wie wenig weit der Strukturverbesserung dienen sollen. (Prä
Ihre Genossen draußen noch sind . sident Dr. M a l  e t a  gib t das Glockenzeichen.) 

Schließlich auch im eigenen Lande hat Bür
germeister Gratz, ·der erste - wie ich jetzt 
höre - Thronfolger seinem zweiten in der 
Er.b'folge, Androsch, im Fernsehgespräch nach 
dem Parteitag bestätigt, auf die Frage des 
Interviewers , ,was ,ihm, Gratz, am Finanzmini
s ter Androsch besonders gefalle : daß er als 
Finanzminister sozialistische G esellscha'fts'Poli
tik betreibe. B rauchen 1Sie aber die vi er noch 
me'hr Beispiele - ich halbe leider keine Zeit! 
(Beifall bei der OVP.) 

Sie betreiben hier also eine Politik des all
mächtigen Staates. Sie betreiben hier eine 
PolHik der allmächtigen Bürokratie, in der der 
e inzelne Mensch, der eill'zelne Bürger zur EDV
Nummer hera'bgewürdigt w ird. Des<hatb ,auch 
unser Kampf ,gegen diese SteuerpoliUk und 
gegen diese sozialistische G esellschaftspolitilk 
der Entmündigung unserer Bürger, der Ent
mündigung unserer Wi rtschaft. Deshalb auch 
unsere Forderung für die Rechte des einzelnen 
Menschen, wozu eben lauch zählt, daß :ihn der 
sozialistische Staatsapparat ÜJber das 'Steuer
und über das Inflationssystem nicht ausbeutet 
und nicht erpreßt. 

Meine 'Damen und Herren l  Wenn das alles 
nicht stimmt, was ,ich Ihnen sage (Abg. Doktor 
T u 1 1 : Daran gibt es keinen Zweifel, daß das 
nicht stimmt!), dann ha·ben Sie j etzt die beste 
G elegenheit daZ'u, dann h at auch die soziali
s tische Fraktion des OGB j etzt die Gelegen
heit, das Gegenteil zu beweisen. Es kommen 
j a  LOhnverhandl'ungen auf uns zu. Wir stehen 
schon mitten in den Lohnverhandlungen, :in 
den Lohnrunden. Und mit unserer Steuerfor
derung soll den Sozialpartnern eine vernünf
tige Lohnpoliti'k mit ermöglicht werden, !Weil 
der Steuerpflichtige nur das sieht, was :ihm 
bleibt. Denn die Preisethöhungen aus dem 
Ausl.and, meine Damen und Herren, können 
nicht albgegolten werden. Wenn Sie uns dias 
nicht glauben, dann glauben Si-e es wenigstens 
Ihren sozialistischen Wirtschaftsfachleuten. 
Einige haben Sie ja auch. Den ,Ausch müssen 
wir j etzt abschreiben, Herr Wille, der ,ist ver
kalkt, wie Sie sagen. Dann vielleicht den 
Herrn Kin21? Paßt Ihnen der? Das 'gle:iche hat 
Ihnen ·auch KlenneT g'esagt. 

Zum Zweiten. Es kommen doch schwere 
wirtschaftliche Stl"ukturänderungen - wir 
wissen das - auf uns zu. Es woird auch hei 
uns in der Vol'kswirtschaft - wir Ibleiben nicht 
stehen, wir sind nicht die Insel der Seligen -
zu einem Strukturänderungsprozeß kommen. 
Mit unseren Steueliforderungen, auch mit den 
j etzigen zum 1 .  Juli, ,also zur Mitte des J ahres, 
wollen wir doch auch wirtschatftspolitische 

Ich komme damit schon zum Ende, Herr 
Präsident. Am Parteitag der SPD hat der Vor
sitzende Kreisky gesagt - Sie werden es j a  
.alle wissen - :  

"Theorebisch ist es möglich, daß eine Partei 
einen großen W.ahlsieg erringen kann . . .  und 
doch während der darauffolgenden Legislatur
periode nur eine schwache Regierung stellt. " 
Wir stellen hiemit fest, daß das offensichtlich 
"nicht nur theoretisch" der ;Fall s ein kann ; 
die Pr.axis beweist etwas anderes. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präs,ident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck. Ich er
teile es ihm. 

Abgeordneter Dipl. -Vw. Josseck (FPO) : 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren!  Der Beg,inn der heutig,en Debatte 
hat aus meineT Sicht nicht -einer g,ewissen 
Pikanter,ie entbehr.t, als sich Herr Dr. Koren 
zu deT dr,ingHchen Anlfrag,e gemeldet hat. 
(Abg. G r a f: Hätte er Sie fragen müssen?) 

Ich kann Sie so schlecht verstehen. (Abg. 
G r a f: Ob er Sie fragen hätte sollen?) Sie 
müssen zuerst den Kaugummi aus dem Mund 
nehmen, dann verstehe ich Sie besser. (Heiter
keit und Beifall bei der FPO und bei Abge
ordneten der SPo.) Nun, natürlich b raucht er 
mich nicht 'zu fragen. Aber Sie erlauben mir, 
daß ich darauf antworte. (Ruf bei der OVP: 
Aber Sie erlauben es ihm?) Ja, j,a, ·ich erlaube 
es ihm. (Abg. G r a f: Ich habe ja leider den 
Kaugummi heute vergessen!) Ich verstehe Sie 
trotzdem sehr schwer, auch w enn Sie noch so 
schreien. 

Ich sagte, es ,entbehrt nicht einer gewissen 
Pikanterie, wenn ein Finanzminister dem ande
ren Finarrzminister vorwivft, daß e r  zuviel .an 
Steuern einhebt. Herr Dr. Koren ! Aus meinem 
Beruf her weiß .ich - und ich kann mich sehr 
gut an die Zeit erinnern, als Sie Finanzmini
ster waren, das muß auch g'esag.t werden -, 
daß die Bevölkerung mit Recht damals genau 
so gemeutert hat über die Steuerlast wie 
heute.  (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1.) 

Herr Dr. Keime! hat gesagt, Osterreich liege 
im Spit.zenfeld des Pro�Kopi�Au�kommens an 
Steuer. Das stimmt. Aber, Herr Dr. Keimel, 
eines muß man der Wa'hrheit willen auch fest
stellen : Das hat auch zugetroffen in der Zeit 
von Dr. Koren. Ich sage ausdrücklich: Ich muß 
hier die 'Sozi.alisten nicht verteidigen, aber es 
ist eine p i.kante Anmerkung am Rande. (Zwi
schenruf bei der OVP.) Ich habe es pik.ant ge
sehen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Ich habe schon 
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Pikanteres erleb t!) Na j a, gut, Herr Dr. Mussil, 
vielleicht auf einem anderen Gebiet, aber über 
das rede ich j etzt nicht. (Heiterkei t.) 

Mit der Lohn- und Eintkommensteuersen
kung, wie sie hier von der Osterreichischen 
Volkspartei ,in oder dringlichen Anfrage ang,e
peilt wird, sehen wir ,Freiheitlichen an und 
für sich nur ein Tei1problem. Man muß dies, 
glaube ich, unter ein Paket von Maßnahmen 
setzen, und .ich werde dazu dann ,auch ein 
Beispiel liefern. 

Wir Freiheitlichen haben bereits im April 
1 972 Vorschläge ausgeaI1beitet und unterbrei
tet, und wir haben die kommende Situation 
in den Folgejahren :lJwei,fellos richtig erkannt, 
als wir in unserer Ausarbeitung gesagt haben, 
es müßten d,ie Proportiona1bänder wesentlich 
breiter sein, es muß die Progressionsmilde
rung mit -breiteren Proportionalbändern auf
gefangen werden. Das beginnt schon damit, 
daß man eiben bis zu einem Betrag - so geht 
etwa unsere Vorstellung - von 60.000 S das 
Jahreseinkommen steuerfrei beläßt und die 
Proportionalbänder mit e,iner Breite von etwa 
1 00.000 S ansetzt. 

Es ist damit auch noch viel anderes erreicht, 
nämlich die Tatsache, daß es doch eine wesent
liche Arbeitsvereinf.achung :für jeden Lohn
verrechner darstellen würde. 

Sicher ist aber auch, daß die gesamte be
stehende österreichische Steuergesetzgebung 
den EJ.'Ifordernissen einer modernen Industr.ie
gesellschaift nicht mehr entspricht. 

Wir 'haben seinerzeit ,im April 1972 Jn unse
rem Vorschla,g erklärt, daß dazu ein General
plan notwendig wäre, der umfassen soll : eine 
Reform der Lo:hn- und Einkommensteuer dn 
unserem Sinne, wie ich ihn vorhin ausgeführt 
habe, aber auch - und das meine ich eben 
mit dem Palket - eine Reform der Verbrauchs
steuern. 

Die Umsatzsteuer, die wir seinerzeit vor
geschlagen haben in Form der -Mehrwertsteuer, 
ist nun vollzogen, aber auch hier würde sith 
der 'eine o.der landere Ansatzpunkt zu einer 
Vereinfachung und Änderung ergeben. 

Aber dieser unser Vordringlichkeits- oder 
Dringlichkeitgkatalog umfaßt eben Punkte wie 
verwaltungskostensparende Momente. Es 
müßte die ganze Steuergesetzgebung über
sichtlicher sein. Sie muß leichter verständlich 
sein. Sie muß vor allem gerecht und einfach 
sein, und - was Dr. :Bro.esig'kie auch ISchon 
aus.geführt hat - sie darf vor allem nicht lei
stunglshemmend sein. Das alles .in einem 
Pakiet gesehen. 

Ich glaube auch, daß dem Staat die mor-ali
sche Rechtfertigung zu einer so starken Be
steuerung fehlt, wenn er se�bst keine sparsame 

AusgabeIl!politik betreibt. Es wird zwar fort
gesetzt die Inflation beklagt, aber trotzdem 
wird von dieser Bundesregierung Inflation 
weiter betr.ieben. Es ist alber auch eine unbe
strittene T.ats-ache, daß der j eweilige Finanz
minister sehr schwer aus dem eingef.a!hrenen 
Geleis austbrechen kann, ist er doch weitgehend 
gebunden an Beschlüsse und Vereinbarun.gen 
aus den Vorperioden. 

Es rächt sich aber auth - das wurde von 
Dr. Keimel richtig ausgeführt - gerade unter 
der sozialistischen Regierung zwe.ifellos die 
G efälli�keitsdemokratie, die laufend betrieben 
wird. Nicht umsonst sagt man : Von der Wiege 
his zur Bahre vom Staat umsorgt und beschützt, 
ob man ,als Staatshürger will oder nicht. Auf 
der einen Seite wird der Staatslbürger ge
schröpft, ,wird Z'Uf Kassa gebeten, und auf der 
anderen Seite .wird er wiederum großzügig 
beschenkt mit -Din.gen, von denen er gar nicht 
gesprochen und um die er gar nicht gebeten 
hat. 

Der freiheitliche Vorschla:g, wie wir ihn 
ausgearbeitet haben, mit seinen breiten Pro
portionallbändern ist doch wesentlich günstiger 
,als diese kleinen 'Progressionsstufen, wie sie 
j etzt laufend 'zu errechnen sind. Die Belastung 
des Steuerpflichtigen mit einem mittleren Ein
kommen ist heute so groß, weil er eben in 
diesen Progressionsbauch hineinfallt. Es 
brächte hier ,allein schon die Verw,altungsver
einfachung, wie ,ich sagte, eine wesentliche 
Einsparung. 

In dieses Paket gehört weiters zweifellos 
hinein, daß man von Regierungsseite sagt, 
was mit der Gewerbesteuer weiter geschehen 
SOll i ein unerhörter Verwaltungs aufwand, der 
dem Staat dann doth nitht das bringt, was 
er sich vorstellt. 

Die Uberlegungen im Zusammenhang mit 
der Gewerbesteuer sind eine Frage der Ge
meinden und der Länder, heißt es. Ich meine, 
daß man das zweifellos mit Hilfe des Finanz
ausgleichs regeln kann.

' 
Hier in dieses Paket, 

die Steuern betreffend, gehört eben die Frage 
des Finanzausgleichs mit hinein und mit 
durchgesprochen. 

Die Forderung nach Steuersenkung ist zwei
fellos immer eine sehr populäre Forderung. 
Nur muß man sich als verantwortlither Poli
tiker auch die Frage aufwerfen: Wirkt sich, 
wenn ich heuer vehement für eine Steuer sen
kung eintrete, das in der derzeitigen Zeit der 
Inflation auth stabilitätspolitisch aus und ist 
das von dieser Warte aus vernünftig? 

Es gehört das Für und Wider _genau abge
wogen 'und der Zeitpunkt festgelegt. Nur bin 
ich der Meinung, daß der Zeitpunkt, den uns 
Bundesminister Androsch genannt hat, doch 
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eher ein politischer Zei tpunkt ist. Wenn er 
sagt, mit 1 .  1 .  1975 werde ich eine Steuer
milderung ins Auge fassen ! ,  dann muß ich 
sagen : In Anbetrach t  der kommenden Wah
len, die 1975 bevorstehen, scheint mir dies 
eine politische überlegung. Das muß ich ener
gisch dem Finanzminister vorwerfen, wenn er 
so denkt, und es blei·bt zweifellos Unlbehagen 
hängen. Auch 'Wenn er andere Argumente d,a
gegen brächte, so wäre d.as von meiner Warte 
aus strengstens zu verurteilen. 

Aber wie sich nun diese Steuerkumulation 
spezifisch in Osterreich abspielt, muß ich an 
einem k l einen Beisp iel erläutern, weil ich 
m eine, eine Forderung , die wir immer wieder 
aufgestellt haben, nämlich doch keine Steuer 
von der Steuer za!hlen zu müssen, wird hier 
echt widerlegt, und man sieht es an diesem 
Beispiel, daß das in Osterreich nach wie vor 
g ang und gäbe ,ist. Ich nehme di,eses BeLspi,el 
einer Rlasche Sekt deswegen, weil mir die 
Möglichkeit der Berechnung - weil hier noch 
die Sektsteuer dazukommt besonders 
signifikant erscheint. Ich darf dieses Zahlen
spiel vorlesen: 

Wenn ich eine Flasche Sekt mit 60 S ein
kaufe, so muß ich zweifellos - das verlangt 
der Fiskus und das ist die wirtschaftliche Not
wendigkeit - doch zumindest mit 100 Prozent 
Aufschlag rechnen. So kostet die Flasche be
reits 1 20 S. Dazu kommen die Alkoholsteuer 
mit 1 2  S, die G etränkesteuer mit 12 S, der 
B edienungszuschlag mit 12 S, das Bedienungs
geld von der Alkoholsteuer mit 1 ,20 S, das 
Bedienungsgeld von der Getränkesteuer mit 
1 ,20 S, die Me'hl1wertsteuer vom G rundpreis 
mit 19,20 05, die 'Melhrwertsteuer von der Alko
holsteuer mit 1 ,92 S, die Mehrwertsteuer von 
der Getränkesteuer mit 1 ,92 S und die Mehr
wertsteuer von der Bedienung. Dann kommt 
noch die Sektsteuer daZ'u, und wir zahlen nun 
die G etränkesteuer von der Sektsteuer mit 
90 g, das Bedienungsgeld von der Sektsteuer 
mit 90 g, die Mehrwertsteuer von der Sekt
steuer mit 1 ,44 S, die Mehrwertsteuer von der 
Getränkesteuer der ,sektsteuer mit 1 4 g und 
die Mehrwertsteuer von Bedienung auf Ge
tränkesteuer. 

Es .ist eiIl!fach unübersichtlich, .aber es ist 
so typisch und stgnifikant, wie hier Steuer
politik betrieben wird. Am Schl'uß kostet diese 
Flasche Sekt 196 S. Es spielt auch keine Rolle 
mehr, daß sie 1 96 S kostet, aber di.e Tatsache, 
w.ie hier die Steuer berechnet wird, ist doch 
typisch. 

Diese Zahlen geben ·einfach zu denken, 
wenn man dann noch heranzieht, daß im abge
laufenen Jahr durchschnittlich j eder Oster
reicher 9788 S Steuer pro Kopf bezahlt hat. 

Wenn man sich dann anschaut, daß die 
Steuerkopfquote in den Jahren 1 973 in Wien 
um 52 Prozent, in Salzburg um 57 Prozent, 
in VorarUberg um 59 Prozent, Tirol um 44 Pro
zen t  und selbst im Burgenland um 26 an
gewachsen ist, so sind das Zahlen, die 'einem 
zu denken geben müssen. 

In diesem Zusammenhang, Herr Bundes
minister, dar.f ich an ,Sie appellieren, doch 
Taten zu setzen, denn die zweifellos schwer 
arbeitende aber auch schwer steuerzahlende 
Bevölkerung Osterreichs hat ein Recht darauf, 
daß die Inflation weitgehend ausgeglichen 
wird. 

Ich darf noch einmal wiederholen: Durch 
Ihren Termin 1 .  1 .  1975 kommt der Verdacht 
auf, daß das zweifellos ein von lehnen rein 
polit.isch gewählter Termin ist, und sollte das 
der Fall s ein, darf ich Ihnen sagen, Herr Bun
desminister: Ihre Steuerpolitik ist unsauber! 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist de.r Abgeordnete Ing. Hobl. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter lng. Hobl (SPO) : Herr Präsi· 
dent! Hohes Haus l ,Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ' Herr Abgeordneter Dok
tor Keimel hat hier kr.itisdle Bemerkungen 
über die AIibeitsweise von Finanzminister 
Dr. Androsch vorgetragen. Man kann sich, 
wenn man aufmerksam zugehört hat, nicht des 
Eindrucks erwehren, daß der Osterreichischen 
Volkspartei Dr. Androsch zu stark 'Und trotz 
der Demagog·i>e dieser Partei ·in der Bevölke
rung sehr beliebt ist. Sie wollen also hier 
mit Hysterie und Demagogie das hohe An
sehen des Finanzministers bei der österrei
chischen Bevölkerung schmälern. Es wird 
Ihnen nicht gelingen, meine Damen und Her
ren !  (Beifall bei der SPO.) 

Ja,  Herr Dr. �eimel hat audl davon ge
sprochen, daß die Osterreichische Volkspartei 
1966 ein krankes Budget übernehmen mußte. 
Ja von wem denn, meine Herren? Von 1 945 
bis 1 966 wurden die Bundeskanzler, die 
Fjnanzminister und Wirtschaftsminister von 
der Osterreichischen Volkspartei gestellt. Sie 
hahen Ihnen di,eses kranke Budget 1 966 über
l assen, und saniert haben Sie es nicht, meine 
Herren, Sie haben es nur noch ungesünder 
gemacht. Sie haben weiter verschuldet, den 
Staat schwer verschuldet. Mit Sondersteuern 
und Steuerzuschlägen haben Sie zu kaschie
ren versucht, daß Sie nicht sanieren können. 
Das war es, Herr Kollege Dr. Mussil. Sie wis
sen das sehr genau, Sie kennen sich da aus. 
Sie können es nur nicht zugestehen, das hil
l ige ich Ihnen zu. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Sie 
liegen völlig falsch mi t dieser Argumentation, 
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Herr CollegaJ) Sie sitzen schief, Herr Kol
lege MussH ! Ich steh hier gerade !  (Beifall 
bei der SPO.) 

WCl!S die "beinharte GeseUschaftspolitik" be
trifft, die sich hinter der Finanzpolitik von 
Dr. Androsch verbirgt und Ülber die Herr Dok
tor K eimel so gesprochen hat : öffentliche 
Armut, privater Reichtum, in Wahrheit öffent
liche V,erschwendung : Herr Dr. KeimeI, viel
leicht haben Sie es schon vergessen, was Ihre 
Partei im "Lebensqualität OVP-Plan 1, Ge
sundheit, W()Ihnung, Umwelt" geschrieben hat. 
(Abg. Dr. M u s  s i  1: Das Plakat ist gutl) Das 
Plakat ist gut, aber (Abg. Dr. M u s  s i 1: Auch 
der Inha1t!) der Inhalt ist im Sinne der öffent
lichen Verschwendung, wie Herr Dr. Keimel 
gesagt hat. (Abg. Dr. K e i m e 1: Heute haben 
Sie gerade einen Teil davon beschlossen, Herr 
Ing. Hobi!) Wenn ich Ihnen nur vorlese,  was 
Sie für Schluß-folgerungen z·iehen (Abg. Dok
tor M u s s i 1: Immer die richtigen, Herr Kol
lege!) - 'beileibe nicht hei allen Kapiteln -, 
was die öffentliche Hand finanzieren soll. 
(Abg. Dr. K e i m e 1: Statt der UNO-Ci ty zum 
BeispielJ) Also "Lebens qualität - öffentliche 
Armut ·bekämpfen" . Hier steht : 

"Da die Errichtung und Bereitstellung von 
Kr,ankenanstalten, .die :für die mediz'inische 
Versorgung der Bevölkerung notwendig s ind, 
eine öffentliche Aufgabe i st, soll der Investi
tionsaufw.and ,gemeinsam von der öffentlichen 
Hand und den Sp italserhaltern finanz:iert wer
den. " 

Ich blättere schon weiter zu einem anderen 
Kapitel. Wieder Schluß'folgemngen : "Recht auf 
gesunde Umwelt." Hier steht also ebenfalls, 
daß di ese gesunde Umwelt nur geschaffen wer
den kann, indem die öffentliche Hand G elder 
dafür zur Verfügung stellt. 

Oder :  "Landschaft und Erholung. Errichtung 
eines überregionalen Landschaftsfonds der 
Länder und G emeinden. Aufg.abe des Fonds 
ist die Bereitstellung von Mitteln für Flächen
ankauf an Seen ·für Ausflugsschwerpunkte, 
Gestaltungsmaßnahmen in Erholungsl.and
schatten, wie Naturparks oder Naherholungs
gebieten, Abgeltung von Higentumsbeschrän
kungen" und so weiter und so fort. 

Oder : "Schutz des Wass,ers. "  Hier sagen 
Sie : " Förderung des Zusammenschlusses zu 
Wasserversorgungsverbänden durch die 
öffentliche Hand. Schaffung getrennter Nutz
und Trinkwasserversorgungsnetze." (Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Na und?) 

Meine Damen und Herren! Wenn man nur 
Ihr Programm ansieht, dann muß man zu der 
Meinung kommen, daß es eine öffentliche 
Ar:mut gibt und daß es gilt, diese öffentliche 
Armut zu beseitigen. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Der 

Beweis ist nicht gelungen!) Das ist nur ein 
Beispiel da-für, wie demagogisch Sie hier argu
mentieren, heute insbesondere Sie, Herr Dok
tor Keimel, in Ihrer Wortmeldung. (Abg. 
Dr. K e i m e 1:  Das tut Ihnen weh! Da müssen 
Sie doch sachlich etwas dagegen sagen!) 

Meine D.amen und Herren ! W.enn man sehr 
aufmerks.am den Eingang in die D eb.atte über 
diese dr:ingliche Anfrage der OVP ver:folgt 
hat, dann ist einem aufgefallen, daß der 
SchrifHührer nicht da war, der die dringliche 
Anfrage verlesen hätte sollen. Ein Schrift
führer der Regierun.gspartei hat di,ese dring
liche Anfrage verlesen. 

Wenn man sich den ersten Punlld Ihrer An
frage ansieht, so muß ich s agen, dann läßt 
das auch sehr tiefe Schlüsse zu. Sie fr,agen 
hier : "Welche voraussichtlichen Einnahmen 
erwarten Sie im Jahre 1974 aus der Lohn
steuer, nachdem die Budgetziffern s owohl auf 
Grund der Entwicklung . .  :' - da hat Doktor 
Androsch nachgewiesen, daß das nicht wahr 
ist. Aber j etzt w.ird .es lustiog (Abg. Dr. M u s
s i  1: Das ist direkt zum Lachen!), j etzt wird 
es wirkli.ch lustig, Sie lachen mit Recht über 
Ihren eigenen Antrag. Völlig mit Recht. Sie 
könnten noch herzlicher lachen, so lustig ist 
das. D.a steht nämlich :  " . . .  als auch infolge 
Expertenberechnungen unhaltbar .geworden 
sind?" Also weil ,es Experten berechnet hahen, 
sei  das Einhalten der Budgetziffern unmöglich 
geworden. Ich muß schon sagen, meine Her
ren : Das ist mi.t großer Flüchtigkeit gemacht 
worden. (Abg. Dr. K e i  m e 1: Sie haben eine 
bestechende Logik!) Sie leider nicht, Herr KoI
leg,e Keimei, sonst hätten Sie nicht den 
Punkt 1 Ihr.er Anüage so formuliert und in 
Ihrem Klub mitbeschlossen. (Abg. Dr. M u s
s i  1: Sie kommen bei Ihrer eigenen Fraktion 
ja nicht einmal durch mi t Ihren Argumenten! 
Ihre eigene Fraktion läßt Sie ja völlig hän
gen! Ein Bild des Jammers! - Abg. S k r i
t e k: Sie meinen den OVP-Parteitagl) 

Es ist, meine Damen und Herren, -ein beson
der:es Lob für Herrn Pr<JIfessor Dr. Koren d.azu
g ekommen, der ja heute hier selber gespro
chen hat. Man kann sich des Eindrucks nicht 
erwehren, Herr Generalsekretär Dr. Mussil, 
daß der Lärm, den Sie j etzt machen, ein Er
s at,z für den fehl<enden Budgetkrach ist. Denn 
in Ihrer Regierungszeit hat es immer Budget
krachs gegeben, bevor Sie ein Budget hierher 
ins Haus gebracht haben, und da waren Sie 
sicherlich in Ihrer Fralktion immer sehr lebhaft 
daran Ibeteiligt. Weil Sie das nicht mehr kön
nen, versuchen Sie }etzt durch dringLiche An
fragen zum Budget das Krachmachen hier im 

- Hause, weil Sie es nicht lassen Ikönnen. (Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Das ist alles zur Begründung, 
daß die Osterreicher viel zahlen müssen!) Es 
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gibt ,also, seit wir eine sozialistische Reg.ie- "real zunehmen, wenn die Wirtschaft jä'hr
rung in diesem Lande haben, keine Budget- lieh im Schnitt um 4 Prozent wächst." Und 
krachs mehr. dann sagen Sie also:  "Deshalb schlägt d�e 

Wir haben diese vier 'Budgets realis,iert, 
also verwirklicht. Auch das Budget 1 974 wer
d en wir verwirklichen, ohne vorher Pauken
schläge an'bringen und ohne nach Steuer
erhöhungen greifen zu müssen. Im G egenteil : 
Bis j etzt haben wir zwei Steuersenkungen 
vorgenommen. (Abg. Dr. P r a d  e r: Die sind 
ja dynamisiert, die Steuern!) Herr Kollege 
Dr. Prader! Ich komme dann schon noch zurück 
auf die Dynamisierung. 

Der Anteil des Budg,etvolumens 'am Brutto
sozialprodukt konnte von 28, 1 Prozent auf 
25,6 Prozent gesenkt werden. Auch der Anteil 
des Bruttodefizits am Bruttonat,ionalprodukt 
konnte von 2, 1 1  Pwzent im Jahre 1 969 ,auf 
1 ,75 Prozent gesenkt werden. (Abg. G I  a s e  r: 
Zahlenjonglierereien!) Wenn Sie diese Zah
len, die ich hier nenne, als Zahlenspielerei 
bezeichnen (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wer sagt 
denn das? Sie haben keine einzige richtige 
Ziffer genanntl) - der Herr Kollege Dr. Kei
mel hat von Zalhlenspielerei gesprochen (Abg. 
Dr. K e i  m e  1: Ich habe jetzt ausnahmsweise 
einmal geschwiegen! Aber ich gehe Ihnen 
anscheinend auf die Nerven!) -, so muß ich 
s agen: Das ist schwarz auf we,iß nachzulesen. 

Sehr intel'1essant ist ja die Rolle, die Ihr 
Klubobmann, Herr Professor Dr. Koren, Z'li 
spielen hat. Manchmal - nicht in dies,em 
Hause, sondern im Gespräch mit Journalisten, 
wo also der W:irtschaftsfachmann, der Profes
sor durchkommt - ,gibt es Äußerungen von 
Herrn Dr. Koren, die man durchaus akzeptie
r,en kann. Wenn ,aber Herr Dr. Koren genötigt 
ist, hier als Klu'b�bmann zu reden, wider
spricht er dem Professor Koren von der Hoch
schule für Welthande l !  (Abg. Dr. M u s  s j 1: 
Beweise!) Die kommen schon, die kommen 
schon! Bitte mitschreiben, Herr G eneralsekre
tär, sonst vergessen Sie es vielleicht ! 

Das geht die ganzen vier Jahre schon. 
Ich zitiere beispielsweise aus den "Salzburger 
Nachrichten" vom 2 1 .  Februar 1 970: "Wirt
schaftsprogramm der Osterreichischen Volks
partei für die Legislaturperiode 1 970 bis 1 974 : 
Wachstumsziel bleiben 4 Prozent pro Jahr." 
Und ,im Text heißt es dort weiter : "Daß das 
Bruttonationalprodukt Osterreichs während 
der OVP-Alleinregierung real um 19 Prozent, 
die Masseneirrkommen um 24 Prozent, die 
Spareinl agen um 55 Prozent gestiegen sind, 
stellt das OVP"'Wirtsch�ftsprogramm an die 
Spitze. 'Bis Ende 1974 könnte das Soz�ialpro
dukt um weitere 22 Prozent und die Massen
einkommen im selb en Ausmaß" - gemeint 
sind die 24 Prozent zwischen 1 966 und 1 970 -

!I!; 1 I 

Osterreichische Volkspartei vor . . .  " 

Nun, meine Damen und Herren, Ihre Vor
schläge sind nicht zum Tragen gekommen. 
Die Sache schaut nämlich in den vier Jahren 
so�ialistischer Regierung anders aus, nämlich 
wesentlich besser. D as Wirtschaftswachstum 
beträgt real im Schnitt in den ersten drei Jalh
ren der soz-ialistismen Regierung nicht 4 Pro
zent, sondern 6,7 Prozent. Die Massennetto
einkommen mußten sich nicht mit 24 Pro
zent für die 'ganze Periode bescheiden, son
dern ,erreichten ein Wachstum von 39 Prozent, 
meine Herren! Die Spareinlag,en, die Sie mit 
55prozentiger Steig'erung prognostiziert hfrben, 
sind vom Jahre 1970 bis zum September 1973 
um 66 Prozent gewachsen und haben Ende 
September 1973 mehr als 187 Milliarden Schil
ling .ausgemacht. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Nomi
nel1!) 

Ihre wirtschaftspolitischen Zielvorstellun
gen, meine Damen und Herren, haben Sie 
schlecht verwirklicht. Die sozialdemokratische 
Regi'erung hat in diesen vier Jahren wesent
lich größere Erfolge .auf wirtschaftlichem Ge
biet zu vermerken. Das stört Sie j a  so sehrl 
Trotz Ihrer Demagogie, trotz der Hysterie, 
die Sie jetzt in Steuer.fragen erzeugen wol
len, wissen die Osterreicher genau, daß es 
ihnen seit 1 970 'bess-er geht. (Beifall bei der 
SPO.) 

Herr Kollege Glaser hat hier als einzige 
Beweise sozialistische Plakate aus dem Wahl
kampf 1 970 angeführt. Herr Kollege Glaserl 
Wenn Sie wollen, i ch komme nach Salzburg, 
aber wir können es auch ,in Wien in den näch
sten zwei Tagen machen, gehen .wir einmal 
in große V-eJ.1kaufseinheiten : Soviel Freude 
am Einkaufen, wie die Osterreicher heute 
haben, haben sie nie ,in Ihrer Zeit gehabt! 
Sov,1el konnten ,s.i:e sich auch noch nie ·kaufen 
wie in dieser Zeit, meine Damen und Her
ren ! Dieser P.unkt wurde ,auch voll erfüllt. (Bei
fall bei der SPO.) Das wissen Si'e, Herr Kol
lege Glaser, ganz genau. Denn wenn Sie jetzt 
Ihre WahlweJ.'1bung in Salzburg machen, wozu 
auch Ihre heutige Rede hi,er gedient hat 
- einen ,anderen Zweck hat sie Ja nicht ge
habt -, so gehen Sie doch dort hin, wo die 
Leute mit Freude 'einkaufen, damit Sie von 
ihnen gesehen werden. So sieht die Sache 
wirklich aus. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u 8-
8 i 1.) Sie haben völlig recht. Es tut Ihnen sehr 
we'h! 

Herr Professor Koren hat zum Beispiel ,auch 
im J ahre 1 972 zum Budget 1 973 erklärt: "Bud
get falsch entworfen." So war der Titel in 
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den "Salzhurger Nachrichten" vorn 18:  Okto
ber 1 972. Auch eine dringliche Anfrage der 
OVP gab es damals im Nationahat. Koren 
hat da gesagt: 

Der Staatshaush alt 1973 "entspricht nicht 
den gegenwärtigen und ,auch nicht den vor
ausherechneten wirtschaftlichen Umständen" . 
Er meinte dann in einem G espräch mit Journa
listen : "Es sei entscheidend, daß das Budget 
in einer Zeit konzipiert worden sei, in der 
die jetzig'e Situation noch nicht eI1kennlbar war. 
Das Budget wurde im Mai und Juni in sei
nen Grundzügen fertiggestellt." 

Heute !kennen wir den :Budg,etvollzug von 
1973. Er war erstklassig, das Budget h at völ
lig gepaßt, obwohl Professor Koren zum Zeit
punkt des Einbringens des Budgets 1 973 hi er 
im Haus etwas ganz anderes gemeint hat. 

Derselbe Profes sor Dr. Koren - da spricht 
der WirtsmaHsfachmann aus ihm ; es war nicht 
eine Erklärung hier im Haus, sondern wieder 
vor der Presse, im "Linzer Volksblatt" vom 
9.  Jänner dieses Jahres - sagte damals :  

"Das Budget stimmt nicht mehr! "  (Abg. 
DI. M u s  s i I: Das hat nie gestimmtl) "Finanz
minister inüßte eine Neueinschätzung vorneh
men." Und Koren sagt 'Weiter : "Die Wirt
schaftspoliHk werde es 1974 mit dem vorher
sehbaren Abklingen einer Periode der Hoch
konjunktur und einer gleichzeitigen inter
nationalen Rezession zu tun haben." Dann 
meinte er: "Unter diesen Voraussetzungen 
müsse der Finanzminister eine Neueinschät
zung seines Budgets vornehmen. Erst wenn 
man wisse, in welchem Maß sich die Ein
nahmen verringern" - meine Herren, am 
9. Jänner 1 974 hat Herr Dr. Kor,en gesag t :  
Erst wenn m a n  wisse, wie sich die Einnahmen 
veningern, also vor zwei Monaten I - "könne 
man Maßnahmen ergreifen." 

Heute behauptet die OVP, es gebe einen 
gigantischen Z.uwachs der Einnahmen im 
Staatshaushalt. Vor zwei Monaten sagte d.as 
einer der Hauptsprech,er dieser Partei, Ihr 
Klubobmann, noch 'ganz anders . (Abg. Doktor 
M u s s i  I: Eine flexible, wendige PaIteil) Sehr 
flexibel l Selhr flexibel! Man kann Vertrauen 
in diese Flexibilität haben, das ist unüber
sehlbar, Herr G ener,alseJkretär. 

Dann heißt es : "Nach Korens Meinung 
l ägen dies,e im BeI'eich des Kreditsektors und 
in einer Forcierung des Exportes. Ausga'ben
impulse und steuerpolitische Maßnahmen 
müßten neu überdacht werden. Ob unter den 
g eänderten Umständen die Volkspartei wei
terhin eine Lohn- und Ein'kommensteuersen
kung fordern würde, Heß ,Professor Koren 
offen. Erst müsse der Finanzminister die neuen 
Zahlen vorlegen." 

Die liegen vor. Herr Dr. Androsch hat heute 
ges agt, es ist gar keine Einnahmenexplosion, 
wie Sie es vermuten, eingetreten ; also diese 
berühmten 2 Milliarden me'hr. 

Kopen meinte ebenf.alls am 9. Jänner (Abg. 
S t e i n  i n  g e r: DeI hat schon viel gemeint!) :  
"Auf eine Frage hinsichtlich der bisherigen 
aVP-Forderungen ,auf dem Steuersektor ver
wies Dr. Koren auf die in den letzten Wochen 
geänderte wirtschaftspolitische Lage. Die For
derungen der OVP sei,en unter ganz anderen 
Voraussetzungen aufgestellt worden." 
Jetzt kommt also /Wieder die Neuaufla'ge unter 

ganz anderen Voraussetzungen. - "Eine 
Steuererhöhung werde ruicht notwendig sein, 
und bezüglich einer Steuersenikung habe der 
Finanzminist'er Maßnahmen für 1 975 ,ange
kündigt." (Abg. DI. M u s  s i 1 :  Die sind schon 

überfällig geworden!) - Vor acht Wochen 
Ihr Klubobmann Professor 'Dr.  Kore n !  

W-ie schaut nun die steuerliche Belastung 
wirklich aus? Das schlimmste wäre, wenn ich 
j etzt behaupten würde, j eder zahlt gerne Steu
ern, daß wir sehr wenig Steuern zahlen und 
bitt,en würden, daß wir mehr zahlen düpfen. 

Wie schaut das in Sbeuergruppe B, ein 
Alleinverdiener mit zwei Kindern, ;beispiels
weise aus? (Abg. Dr. M u s  s i I: Und wie 
schaut es mit drei Kindern aus?) Wenn er 
ein Nettoeinkommen von 6000 S hatte, so 
zahlte € r  1 969 636 S Lohnsteuer, 1 971 , nach 
unserer ersten Etappe, nur mehr 576,80, es 
war also eine Ersparnis von knapp unter 60 S. 
1973 hat man für dies'es steuerpflichtige Ein
kommen nur mehr 1 83,30 S an Steuer zu be
za:hlen gehabt, also eine 'Ersparnis um 393,50 S 
1973. Dazu kommt noch die Vorleistung von 
360 S am 1 .  Juli 1 972. Korrespondierend damit 
sind die Familienlbeihilfen von 460 auf 600 S 
im sel'ben Zeitraum gestiegen. 

Und nun, weil Herr Kollege Dr. Pfader von 
diesem Mehr an Steuern gesprochen hat: 
W,enn wir keine Steuersenkung gemacht hät
ten, so hätten die Einkün:fte aus der Lohn
steuer 1 973 30,5 Milliarden Schilling betra,gen. 
Tatsächlich waren es .auf G rund ,unserer Refor
men aber nur 21 , 1  Milliarden. 1 974 wären statt 
der wahrscheinlich k ommenden 26 ,Millia rden 
Schilling 47,7 Milliarden Schilling an Lohn
steuer ,eingelangt. 

Meine Damen und Herre n l  Wir Sozialisten 
wer.den 'eine Milderung der Progression und 
eine Reform, vor allem zugunsten der n iede
ren 'Einkommen, durchfuhren. Wir werden uns 
weder von Ihrer Hysterie noch von Ihrer Dem
agogie davon abbdng,en lassen, einen ·geord
neten Staatshaushalt zu führen, der eine ge
sunde Wirtschaft ohne Lizitation in unserem 
Lande garantiert. 
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Herr Kollege Glaser hat gemein t :  An1kla.gen es keine Betriebsratssitzungen mehr, die diese 
maß man, die Anklage lautet :  Versprochen - DiI1lge auf der Tag esordnung haben. Es gibt 
gehalten. Es sei aber nichts gehalten worden . keine B etriebsversamm'lung mehr, wo man die 
(Abg. S t e  i n i n g e l: Demagogie!) Meine Steuergerechtigkeit fordert. Es herrscht ein 
D amen und Herren!  Die Osterreicher wissen eisi<ges Sdlweigen über die Probleme. Ich ver
besser, w,as versprochen und was gehalten stehe n icht, daß man nicht offen über die Not
wurde. Trotz einer permanenten Wä'hrungs- wendigkeit einer Novelle zum Steuergesetz 
krise in der Welt wurde der österreichische spricht, warum man das versdlweigt. Ich b e
Schilling mehrmals aufgewertet. Wir 'haben greife es nidlt. 
uns,ere Verbindungien zu den Europäischen 
G emeinschaJten geknüpft , wir haben ein neues Es ist auch so - und ich darf das hier offen 
Umsatzsteuersystem ei ngefü'hrt. Trotz der sagen, die Belegschaften v·efistehen :es nicht - ,  
Rohölpreisstei,gerungen und der Rohstoffpreis- daß die Betriebsräte ,genau harmonisiert s ind 
steigerungen kann man, glaube ich, s agen, mit der Parbe.ipoI.itik Ihrer Partei, und wenn 
daß Osterreich glücklich sein kann, in dieser sie den Auftrag haben zu schweigen, sie es 
Zeit von Sozialisten und nicht von der Volks- auch tun. 
p artei regiert zu <werden . (Beifall bei der SPO.) 

Ich darf hier wahren Wortes stehen und Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
sa.gen : Ich habe das in der Zeit der OVPist Abgeordneter Burger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Burger (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Nachdem der Herr Abgeordnete 
Hobl vorhin seine 'Meinung äußerte, daß das 
Einkaufen j etzt tatsächlich Spaß macht, kann 
ich mir nur wünschen , daß diese Äußerung 
möglichst viele in der Bevölkerung gehört 
haben. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe mich zu di·esem Thema zum Wort 
gemeldet, weil ich glaube, daß man das 
Problem auch einmal von der Sicht eines 
Betriebsrates her beleuchten soll.  Ich habe hier 
den Eindruck gehabt, daß so mancher Redner 
die Bindung zu den Belegschaften tatsächlich 
niCht mehr 'besitzt. Ich tr,age in der letzten 
Zeit 'gerne die 'graphischen Darstellungen des 
Herrn Finanzministers bei seiner letzten Bud
getrede bei mir. Es ist das einfachste Mittel, 
es .anfragenden '.Arbeitsk011eg·en klarzu
machen, wie es nun mit  unserer Teuerungs
p olitik, wie es mit unserer Schul:denpolitik 

Regierung keinesfalls getan. Ich habe bei 
3 Prozent Preiserhöhung genau so eine Re
solution unterschrieben mit dem Vorsa tz :  Du 
bist von den Belegschaften gewählt und hast 
ihnen gegenüber die Pflicht zu erfüllen. 

Wir erinnern uns jetzt bei den 8 Prozent 
Preiserhöhungen nur zu genau, daß es PI·akate 
gegeben hat, die da sagten : Wählt SPO, damit 
wir die Preise wieder in der Griff bekommen. 
Heute sagt uns Kol<leg.e Abgeordneter 
Wille : Habt Mut und G eduld ! Das kann man 
den Abgeordneten in diesem Haus zurufen, 
Geduld zu haben, Mut brauCht man uns nicht 
anzuDaten, den ha:ben wir ohnehin! (Beifall bei 
der OVP.) Aber den Belegschaften dre.ußen 
werden wir sagen, daß sie Mut und Geduld 
haben sollen. Diese vornehme Sprache hört 
man draußen nicht, draußen heißt es schlecht
hin : "Halt die Schnauze'" (Widerspruch bei 
der SPO.) 

und wie es mit unserer Steuerpolitik steht. Es gibt heute keine Protestresolutionen 
Hier ist <alles deutlidl und einfadl aufgezeidl- mehr, man schweigt über die Probleme. Ich 
net. Es ist nur merkwürdig, daß die Dinge erinnere mich sehr 'genau, meine Herren Abge
sich total verändert 'halben. Man kann mit den ordneten von der SPO-Seite, ich erinnere mich 
Leuten von der Teuerung reden, über die ganz genau, wie das Plakat gekommen ist :  
Steuerprogression reden, Iffian findet unter den 1 4.000 S - noch ,größer gedruckt - 1 4 .000 S 
Diens tnehmern und Arbeitskollegen ein maß- - noch größer gedruckt - schädigt euch der 
volles Verständnis. Kein Verständnis aber OVP-Finanzminister j äJhrlich. Das war ein Be
findet man unter den Betriebsratskollegen. Mir tIlag, der nie eingehoben warnen ist. Aber 
sind die Dinge des'halb so frisch in Erinnerung, damit hat man den Boden des Vertrauens 
weil ich seit annähernd 'zwei J ahrzehnten mit- verseucht. Wenn man siro an dies es Plakat 
machen durfte, wie man bei j eder Preis- erinnert, muß Iffian sagen, wieviel wir heute 
erhöhung in den Betriebsratssitzungen s ofort zuviel zahlen. Aber es scheint die Feststellung 
reagierte. Und es war richtig so. Die Betriebs- wert zu s ein, daß man hier die Bundes
ratsvertretungen sind für die Belegschaften regierung mit nichts aufweichen könnte, zu
da, dann für lange nichts, dann wieder für die gunsten der Kleinverdiener, zugunsten der 
Belegschaft -und meinetwegen erst zum Schluß Belegschaft eine Steuerreform herbeizuführen. 
für di e Partei. Wie haben sich die Dinge doch Ich glaube, daß es auch 'Wir nicht fertigbringen 
geändert! Heute, ,bei 8 Prozent Preiserhöhung, werden, aber j emand wird es fert�.gbringen, 
bei einer ungeheuren Steuerprogression gibt nämlich die Belegschaften draußen. Gestatten 
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Sie mir, Herr Präsident, daß ich aus der letzten 
Betriebszeitung "Der Donawitzer" zitiere. Ich 
darf verlesen : 

"Die Donawitzer Arbeiter, die größtenteils 
ihren Wohns itz außerha1b der Betriebsstätte 
haben, müssen j etzt b ereits ·bis zu 40 Prozent 
ihres Einkommens für Wohnung und Fahrt
kosten aufwenden. Das ist bei den heutigen 
ebenf.alls enorm ,steigenden ,Lebenshaltungs
kosten nicht mehr tragbar , wird in der Be
triebsratss tellungnahme ,begründet . 

Abschließend heißt es konkret : 

Der Arbeiterlbetriebsrat des Hüttenwerkes 
Donaw itz -fordert daher den G ewerkschafts
bund auf, die Lohnpolitik diesen Gege1ben
heiten anzup assen und eine Vorziehung der 
nächsten Lohnrunde für diese nicht mehr zu
mutbaren Preiserhöhungen, die eine spürbare 
Verringemng des ·Lebensstandards bedeuten, 
durchzusetzen. Dazu ko.mmen die außerge
wöhnl ichen B elastungen am Lohnsteuersektor, 
wo ebenfalls eine vorzeHliehe Regelung, das 
heißt eine Vorziehung der geplanten Reform, 
erfolgen müßte." (Ruf bei der OVP: Der zu
ständige Zentralsekrelär ist nicht mehr da!) 

Wir haben in einer Betriebsratssitzung die 
SPO-Kollegen gefragt, wie lange dieser Zu
stand noch ,anhalten soll, und in dieser Be
triebsratssitzung siegte die Vernunft. Ob sie 
auch bei Ihnen, Herr Finanzminister, siegen 
wird, ist zu bezweifeln, nachdem Sie 'gesagt 
haben, daß Sie nicht an eine vorzeiUge Re
form denken. 

Es wäre a'ber, meine Damen und Herren, 
falsch, nur von der ,unerträglichen Loihnsteuer
progression zu sprechen. Mit der 29. Novelle 
zum ASVG S'ind ,ab 1 .  1 .  1 974 für .die Beleg
schaften und für die Dienstnehmer garrz erhe'b
liche Belastungen eingetreten. Ich will nicht 
den ganzen Artikel einer obersteirischen B e
triebszeitung zitieren, dessen Uberschrift lau
tet : "Androsch sch'föpft Arbeitnehmer. " 
Man zitiert hier genau die Erhöhungen in Pro
zenten für die Kran'kenkassen, für die Sozial
beiträge, ·aber abschließend wird gesagt, daß 
durch diese Erhöhung j eder Dienstnehmer 
jährlich bis zu 700 .s mehr belastet wird und 
zahlt j nämlich mehr ,belastet zu dieser Steuer
progression, mehr ,belastet zu den Preisen. 

Rechnet man nun die 1 2prorzentige Lohn
erhöhung dazu, dann s'ind das brutto 6720 S. 
Bei Abzug der Teuerung und der SteueraJb
gaben, der Sozialversicherung ergiht das einen 
Nettobetrag von 5298 S. Also hat der Dienst
nehmer bei einer 1 2prozentigen Lohnerhöhung 
sag e  und schreibe einen Vorteil von 45,40 S. 

Diese Beispiele  ließen sich weiter berechnen. 
Die Belegschaften haben sich .gefreut, aher als 
der erste Lohnzettel kam, kam auch die Er
nüchterung. 

Ich möchte aber, meine Damen und Herren, 
von einer neuen Belastung - sie ist heute hier 
schon angezogen worden - sprechen. Dienst
nehmer, die sich mühsam einen Wagen er
sparten, weH er für ihre Dienstverrichtung 
unumgängl ich ist, hauptsächlich in den kon
tinuierlichen ·Betrieb en, in Betrieben, wo be
reits vierschichtig geaJ1beitet wird, und Dienst
nehmer, die des Nachts nach Hause Jahren 
müssen, sind 'gezwungen, ihren PKW ·zu be
nützen. Die Treibstoffpreiserhö-hung, Je nach 
Entfernung vom Wohnort zum Dienstort, be
l astet die Dienstnehmer mit monatlich. ibis zu 
600 S und mehr, und dafür b ekommen sie 
keine Abgeltung. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mir 
erlaubt, von der ;Sicht der Dienstnehmer die 
Dinge zu beleuchten. Gestatten Sie mir ab
schließend, daß ich meiner Hoffnung Nach
druck verleihe, daß die Bundesregierung die 
Forderungen, die heute im Haus gestelH wor
den sind, nicht für politisch e  Zwecke erfüllt, 
denn ich bin von Haus 'aus der Uberzeugung, 
dlaß wir vor der Wahl 1975 eine Lohnsteuer
reform -bekommen werden. 

Ich bin von Haus aus der Uberzeugoung, 
daß vor den Wahlen 1975 e ine Teuerungs
ahgeltung ,gemacht wird, und ich bin der Uber
zeugung, daß es zahlreiche andere Geschenke 
geben wird. Die Bevölkerung ,alber wiPd sich 
trotz dieses VOfigehens an die Belastungen, 
die ihr vier Jahre lang auferlegt wurden, 
erinnern. Die Bevölkerung weiß, daß diese 
Regierung, die ihr bei den Preisen und bei 
den Steuern vor den Wahlen 1970171 alles 
versprochen hat, auf diesen G ebieten nichts 
gehalten thatl (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Zwei B eispi,el'e .sollen zur Erläut'erung die- ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Zittmayr. Ich 

nen, daß uns von der letzten Lohner'höhung erteile es ihm. 
von 12 P,roz,ent, dte wir ursprünglich mit 
Fr,eude begrüßt 'haben, nichts ,geblieben :ist. 

Wenn ein Arbeitnehmer der Lohnsteuer
gruppe B mit dem Alleinverdienerabsetztbetrag 
und Kindera:bsetz'b eträgen für 7JWei Kinder ein 
Einkommen von monatlich 6000 S hat,  be
kommt er netto in seinem Lohnsackerl 5252 S. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
(OVP) : Sehr geehrter Herr Präsidentl Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Es ist wie
der einmal mein Schicksal, bei der heutigen 
Debatte al,s letzter zu Wort zu kommen. 
(Abg. S k r i l e k: Sie hätten es ja vermeiden 
können!) Das würde Sie, Herr Abgeordneter 
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Skritek, besonders freuen, denn eines war bei 
der heuUgen Debatte 'Zu dieser wichtigen 
F:"rage festzustellen : Die sozialistischen Ver
treter haben bei der heutigen Debatte von 
sehr vielen Dingen gesprochen, aber den Ge
genstand der heuUgen dringl ichen Anfrage 
üb erhaupt nicht oder nur sehr am Rande er
wähnt. Man konnte feststellen, 'auch bei der 
Anfragebe.antwortung , daß ein Großteil der 
Abgeordneten diesen Saal verl�ssen hat. Auch 
bei der Begründung der Anfrage. Offensicht
lich ist es halt sehr schwer, sich Dinge anhören 
zu müssen, von denen man überzeugt ist, 
daß sie sUmmen. Man ist also seIhst auch der 
Uberzeugung, daß auf diesem Sektor etwas 
geschehen müßte, ist aber nicht b ereit, das 
offen zuzugeben. Das ist ein Zeichen, daß es 
wirklich ernst ist in dieser Frage . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Mein Kollege Burger hat es schon angedeutet:  
Draußen in den Belegschaften der Betriebe 
ist das Thema Teuerung ul1'd Belastung mit 
Sozial versicherungs!beiträgen und Lohnsteuer 
ein e Angelegenheit, die wirklich ernst zu neh
men ist . Auch wir wissen d as. Und, lieber 
KoHege Haas, eines .ilSt 'klar : daß soundso 
viele Arbeiter mit kleinen und mittleren Ein
kommen die Me inung vertreten, es wäre ver
nünftiger, nicht 15 Prozent Lohnerhöhung mit 
den darauffolgenden Teuerungen ertragen zu 
müssen, sondern mit geringeren Lohnzuwachs
raten, aber mit einer stabileren Wirtschaft 
durchzukommen, um bestehen zu können . Es 
i st auch klar:  Diese Wirtschaftspolitik, diese 
Teuerung und diese Belastung mit Lohnsteuer 
auch schon bei relativ niedrigerem Einkommen 
führt dazu, daß die Ärmsten, die mit m i ttleren 
und kleinen Einkommen am meisten von die
ser Wirtschaftsentwicklung betroffen werden ! 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Dieses große Unbehagen in der Bevölkerung 
ist einfach vorhanden, ,a-uch wenn der Herr 
Abgeordnete Hob l  versucht hat, uns einzu
reden, die Jahre seit 1970 wären die schönsten 
und besten für die ,österreichische Bevölkerung 
g ewesen. 

Drei Punkte sind es , die er vergessen hat 
zu erwähnen, und deshalb müssen wir sie 
erwähnen. Ers tens die Teuerung. Es wurde 
heute schon festgestellt :  Seit Apri l 1970 ist der 
Verbr,aucherpreisindex in Osterreich um 
28 Prozent ges tiegen. Das ist aber nur ein 
Durchschnitt, denn viele Bereiche, wie beson
ders der Bausektor oder auch andere G ebiete, 
sind in der Preisentwicktung davongeolaufen, 
was besonders die Mieter zu spüren bekom
men, die oft nicht mehr in der Lage sind, 
die ges tie,genen Wohnungsmieten zu tragen. 
Und was in der letzten Zeit besonders auf 

dem G eb<ührensektor -auf die Pens ionisten, 
Rentner und Bezieher kleinerer Einikommen zu
kommt, ist auch außerordentlich belastend. 

Wir haben in diesen Jahren seit 1970 di e 
höchsten Steuerbelastungen, die höchste Zu
wachsmte und - auch das, glaube ich, muß 
man sagen - die geringste VeI1besserung des 
Realeinkommens, also der Kaufkraft der Men
schen. In der Statistik der Arbeiterkammer, 
Herr Finanzminister, ist das ausdrücklich und 
deutlich festgehalten. 

Die Bevölkerung erwartet, daß endlich eine 
Entlastung eintritt, daß endlich in der Be
steuerung eine Milderung eintritt. Wenn das 
nicht der Fall wäre, dann würde nicht der 
G ewerkschaftsbund j etzt, getrieben von seinen 
Leuten draußen , selbst vorstellig werden, ob
wohl noch vor einigen Wochen der Herr Prä
sident Benya erklärt hat : Vor dem 1. Jänner 
1 975 gibt es nichts ! Ich kann mir dann nicht 
erklären, wieso j etzt plötzlich der Gewerk
schafts'bund sich in dieser Frage so stark 
macht, wenn das Problem nur von der OVP 
ho chgespielt wird. Ich glaube,  das zeigt sehr 
deutlich, daß das wirklich -auch Ihre Leute 
sehr beschäftigt und daher etwas gesche'hen 
muß. Das ist die eine Seite. 

Es ist Tats ache, ,es wurde heute auch schon 
g-esagt : 28 Milliarden SchillJng Lohnst1euer
einnahmen erwart·et man 1 974 und dazu 
5� bis 53 Mmiarden MehfW\ertsteuer. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Diese Mehrwertsteuerfrage i s t  eine Ange
legenheit, die wiI1kIich ernst zu nehmen ist, 
denn genauso wie die Lohn- und Einkommen
steuer zieht die Mehr-wertsteuer allen Bevöl
kerungsgruppen riesige Beträge aus der 
Tasche, und zwar auch j enen, die Ikeine Lohn
und Einkommensteuer b ezahlen . Bei den Woh
nungen, beim Strom, 'bei den Lebensmitteln, 
bei den sonstigen Bedürfnissen, 'beim Heizöl, 
überall ist auch die Mehrwertsteuer mit dabei ,  
und bei jeder Preissteigerung ist der Herr 
Finanzminister mit seinem Mehr-wertsteuer
p rozentsatz mitbeteiligt . 

Es gibt mehrere Möglichke iten der Ent
lastung der Bevölkerung; es wurde heute 
schon gesagt. Einerseits uns,er Antrag auf 
Erhöhung der AbsetZlbeträge, um die Steuer
b elastung zu verringern . Herr Finanzminister, 
Sie er-kennen aus unserem Antrag, daß es 
sich hier nicht um eine mutwiWge Antrag
stellung handelt, sondern daß sie in sehr 
vernünftigem Rahmen gehalten ist und d·aß 
wir während des Jahres nicht grundsätzliche 
Änderungen des Steuersys tems beantragen. 
Das ist ein vernüfilfti,ger Vorschlag, der bei 
ein'igem guten Willen auch von Ihrer Seite 
akzeptiert werden k,önnte. 
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Auf der anderen Seite die Mehrwertsteuer. sparsam und wirtschaftlich zu arbeiten und 
Was die Bevölkerung auf diesem G ebiet in das Ihnen anvertmute Geld wirtschaftlich ein
der letzten Zeit mitmacht, ist schon eine ar,ge zusetzen. Das ist einmal das -er_ste. Sie haben 
Zumutung. Es wurde vom Kollegen Bur-ger als Mitglied der Regierung, a.ls Finanzminister, 
schon -gesagt, daß -gerade j ene Arbeitnehmer, die Aufgabe, mit den Steuergeldern und mit 
die l ängere Strecken zurückle'gen müssen, den Beiträgen sparsam und wirtschaftlich um
durch die Benzinpreiserhöhung sehr belastet zugehen. Wenn Ihnen nichts einfällt, lassen 
sind. Wenn wir uns überlegen, was es -in Sie nachdenken, vieHeicht g�b t  es Mitarbeiter, 
der OVP-Zeit für einen Wirbel gegeben hat, denen wirklich etwas in dieser Richtung ein
als innerhalb von vier J'ahren das Benzin und fä.llt. Denn das G eld hinaus-welI'fen und immer 

neue Steuern und Belastungen auferlegen, das 
ist kein Weg, der trag,bar ist. 

Die Entlastung der Einkommen. Ich ver
weise hier auf einen Artikel des "Kurier" 
vom 1 .  März. "Schweden p lant Senkung des 
Mehrwertsteuers atzes" , eine Regierung, die 
Ihnen in so vielen Dingen ein Vorbild ist. Es 
wurde Eini,gung er'zielt über die Herabsetzung 
des Mehrwertsteuersatzes von 15 auf 12 Pro
zent. Man erwartet eine Dämpfung der In
flation und eine Entlastung der Bevölkerung. 
Von 15 auf 12 Prozent! Wenn es in Schweden 

das Dieselöl um 20 Groschen teurer geworden 
ist ; das war eine Katastrophe. Jetzt: Ja, mein 
Gott! (Hei terkeit) Supe:r.benzin 1 970 3 ,90 S, 
j etzt 6,50 S, damal,s 12 Groschen Urnsatz.steuer, 
heute 90 Groschen Mehrwertsteuer. 90 Gro
schen Mehrwertsteuer, Herr Finanzminister, 
und Sie genieren sich gar nicht, das einzu
heben, obwohl Ihre Abgeordnetenkollegen da
mal s  der Meinung waren, bei Treibstoff sollte 
man vernünftig sein und 8 Prozent Mehr
wertsteuer verlangen. 90 Groschen - prak
tisch fast 1 S - sind j etzt .im Superbenz.in 
an Mehrwertsteuer für den Finanzminister 
drinnen. Bei Normalbenzin sind es 80 Gro- möglich ist, so etwas zu unternehmen, müßte 

sehen, und beim Dieselöl sind es 73 Groschen. man eigent:lich auch in Osterreich irgendeinen 

Von 9 Groschen Umsatzsteuer alt auf 73 Gro- Weg finden, um diese drückende Belastung 

schen Mehrwertsteuer neu ! Das ist es, was 
Ihnen die Bevölkerung einfach nicht mehr ab
nimmt! Denn d,as ist eine Belastung, die fiür 
die b reiten Bevölkerungsgruppen, für die 
Al1b eiter, für die Pendler, für j ene, die längere 
Strecken zu bewälUgen haben, einfach nicht 
tragbar ist. 

Noch ein Beispiel. Aus der j etzigen Er
höhung der Handelsdüngerpreise am Welt
markt von rund 30 Prozent im Durchschnitt 
entsteht der Landwirtschaft eine Mehr
belastung von 600 Millionen Schilling im J,ahr. 
Zu dieser Preis erhöhung kommen 100 Mil
lionen Schilling an Mehrwertsteuer. Und wenn 
die Bauern verlangen : Herr Finanzminister, 
entlasten Sie unsere Einkommen von diesen 
Belastungen, -geben Sie uns eine Ermäßigung 
bei diesen Mehrwertsteuersätzeni ,  dann hören 
wir von Ihnen ein ganz eindeutiges Nein. 
Sie haben kein Verständnis für die Pro!bleme 
der kleinen Leute, laber auch nicht der kleinen 
Bauern und der kleinen G ewer.betreibenden. 
Sie sind einfach nidlt bereit, hier etwas zu 
tun. 

Ich möchte meine Ausführungen nicht all
zusehr ausdehnen. Alber eines ist klar, Herr 
Finanzminister, Sie meinen : Es müßte von der 
OVP gesagt werden, wo man denn dann die 
notwendigen Geldmittel hernehmen solle. 

zu mildern. 

Eine entsprechende stabilitätsorientierte 
Politik zur Bekämpfung der Innation; ,auch 
hier darf ich auf Auslführungen des General
direktors der Nationalbank, Kienzl, verweisen. 
In derselben Zeitung finden wir die Uber
schrift: "Ki,enzl mahnt zu Vors.icht bei Pr,eis,en 
und hei Löhnen," Es heißt da unter anderem: 
"Kienzl sieht nur unter diesen Bedingungen 
und unter Einschluß einer konsequenten Anti
inflationspolitik und eines geordneten S taats
haushaltes für Osterreich die Chance, mit 
relativ günstigen Preissteigerungen und der 
VollbeschäfHgung durdlzukommen." 

Endlich sagt einmal e,in prominenter 
Sozialist, es ist notwendig, eine Antiinfl.ations
politik zu machen. OffensiChtlich sind also die 
Behauptungen, die wir schon vor einigen Jah
ren aufgestellt haben, richtig. Nur wurden sie 
damals von Ihnen 'bestritten, und in j eder 
Weise wurde ges agt, wir mö chten nur die 
Stimmung verschlechtern. 

Es wäre dadurch sel1bstverständlich möglich, 
bei den Lohnrunden - und das wurde auch 
schon gesagt - doch zu vernünftiger-en Rege
lungen zu kommen, um diese Spirale, die sich 
immer mehr dreht, zu ·beruhigen und eine 
vernünftigere Lösung zustande zu bringen. 
(Der P r ä  s j d e n  t übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Ich habe an dies er Stelle schon mehTlIIlals Herr Bundeskanzler und Herr Finanzmini-
gesagt : Beginnen Sie endlidl, so wie j eder ster! An Ihnen liegt es in erster Linie, daß Sie 
Unternehmer, so wie j eder Gesdlälf'tsoführer entsprechend handeln, einerseits in der Frage 
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der Senkung der Lohn- und Einkommensteuer 
- unser Antrag ist ein gutes Mittel dazu -, 
andererseits aber auch durch eine Milderung 
der Belastung der Bevö.lkerung auf dem Sektor 
der Mehrwertsteuer und drittens durch eine 
Antiinflationspolitik zur Verbesserung der 
Stabilität in Osterreich, um langfristig diesem 
Land am meisten zu dienen. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

8. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor
lagen: Bundesgesetz betreffend Grundsätze für 
die Organisation und den Wirkungsbereich 
der land- und forstwirtschaftlichen Schulbei-

räte (585 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Religionsunter
richtsgesetz hinsichtlich der land- und forst
wirtschaftlichen Schulen geändert wird 
(Religionsunterrichtsgesetz-Novelle 1973) 

(586 der Beilagen), 

rungsvorlagen 585, 586, 587 und 588 der Bei
la:gen in Verhandlung genommen 'und zur 
Vorberatung derselben einen Unterausschuß 
eingesetzt. Die Regierungsvorlage 638 der Bei
lagen wurde diesem Unterausschuß ,am 
2 1 .  März 1 973 zugewiesen. Im Hinblick auf 
die durch das Bundesministeriengesetz 1 973, 
BGBl. Nr. 389, inzwischen neu geschaffene 
Zuständigkeitsregelung, wonach die Mini
sterialkompetenz für die 'gegenständlichen 
Vorlagen nunmehr beim. Bundesministerium 
für Unterricht und Kunst liegt, gelangte der 
Unterausschuß zu der Auffassung, daß die 
Vorberatung dieser Vorlagen zweckmäßiger 
durch den Unterrichtsausschuß erfolgen kann. 
Namens des Unterausschusses berichtete hier
über der Ahgeordnete Pansi am 22. Feber 1974 
d em Ausschuß für lJand- und Forstwirtschaft, 
der sich dieser AuUassung des Unteraus
schusses einhellig anschloß. 

Nach einer Debatte, an der sich die Abge
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Pansi und 
Dr. Schmidt beteiligten, wurde der Antrag, 
dem Nationalrat in diesem Sinne zu berichten. 
einstimmig angenommen. 

Bundesgesetz betreffend die land- und forst- Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
wirtschaftlichen Privatschulen (Land- und stellt daher durch mich den A n  t r a g. der 
forstwirtschaftliches Privatschulgesetz) (587 Nationalrat woUe diesen Bericht zur Kennt-

der Beilagen) , nis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
Bundesgesetz betreffend die Grundsätze für ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
land- und forstwirtscbaftlicbe Berufsschulen abzuführen. 

(588 der Beilagen) und Präsident: Wir gelangen nunmehr zur A b-

Bundesgesetz betreffend die Grundsätze für 
land- und forstwirtschaftlicbe Fadlscbulen 

(638 der Beilagen) (1061 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zum 
8. Punkt der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst

s t i m  m u n g über den Antrag des Aus
schusses für Land- und Forstwirtschaft, seinen 
Bericht 1 06 1  der Beilagen zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. Das ist e i n  s t i m  m i g 

wirtschaft über Grundsätze für die Organi- a n g e n  0 m m e n. 

s ation und den Wirkungsbereich der land- und Somit w e  i s e ich die Regierungsvorlagen 
forstwirtschaftlichen Schulbeiräte, 585 bis einschließlich 588 und 638 der Beilagen 

die Religionsunterrichtsgesetz-Novelle 1 973. 
dem Unterrichtsausschuß z u. 

da!s land- und forlstwi,r.tschafUiche Pr,iva·t- 9. Punkt: Beridlt des Aussdlusses für Land
s chulgesetz. und Forstwirtscbaft über die Regierungsvor

das Bundesgesetz betreffend die Grundsätze lage (589 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
für land- und forstwirtschaftliche Berufs- das Landarbeitsgesetz geändert wird (Land-
schulen und das arbeitsgesetz-Novelle) (1062 der Beilagen) 

Bundesgesetz betreffend die Grundsätze für 
land- und forstwirtschaftliche Fachschulen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Stögner. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Stögner: Hohes Haus I Der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft hat in 
seiner Sitzung am 24. Jänner 1 973 die Regie-

Präsident: Wir gelangen zum 9. Punkt der 
Tagesordnung: Landarbeitsgesetz-Novelle. 

Auch hier ist Berichterstatter der Herr Ab
geordnete Stögner. Ich ersuche um den Berimt. 

Berichterstatter Stögner: Ich erstatte den 
Bericht des Ausschusses für Land- und Forst
wirtschaft über die Regierungsvorlage (589 der 
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Stögner 

Beilagen) : Bundesgesetz, 
arbeits gesetz geändert 
gesetz-Novelle) . 

mit dem das Land
wird (Landarbeits-

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat in seiner Sitzung am 22. Feber 1 974 die 
ob genannte Regierungsvorlage in Verhand
lung genommen. Als Berichterstatter für den 
Ausschuß fungierte Abgeordneter Pansi. 

Der Ausschuß vertrat einhellig die Auf
fassung, daß mit Rücksicht auf die durch das 
Bundesministeriengesetz 1 973, BGBl. Nr. 389, 
neu geschaffene Zuständigkeitsregelung, wo
nach die Ministerialkompetenz für die gegen
ständliche Vorlage nunmehr beim Bundes
ministerium für soziale Verwaltung liegt, die 
Vorberatung dieser Vorlage zweckmäßiger 
durd1 den Ausschuß für soziale Verwaltung 
erfolgen kann. 

Der Antrag, dem Nationalrat in diesem 
Sinne zu berichten, wurde nach einer Wort
meldung des Abgeordneten Ing. Schmitzer ein
stimmig angenommen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
stellt daher den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Präsident : Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m

Das vorliegende Protokoll sieht die An
wendung des Allgemeinen Zoll- und Handels
abkommens (GATT) auf einen weiteren Mit· 
gliedstaat, Ungarn, vor. Die Einbeziehung Un· 
garns in den Anwendungsbereich des GATT 
ist im handelspolitischen Interesse Osterreichs 
gelegen. 

Das erwähnte Protokoll ist gesetzändernd 
und darf daher nur mit Genehmigung des 
Nationalrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 B-VG 
abgeschlossen werden. 

Der Zollausschuß hat die Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 5. Feber 1 974 in Ver· 
handlung gezogen. Zum Gegenstand sprachen 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. Schmidt und Heinz sowie der Bundes· 
minister für Handel, Gewerbe und Industrie 
Dr. Staribacher. 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig be· 
schlossen, dem Hohen Haus die Genehmigung 
des Abschlusses des Protokolls samt Anlagen 
A und B zu empfehlen. 

Der Zollausschuß ist der Meinung, daß in 
diesem Fall die Erlassung eines Bundes
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs .  2 
B-VG in der geltenden Fassung - zur Uber
führung dieses Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht notwendig ist. 

m u n g über den Antrag des Ausschusses Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Zoll· 
für Land- und Forstwirtschaft, seinen Bericht ausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
1 062 der Beilagen zur Kenntnis zu nehmen. beschließen: 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Si,tz.en zu ,erheben. - E ,i n s t i m  m i g a  n g e
n o  m m e n. 

Somit w e i s  e ich die Regierungsvorlage 
589 der Beilagen dem Ausschuß für soziale 
Verwaltung z u. 

10. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (91 t der Beilagen) : 
Protokoll über den Beitritt der Ungarischen 
Volksrepublik zum Allgemeinen Zoll· und 

Handelsabkommen (104� der Beilagen) 

Der Abschluß des Protokolls über den Bei· 
tritt der Ungarischen Volksrepublik zum All· 
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen samt 
Anlagen A und B (91 1  der Beilagen) wird 
verfassungsmäßig genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage id1, General· und Spezialdebatte 
in einem durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages samt 
Anlagen A und B in 91 1 der Beilagen die 
Genehmigung zu erteilen. Präsident: Wir gelangen zum 1 0. Punkt der 

Tagesordnung:  Protokoll über den Beitritt 
Ungarns zum Allgemeinen Zoll- und Handels
abkommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, s ich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m· 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete m e n.  
Dr. Kaufmann. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kaufmann: Ich bringe 
den Bericht .des Zollauschusses über die Regie
rungsvorlage (91 1  der Beilagen) : Protokoll 
über den Beitritt der Ungarischen Volks· 
republik zum Allgemeinen Zoll- und Handels
abkommen. 

1 1 .  Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über die Regierungsvorlage 
( 1009 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Gehaltsüberleitungsgesetz geändert wird 
(Gehaltsüberleitungsgesetz-NoveUe 1974) 

(1052 der Beilagen) 
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12. Punkt: BeriCht und Antrag des Finanz- und 
Budgetausschusses über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Bezügegesetz 
neuerlich geändert wird (1053 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 1 1  und 1 2  der Tagesordnung, über die 
die D ebatte unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies : 

Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1 914 und 

eine neuerliche Änderung des Bezüge-
gesetzes. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Lukas. Ich ersuche um seine 
beiden Berichte. 

Berichterstatter Lukas: Herr Präsidentl 
Hohes Haus ! Ich 'berichte lim lAuftrag des F�
nanz- und Budgetausschusses über die Regie
rungsvorlage (l009 der Beilagen) : Bundes
gesetz, mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz 
geändert wird. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht Än
derungen bestimmter Bereiche in der Standes
gruppeneinteilung der staatsanwaltschaft
lichen Beamten vor. Durch diese Änderungen 
sollen die 'StJandesgruppenregelungen staats
anwaltschaftlicher Beamter 'an jene der Richter 
angeglichen werden. Weiters enthält der Ent
wurf Änderungen auf den Gebieten des 
Dienstprüfungswesens, der Amtstitel und der 
Anstellungserfordernisse. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 1 9 . Feber 1 914 der Vorberatung unter
zogen. Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die A'bgeordneten Robert 
Weisz, Dr. Koren, Dr. Broestgke, Linsbauer 
und Suppan sowie IStaiatssekretär Lausecker 
beteiligten, wurde der Gesetzentwurf einstim
mig angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a 'g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf die verfassungsmäßi.ge Zustimmung er
teilen. 

Weiters berichte ich über einen Antrag, 
mit dem das Bezügegesetz neuerlich geändert 
wird. 

Im Zuge s einer Beratungen über die Regie
rungsvorlage in 1 009 der Beilagen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Ge'haltsüber
leitungsgesetz geändert wird, hat der Finanz
und Budgetausschuß in seiner Sitzung lam 
19. Feber 1 974 über Antrag der Albgeordneten 
Robert Weisz, Dr. Koren, Dr. Broesigke und 
Genossen hesdllossen, gemäß § 19 Abs. 1 
Geschäftsordnungsgesetz dem Hohen Hause 

e inen selbständigen Antrag vorzulegen, der 
eine Abänderung des Bezügegesetzes zum 
Gegenstand hat. Diese Novelle zum Bezüge
gesetz sieht vor, daß bei der Berechnung der 
einmaligen Entschädigungen die Sonderzah
lungen anteilsweise zu berücksichtigen sind. 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Robert 
Weisz, Dr. Koren und Dr. Broesigke beteilig
ten, wurde der Gesetzentwurf mit Stimmen
einhelligkeit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem dem schriftlichen Ausschußbericht ange
schlossenen Gesetzentwurf die verffrssungs
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldun.gen vorliegen, 
beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzUlführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m
m u n g, die ich über jede der zwei Vorlagen 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Entwurf der Gehaltsüberleitung'sgesetz
Novelle 1 974 samt Titel und Eingang in 
1009 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das Jst einstimmig angenom
men. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so
fortige Vornahme der dritten Lesung. Wird 
Einwand erhoben? - Nicht der Fall. 

Ich bitte daher j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu 'erhehen. - Auch in droitter 
Les ung e i n  s t .j m m ;i g a n g e  n 0 m m ,e n. 

Wir gelanqen nunmehr zur .A!bstinunung 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Bezügeg,esetz neuerlich geändert 
wird, samt Titel und Eingang in 1053 der Bei
lagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sidl von den Sitzen 
zu ,erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es wird ebenfalls die sofortige Vornahme 
der dritten Lesung verlangt. Einwand wird 
nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
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Präsident 

von den Sitzen zu erheben. - Der Gesetz
entwurf ist 'auch in dritter Lesung e i n  s t i  m
m i g a n g e n  0 m m e n, 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationa,lrates 
berufe ich für morgen, Donnerst,ag, den 
1. März, um 9 Uhr mit foLgender Tagesord
nung ein: 

1 .  Bericht :des Rechnuil'g,shofausschusses be
treffend den Tätigkeitsbericht des Rechnungs
hofes (881 der Beilagen) über das Verwal
tungsjahr 1972 ( 1066 der Beila'gen) 

2. Bericht des A'usschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierung·svorlage 
( 104 1  der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Studienförderungsgesetz ,geändert wird 
( 1 063 der Beilagen) 

3. Bericht des Unterrichtsauschusses über die 
Regierungsvorl1age ( 1042 der 'Beilagen) : Bun
desgesetz, mit dem das Schülel1beihilfengesetz 
geändert wird ( 1064 der Beilagen) 

4 .  Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage .( 1021 der BeHagen) : 
Zusatzprotokoll zum Abkommen über die kul
zureIle Zusammenal1beit zwischen der Repu
blik Osterreich und der Sozialistischen Repu
blik Rumänien, abgeschlossen in Wien am 
11 .  September 1 97 1  ( 1065 der Beilagen) 

5. Bericht :des Finanz- und Bud'getaus
schusses über die Regierungsvorlage ( 1 030 der 
Beilagen) : Bundesgesetz Ibetreffend die Uber
na,hme der Bundeshaftung für Darlehen und 
sonsUge Kredite der Axamer Lizum Aufschlie
ßungs-AktiengeseHschaft ( 1054 der Beilagen) 

6. Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über den Bericht des Bundesmini
sters für Finanzen (111-98 der Beilagen) gemäß 
§ 2 Abs. 2 des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Datenverarbei
tungsanlagen des Bundes für das Jahr 1912 
(Anlage zum Bundesfinanzgesetz 1 912) ( 1055 
der Beilagen) 

mäß § 12 Abs. 4 des Postsparkassengesetzes 
1969, BGBl. Nr. 458, betreffend Finanzsdmlden
bericht 1913 der Osterreichischen Postspar
kasse ( 1056 der Beilagen) 

8. Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über den Neunundzwanzigsten 
Bericht des Bundesministers für Finanzen 
(111- 1 1 6  der Beilagen) gemäß § 1 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes vom 9. September 1 966, BGBl. 
Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz) , betreffend 
das vierte Kalendervierteljahr 1 913 ( 1 051 der 
Beilagen) 

9. Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über den Bericht der Bundes
regierung (111-1 1 1  der Beilagen) gemäß § 22 
des ERP-Fonds-Gesetzes, BGBl. Nr. 201/1 962, 
betreffend den Jahresbericht und Jahresab
schluß 1 912/13 des ERP-Fonds ( 1058 der Bei
lagen) 

10. Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(912 der Beilagen) : Bundesgesetz betreffend 
Versuche an lebenden Tieren (Tierversuchs
gesetz) und 

über den Antrag 105/A (11-3 170 der Bei
lagen) der Abgeordneten Dr. Broesigke und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz über 
Versuche an lebenden Tieren (Tierversuchs
gesetz) ( 1 045 der Beilagen) 

1 1 . Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(879 der Beilagen) : Abkommen zwisChen der 
Republik Osterreich, der Republik Rwanda 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft be
treffend den geologischen Dienst Rwandas 
(1046 der Beilagen) 

1 2. Bericht des Ausschusses für Wissen
schaft und Forschung über den Bericht des 
Bundesministers für Wissenschaft und For
schung (111 -60 der Beilagen) betreffend den 
Hochschulbericht 1 912 (Band 1 und 2) ( 1 041 der 
Beilagen) 

1 . Bericht des Finanz- und Budget- Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
ausschusses über den Bericht des Bundesmini- eingeleitet. 

sters für Finanzen (lI! - 1 1 1  der Beilagen) ge- Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchIuE der Sitzung : 20 Uhr 25 Minuten 
Druckfehlerberidltigung 

Im Protokoll der 94. Sitzung vom 1 4. De'zem
ber 1 913 hat auf Seüe 9301 in der rechten 
Spalte .im 'zweiten Absatz die fünfte Zeile von 
oben statt "Dr. P I  a d e I: Mit deI weIden wir 
uns noch" richtig zu lauten : "schild hat. (Abg. 
L i  b a I: Jawohll - Abg. Dr." 

österreichische Staatsdruckerei L61 2 1024 
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